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DIE MINDERHEITSREGIERUNG. 

ALLGEMEINES 

WAHLERGEBNIS UND KOALITIONSVERHANDLUNGEN. 

01.03.1970 NATIONALRATSWAHLEN 

Bei den Nationalratswahlen für die XII. Gesetzgebungsperiode, welche am 1. März 1970 stattfanden, 

nahm die SPÖ der ÖVP sieben Mandate ab. Sie erhielt 48,39 Prozent der Stimmen, aber nur 81 

Mandate. Die ÖVP erreichte 79, die FPÖ 5 Mandate. Die ÖVP hatte bei 48,35 % im Jahr 1966 die 

absolute Mehrheit errungen, wieder ein Beweis für die Ungerechtigkeit des Wahlsystems. Wahlsieger 

Kreisky sagte denn auch den begeisterten Wählern, die mit Fackeln beim Parteihaus in der Löwelstraße 

erschienen waren, er trete für ein gerechteres Wahlsystem ein.  

Das Wahlrecht war wohl auch Hauptthema eines Gespräches, das Kreisky noch am Wahlabend um ein 

Uhr früh mit Friedrich Peter, dem Obmann der FPÖ, führte. Zu Vereinbarungen sei es, wie Heinz Fischer 

schreibt, an diesem Abend noch nicht gekommen, aber der Angelhaken für eine künftige 

Zusammenarbeit, in welcher die Freiheitlichen eine wichtige Rolle spielen konnten, war wohl 

ausgeworfen, zumal es hier ein vitales gemeinsames Interesse gab.1  

Welche Regierung konnte nun kommen? Nach den neuen Mehrheitsverhältnissen wäre eine große 

Koalition mit umgekehrten Vorzeichen oder eine kleine Koalition von ÖVP und FPÖ möglich gewesen, 

wobei Kreisky schon am Wahltag sagte, er könne sich eine solche Koalition der Verlierer nicht 

vorstellen.  Eine kleine Koalition mit dem Wahlsieger hatten die Freiheitlichen selber mit ihrer Erklärung 

vom 16. Jänner 1970, es solle keinen roten Bundeskanzler und keine schwarze Alleinregierung geben, 

ausgeschlossen. Er könne sich aber vorstellen, sagte Kreisky, dass zwei große Parteien ohne jene 

Nachteile zusammenarbeiten, die es vor allem in den letzten Jahren gegeben habe. Bundespräsident 

Jonas erteilte Kreisky am 3. März den Auftrag, Koalitionsverhandlungen mit der ÖVP aufzunehmen.  

04.03.1970  PRESSEKONFERENZ. KREISKY SCHLIEßT KLEINE KOALITION AUS, BRINGT 

MINDERHEITSREGIERUNG INS SPIEL. 

In einer Pressekonferenz am 4.März schloss Kreisky auch eine kleine Koalition mit der FPÖ aus und er 

brachte zum ersten Mal die Minderheitsregierung ins Spiel. Schließlich habe man die gleiche Anzahl an 

Wählern.  An Programmpunkten für eine künftige Regierung gab Kreisky neben einer echten 

Steuerreform, die verhindere, dass Erhöhungen von kleinen Einkommen unverzüglich vom Finanzamt 

weggesteuert werden, auch die Wahlrechtsreform an. Weiters sollten die Richtsätze für Renten und 

Pensionen neu berechnet, die Dienstzeit beim Bundesheer auf sechs Monate gesenkt, die 

Politikerprivilegien und die Korruption in der öffentlichen Verwaltung beseitigt und öffentliche Ämter mit 

Klagsmöglichkeit der Übergangenen ausgeschrieben werden. 

AZ 17.03.1970 .NACH SP-ERFOLG IN DER STEIERMARK VERHANDLUNGEN ZÜGIG 

FORTSETZEN.“ 

                                                      

1 Fischer, Die Kreisky-Jahre 1967-1983. (1993) 63. 
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Was nun die Regierungsbildung anbelangte, so gab es zunächst nur unverbindliche Gespräche. Die 

ÖVP wollte den Ausgang der steirischen Landtagswahlen am 15. März abwarten, um vielleicht mehr 

Gewicht in ihre Wagschale zu bekommen. Tatsächlich konnte sie sich, unter dem sehr populären 

Landesfürsten Josef Krainer, gegenüber den beiden letzten Wahlgängen verbessern. Die SPÖ schnitt 

gegenüber 1965 mit einem Mehr von 30.720 Stimmen auch recht gut ab, gegenüber den gerade 

geschlagenen Nationalratswahlen verlor sie allerdings 26.137 Stimmen. Die große Verliererin war die 

KPÖ die ihr Landtagsmandat an die SPÖ abtreten musste. Ein Mandat verlor, der Wahlarithmetik war 

es verdankt, auch die ÖVP an die SPÖ. Die Blauen blieben bei ihren zwei Mandaten. Die ÖVP hatte so 

ihre absolute Mehrheit verloren, das sozialistische und das bürgerliche Lager waren mit je 28 Mandaten 

gleich stark. Hätten rot und blau an einem Strang gezogen, so hätte das Los über die Wahl des 

Landeshauptmannes entschieden.2  

AZ 10.04.1970 PAUL BLAU, DIE GEDULDSPROBE. 

Die ÖVP trat nun sehr forsch auf, sie wollte, wie Paul Blau in der AZ vom 10. April vermutete, nach dem 

Verlust der Wahlen, so wie es einst der SPÖ im Spätherbst 1962 gelungen war, die Regierungsbildung 

gewinnen. Da beide Parteien, meinte sie, an Mandaten ungefähr gleich stark seien, erhebe sie auch 

Anspruch auf gleich viele Minister. Auch den Programmpunkten der SPÖ war sie nicht willens, 

näherzutreten, sie verlangte solche Unmöglichkeiten, wie die Förderung der Privatschulen und den 

verstärkten Schutz des Eigentums. Am 9. April 1970 gab daher der Bundesparteivorstand der SPÖ 

grünes Licht für andere Regierungsvarianten, wenn die große Koalition nicht zustande kommen könne. 

 

AZ 15.04.1970. „KRISE IN VERHANDLUNGEN SP-VP.“ 

Am 14. April legte die SP-Delegation ihre personellen Forderungen vor. Sie verlangte sieben Ressorts:  

Neben dem Kanzler den Finanz-, Innen- Verkehrs- Sozial- Unterrichts- und Justizminister. Was das 

Ressort des Finanzministers anbelangt, so argumentierte Kreisky, dass dieses immer der Partei des 

Bundeskanzlers zugestanden sei. Der ÖVP wäre demnach das Landwirtschafts-Verteidigungs-

Handels- und Bautenministerium, und – was post festum recht verwunderlich klingt – das 

Außenministerium zugestanden. Im 32-köpfigen Hauptausschuss des Nationalrats sollten nach dem 

Willen der SPÖ Sozialisten, 15 ÖVP-ler und ein Freiheitlicher sitzen. Besonders empört zeigte sich die 

ÖVP darüber, dass die Sozialisten das Unterrichtsministerium beanspruchten. Dazu Kreisky: Die 

Konservativen hätten in Bildungs- und Kulturfragen eklatant versagt. Seine Partei sei es dem Elektorat 

schuldig, hier für eine Wendung zum Besseren zu sorgen.  

Verhandlungsführer Withalm wies das nun allerdings wirklich wenig reizvolle sozialistische Angebot 

empört zurück. 3  Withalm argumentierte, wenn man die Zahl der Beamten und der Budgetposten 

zusammenrechne, so käme auf seine Partei nur ein Fünftel des Einflusses. Kreisky meinte, wenn man 

die reinen Förderausgaben zusammenzähle, dann schneide die ÖVP sogar noch besser ab als die SPÖ 

Er erklärte, das Angebot der SPÖ sei kein Diktat, er erwarte ein Gegenangebot. Die Verhandlungen 

                                                      

2  „ 

3  
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wurden am Freitag dem 17. April 1970 fortgesetzt. Die SPÖ erklärte sich bereit, das Bildungsressort zu 

teilen, und in den kleineren Parlamentsausschüssen eine Parität der Mandate zu akzeptieren.4 

 

20.04. 1970 INSTALLIERUNG DER MINDERHEITSREGIERUNG. 

Kreisky hatte mit seinen Regierungsverhandlungen mit der ÖVP wohl nicht viel mehr tun wollen, als die 

Dekors zu wahren. So sprang er auch, als Withalm nicht auf sein Angebot einging, sogleich ab und 

bildete eine Minderheitsregierung. Bundespräsident Franz Jonas legte ihm dabei nicht das Geringste in 

den Weg, was ihm die ÖVP bitter nachtrug. Die Ministerliste legte Kreisky dem Bundespräsidenten erst 

am 20. April um 21:40 Uhr vor. Wie Fischer berichtet, bedurfte es einiger Zeit, den als Außenminister 

vorgesehenen österreichischen Gesandten in Prag Rudolf Kirchschläger zu erreichen.  

Die Besetzung des Finanzministeriums war nicht leicht zu bewerkstelligen: Die Großen des Gewerbes, 

wie der Wiener Vizebürgermeister und Finanzstadtrat Felix Slavik,  der steirische Landeshauptmann-

Stellvertreter Alfred Schachner-Blazizek oder ÖGB-Vizepräsident Rudolf Häuser lehnten den wackligen 

Amtssessel ab. So kam schließlich der jugendliche Hannes Androsch zum Zug. 

Nun führte Kreisky noch ein Gespräch mit Friedrich Peter in der Parteizentrale in der Löwelstraße. Das 

war zweifellos ein Akt besonderer Courtoisie, der auf künftige Pläne hinwies. Am Dienstag dem 20. April 

1970 um 16 Uhr vereidigte Bundespräsident Franz Jonas die erste sozialdemokratische Regierung in 

der Geschichte Österreichs. 

 

Die vorrangige Frage war, ob es dem Kabinett Kreisky überhaupt gelingen würde, ein Budget über die 

Bühne zu bringen. Handelte es sich dabei doch um eine Minderheitsregierung, welche mit den beiden 

anderen Parteien um eine Mehrheit dafür zu buhlen hatte. Die ÖVP insbesondere auch in Gestalt ihres 

nun an die Stelle des Josef Klaus tretenden Obmannes Hermann Withalm, würde für eine solche 

Mitarbeit kaum die Hand bieten. Withalm nannte das Kabinett Kreisky I eine Regierung auf jederzeitigen 

Widerruf, sein Wiener Parteiobmann Bauer sah es sogar auf dem Misthaufen der Geschichte landen.   

Im Spätsommer, so meinte Withalm wohl, werde Kreisky an die ÖVP wegen einer Wiederaufnahme von 

Koalitionsverhandlungen herantreten, und man werde ja sehen, wer letztlich der Gewinner sei. FPÖ 

Vorsitzender Friedrich Peter stritt ab, dass es Absprachen mit Kreisky in Sachen Budget gebe. Man 

wolle die Regierung nicht im Parlament unterstützen und abwarten, ob Kreisky für mehr 

Wahlgerechtigkeit durch eine Wahlrechtsreform sorgen werde.5 

Finanzminister Koren meldete an, er würde das Finanzministerium nur sehr ungern aufgeben, was das 

steirische ÖVP-Blatt Südost-Tagespost für nicht so gut hielt, weil es seine Aufgabe sein könne, die 

Steuergelder für die abzulehnenden Maßnahmen der SPÖ Minister einzutreiben. 6  Am 18. April 

verhandelte Koren Slavik und Androsch über die steuerlichen Sofortmaßnahmen. Koren wollte den 10-

                                                      

4 „Unterricht: Die SPÖ ist zur Teilung bereit.“ AZ 18.04.1970. 

5 „VP-Vorwürfe gegen Bundespräsidenten.“ AZ 22.04.1970. 

6 Blau, Die Zerrissenen. AZ 08.03.1970. 
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prozentigen Einkommensteuerzuschlag für alle aufheben, desgleichen den 

Körperschaftssteuerzuschlag, was ein Vorwahlversprechen der ÖVP eingelöst hätte. Korens Vorschlag 

wäre doppelt so teuer gekommen wie der sozialistische, und er hätte die kleinen und mittleren 

Einkommen kaum begünstigt. Die Sozialisten hatten keinerlei Veranlassung, ihm näherzutreten.7 

 

22.04.1970 AMTSÜBERGABE UND REGIERUNGSERKLÄRUNG. 

Am 22. April 1970 fand die Amtsübergabe Klaus/Kreisky statt. Kreiskys erster Besuch galt dem Kardinal 

König. Für Seine Eminenz hatte die frisch gekürte Regierung ein besonderes Zuckerl bereit: Die 

Kirchensteuer sollte teilweise von der Steuer absetzbar gemacht werden. 

Am 27.April 1970, genau 25 Jahre nach Gründung der Zweiten Republik trug Bundeskanzler Kreisky, 

gestört durch Lachen und Zwischenrufe der Opposition, sein Regierungsprogramm im Nationalrat vor: 

Wirtschaftswachstum, sozial gerechte Einkommensverteilung, Erhaltung von Vollbeschäftigung und 

Schillingkaufkraft waren die Hauptanliegen seiner Budgetpolitik. Wirtschaftswachstum war unbedingt 

notwendig, war das Bruttonationalprodukt der österreichischen Bevölkerung mit 1460 Dollar pro Kopf 

nur noch von Staaten wie Griechenland, Irland, Italien, Portugal, Spanien, die Türkei und Japan 

unterboten. 

 

Vorrang sollte aber zunächst die Budgetkonsolidierung, der Abbau der Defizite und die Verringerung 

der Staatsschulden haben. Dazu bestand ja auch Veranlassung, musste man das Defizit doch für 1970 

mit 8,9, für 1971 mit 14,1 bis 15,3, aber für 1972 bereits mit 17,9 bis 30,2 Milliarden Schilling 

veranschlagen. Die Staatsschuld, die 1965 noch 28,3 Milliarden Schilling betragen hatte, würde im 

Jahre 1970 etwa 47 Milliarden Schilling erreichen. Die Auslandsschuld war in den Jahren der ÖVP-

Alleinregierung um 235 % gewachsen.  Das sollte die Sozialisten aber nicht davon abhalten, die 

Schulden zu erhöhen, wenn es auf Grund der zu finanzierenden Investitionsprojekte des Bundes 

erforderlich war 

 

 Aus diesem Grund kam ein Auslaufen der Sonderzuschläge auf die Einkommen- und 

Körperschaftssteuer nicht in Betracht. Die Regierung wollte aber auch unter diesen Umständen den 

Investitionsanteil des Budgets erhöhen, war doch der Anteil der Investitionsausgaben am 

Gesamtbudget in der Alleinregierung von 11,7 auf 10,6 % zurückgegangen. Es war deshalb unbedingt 

erforderlich, die Investitionsstruktur zu verbessern, sowie für Mittel- und Hochschulen, Forschung und 

Sozialpolitik vermehrte Mittel einzusetzen. Für Forschungszwecke wurden, wie Karl Czernetz in der 

Debatte zum Regierungsprogramm präzisierte, im Budget für 1970 etwa eine Milliarde Schilling 

aufgewendet, das waren je nach Betrachtung zwischen 0,3 und 0,6 %. Das hatte zur Folge, das 

österreichische Wissenschafter ins Ausland gingen. Die Schweiz hingegen gab für diesen Zweck 2,6 % 

des Budgets aus. aus. Die Minderheitsregierung wolle daher jetzt ein solches Ministerium einrichten. 

                                                      

7 „ÖVP will Reiche weiter begünstigen.“ AZ 19.04.1970. 
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Das gehe aber nur mit parlamentarischer Zustimmung der Opposition. Da werde sich nun zeigen, ob 

die ÖVP der Regierung eine faire Chance geben werde.   

 

Mit Subventionen wollte die Regierung sparsam und transparent haushalten, weshalb ein jährlicher 

Subventionsbericht an den Nationalrat vorgesehen war. 

 

In der Wirtschaftspolitik wollte die neue Regierung unter Berücksichtigung marktwirtschaftlicher 

Grundsätze aber im Rahmen eines langfristigen wirtschaftspolitischen Konzepts die österreichische 

Wirtschaft modernisieren. Zu diesem Zweck wollte sie zunächst eine Bestandsaufnahme der 

finanziellen Möglichkeiten, einen mehrjährigen Finanzplan und ein mehrjähriges Investitionsprogramm 

erstellen. Wie Weihs in der Diskussion ausführte,  schlug die Regierung eine Harmonisierung der 

Entwicklung der Staatsausgaben und Staatseinnahmen mit jener der Wirtschaft vor,  was für jedes 

zeitgemäß geführte Unternehmen bereits zur Selbstverständlichkeit geworden sei, solle endlich auch 

für den Bereich der staatlichen Politik Verankerung finden, nämlich wirtschaftliche Dispositionen der 

staatlichen wirtschaftspolitischen Instanzen in größerem Rahmen zu sehen und in größerem Rahmen 

durchzuführen und nicht das laufende Finanzjahr als den Zeithorizont sämtlicher Maßnahmen 

anzusehen.  

 

Moderne Förderungsmaßnahmen, wie die Ergänzung der Bewertungsfreiheit durch eine 

Investitionsprämie sollte bei Objekten in strukturschwachen Gebieten für die Investitionstätigkeit der 

Unternehmen Anreiz schaffen. Ausländische Investitionen begrüßte das Programm, wenn sie zur 

Strukturverbesserung beitrugen, neue Arbeitsplätze vor allem in rückständigen und gefährdeten 

Gebieten gerierten oder die Anwendung fortschrittlicher Technik bzw. exportintensive Fertigungen mit 

sich brachten. Ein umfassendes Fremdenverkehrskonzept soll erstellt werden. 

 

 Ein Problem, mit dem sich die Regierung zu befassen haben würde, war auch der Preisauftrieb. Er 

machte im Jahr 1970 5 % aus, und das war, wie Weihs meinte, vom letzten von der ÖVP beschlossenen 

Budget verursacht, welches durch seinen expansiven Charakter, insbesondere durch das Rekorddefizit 

von 9 Milliarden Schilling, ausgesprochen prozyklische Merkmale trage. Es müssten also rasch 

wirkende Preisbremsen kommen. Zur Dämpfung des Preisauftriebs wollte man unter anderem das 

Nettopreissystem auszudehnen und gezielte Zollsenkungen durchführen, was schon mit 1. Juli 1970 

geschah.8 

 

Die ÖIG sollte als Führungs-und Finanzierungsinstrument der Verstaatlichten besonderes Gewicht 

erhalten.  

                                                      

8 „Zollsenkungen gegen Preisauftrieb.“ AZ 01.07.1970, S.1. 
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Eine grundlegende Reform des Steuersystems, leistungsfördernd, sozial gerecht und der 

Ausgabenstruktur Rechnung tragend, befand sich in Planung. Vorläufig sollten zum 1. Jänner 1971 bei 

Lohn- und Einkommensteuer für untere und mittlere Einkommen eine Progressionsmilderung erfolgen 

und verschiedene Freigrenzen valorisiert werden. Überprüfen wollte die Bundesregierung Familien- und 

Haushaltsbesteuerung, Kraftfahrzeugbesteuerung, Absetzbarkeit von Ausbildungskosten und 

Kirchensteuer als Sonderausgaben, schließlich die dringende Umstellung der Umsatzsteuer auf das 

Mehrwertsteuersystem. 

 

Die nunmehrige ÖVP-Opposition verwahrte sich vor allem gegen die, wie es ihr Generalsekretär Karl 

Schleinzer nannte, Legende, die Minderheitsregierung müsse ein katastrophales Erbe übernehmen. In 

Österreich gebe es weder Chaos noch Krisen, sondern inneren Frieden eine vollbeschäftigte, rasch 

wachsende Wirtschaft und eine harte Währung. Man lasse sich auch nicht durch den Nebel eines 

scheinbar nur noch humanen und liberalen Sozialismus nicht täuschen, weil die Sozialisten vom 

anderen Ufer des Marxismus herkämen, und in der ehrlichen Überzeugung, damit ein Gesetz der 

Geschichte zu vollziehen, eine sozialistische Gesellschaftsordnung errichten wollten.  

 

Die Sache mit der sozialistischen Gesellschaftsordnung wies die Neo-Regierungspartei SPÖ strikt von 

sich.  Ihr Landwirtschaftsexperte Oskar Weihs verwies auf die großen Programme, mit denen sich die 

SPÖ auf die Regierungsarbeit vorbereitet hatte, Programme, deren Ziel es war, Österreich an den 

Standard der westlichen Welt heranzuführen. Das war konstruktive Oppositionsarbeit. Das Verhalten 

der ÖVP in den letzten Tagen wirke hingegen nicht eben konstruktiv. Chefideologe Karl Czernetz warf 

der Opposition vor, mit der Roten Katz daherzukommen. Die Sozialisten meinten aber, dass Österreich 

die Reife für die Form einer sozialen Gerechtigkeit in Freiheit fehle, dazu müsse es erst ein moderner 

Industriestaat werden. Als brauchbar am Lehrgebäude des Marxismus erscheine ihm die Methode der 

soziologischen Geschichtsbetrachtung. Was man heute Marxismus nenne, den sogenannten 

Marxismus-Leninismus, das sei die Pseudoreligion der kommunistischen Diktaturen. In der Politik seien 

die Sozialdemokraten immer demokratisch und liberal gewesen. 

 

Koren kritisierte an der Regierungserklärung, dass das, was man in den vielen Programmen der 

sagenhaften 1400 Experten zusammengetragen habe, auf Spurenelemente abdestilliert worden sei.  

Fast nichts sei darin, das in seiner verbalen Verallgemeinerung nicht scheinbar von allen akzeptiert 

werden könne. Kreisky habe den ÖVP-Verhandlern einen harten Kern von neun Forderungen 

übergeben, darunter die Herabsetzung der Dienstzeit im Österreichischen Bundesheer per 1.1.1971 

und eine Steuersenkung Mitte 1970. Die Steuersenkung solle nun auf Anfang des nächsten Jahres 

verschoben werden, der Termin der Wehrdienstverkürzung sei ungewiss. Auch gebe es keine 

Aussagen über die künftige Steuer- und Budgetpolitik. Keine Rede mehr von einer zweiten 

Industrialisierungswelle, nichts weiter als eine Ergänzung der Bewertungsfreiheit durch 

Investitionsprämien, ihre Einschränkung auf Wachstumsindustrien und Neuinvestitionen.  
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09.07.1970 ERRICHTUNG EINES MINISTERIUMS FÜR W ISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND 

KUNST,  

Sollten die Konservativen gehofft haben, nun die Minderheitsregierung auch weiterhin gemeinsam mit 

den Freiheitlichen an die Wand drücken zu können, so wurde ihnen sogleich eine größere Enttäuschung 

bereitet. Bei ihrem Versuch, die Wissenschaftsagenden aus dem Unterrichtsministerium herauszulösen 

und einem eigenen Wissenschaftsministerium zu unterstellen, erhielten nämlich die Sozialisten 

ihrerseits Unterstützung von den Freiheitlichen, vornehmlich in der Gestalt des Abgeordneten Dr. Otto 

Scrinzi (1918-2012), Primarius an der psychiatrischen Männerabteilung des Landeskrankenhauses 

Klagenfurt, und ein sehr rechtsstehender Politiker. 

 

Für die Funktion einer Wissenschaftsministerin hatte Kreisky die Wiener Arzttochter und promovierte 

Historikerin Hertha Firnberg (1909-1994) ausersehen, welche seit 1948 als leitende wissenschaftliche 

Mitarbeiterin in der Wiener Arbeiterkammer tätig, und bereits als Ministerin ohne Portefeuille installiert 

war. Die Regierung plante, ihr zunächst 77 Millionen für Forschungszwecke zur Verfügung zu stellen. 

Die gleichzeitig zu beschließende 1. BFG-Novelle 1970 sollte die finanziellen Mittel für das neue 

Ministerium erbringen.  

 

Die ÖVP hielt ein eigenes Wissenschaftsministerium für nicht erforderlich, weil Österreich zu klein dafür 

sei. Man solle nicht eine Fabrik mit zehn Arbeitern und fünf Generaldirektoren errichten. Das neue 

Ministerium widerspreche auch der Einheit des Bildungswesens. Man ließ a anklingen, der SPÖ gehe 

es nur darum, einen Posten für eine Spitzenfunktionärin zu schaffen. 

Die Sache wurde am 8. und 9. Juli 1970 in einer heißen Redeschlacht vom Nationalrat behandelt und 

am 9. Juli von Rot und Blau beschlossen.9 

 

25.06.1970 VERFASSUNGSGERICHTSHOF ORDNET TEILWIEDERHOLUNG DER NR-WAHLEN 

AN. 

Am 25. Juni legte sich der Parlamentsarbeit überraschenderweise ein Prügel in den Weg. Der 

Verfassungsgerichtshof entschied nämlich auf freiheitlichen Antrag, dass die Nationalratswahlen in drei 

Wiener Wahlkreisen wiederholt werden mussten. Grund der Anfechtung war, dass eine rechte 

Splitterpartei bei den Wahlvorschlägen getrickst hatte, was möglicherweise zu Lasten der Freiheitlichen 

                                                      

9 BG v. 9. Juli 1970: Errichtung eines Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung und über 

die Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger Ministerien. BGBl 205/1970. 

BG v. 9. Juli 1970. 1. Bundesfinanzgesetz-Novelle 1970. BGBl 206/1970. 

BG v. 9. Juli 1970, 1.Budgetüberscheitungsgesetz 1970, BGBl. 207 
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gegangen war. Tatsächlich konnten bei den Nachwahlen am 4.Oktober 1970 die Freiheitlichen der ÖVP 

ein Mandat abnehmen. 

16 Abgeordnete, neun Sozialisten und sieben von der Volkspartei, durften aber zunächst ihr Mandat 

nicht mehr ausüben. Unter den so außer Funktion gesetzten Abgeordneten befanden sich auch die 

sozialistischen Nationalratspräsidenten Karl Waldbrunner und Otto Probst, sodass nur noch Maleta als 

Präsident zur Verfügung stand. 

Der Nationalrat hatte sein Arbeitspensum für die Frühjahrssession noch nicht abgearbeitet. Man wollte 

noch die Fragen der Witwenpensionen, der Steuerfreiheit für Überstundenzuschläge und der Gründung 

eines Wissenschaftsministeriums behandeln.  ÖVP-Obmann Withalm meinte, man könne den 

Nationalrat in die Ferien schicken und die Agenda erst nach der Wahlwiederholung wiederaufnehmen. 

Da jedoch nicht nur die Obmänner der anderen Parteien, sondern auch der allein verbliebene 

Nationalratspräsident Maleta anderer Meinung war, ging die Arbeit am 1. Juli planmäßig weiter, wo über 

Witwenpensionen und Überstundenzuschläge abgehandelt wurde.  

Während der Alleinregierung hatten die Sozialisten vergeblich versucht, eine Erhöhung der 

Witwenrenten zu erreichen. Erst 1969 konnte ein Beschluss erwirkt werden, die Renten ab 1. Juli auf 

55 % der Gattenrente zu erhöhen. Die Sozialisten hatten vergeblich verlangt, auch die weiteren Etappen 

bis auf die erwünschten 60 % festzulegen. Nun überholte aber die ÖVP die SPÖ von links und verlangte 

ab 1. Juli 60 %.10  Ausgegangen war diese Initiative vom freiheitlichen Klubobmann Friedrich Peter.  

 

Wirtschaftsjournalist Horst Knapp verglich diese Vorgangsweise der Oppositionsparteien mit einer 

Ferkelauktion, wobei es den Schwarzen darum gehe, so lange zu lizitieren, bis es dem Finanzminister 

unmöglich gemacht werde, für 1971 einen Voranschlag zu erstellen, der nicht etwa ein gigantisches 

Defizit aufweise oder massive Steuererhöhungen erfordere.11 

Tatsächlich erfolgte die Erhöhung der Witwenpension auf 60 %, dies allerdings erst ab 1. Juli 1971, 

wobei aber auch, auf Antrag des sozialistischen Abgeordneten Ulbrich die Waisen mitberücksichtigt 

wurden.12 

 

08.09.1970 KOREN KLUBOBMANN. 

Am 8. September 1970 wurde der ehemalige Finanzminister Stephan Koren zum Klubchef der ÖVP 

gewählt. Der schwarze Klub sollte also in den Budgetverhandlungen einen kompetenten Anführer 

haben. Auf einer Klubtagung auf dem Semmering beschlossen die Schwarzen, bei der 

Budgetablehnung zu verbleiben. Auch wollte sie von einer Änderung des Wahlrechts, das ja nur zu 

                                                      

10 Blau, Witwentröster, AZ 18.06.1970. 

11 Finanznachrichten 26. Juni 1970. 

12 NR XII (10)01.07.1970. 2. Pensionsgesetz-Novelle BGB l 226/1970. 
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ihren Lasten gegangen wäre, nicht wissen, zumal sie in der Wahlrechtsänderung der Preis der 

Freiheitlichem für ihre Zustimmung zum Budget sahen. Angelpunkt der Budgetablehnung waren die 

Sondersteuern. 

 

 

20.11.1979 PAKT MIT DEN FREIHEITLICHEN. 

Es gab nun für Kreisky drei Möglichkeiten, um aus der Budgetkrise zu kommen. Man konnte doch wieder 

zu einer Großen Koalition zurückkehren, was das Ende aller Ambitionen bedeutet hätte, man konnte 

sich mit den Freiheitlichen arrangieren, dies freilich aus verschiedenen Gründen nicht in Form einer 

Kleinen Koalition, oder man konnte schließlich Neuwahlen ausrufen und bis dahin mit einem 

Budgetprovisorium durchkommen. Kreisky entschied sich zu einer Zusammenarbeit mit der FPÖ, und 

zwar in einem formellen Pakt, welcher nach nächtlicher Beratung der Öffentlichkeit am 20. November 

zugänglich gemacht wurde. Als Vertragspartner führte man die Bundesregierung und das Präsidium der 

Freiheitlichen Partei an, was nach Auffassung des Abgeordneten Mussil schon sonderbar war, da es 

sich doch um eine Agenda des Parlaments handelte, sodass wohl die beiden Parlamentsklubs dafür in 

Frage gekommen wären. 

Der Pakt enthielt die Veränderung der Nationalratswahlordnung, die am 27.November 1970 mit den 

Stimmen von SPÖ und FPÖ beschlossen wurde13 um den Preis der Zustimmung der Freiheitlichen zum 

Budget für 1971.14   

 

Grundlagen für dieses Budget waren die Verlängerung der Sondersteuern auf Einkommensteuer und 

Körperschaftssteuer bis zum 31. Dezember 1972 15 und eine kleine Einkommensteuerreform, welche 

die Steuerprogression in den unteren und mittleren Einkommensstufen etwas abmilderte und einige 

Freibeträge und Freigrenzen valorisierte.16 Arbeitnehmer durften künftig Aus- und Fortbildungskosten 

in erhöhtem Maße absetzen, Wohnungsverbesserungen sollten mehr Berücksichtigung finden und wie 

versprochen gab es auch eine Absetzung von Kirchenbeiträgen. Auch wurde die 1968 vorgenommene 

Erhöhung des Umsatzsteuersatzes für Margarine und Speiseöl wieder rückgängig gemacht. 

Die Freiheitlichen handelten auch einige Steuerzuckerln für die bürgerliche Klientel heraus, nämlich die 

Abschaffung der Autosondersteuer und der Weinsteuer. Bei der Autosondersteuer hielt sich der 

Finanzminister durch eine Erhöhung der Mineralölsteuer schadlos, deren Erträge unmittelbar in den 

Straßenbau zu fließen hatten. Kein schlechter Tausch. Auch hier setzten die Freiheitlichen eine 

                                                      

13 NR XII (19) 26. u. 27.11.1970, BG v. 27.11.1970 über die Wahl des Nationalrates, BGBl 391. 

14 Die Anzahl der Mandate wurde von 165 auf 183 erhöht, die Wahlkreise von 25 auf 9, nämlich die 
Bundesländer, reduziert, die Mandate wurden nach der Anzahl der abgegebenen Stimmen verteilt. 

15 BG v. 27.11.1970 über Maßnahmen auf dem Gebiete des Abgabenrechtes. BGBl 367.  

16 NR XII (20) 27. U. 3011.1970 S. 1294.f 

Einkommensteuernovelle 1970, BGBl 370 v. 30.11.1970. 
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Duftmarke: Diese Erhöhung wurde um 40 Millionen reduziert. Auch eine Erhöhung in diesem Ausmaß 

wollten die Fuhrwerker nicht hinnehmen. Sie demonstrierten am 7. Dezember 1970 und richtete auf den 

Innenstadtstraßen einen größeren Pallawatsch an. 

Die Linie der ÖVP war es, die Steuerermäßigungen für die Kleinverdiener für unbedeutend zu erklären 

und ihrerseits Steuerzuckerln für Unternehmer und Freiberufler zu verlangen. Auch den Alleinverdiener-

Freibetrag wollte sie erhöht sehen. 

Minister Androsch wies darauf hin, dass die Regierung nichts anderes als eine Progressionsmilderung 

versprochen habe, und die sei eingetreten. Insbesondere sei, wie er an Beispielen nachwies, die 

Regierungsvorlage bei Monatseinkommen zwischen 3.000 und 7.000 Schilling weitgehend günstiger 

als das von der Opposition intendierte Auslaufen der Sondersteuern. Insgesamt handle es sich hier um 

keine große Reform, die nur eine Maßnahme gegen das System sein könne, sondern um eine 

Maßnahme im System.  

Die Bauernvertreter fühlten sich durch die Verbilligung der Margarinesteuer und die Verteuerung des 

Dieselöls beschwert. Die Angriffe richteten sich vor allem gegen die Freiheitlichen, welche sich als 

Bauernfreunde profilieren wollten. Da ging es aber nicht so sehr um Sachliches, Eifersucht nagte an 

den Herzen der Bauernbundfunktionäre, sie warfen der Regierung gar „Verrat an den Bauern“ vor. 

Tatsächlich waren die Mittel des „Grünen Planes“ um 30 auf 810 Millionen Schilling erhöht worden. Die 

Bauern erhielten mehr Mittel für die Treibstoffverbilligung und den Weinwirtschaftsfonds, zudem entfiel 

die Weinsteuer. 610 Millionen Schilling kostete den Finanzminister die Dotierung der ab 1971 

eingeführten Pensionsversicherung der Bauern. Und die Bauern hätten, wären sie ihren Anführern ein 

wenig untreu geworden, zweifellos noch mehr für sich herausholen können.17 

 Für die Abschaffung von Autosondersteuer und Weinsteuer stimmte auch die ÖVP, was Abgeordneter 

Mussil mit der rhetorischen Frage begründete: „Hat schon eine Partei der Aufhebung einer Steuer nicht 

zugestimmt?“18 

 

 

VORZEITIGE BEENDIGUNG DER GESETZGEBUNGSPERIODE. 

01.07.1971 ÖVP-KLAUSUR IN SCHLOSS HERRNSTEIN. 

Nun war es für Kreisky und sein Team wohl an der Zeit, die Wiglwogl-Geschichte einer 

Minderheitsregierung zu beenden, zumal auch die Freiheitlichen die Vorteile des neuen Wahlrechts 

lukrieren wollten. Die Schwarzen sahen das nicht so, zumal sie von Neuwahlen nichts Gutes zu 

erwarten hatten.  

Anfang Juli 1972 hielt sie eine Klausur im Schloss Herrnstein ab, wobei sie zu dem Beschluss kamen, 

weder Neuwahlen noch eine Koalition anzustreben. 

                                                      

17 Vgl. Winkler, Verratene Bauern? AZ 05.12.1970, S 2. 

18 NR XII (20) 27.11.1970 S. 1267. 
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02.07.1971 BUDGETGESPRÄCH DER ÖVP MIT DER REGIERUNG. 

 Am 2. Juli gab es ein Budgetgespräch mit der Regierung, das ohne Ergebnis blieb. Parteiobmann 

Schleinzer wollte eine Woche Zeit. Um Neuwahlen zu verhindern, focht der niederösterreichische ÖVP-

Landeshauptmann Maurer sogar die Wahlordnung beim Verfassungsgerichtshof an. Die dortigen 

Preußen schossen aber nicht so schnell, dass mit einem verwertbaren Erkenntnis noch vor etwaigen 

Herbstwahlen zu rechnen war. 

Finanzminister Androsch informiert in einem Brief Schleinzer über die Vorstellungen der Regierung 

betreffend das Budget 1972 Die ÖVP setzte auf Zeitgewinn, um die Parlamentsauflösung 

hinauszuzögern. Deren Stellungnahme soll nicht vor dem 12. Juli kommen.  

14.07.1971  BG MIT DEM DIE XII. GESETZGEBUNGSPERIODE VORZEITIG BEENDET WIRD. 

Am selben Tag beschloss das erweiterte Präsidium der SPÖ, ihren Abgeordneten zu empfehlen, in der 

nächsten Sitzung des Nationalrates einen Neuwahlantrag einzubringen. Da die FPÖ auch dafür sei, 

stehe der Sache nichts mehr im Wege Der Antrag wurde vom Parlament, nicht von der Regierung 

eingebracht. Die ÖVP hätte die Möglichkeit gehabt, einen Misstrauensantrag zu stellen. Dafür war aber 

ihre Furcht, für die angezettelten Neuwahlen vom Wähler abgestraft zu werden, zu groß. Diese Gefahr 

musste die Regierungspartei allein auf sich nehmen. Die Neuwahlen wurden auf den 10. Oktober 

festgesetzt.19 

 

  

                                                      

19  258. Bundesgesetz vom 14. Juli 1971, mit dem die XII. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates 

vorzeitig beendet wird 
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BUDGETS 

 01.09.1970  BUDGETVORBEREITUNG 

Am 1. September kündigte Kreisky nach dem Ministerrat an, die Regierung werde zunächst ein Budget 

erstellen, dies mit der Arbeitshypothese, dass es auch angenommen werde. Bei diesem Budget sollte 

die Staatsverschuldung nicht mehr als das Wirtschaftswachstum steigen, das man mit nominell neun 

Prozent annehmen konnte, was ein Defizit von etwa 10 Milliarden anstelle der vorjährigen 15-16 

Milliarden erlaubte.  Dieses Ziel war ohne Verlängerung der befristeten Sondersteuern von 3 Milliarden 

nicht erreichbar und erforderte auch eine Kürzung der Ermessenskredite um 11 %. 

Tags darauf begannen die ministeriellen Budgetverhandlungen mit dem Bundeskanzleramt und dem 

Handelsministerium, was unter den neuen Verhältnissen nicht mehr als 45 Minuten dauerte. Die 

Minister vereinbarten die Anschaffung von Gruppenfahrzeugen namens Pinzgauer für das Bundesheer 

und die Fertigstellung der Jugendhaftanstalt in Gerasdorf bis 1972. Keine Kürzung der 

Ermessenskredite für Schulbauten kam für das Unterrichtsministerium in Frage, hier gab es sogar 

eigene Mittel für Erwachsenenbildung, Kunst und Sport. 25 Minuten brauchten die beiden Minister, um 

dies zu vereinbaren. Am 9. September waren die Budgetverhandlungen, die kürzesten in der 

Geschichte der 2. Republik fertig. Das zu erwartende Defizit sollte mit 9,5 Milliarden noch unter der 

Grundannahme bleiben. 

 

 

20.10.1970 ZUM ERSTEN MAL PRÄSENTIERT EIN SOZIALIST EIN BUDGET. 

Der 20. Oktober 1970 war ein historischer Tag für die sozialdemokratische Finanzpolitik: Zum ersten 

Mal in der Geschichte präsentierte ein sozialdemokratischer Finanzminister das Budget. Es entsprach 

in den Eckpunkten den Ankündigungen des Bundeskanzlers. Sparsam sollte es werden, was mit einem 

Bruttodefizit von 9,5 Milliarden durchaus gegeben war, aber auch sozial, oder, wie es der jugendliche 

Finanzminister ausdrückte, kontinuierlich, so notwendig, konsolidierend, so möglich, reformierend, wo 

nützlich. Dementsprechend stiegen die Ausgaben für Unterricht, Bildung, Wissenschaft und Forschung 

um 12 % an, was schon wegen der steigenden Schülerzahlen dringend erforderlich war. Ein 

Sonderprogramm für das Jahr 1971 sollte zusätzlichen Schulraum schaffen. Die Ausgaben für 

Forschung wurden um 17 % aufgestockt, erhebliche Mittel wurden zur Wirtschaftsförderung beigestellt. 

Eine Erhöhung der Bundesmineralölsteuer sollte Mittel für den Ausbau der Autobahnen bringen, der 

Wohnbau 18 % mehr an Mitteln erhalten. Schließlich sollte das Parlament noch in diesem Jahr ein 

zehnjähriges Investitionsprogramm nach dem Beispiel Waldbrunners erhalten. 

 

Zu diesem Programm äußerte Bundeskanzler Kreisky, das Budget enthalte nichts typisch 

Sozialistisches, die Regierung habe sich aber auch nicht vorgenommen, den Sozialismus zu 
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verwirklichen, weil sie dazu keinen Auftrag von den Wählern erhalten habe.20 Genaugenommen hatten 

ja die Sozialisten mangels Mandatsmehrheit überhaupt keinen solchen Auftrag bekommen, dafür 

mussten sie ja erst Oppositionelle erwärmen. Was aber, wenn das nicht klappte? Eine 

Meinungsumfrage ergab, dass 44 % der Befragten in diesem Fall Neuwahlen wünschten, eine 

Neuauflage der Großen Koalition erweckte aber nur bei 18 % Begeisterung, kleine Koalitionsvarianten 

noch weniger.21 

 

29.10.1970 BUDGETDEBATTE 

Die Budgetdebatte begann am 29. Oktober 1970. Bundeskanzler Kreisky eröffnete sie, entgegen dem 

bisherigen parlamentarischen Brauch, mit einer Erklärung 22 . Es sei eine Illusion, sagte der 

Bundeskanzler, dass mit dem Wachstum der Wirtschaft die Armut von selbst verschwinde. Es bestehe 

vielmehr die Gefahr, dass die Kluft zwischen den Schichten der Bevölkerung, die noch im 

Arbeitsprozess standen und den Älteren, den Arbeitsunfähigen, den Witwen und Waisen, immer größer 

werde. Rund 300.000, also mehr als ein Viertel davon, mussten eine Ausgleichszulage erhalten. Ab 1. 

Jänner 1971 würden diese Menschen nun 7,1 % mehr erhalten, die Witwen sogar 60 % der Pension 

des verstorbenen Gatten. Der Familienausgleichsfonds wies einen Überschuss von 1,2 Milliarden aus, 

dieser Überschuss sollte weder zweckentfremdet noch an die Anspruchsberechtigten ausgeschüttet, 

sondern speziellen Zwecken zugeführt werden. 5.000 neue Wohnungen sollten mit der Novelle zum 

Wohnbauförderungsgesetz geschaffen werden. Auch die Bauern sollten hier nicht zu kurz kommen, für 

die Hochschulen würden im nächsten Jahr noch größere Beträge ausgeschüttet werden. Die 

Verstaatlichte werde in ihrem Modernisierungsprozess nicht gehindert, für Ersatzarbeitsplätze, etwa im 

Kohlenbergbau, werde gesorgt. 

Freilich müsse man auch erhebliche Beträge für den Schuldendienst aufwenden, 9,34 Milliarden 

Schilling insgesamt, davon 5,5 Milliarden für die Tilgung und 3,9 Milliarden für Zinsen. Die Hälfte dieser 

Lasten entfielen auf die Jahre von 1966-1969, die andere auf die 20 Jahre vorher.23 

 

So schlecht, meinte Koren als nächster Redner, sei die Budgetrede des Dr. Androsch auch nicht 

gewesen, und so jung sei er auch nicht, dass er einen Vormund brauche. 24 Das Budget gefiel ihm nicht, 

er nannte es gesichtslos, es erfülle keine der geweckten Erwartungen, enthalte keinen neuen Ansatz 

zur Lösung der Probleme, es sei eben ein Budget, das einzig und allein von dem Wunsch diktiert sei, 

das Experiment dieser Regierungsform um jeden Preis fortzusetzen. 

 

                                                      

20 „Budgetschwerpunkte müssen bleiben“ AZ 22.10.1970. 

21 „Umfrage zeigt: Bei Budgetkrach Neuwahlen beste Alternative.“  AZ 24.10.1970. 

22 NR XII (15) 28.10.1970 S 687ff. 

23 „Kreisky: Die Armut verschwindet nicht von selbst,“ AZ 29.10.1970. 

24 NR XII (15) 28.10.1970 696 
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Bei der alljährlichen Betriebswirtschaftlichen Woche, die eine große Anzahl von Steuerberatern zu 

versammeln pflegte, erklärte Finanzminister Androsch, die Einführung der Mehrwertsteuer werde 

vorbereitet. Er hoffe, sagte Androsch, dass es schrittweise gelingen werde, ein Steuersystem zu 

erarbeiten, das der wirtschafts-  und gesellschaftspolitischen Situation gerecht werde. Androsch räumte 

ein, dass die Gesamtbelastung des Sozialprodukts mit 39 % höher war als in anderen Ländern, sie 

könne aber nicht leistungsfeindlich sein, weil sich sonst die Wirtschaft nicht so günstig entwickeln würde. 

Dass diese hohe Gesamtbelastung durch die indirekten Steuern hervorgerufen werde, eine Sache, 

welche die Arbeiterbewegung schon seit frühen Tagen auf die Barrikaden zu treiben pflegte, hielt 

Androsch in diesem Kreis für weiter nicht bedauerlich. Dafür habe man ein weltweit vorbildliches 

Sozialversicherungssystem, und die öffentlichen Haushalte seien finanziell so gut ausgestattet, dass 

sie zu 40 % an der Kapitalbildung der öffentlichen Haushalte beitragen konnten.  Und noch ein weiterer 

Trost für die Steuerberater: Die nominellen Steuertarife stünden oft nur auf dem Papier. 

 

 

18.12.1970 BUDGET FÜR 1971. 

Die Zugeständnisse an die FPÖ brachten es mit sich, dass das Budgetdefizit für das Jahr 1971 mit 9,8 

Milliarden jenes für das Jahr 1970 um 850 Millionen Schilling überstieg. Von Seiten der ÖVP wurde 

darauf verwiesen, dass es sich dabei um „das höchste Budgetdefizit das es je gab“ handelte. Die 

Sozialisten konterten, ohne ihre Budgetmaßnahmen betrüge das Defizit sogar an die 15 Milliarden, und 

die 9,8 Milliarden entsprächen fast genau jenen Beträgen, welche der Finanzminister für Verzinsung 

und Tilgung der von der schwarzen Alleinregierung übernommenen Schulden aufzuwenden hätte. Auch 

der sozialistische Finanzminister musste Schulden machen, die Zuwachsrate der Staatsschulden stieg 

sogar um 8,3 Prozent, aber sie fand ihre Deckung in der Zuwachsrate der Gesamtwirtschaft. In den 

Jahren der schwarzen Alleinregierung jedoch war die Staatsverschuldung um 53 %, die 

Wirtschaftsleistung jedoch nur um 34 % gewachsen. Und das Geld für die Budgetausgaben war gut 

angelegt. Gewerbe und Industrie erhielten um 36 % mehr Mittel als 1970, die Bundesinvestitionen 

wurden um 2 Milliarden erhöht und erreichten damit einen Anteil am Gesamtbudget von 11,2 Prozent.25 

Auch das Wissenschaftsbudget wurde erhöht, allerdings nicht nur zu Gunsten der Hochschulen, die 

ihrerseits 44 neue Lehrstühle bewilligt bekamen. Dotiert wurden auch unabhängige Forschungsinstitute 

und der Forschungsförderungsfonds. 

Dem früheren Unterrichtsminister Mock, der in seiner Amtszeit eine Erhöhung des 

Wissenschaftsbudgets um nicht mehr als 0,15 % erreicht hatte, während es nun im ersten 

sozialdemokratischen Regierungsjahr um 0,25 % anstieg, war dies nunmehr viel zu wenig. Dass er 

damit an sich Recht hatte, räumte ihm die Wissenschaftsministerin sogar ein, sie meinte aber, man 

könne nicht in einem Jahr aufholen, was in 25 Jahren versäumt worden sei. Mock schlug eine Erhöhung 

des Hochschulbudgets um 200 Millionen jährlich vor, die durch eine Anleihe gedeckt werden sollte, die 

Regierungsseite versprach, den Geldbedarf für Wissenschaft objektiv zu erheben.  

                                                      

25 Vgl. Scheuch, Die Unterschiede. AZ 02.12.1970. S.2. 
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Vor dem Hohen Haus gab es eine Studentendemonstration gegen das zu niedrige Budget, 

deren Wirkung verpuffte, als man erfuhr, dass Teilnehmer 35 Schilling für ihre demokratische 

Bemühung erhalten hatten. Die Stimmung war so aufgeheizt, dass der sozialdemokratische 

Vorarlberger Abgeordnete Roman Heinz, an sich ein Gentleman vom Scheitel bis zur Sohle, einen 

schwarzen Kollegen als Schwein bezeichnete, und davon auch nicht nach Ordnungsruf abließ.  

Man wollte für die aufgebrachten die Studenten etwas tun. Am 19. Dezember 1970 genehmigte 

der Nationalrat einstimmig einen Entschließungsantrag, mit dem das Wissenschaftsministerium 

aufgefordert wurde, im Jahr 1971 eine Regierungsvorlage über die Abschaffung der Hochschultaxen 

vorzulegen. Man erhoffte sich von dieser Maßnahme aber auch, die Anzahl der Studierenden aus 

Arbeiter- und Bauernkreisen zu erhöhen, den Drang zu „billigen“ Studien, bei denen die Hochschultaxe 

niedrig war, zu dämpfen.  26 Zunächst war es aber doch ein Zuckerl für wohlhabende Studenteneltern. 

Ansonsten gab es nicht viele Turbulenzen bei der Budgetberatung, zumal in der ÖVP eine Fronde 

gegen den Parlamentspräsidenten und ÖAAB-Obmann Maleta ausgebrochen war, und auch die 

Klubführung durch Koren wenig zur Zufriedenheit seiner Abgeordneten ausfiel. Am 18. Dezember wurde 

das Budget für 1971 mit den Stimmen von rot und blau angenommen. 27 

 

 

ERRUNGENSCHAFTEN 

WOHNBAUINITIATIVE DER SOZIALISTEN 

Die Förderung des Wohnbaus war eines der grundlegenden Ziele der Arbeiterbewegung, daher musste 

hier sofort etwas geschehen. Bautenminister Moser erarbeitete eine Novelle zum 

Wohnbauförderungsgesetz, nach welcher die öffentlichen Darlehen für die Errichtung von Klein- und 

Mittelwohnungen von 60 auf 45 % herabgesetzt werden sollten. 45 statt bisher 30 % mussten nunmehr 

auf dem Kapitalmarkt aufgebracht werden, 10 % hatte wie bisher der Wohnungswerber zu berappen. 

Was der Bund dabei ersparte, sollte er für Zuschüsse zu den Mietpreisen verwenden. Moser nahm an, 

dass damit die monatliche Rückzahlung bis zu einem Drittel gesenkt werden konnte. Gefördert würden 

jedoch in Zukunft nur noch jene Wohnungen, die von der öffentlichen Hand errichtet wurden. Dagegen 

monierte der ÖVP-Abgeordnete Helbich, es würde ein neues Hausherrenmonopol, beherrscht durch 

die anonymen Apparate der Großgemeinden, entstehen. 

Das Vorhaben war ausgesprochen budgetschonend, weil Kosten erst im Jahre 1973 anfallen würden.  

 

 

U-BAHN-FÖRDERUNG. 

                                                      

26 Vgl. Radinger, Abschaffung der Hochschultaxen. AZ 20.12.1970. S.1. 

27 Bundesfinanzgesetz 1971, BGBl 1/1971 v. 02.01.1971. 
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STEUERN 

LOHN- UND EINKOMMENSTEUER. 

AZ 04.03.1970 RASCH VORSCHLÄGE ZUR STEUERREFORM. 

Kreisky wandte seine Aufmerksamkeit sogleich der Finanzpolitik zu. Schon am 4. März bildete er ein 

Komitee, welches am 9. März zusammentreten sollte. Es hatte Vorschläge zur Steuerreform zu 

erstatten. Den Vorsitz führte Häuser, Mitglieder waren ua. Slavik Kammeramtsdirektor Wilhelm 

Hrdlitschka und der Leitende Sekretär im ÖGB Erich Hofstetter. 

AZ 11.03.1970.KEINE EXPERIMENTE IN DER FINANZ- UND WIRTSCHAFTSPOLITIK.“  

Es kamen an sich naheliegende Gerüchte auf, des Inhalts, eine SPÖ geführte Regierung wolle die 

Sparförderung abschaffen, was Kreisky mit dem Argument, von der Sparfreudigkeit hänge die 

Investitionstätigkeit ab, bestritt. Man wolle überhaupt alle bestehenden Gesetze, wohlerworbenen 

Rechte, Vereinbarungen wirtschaftlicher und finanzieller Art streng beachten. 28  Also keine 

Einschränkung des Bankgeheimnisses keine Abschaffung der anonymen Sparbücherkeine 

Sparbuchsteuer. Das war schon ein wesentliches Zugeständnis an das bürgerliche Lager, das den 

Sozialisten später auf den Kopf fallen sollte.29 

AZ 11.04.1970. SLAVIK ÜBER DIE STEUERREFORMPLÄNE.“  

Ergebnisse lagen am 10. April 1970 vor. Eine umfassende Steuerreform sollte schon mit 1. Jänner 1972 

in Kraft treten, als Sofortmaßnahme wollte man den Einkommensteuertarif für die Kleinverdiener um 

etwa 2 Milliarden Schilling senken. Es müsse auch baldmöglichst dafür gesorgt werden, dass der Staat 

alle Kinder gleichbehandle: Also direkte Leistungen statt Steuerermäßigungen, die für die Reichen ja 

immer weit großzügiger ausfallen und den Mindestverdienern überhaupt nichts bringen.30  

AZ 15.04.1970.ÖVP AUCH GEGEN DIE STEUERREFORM. 

ÖVP-nahe Wirtschaftskreise hielten diese Vorschläge für unannehmbar.31  

 

STEUERFREIHEIT FÜR ÜBERSTUNDENZUSCHLÄGE. 

Ebenfalls in die Kategorie der Ferkelauktionen fiel der von der ÖVP unterstützte Antrag der 

Freiheitlichen, die Überstundenzuschläge bei der Lohnsteuer gänzlich abzuschaffen. Der 

Bundeskanzler meinte dazu auch in einem ORF-Interview, dass Initiativen dieser Art den Staatshaushalt 

ruinieren würden.  

Die Sache hatte, wie alles, eine Vorgeschichte: Um, wie Heinz Fischer schreibt, trotz der „neuen 

Wirtschaftspolitik“ die Verbundenheit der SPÖ mit der Gewerkschaftsbewegung zu unterstreichen, 

beschloss die Partei Anfang 1969, gemeinsam mit der Sozialistischen Fraktion des ÖGB ein 

Volksbegehren zur Durchsetzung der 40-Stunden-Woche zu starten. Dieses Volksbegehren brachte 

                                                      

28 „ 

29 „Entscheidung nächste Woche?“ AZ 11.04.1970. 

 „ 

31 „ÖVP auch gegen die Steuerreform.“ AZ 15.04.1970. 



 57 

zwischen 4. und 11. Mai 1969 mehr als 890.000 Unterschriften und führte im September 1969 zu einem 

Generalkollektivvertrag über die Einführung der 43-Stunden-Woche ab 1. Jänner 1970 und der 40-

Stunden-Woche ab 1. Jänner 1975.32 

 

Dies hatte auch steuerpolitische Implikationen. Bisher hatte es einen Freibetrag für die 

Überstundenzuschläge von 130 Schilling gegeben, Schmitz hatte es beim Einkommensteuergesetz 

1967 abgelehnt, diesen Betrag zu verdoppeln. Nun hätte aber die Senkung der Arbeitszeit ab 1. Jänner 

1970 zur Folge gehabt, dass die Überstundenzuschläge teilweise steuerpflichtig geworden wären. Ein 

von den Gewerkschaften ausgehender von allen Parteien unterstützter Initiativantrag vom 

28.November, angenommen am 12. Dezember 1969, brachte die gewünschte Verdoppelung.33   

 

Da wollten nun die Oppositionsparteien eins draufsetzen. Ihr Antrag wurde am 1. Juli 1970 in erster 

Lesung behandelt, wobei sich Klubobmann Friedrich Peter in einer langen Rede gegenüber der 

Minderheitsregierung zu rechtfertigen suchte.34 Der burgenländische Unternehmervertreter Robert Graf 

hatte, was das betrifft, eine noch kompliziertere Volte zu schlagen, war doch die Unternehmerseite 

immer gegen die Erweiterung dieser Steuerbegünstigung gewesen. Nun aber, so Graf, trete angesichts 

der Vollbeschäftigung ein immer stärkerer Mangel an Arbeitskräften ein, weshalb er einen solchen 

Antrag selbst stellen wollte. Als er erfuhr, dass die Freiheitlichen damit in Vorlage treten wollten, habe 

er nichts dabei gefunden, dem freiheitlichen Antrag beizutreten.35 

 

Kontraredner Hofstetter erklärte, Maßnahmen auf dem Gebiet der Lohnsteuer seien unbedingt 

erforderlich, zumal ja die Lohnsteuerbelastung in der Ära der schwarzen Alleinregierung um 42,4 % 

angestiegen sei, die der veranlagten Einkommensteuer aber nur um 13,9 %. Die von den 

Oppositionsparteien angestrebte Maßnahme würde jedoch eine riesige Gesetzeslücke schaffen, durch 

die alle, die es sich richten wollten, hindurchschlüpfen könnten, so etwa, wenn ein Generaldirektor den 

Großteil seines Gehaltes als Überstundenentgelt deklarieren würde. Aber hier gehe es nicht nur um 

steuerpolitische Fragen. Gewerkschafter und Sozialisten hätten anlässlich der Arbeitszeitverkürzung 

sehr deutlich zum Ausdruck gebracht, dass es ihnen nicht um eine theoretische Herabsetzung der 

Normalarbeitszeit und eine gleichzeitige Erhöhung der Überstundenleistung, sondern um eine 

Verringerung der effektiv geleisteten Arbeitszeit gehe. Sie bezweifelten nicht, dass Überstunden aus 

wirtschaftlichen und betriebstechnischen Gründen mitunter erforderlich sein konnten und sie hätten 

auch Verständnis dafür, dass diese Überstunden steuerlich entlastet werden sollten. Es war und sei 

                                                      

32  Fischer, Die Kreisky-Jahre 1967-1983. (1993) 55. 

33 BG v.12.12.1969, mit dem das Einkommensteuergesetz 1967 abgeändert wird. BGBl 9/1970. 

34 NR XII (10) 446ff. 

35 NR XII (10) 450ff. 
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aber nicht die Absicht der Gewerkschafter und Sozialisten, einer vermeidbaren Überstundenschinderei 

Vorschub zu leisten, die zu Frühinvalidität und Schlimmerem führen könne.36 

 Minister Androsch schlug daher vor, zwischen qualifizierten und unqualifizierten Überstunden zu 

unterscheiden, wobei zu erwarten war, dass die qualifizierten vornehmlich im Zusammenhang mit 

Sonntags- Feiertags-  und Nachtarbeitszuschlägen auftraten. 

Der Nationalrat beschloss dieses Gesetz nichts desto weniger mit der Mehrheit der Oppositionsparteien, 

am 9. Juli 1970, dagegen erhob jedoch der Bundesrat, in dem die Sozialisten über die Mehrheit 

verfügten, einen Einspruch, der am 30. Oktober im Nationalrat behandelt wurde. Die Sozialisten 

weigerten sich, einem Beharrungsbeschluss zuzustimmen, ÖVP und FPÖ verblieben jedoch dabei.37 

 

Als Ende Jänner die ersten Überstunden nach der neuen Rechtslage abgerechnet wurden, stellte sich 

heraus, dass alle jene Arbeitnehmer, die höhere Überstundenzuschläge hatten als in Gesetz oder 

Kollektivvertrag erhielten, für die Differenz voll versteuert wurden. Es handelte sich dabei um 

Großbetriebe, deren MitarbeiterInnen nicht die stillen Lämmlein waren, die sich das einfach gefallen 

lassen wollten.38  Die Sozialisten brachten am 3.März einen Initiativantrag im Parlament ein, nach 

welchem Überstundenzuschläge bis zum Höchstbetrag von 780 Schilling frei sein sollten.39 

 

 

BEWERTUNGSGESETZ. 

Zum 1. Jänner 1969 sollte es wieder eine Hauptfeststellung der Einheitswerte geben, die, wenn man 

die Resolution des Nationalrates vom 30. Juni 1965 ernst nahm, nur aufgrund einer Novelle des 

Bewertungsgesetzes durchgeführt werden konnte. Diese Novelle sollte ja eine an Hand möglichst 

objektiver Merkmale leicht durchführbare, der Gleichmäßigkeit der Besteuerung gerecht werdende und 

auch den Ertragswert berücksichtigende Bewertung gewährleisten.  Die Regierung erklärte, für diese 

Novellierung bedürfe es noch umfangreicher Vorarbeiten und brachte daher am 14. Mai 1968 einen 

Gesetzentwurf im Nationalrat ein, der eine Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes vorsah. 

Beim land- und forstwirtschaftlichen Vermögen sollte sie zum 1. Jänner 1970, Wirksamkeitsbeginn 1. 

Jänner 1971, beim sonstigen Grundvermögen zum 1. Jänner 1973, Wirksamkeitsbeginn 1. Jänner 

1974, erfolgen.40   

                                                      

36 NR XII (10) 452ff. 

37 BG v. 30.10.1970, mit dem das Einkommensteuergesetz 1967 abgeändert wird. BGBl 325. 

38 „Unmut in Betrieben: VP-FP-Gesetz schmälert das Überstundenentgelt.“  AZ 25.02.1971. 

39 „Nach VP-FP Überstunden-Unsinn Androsch-Initiative -780 S frei.“  AZ 03.03.1971. 

40 NR XI (113) v. 23.10.1968 8984ff. 

BG v. 23. 10.  1968 über eine Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes der Einheitswerte, BGBl 
393. 
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Mit den Land- und Forstwirten wollte man anfangen, weil es hier, insbesondere bei den Holzwirten, zu 

einer Senkung der Einheitswerte kommen würde. Die Holzwirte, das waren nicht nur die defizitären 

Bundesforste, sondern auch die Großgrundbesitzer, eine Klientel mit besonderer Nahebeziehung zur 

Regierungspartei. Beim übrigen Grundbesitz verhielt sich die Sache ganz anders. Da war mit einem 

starken Ansteigen der Einheitswerte zu rechnen, und diese Unannehmlichkeit wollte man, was bei den 

Erfahrungen der letzten Hauptfeststellung nicht verwundern musste, so weit wie möglich vor sich 

herschieben. Das war aber traurig für die Gemeinden, denen daraus ein nicht unbedeutender Entfall an 

Grundsteuer beschieden war. Die Sozialisten boten daher einen Leidtragenden, den Bischofshofener 

Bürgermeister Hermann Wielandner zur Anstimmung des Klageliedes auf. Die Sozialisten stimmten 

auch dem Gesetzesantrag nicht zu. 

Die schwarze Alleinregierung brachte eine Bewertungsgesetznovelle nicht mehr zustande. Am 3. Juni 

1970, also in der Zeit der Ferkelauktionen, brachten Abgeordnete der ÖVP einen Initiativantrag zur 

Änderung des Bewertungsgesetzes ein, welcher eine bedeutende Verminderung der jeweiligen 

Einheitswerte zum Ziel hatte und einen entsprechenden Steuerausfall der Gebietskörperschaften zur 

Folge haben musste. 41  Zudem sollte der Hauptveranlagungszeitraum von sechs auf neun Jahre 

verlängert werden, was eine Erstarrung der ermittelten Werte über einen noch längeren Zeitraum 

bedeutete. Der Finanz- und Budgetausschuss nahm den Initiativantrag am 7. Juli 1970 erstmals in 

Behandlung und beschloss die Einsetzung eines Unterausschusses, der am 20. Oktober 1970 erstmals 

zusammentrat. Am selben Tag brachte jedoch die Bundesregierung ihrerseits den Entwurf einer 

Bewertungsgesetz-Novelle 1970 ein, der die im Initiativantrag aufgeworfenen Änderungswünsche 

jedoch nur zum Teil berücksichtigte.  

Der Finanz- und Budgetausschuss beauftragte den Unterausschuss, auch diese 

Regierungsvorlage zu beraten. Der Unterausschuss brachte jedoch keinen Beschluss zuwege.  Der 

Finanz- und Budgetausschuss beschloss daher am 4. März 1971, die Beratung der Regierungsvorlage 

selbst vorzunehmen. Nunmehr brachten die bürgerlichen Abgeordneten einen Abänderungsantrag ein, 

der wesentliche Zielsetzungen des Initiativantrages 17/A beinhaltete.  

Der Abänderungsantrag enthielt drei sehr süße Zuckerln: Eine Aushöhlung des Erbschafts- und 

Schenkungssteuergesetzes, die Berücksichtigung der Pensionsrückstellungen als Abzugspost und die 

Ermittlung des gemeinen Wertes von nicht notierten Aktien, Anteilen und Genussscheinen nach dem 

Wiener Verfahren. 

 Es war der ÖVP also gelungen, ihre Anliegen durchzusetzen, wobei sich der Wiener 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsbundfunktionär Kurt Neuner (1925-2015) als Durchpeitscher betätigt. 

Neuner vertrat die Auffassung, Sinn einer Vermögensteuer sei es, die durch ein 

Vermögenseinkommen gegebene zusätzliche Leistungsfähigkeit zu belasten und sich dabei an den 

Ertragswerten zu orientieren, etwa in der Höhe des Zinsfußes für langfristige Kredite. Ein ertragsloses 

Vermögen zu besteuern sei jedoch eine Vermögensabgabe und damit eine Form der Enteignung. Der 

                                                      

41 II-84 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrestes, 17/A XII. GP. 



 60 

bürgerliche Änderungsantrag habe sich an diese Prinzipien gehalten. Noch nicht sei das verwirklicht bei 

der Bewertung des Grundvermögens, da sei aber auch noch Zeit bis zum 1. Jänner 1973. 

Die Sozialisten, vertreten durch Stephan Tull lehnten den Abänderungsantrag der bürgerlichen 

Abgeordneten ab, weil er dazu geeignet sei, das Budget 1971 auszuhöhlen und die Finanzen der 

Gemeinden ernsthaft zu bedrohen. Sie hielten den schwarzen Entwurf für unausgegoren, worin sie 

anscheinend auch mit den zuständigen Beamten des Finanzministeriums einer Meinung waren. 

Unterausschuss-Vorsitzender Tull verdächtigte Neuner sogar, im Interesse seiner Kanzlei zu handeln, 

was dessen Parteikollegen mit wütenden Zwischenrufen quittierten und Neuner weit von sich wies.  Er 

warf wieder dem Finanzminister vor, er habe dem zuständigen Sektionschef verboten, mit ihm, Neuner, 

über die Causa zu reden. Da nunmehr der freiheitliche Abgeordnete Broesigke ebenfalls für den so 

veränderten Gesetzesantrag stimmte, blieben die Sozialisten in der Minderheit. 

Am 19. März 1971 veranstaltete der Bauernbund eine Traktorendemonstration in der Wiener 

Innenstadt, die den Großstadtverkehr lahmlegte. Forderungen waren eine Milchpreiserhöhung und eine 

Dieselpreissenkung. Bundeskanzler Kreisky verglich diese Demonstration mit der kommunistisch 

gelenkten von 1950 und erklärte, er verhandle nicht mit der Straße.  

In der Himmelpfortgasse versuchten Bauern, den Finanzminister, der sie vorher mit Milch und 

Käsebroten bewirten hatte lassen, am Betreten seines Amtsgebäudes zu behindern. Als dies ohne 

Eindruck auf ihn blieb, erklärte einer der Demonstranten: „Des san baaharte Burschen“, einige 

Demonstranten skandierten: „Hauts ab nach Israel.“ 

Der Gesetzesbeschluss vom 10. März 1971 gelangte am 25.März in den Bundesrat, in welchem 

die Sozialisten die Mehrheit hatten. Die Sozialisten verlangten einen Einspruch, weil durch dieses 

Gesetz das Steueraufkommen für Bund, Länder und Gemeinden bei Erbschaftssteuer, 

Gewerbekapitalsteuer und Grundsteuer erheblich gesenkt werde. Finanzminister Androsch zeigte eine 

Reihe von technischen Fehlern in der Vorlage auf, die es nicht geraten sein ließen, dieser zuzustimmen. 

Das war eine schöne Blamage für die so langjährige ehemalige Regierungspartei mit dem ihr zur 

Verfügung stehenden riesigen Apparat. 

 Es war dann auch nicht ganz einfach war, einen Beharrungsbeschluss zu fassen. Man behalf 

sich schließlich damit, unter den lautstarken Protest der Sozialisten, einerseits den 

Beharrungsbeschluss zu fassen und andererseits mit einem selbständigen Antrag die Fehler zu 

beseitigen. 42 

 

BG V. 30.10.1970.BGBL 355.  

Zweckgebundener Zuschuss von 2.400 MS zur Errichtung eines innerstädtischen U-Bahn-Netzes, zu 

überweisen in zehn Jahresraten, abhängig vom jeweiligen Baufortschritt. Der Antrag, über den der 

Abgeordnete Skritek berichtete, wurde ohne Diskussion in zweiter und dritter Lesung angenommen.43 

                                                      

42 BewG-Nov. 1971 v. 12.05.1971, BGBl 172. 

43 NR XII (16) 30.10.1970, S.907f. 
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TRANSFERS 

SCHULFAHRTBEIHILFE. 

Der Familienlastenausgleichsfonds hatte in den Jahren der schwarzen Alleinregierung mehrfach 

Überschüsse gezeitigt, welche von den jeweiligen Finanzministern zum Stopfen von Budgetlöchern, an 

denen es ja keinen Mangel hatte, verwendet wurde.  

Auch für 1971 war wieder einen solcher Überschuss, in der stolzen Höhe von 600 Millionen Schilling zu 

erwarten. Die Sozialdemokratie wollte hier neue Wege beschreiten. Im Finanzausschuss beantragte die 

Abgeordnete Maria Metzker, den Überschuss für Gratisschulbücher und -Gratisschulfahrten zu 

verwenden.  

Hier stieß man im bürgerlichen Lager auf prinzipiellen Widerstand: Freie Schulfahrt bedeutete ja, dass 

Schüler gratis von der Dorfvolksschule in die größeren Orte gebracht werden könnten, was das ganze 

ländliche Gefüge mit Zwergschule, Lehrer und Pfarrer im Dorf durcheinander brachte. Es erhöhte auch 

die Chancen der Dorfjugend, höhere Schulen zu besuchen, das Bildungsprivileg schien in Gefahr.   

Der Ertrag des Fonds sollte ausschließlich für Familienbeihilfen verwendet werden.  Auch profitierten 

die Verkehrsbetriebe in den großen Städten, die doch meist in roter Hand waren, davon. Ein Dorn im 

Auge war den ÖVP-Abgeordneten auch, dass die Bediensteten der Gebietskörperschaften, deren 

Familienbeihilfen der jeweilige Arbeitgeber aus der eigenen Kasse zahlte, ebenfalls in den Genuss der 

Beihilfe kommen sollten. Aber da war nun nichts mehr zu machen, denn die Mehrheit war da.44 

Da gingen auch die Freiheitlichen nicht mit. Ihr Abgeordneter Broesigke verlangte die Vertagung auf 15. 

Jänner, nachdem ÖVP-Kohlmaier vorgeschlagen hatte, eine jährliche Sonderzahlung von 400 Schilling 

pro Kind einzuführen. Die ÖVP-nahen Familienorganisationen wollten mehr Geld für die älteren Kinder. 

Immerhin erhöhte man die Familienbeihilfen ab 1. Jänner um 20 Schilling.45 

Erst am 17. März 1971 gelang es nach vielen Mühen, die Freiheitlichen dazu zu bringen, dass sie 

wenigstens der Einführung einer Schulfahrtbeihilfe zustimmten, diese jedoch auch nur auf ein Jahr 

begrenzt.  Und auch von diesem Vorhaben sprang der freiheitliche Vorarlberger Abgeordnete Werner 

Melter, durch einen Posten aus dem ÖVP-nahen Bereich geködert, am letzten Tag ab. 

Die ÖVP stellte sich nun nicht mehr prinzipiell gegen die Schulfahrtbeihilfe, sie verlangte jedoch, sie aus 

dem Staatssäckel zu finanzieren. Der Überschuss des Fonds sollte für eine einmalige Beihilfe von 400 

Schilling im September verwendet werden. Abgeordneter Suppan brachte einen entsprechenden 

Antrag in der Sitzung vom 17. März 1971 ein. Der wurde abgelehnt, aber die Schulfahrtbeihilfe als 

bleibende Errungenschaft des österreichischen Sozialsystems kam. 

                                                      

44NR XII. (39) BG vom 17. März 1971, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird 

BGBl 116. 

45 Änderung des FLSG 1967, BGBl 414/1970. 
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Goldene Worte dafür fand Manfred Scheuch in der AZ vom Folgetag:  

Die Fahrt in die Schule ist nun in Österreich gratis …  Da ist ein neues Recht 

geschaffen worden, das wieder ein Stückchen mehr von den Vorrechten abschafft, die 

Wohlhabenheit und Bildung erzeugen … das Recht auf die Gratisfahrt …werden sich 

die Eltern wohl kaum von einer Regierung mehr nehmen lassen. 

 

 

WÄHRUNGSPOLITIK 

1971SCHILLINGAUFWERTUNG 

AZ 06.05.1971 VOR NEUER D-MARK-AUFWERTUNG? BRD-REGIERUNG ENTSCHEIDET AM 

FREITAG. NATIONALBANK SETZT DEVISENKURS AUS. 

 Die wirtschaftswissenschaftlichen Institute empfahlen der deutschen Regierung, den Wechselkurs der 

D-Mark freizugeben,  was eine Sturzflut auslöste. Am Dienstag, 4. Mai,  wurden, wie Devisenhändler in 

Frankfurt erklärten, die Dollars in Körben abgeliefert, am 5. Mai stellte die Bundesbank den Ankauf von 

Dollars ein. Man wird nun den Dollarkurs freigeben, was a la longue auf eine Aufwertung hinausläuft. 

Österreich und die Schweiz müssten wohl auch mitziehen, da sonst mit weiteren Teuerungsspringfluten 

bei den Importwaren gerechnet werden müsste. 

Das hält Romé für eine Kapitulation des Weltwährungssystems bezeichnet.  Es wäre, meint Romé,  

erforderlich, den überbewerteten Dollar abzuwerten, was infolge der Bindung des Dollars an das Gold 

nicht möglich ist. Das enorme amerikanische Zahlungsbilanzdefizit sei  eine ständige Quelle des 

Dollarzustroms nach Europa. Amerika tue nichts, um es abzubauen, die Zeche müssen die Europäer 

zahlen. Die Währungspolitik  sei wahrlich in einem Teufelskreis gefangen, von dem aber, diabolisch 

genug, der Dollar profitiere, da er nicht angetastet werden könne, ohne dass alles zusammenbreche. 

AZ 07.05.1971 SAMSTAG LOSTAG FÜR DIE D-MARK. KEINE SORGE UM DEN SCHILLING. 

Bundeskanzler Kreisky beruhigte persönlich in der AZ u.d.T. „Aufwertungsverdächtig“ Dass Österreich 

nun unter die Aufwertungsaspiranten komme, sei der guten Situation des Schillings zu verdanken, und 

die wieder der Wirtschaftspolitik der Regierung, welche beim präliminierten Budget Einsparungen 

vorgesehen, die kleine Steuerreform durchgeführt und den Kapitalmarkt nur geringfügig belastet habe. 

In Wien wurde der Dollar um 24,36 Schilling angekauft und um 25,98 S verkauft. Der Verkaufskurs der 

D-Mark zog um 4 % auf 7,46 S an. 

AZ 11.05.1971 „MIT DEN SCHWEIZERN MITGEZOGEN“ WIE AM SONNTAG DIE ENTSCHEIDUNG 

FÜR DEN SCHILLING FIEL. MUTTERTAG MIT KONFERENZEN. 

Die führenden Männer der Nationalbank wurden von Bundeskanzler und Finanzminister am Mittwoch 

(5.5.) ins Parlament gebeten, seither Beratungen. Kontakte mit Schweiz und BRD. Sonntag 14 Uhr 

währungspolitischer Unterausschuss ÖNB, 15:30 Banken-Chefs beim Minister. Ergebnis: Ein 

Gentlemen’s Argreement eventuell zufließende Dollarbeträge weitgehend zu sterilisieren. Um 16 Uhr 

traf im Finanzministerium das Exekutivkomitee der Nationalbank (Schmitz, Korp, Kloss und Kienzl) 
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zusammen, 20 Minuten später, lange bevor die Ergebnisse in Bonn und Bern bekannt waren, stand 

fest: Der Schilling wird um 5,05 % aufgewertet. In den 18 Uhr-Nachrichten des Hörfunks wurde die 

Entscheidung der BRD, den Kurs der D-Mark freizugeben, bekannt. Zehn Minuten später trafen  die 

Vertreter der Sozialpartner und der parlamentarischen Opposition ein. Um 20:25 öffneten sich die Türen 

des Beratungssaales, Bundeskanzler, Finanzminister und Nationalbankpräsident stellten sich der 

Presse. (Es hatte möglicherweise so lange gedauert, weil der Berner Aufwertungsbeschluss abgewartet 

werden sollte. 

(AZ 23.05.1971 Im Parlament wird die Aufwertung allgemein akzeptiert.) 

AZ 17.08.1971 NIXONS BOMBE: DOLLARABWERTUNG. DER ÖSTERREICHISCHE SCHILLING 

BLEIBT STARK 

Am Sonntag, den 15. August 1971 hielt der amerikanische Präsident Nixon eine historische Rede, in 

welcher er die Umtauschverpflichtung von Dollar in Gold im Verhältnis von 35 Dollar zu einer Unze 

aufkündigte. Damit war das seit Kriegsende geltende Abkommen von Bretton Woods und damit das 

westliche Währungssystem .außer Kraft getreten. Zudem richteten die USA eine 10-prozentige 

Importabgabe ein, was für Österreich nicht sehr bedenklich war, weil nur 4 % seiner Gesamtausfuhr in 

die USA gingen. 

In der Folge schlossen die Devisenbörsen fast aller westlicher Industrieländer. In Österreich werden 

jedoch ausländische Banknoten bis zum Gegenwert von 2.000 S von Touristen entgegengenommen. 

Die Schillingaufwertung vom 9. Mai erwies sich nun, wie Finanzminister Androsch sagte, als goldrichtig.  

GRAEBER, SCHULDEN (2011) S.460FF. 

Die steigenden Kosten des Vietnamkriegs – der wie alle kapitalistischen Kriege mit Haushaltsdefiziten 

finanziert wurde – zwangen den Präsidenten zu dieser Maßnahme. 

 

 

WIRTSCHAFTSPOLITIK 

DRITTE ÖKONOMISCHE VERSAMMLUNG DER SPÖ 

Diese fand Ende Jänner 1971, bemerkenswerterweise im Großen Saal der Bundeswirtschaftskammer 

statt. 300 Experten nahmen daran teil. Die mit Fragen der Wirtschaft befassten Regierungsmitglieder 

hielten Kurzreferate. 

Finanzminister Androsch ging auf das Investitionsprogramm ein, das aus einem Normalprogramm und 

einem Konjunkturstabilisierungsprogramm bestehen sollte. Durch konjunkturgerechten Budgetvollzug 

sei es gelungen, das präliminierte Defizit von 8,9 auf 7,3 Milliarden zu drücken. Zum Haushaltsrecht 

gab es erst grundsätzliche Gedanken. Es müsse jedenfalls neu gefasst werden, um das Bundesbudget 

zu einem seiner Bedeutung entsprechenden wirtschaftspolitischen Instrument zu machen. Neben der 

Reform der Umsatzsteuer befasse man sich auch schon mit der Reform der Einkommensteuer, aber 

auch an einer Reform des Versicherungswesens werde bereits gearbeitet. 

Vor Betriebsräten aus der Bau- und Holzindustrie sagte Kreisky, Preisdämpfung dürfe nicht auf Kosten 

der Vollbeschäftigung gehen. Unzweifelhaft wäre es leicht, Arbeitslose zu schaffen und die Preise zu 
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stabilisieren, doch sei es unendlich schwer, diese Menschen dann wieder in den Arbeitsprozess 

zurückzuführen. Mit ihrem Zehnjahres-Investitionsprogramm gehe die Regierung den umgekehrten 

Weg. 46 

 

 

ALLEINREGIERUNG: 1971-1975 

ALLGEMEINES. 

Bei den Nationalratswahlen vom 10. Oktober 1971 nahm die SPÖ der ÖVP 3 Mandate ab und erzielte 

damit, knapp aber doch, die absolute Mehrheit. Die FPÖ hatte nichts vom minderheitenfreundlicheren 

Wahlrecht. Sie blieb bei 10 Mandaten. 

Der Nationalrat nahm seine Arbeit am 4. November 1971 auf. Zu seinem Präsidenten wählt er den 

Gewerkschaftspräsidenten Anton Benya. 

Seine Regierungserklärung gab Bundeskanzler Kreisky am 5. November 1971. Sie hatte gewaltigen 

Umfang, man sollte sie daher Erklärung der 14.000 Worte nennen. Ziel der Regierung sei ein Staat der 

Wohlfahrt für alle.  

Die Aufmerksamkeit für sein Vorhaben musste er teilen mit jener, welche den beiden Gangstern 

Schubirsch und Nedljedy gezollt wurde, welche aus der Strafanstalt Stein ausgebrochen waren und sich 

mit Geiseln in Wien-Donaustadt verschanzt hatten. Der Ort des Geschehens kam heraus und Massen 

strömten vor das Haus zum Gangsterschauen. Wahrhaftig eine wienerische Hetz. Der psychologischen 

Meisterschaft des Psychiaters Sluga und des Polizeipräsidenten Holaubek war es zu verdanken, dann 

niemandem ein Haar gekrümmt wurde. 

Zu Finanzfragen äußerte Kreisky: Die fortwährende Ausdehnung der Gemeinschaftsaufgaben erlaubt 

keinen Verzicht auf wesentliche Einnahmen des Bundes.  Lt. Rechnungshof war die Quote der Steuern 

und steuerähnlichen Abgaben damals etwa 37 %!  Von Zeit zu Zeit sei aber eine Milderung der 

Progression bei Einkommen- und Lohnsteuer erforderlich. Die nötigen Verhandlungen mit dem 

Gewerkschaftsbund seien bereits aufgenommen. Es solle aber auch eine Reform der 

Ehegattenbesteuerung in Angriff genommen werden. Und zum 1. Jänner 1972 solle die 

Hausstandsgründungsbeihilfe von 15.000 S verwirklicht werden. 

Schwerpunkte der Ausgaben im Budget waren Forschung, Hochschulen, Schulbau und Umweltschutz, 

gesundheitspolitische Einrichtungen, Straßenbau, Fremdenverkehrsförderung, Förderung der 

Landwirtschaft und Sozialpolitik. Gründung eines Ministeriums für Gesundheit und Umweltschutz! 

Das historisch gewachsene Steuersystem entspreche keineswegs mehr den Anforderungen und solle 

schrittweise neu geordnet werden. Die Mehrwertsteuer sei schon fertig. 

In der Debatte zur Regierungserklärung, die in der 3. Sitzung am 10. Jänner 1972 stattfand, verdächtigte 

Schleinzer die Regierung, über die Mehrwertsteuer auf Kosten der Konsumenten zu Milliarden kommen 

                                                      

46 „Kreisky: Preisdämpfung nicht zu Lasten der Vollbeschäftigung.“ AZ 21.02.1971. 
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und die Kaufleute und Unternehmer zu Prügelknaben solcher Preiserhöhungen machen zu wollen. „In 

der Fluchtlinie einer solchen Politik könnte am Ende der einzelne auch „alles“ vom Staat bekommen, 

vorausgesetzt, dass er schon vorher auch „alles“ dem Staat gegeben hat.“ 

Kohlmaier spricht sich gegen die Erhöhung der Steuern für Alkohol und Nikotin aus, weil die auch die 

Mäßigen bestrafe und die heimische Wirtschaft drossle. Mit der 15.000 S Hausstandsgründung werde 

auch die bisherige Hausstandsgründung abgeschafft. In der Folge lukriere nur jener den ganzen Betrag, 

der keine Einkommen(Lohn)steuer zahlen muss. Er bringt einen Entschließungsantrag zur Ermäßigung 

dieser Steuer ein. Gratisschulbücher seien nicht gratis, sie würden nur statt von den einzelnen Eltern 

von allen aus dem Fonds bezahlt. Hingegen verlieren die Eltern jene Erhöhung der Familienbeihilfe, die 

sonst möglich gewesen wäre und spare jenen Gemeinden Geld, die schon bisher Gratisschulbücher 

verteilt haben. 

Kritisiert wird von der Opposition, dass sich Kreisky nicht klar über die Verstaatlichte ausgesprochen 

habe. Sekanina sagt, schuld an den Problemen der Verstaatlichten sei, dass sie sich nicht in die 

Finalindustrie habe ausdehnen dürfen. 

Der Vorarlberger Freiheitliche Melter äußert: „Sie sagen auch nichts zu den Fragen der allgemeinen 

Steuerpolitik. Wollen Sie mit Ihren Steuern, mit Ihren progressiven Steuern dazu beitragen, daß die 

Eigentumsbildung immer mehr erschwert wird, daß überhaupt eine Änderung der Einkommensordnung 

eintritt? Oder Wollen Sie die Vermögen so stark belasten, daß es auch für einen Kleinen uninteressant 

wird, sich Vermögen zu erarbeiten und anzulegen? wollen Sie vielleicht doch im Laufe der Zeit, weil es 

notwendig ist, die Eigentumsbildung fördern, um damit den Leistungswillen zu stärken und damit weiters 

die Wirtschaft anzukurbeln und jedem mehr Sicherheit zu vermitteln, damit er den wirtschaftlichen 

Gefährdungen des Lebens Paroli bieten kann“. 

Klubobmann Koren meinte: „Dort, wo Sie vor zwei Jahren mit der Absicht angetreten sind, die Politik 

von Grund auf zu reformieren, wo Sie die mit Abstand klarsten und konkretesten Absichten offen 

dargelegt hatten und wo Ihre Kritik an der Politik der OVP-Alleinregierung konzentrisch angesetzt war, 

dort haben Sie den radikalsten Abbau Ihrer politischen Ziele betrieben. Der Satz: "Eine moderne 

Wirtschaftspolitik kann nicht ohne ein Wirtschaftsministerium geführt werden", war eine These, die der 

Parteitag Ihrer Partei 1968 feierlich beschlossen hat. Nach dem Entwurf Ihres großen 

Kompetenzgesetzes ist der Herr Handelsminister nun endgültig in der Gefahr, unter das Volumen der 

Bundestheaterverwaltung reduziert zu werden und damit das zweite Ressort darzustellen, das kleiner 

ist als drei Theater. Womit ich keinen Bezug zum sachlichen Inhalt herstellen wollte. Die Worte 

Rahmenplanung, völliger Neubau der Investitionsförderung, langfristige Finanzierungskonzepte, 

Förderung der forschungswichtigen Investitionen, Umbau der Steuerpolitik, die klaren Absichten in der 

verstaatlichten Industrie, die Sie damals niedergelegt haben, die Forderung nach Ausstattung mit mehr 

Eigenkapital durch den Bund - wo sind bitte alle diese Fragen geblieben?“  

 

 

ALLGEMEINES 

AZ 06.10.1975 WIEDER ABSOLUTE MEHRHEIT. 
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SP 50.61 (50,04) VP 42,78 (43,11) FP 5,38 (5,45) KP 1,20 (1,36) 

(AZ 8.10.1974) Nach Auszählung der Wahlkarten stellt sich heraus, an der Verteilung der Mandate 

(93/80/10) ändert sich nichts. Auch die Regierung bleibt gleich. 

AZ 10.09.1976 REGIERUNGSUMBILDUNG 

 Androsch steigt zum Vizekanzler auf, Weißenberg Sozialminister, Pahr Außenminister, Haiden 

Landwirtschaftsminister (mit Staatssekretär Schober).  

(2.10.1976) Neue Regierungsmitglieder am 1.10.1976 ernannt. 

AZ 21.09.1976 „SPÖ HÄLT WORT.“ 

Das ist das Motto, unter dem in den nächsten Wochen die sozialistischen Regierungsmitglieder (in jeden 

Bezirk mindestens eines) und die Mandatare der SPÖ in tausenden Versammlungen die Staatsbürger 

darüber informieren werden, was von den Versprechungen vor den Nationalratswahlen 1975 bisher 

gehalten wurde. 4.000 Großplakate, 10.000 Kleinplakate und Handzettel. Kosten 5 .Mio. 

Befragungsaktion: Wo drückt der Schuh? Auftaktveranstaltung am 24.09.1976 in Baden. 

(07.12.1976) Die Auswertung von „Wo drückt der Schuh?“ ergab, daß 95 % der Einsender der Meinung 

sind, die Regierung habe die Arbeitslosigkeit sehr gut bekämpft.  91,6 % lobten den vierwöchigen 

Mindesturlaub und den Pflegeurlaub, die Führung des Staates fanden 88,5 % sehr gut, die Eindämmung 

der Inflation 72,3 %.  

AZ 23.11.1976 VOLKSANWALT AB 1. JULI 1977 

(22.02.1977) Gesetz wird am 24.02.1977 beschlossen. 

DER FALL VESELSKY 

(AZ 29.04.1977) Naderer unter uns. 

Adolf Nussbaumer wird als Leiter der Abteilung für Allgemeine volkswirtschaftliche Angelegenheiten im 

Bundeskanzleramt erstmalig erwähnt. Die ÖVP wirft dem Parteiunabhängigen vor, dass er sich für einen 

Posten in einer sozialistischen Regierung hergegeben hat. Die AZ scheint es auch für ein unhaltbares 

Gerücht zu halten, dass er Veselsky nachfolgen soll. Tatsächlich war er dann Staatsekretär im 

Bundeskanzleramt von 05.10.1977 bis 18.10.1982. 

Im Herbst 1977 gelangte die Absicht in die Medien, eine so genannte „Luxussteuer“ einzuführen, einen 

per 1.Jänner 1978 um 10 Prozentpunkte erhöhten Mehrwertsteuersatz auf PKWs und andere 

dauerhafte Konsumgüter. (Veselsky vermutete, diese Indiskretion sei eine Intrige aus dem Büro 

Androschs gewesen, der gegen die Steuererhöhungen war.) Kreisky verlangte von Veselsky, das 

Vorhaben zu dementieren; Veselsky lehnte das wahrheitswidrige Dementi ab und trat am 5. Oktober 

1977 als Staatssekretär zurück. 

(AZ 28.09.1977) Kreisky kritisiert Veselsky, weil er eine eigene Meinung in Steuerfragen an die 

Öffentlichkeit getragen habe (Sofortiges Inkrafttreten der Steuerreform, evtl. rückwirkend.) 

(NR 04.11.1977, S 6530 Koren) Im weiteren Verlauf dieser Sommermonate ist dann Veselskys 

Kritikphase gekommen. In verschiedenen Interviews hat er offenbar seine langjährige Frustration auf 

dem einen oder anderen Gebiet abreagiert, die Budgetpolitik, die Wirtschaftspolitik schwerstens 

https://de.wikipedia.org/wiki/Luxussteuer
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angegriffen. Auch das, Herr Bundeskanzler, nehme ich ja nur als eines der Symptome einer inneren 

Entwicklung, die mir ein wachsendes Spannungsverhältnis zeigen. 

AZ 02.10.1977 Vor Gespräch Kreisky Veselsky nach „Konflikt in ernster Sache“ 

AZ 05.10.1977 Nach Rücktritt: Veselsky bleibt SP-Klub Wirtschaftssprecher. Nachfolger 

wird Nussbaumer- 

2011 erinnerte sich Veselsky an folgenden Dialog mit Kreisky:[3] 

Interviewerfrage: Was waren Kreiskys letzte Worte an Sie? 

Veselsky: Er sagte: "Wenn ich so überlege du warst der schlechteste Staatssekretär, den ich jemals 

hatte. Aber du hättest mein bester Minister werden können, nur das Schicksal wollte es nicht." 

Klingt versöhnlich. 

Veselsky: Ich antwortete: "Du bist die größte Enttäuschung meines Lebens. Ich habe meinen Vater früh 

verloren. Wenn du mich schlecht behandelt hast, hab ich mir gedacht, das ist Erziehung. Aber das war 

reiner Sadismus." 

AZ 29.04.1977 WECHSELT KOREN IN DIE NATIONALBANK? 

(AZ 18.12.1977) Kreisky meint, Koren sei am besten geeignet, es sei aber noch nichts entschieden. 

(AZ 13.01.1978) Koren zum Nationalbankpräsidenten bestellt. 

(AZ 12.02.1978) Koren zeigt sich dankbar. Er erklärt in der Zeit, er hätte ebenfalls die 30%-ige 

Umsatzsteuer und die Einschränkung der Absetzbarkeit von Autos eingeführt. 

AZ 18.01.1978 MOCK WIRD GESCHÄFTSFÜHRENDER KLUBOBMANN 

Koren vom Ministerrat nominiert. 

 

 

 

SKANDALE. 

BAURING-SKANDAL 

Die aus fünf Firmen durch Fusion hervorgegangene Wohnbaugesellschaft Wiener Bauring im Besitz 

der Gemeinde Wien führte trotz eines Verbotes der Durchführung von Auslandsprojekten zahlreiche 

Bauvorhaben im arabischen Raum durch.[1] Durch schwere Managementfehler, Korruption und Betrug 

entstand bis zum Jahr 1973 ein Schuldenstand von 1,4 Milliarden Schilling (ca. 100 Mio. Euro) anstelle 

eines geplanten Plus von 700 Mio. Schilling. 

Aufgedeckt wurde der Skandal durch den Bauingenieur Alfred Worm. Der Prozess gegen die 

zuständigen Manager endete  - bis auf einen -  mit Freisprüchen Der Prozess endete am 23. Dezember 

1976 mit Freisprüchen für die Manager, denen allerdings  im Urteil erschütternde Ahnungslosigkeit und 

Sorglosigkeit bis hin zur Unfähigkeit bescheinigt wurde. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Ernst_Eugen_Veselsky#cite_note-3
https://de.wikipedia.org/wiki/Bauring-Skandal#cite_note-1
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96sterreichischer_Schilling
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AZ 09.04.1975  „EINE BEISPIELLOSE VERLEUMDUNG.“ 

Generalsekretär  Kohlmaier  behauptet, der SPÖ seien Gelder aus dem Bauring zugeflossen. 

(10.04.1975) Gegen die Brunnenvergiftung. Der Obmann des sozialistischen Landtagsklubs Suttner 

verlangt, Kohlmaier solle klar widerrufen. (12.04.1975) Nun klagt die SPÖ Kohlmaier. 

(AZ 21.10.1975 ) Bauring-Aufsichtsratsvorsitzender Suttner hat sich durch den Bauring sein Haus 

erweitern lassen. 

 

 

 

PROGRAMMATISCHES 

AZ 1.1.72 S. 2 MANFRED SCHEUCH: NICHT MEHR OBRIGKEIT  

Der Weg zur Erringung der Mehrheit mit den legalen Mitteln der parlamentarischen 

Demokratie war lang und beschwerlich, weil das geistige Klima, das auf Vorurteilen 

aufbaute, es behinderte. Das Eis dieses Vorurteils sei nun mit den Wahlgängen von 

1970/71 und den vielen Monaten, die die SPÖ nun im Amt sei, ein für alle Mal 

gebrochen. Außerdem stünden Österreichs Arbeitnehmer dank Verstaatlichung der 

Schwerindustrie und der Großbanken nicht mehr der geballten Macht des 

Großkapitals gegenüber. Man dürfe daher auf eine lange Periode 

sozialdemokratischer Regierung hoffen. Die regierende Sozialdemokratie müsse aber 

auch ihren Vorsatz verwirklichen, alle gesellschaftlichen Bereiche mit Demokratie zu 

durchdringen, und damit den Obrigkeitsstaat Schritt für Schritt umwandeln. Absterben 

des Staates als Gewalthaber und Obrigkeitsstaat, es bleibt die Verwaltung. 

AZ 11.06.1972 MANFRED SCHEUCH: LEBENSKAPITAL – WEM NÜTZT’S? 

Bei einem Neudörfler Parteirat schlug Parteivorsitzender Schleinzer die Einführung eines 

Lebenskapitals, etwa in Form eines Sparbuches vor, das wahlweise bei Geburt, Studium, Heirat, 

Hausstandsgründung abgerufen werden könne. Keine Erklärung gab es über die Finanzierung des 

Vorhabens. Dazu Scheuch:  

Die „Diktatur der leeren Kassen (s. Matzner in der Zukunft) soll fortschrittliche Reformprogramme 

verhindern. 

Mit dem „Lebenskapital“ kann sich niemand den für sein Kind benötigten Kindergarten bauen, niemand 

Tagesschulen errichten. niemand genügend Schwimmhallen und Sportplätze für alle Kinder öffnen und 

niemand für deren gesunde Umwelt sorgen.  Die scheinbare „Gleichheit“ einer solchen Maßnahme 

würde dadurch konterkariert, dass die Armen mit Sehnsucht auf die einzelnen Knotenpunkte warten 

müssten, während es für die Reichen eine zusätzliche Anlage wäre. Und die sozial Schwachen sollten 

das noch damit bezahlen, dass sie auf jene Gemeinschaftseinrichtungen verzichten, deren Mangel sie 

viel härter trifft als die Wohlhabenden. 
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AZ 12./13.09.1973 PUTSCH IN CHILE 

Die Generäle unter der Führung von Pinochet haben die Macht im Staat übernommen, den 

Präsidentenpalast bombardiert und Präsident Allende wahrscheinlich ermordet. Die Offiziellen sprachen 

von einem Selbstmord. Kreisky sagte, wer zu Allende schweige, dürfe nicht über Sacharow reden. Auch 

den Vergleich mit Tschechien zog er. 

AZ 14.09.1973 IN: ANDROSCH HÖHERE BEIHILFE … 

Wirtschaftspolitische Strategie für die zweite Hälfte der Siebziger Jahre: Gute Luft, reines Wasser, 

Landwirtschaft muss vom produktiven mehr zum dienstleistenden Sektor werden. Der Fremdenverkehr 

sich mehr an Qualität als an Quantität orientieren. Die AZ dokumentiert eindrucksvoll, wie die 

Amerikaner, das internationale Finanzkapital und die einheimische Bourgeoisie das Experiment Allende 

konterkariert haben. Man hofft noch auf den Widerstand des Volkes, ahnt noch nicht, dass das Regime 

Pinochet mit unsagbarer Brutalität vorgehen wird. 

BARTIK. BUDGETPOLITIK 

 VOLKSWIRTSCHAFTLICHE DATEN 

  

Will man zu einem Urteil über die Politik der SPÖ der 70er und frühen 80er Jahre kommen, kommt man nicht 

umhin einen Blick auf einige wichtige volkswirtschaftliche Daten zu werfen. 

Die Regierung Kreisky startete 1970 mit einem Budgetüberschuss von 2% des BIP. Bei ihrem Abtritt 1983 

hinterließ sie ein Budgetdefizit von 4% des BIP. In dieser Periode lag das Budgetdefizit über dem OECD-

Durchschnitt. Die Inflation blieb in all den Jahren in Österreich deutlich unter dem OECD-Schnitt. Zu den zwei 

Inflationshöhepunkten 1974 und 1980 betrug die Inflation im OECD-Raum 13% (1974) und 12% (1980). Die 

Vergleichswerte für Österreich betragen 9,2% und 6,5%. Was die Wachstumsraten des BIP in der „heißen“ 

Phase zwischen 1974-1979 betrifft, lag Österreich mit 2,7% im internationalen Durchschnitt. Die Westdeutsche 

Volkswirtschaft wuchs im selben Zeitraum im Schnitt um 2,8%; Frankreich um 3,1%; die USA um 3,3% und 

Großbritannien um 1,9%. 

Bemerkenswert ist die Entwicklung der Arbeitslosigkeit. Sie überstieg bis 1981 nicht 2,5%. Damit lag Österreich 

wesentlich besser als zum Beispiel Deutschland, wo die Arbeitslosenrate im Schnitt 4% betrug und etwa auf dem 

Niveau von Norwegen, Schweden und Japan. 

  

  

ÖKONOMISCHER HINTERGRUND 

  

Wenn man versucht, die Budget- und Wirtschaftspolitik zu analysieren, ist es unerlässlich, das vor dem 

Hintergrund der allgemeinen ökonomischen Entwicklung zu tun. Die Jahre zwischen 1948-1973/74 waren durch 

den längsten Aufschwung in der Geschichte des Kapitalismus gekennzeichnet. Grund dafür war weniger das 
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heute von Teilen der Linken wiederentdeckte System fester Wechselkurse oder keynesianistische Politik, 

sondern eine Reihe außergewöhnlicher Rahmenbedingungen, sowohl wirtschaftlicher als auch politischer 

Natur.47[1] Aufschwung soll freilich nicht heißen, dass es in dieser Periode keine Rezessionen gegeben hätte. 

Diese waren aber immer recht kurz und flach und regional begrenzt. Das heißt, für die betroffenen Länder war es 

möglich, sich mit Hilfe verstärkter Exporte aus der Misere zu ziehen. Dieser Aufschwung begann Ende des 60er 

Jahre an seine Grenzen zu stoßen, augenscheinlich ausgedrückt durch einen signifikanten Fall der 

Durchschnittsprofitrate verbunden mit einem rasanten Wiederaufleben des Klassenkampfes.  

  

DIE BESONDERHEITEN DER ÖSTERREICHISCHEN ENTWICKLUNG BIS 1974/75 

  

Österreich befand sich in Anfang der 70er Jahre in einer gewissen Sonderstellung, von der die SP-Regierung 

stark profitieren sollte. Die Wachstumsraten, vor allem in der Industrie blieben im internationalen Vergleich 

hoch. Die Regierung Kreisky startet 1970 mit einer beachtlichen Wachstumsrate des BIP von 6%. Die erste 

verallgemeinerte Rezession 1971/72, die Europa erfasste (die USA blieb vorläufig noch verschont) schlägt sich 

in Österreich kaum nieder. Die Gründe dafür liegen allerdings nicht in einer wie auch immer gearteten 

antizyklischen Politik, sondern vor allem in zwei Faktoren. 

Seit den Ende der 60er Jahre fand eine verstärkte Öffnung der damaligen EG zu den EFTA-Staaten statt. 

Schrittweise Zollsenkungen gipfelten am 1.Jänner 1973 in einem Freihandelsabkommen zwischen den beiden 

Organisationen.48[2] Für die Europa- und vor allem die Deutschlandorientierung der österreichischen Industrie 

war das von entscheidender Bedeutung. Nutzen konnte das österreichische Kapital die Situation vor allem 

aufgrund seiner ausgezeichneten Kostensituation. 1969, noch unter der ÖVP-Regierung Klaus, zog man bei einer 

9,3% Aufwertung der DM nicht mit was die Exportchancen erheblich verbesserte.49[3] Hinzu kommt, dass die 

Löhne in Österreich im Vergleich noch immer niedrig waren, verstärkt wurde das durch den gezielten Einsatz 

von Arbeitsimmigranten als Lohndrücker. 

Das erste Drittel der 70er Jahre stellte wichtige Weichen für die weitere ökonomische aber auch für die 

politische Entwicklung. Es brachte eine massive Stärkung der österreichischen Industrie. Vor allem im Vergleich 

mit dem in Österreich traditionell dominanten Klein- und Mittelgewerbe. Die größere ökonomische Bedeutung 

der Industrie erhöhte folgerichtig auch ihre politische Bedeutung und brachte sie mehr und mehr auf 

Konfrontationskurs mit dem klassischen Mittelstand. Für die Industrie hatte eine Modernisierung und eine 

Öffnung nach außen zentrale Bedeutung – der kleine österreichische Markt war längst zu eng geworden. Für den 

                                                      

47[1] vgl. Der Funke, Weltwirtschaft in der Krise, o.J., S.3 

48[2] Martin Jakob, Konjunkturschwankungen und Aufholprozess, S.177 

49[3] Manfred Scharinger, Österreichsicher Kapitalismus 1945 bis 1975, S.163 
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Mittelstand war diese Perspektive alles andere als verheißungsvoll, bedeutet sie doch mehr und billigere 

Konkurrenz verbunden mit einem beinharten Verdrängungswettbewerb.  

Durch diese Entwicklung sah sich die klassische Partei des österreichischen Bürgertums, die ÖVP, vor eine 

schwierige Situation gestellt. Sie war und ist eben nicht nur eine Partei des Großkapitals, sondern muss 

verschiedene soziale Interessen unter einen Hut bringen. Die traditionelle soziale Basis der Volkspartei ist das 

Kleingewerbe und der Bauerstand. Die Volkspartei war aufgrund dieser sozialen Zusammensetzung immer 

weniger in der Lage, die Interessen der Industrie wahr zu nehmen und zu befriedigen. Es entstand daher die 

paradox anmutende Situation, dass das österreichische Kapital, vertreten durch die Industriellenvereinigung, 

verstärkte „Hoffnungen“ auf die Sozialdemokratie richtete und die Furcht vor einer SP-Alleinregierung eher 

beschränkt war. Das soll freilich nicht heißen, dass die SPÖ die neue Partei der Großbourgeoisie wurde – die 

benutzte die Sozialdemokratie nur für einen beschränkten Zeitraum, um sie dann wie eine heiße Kartoffel fallen 

zu lassen.  

Neben der Europaorientierung war es vor allem die Währungspolitik der SPÖ, die es der 

Industriellenvereinigung angetan hatte. Der Schilling war bis zum Antritt der SP-Regierung eher unterbewertet, 

was in den 60er Jahren auch zu einem ständigen Inflationssog führte. Die Kreisky-Regierung setzte jetzt auf eine 

Hartwährungspolitik, die im Sinne einer „Strukturpeitsche“ wirken sollte. Dadurch sollte die Industrie 

gezwungen werden, Modernisierungsinvestitionen durch zuführen. Man darf nicht vergessen, dass Österreich 

noch in 60er Jahren im europäischen Vergleich ein überaus rückständiges Land war, was nicht zuletzt eine 

Widerspiegelung der chronischen Schwachbrüstigkeit der österreichischen Bourgeoisie war. Diese 

Modernisierungspolitik war mit der Industriellenvereinigung abgesprochen und wurde gestützt durch ein 

ausgeklügeltes System von staatlichen Exportgarantien für das Privatkapital.  

Kreisky und die SPÖ agierten und sahen sich auch als Modernisierer des österreichischen Kapitalismus. Dieses 

Selbstverständnis findet in der Regierungserklärung von 1971 plastisch Ausdruck: „Es ist die Überzeugung der 

Bundesregierung, dass sich Österreichs Beteiligung an der europäischen Integration in dem Maße friktionsfrei 

gestalten wird, als es gelingt, Österreich auf vielen Gebieten europareif zu machen. Dies gilt im Besonderen für 

die Wirtschaft, die systematisch von den Fesseln überholter protektionistischer und bürokratischer Bürden 

befreit werden muss. Der Prozess der Strukturverbesserungen soll beschleunigt fortgesetzt werden. Mittel hierzu 

sind die Erleichterungen der Unternehmensfinanzierung, der Förderung der Forschung und technischer 

Innovationsprozesse, sowie der Institutionen zur Aus- und Weiterbildung, insbesondere zur Managerschulung. 

Konzentrations- und Kooperationsvorgänge im Unternehmensbereich, die Weckung und Stärkung der 

unternehmerischen Eigeninitiative und die Förderung eines freien und geordneten Wettbewerbes sollen zu einer 

Modernisierung und ständigen Erneuerung wirtschaftlicher Aktivität in neue, zukunftsträchtige Bereiche 

führen.“50[4] Nicht unbedingt das Programm, das man von einer „sozialistischen“ Alleinregierung erwartet.   

Eine 5% Aufwertung des Schillings im Mai 1971 war der sichtbare Ausdruck der Politik des starken Schillings. 

Diese Hartwährungspolitik blieb eine Konstante der Regierung Kreisky. Eine Tatsache, die nach 1975 zu 

Auseinandersetzungen in der Regierung selbst zwischen Kreisky und Finanzminister Androsch führten und ab 

                                                      

50[4] zit. nach; Raimund Löw, Glanz und Grenzen der österreichischen Sozialdemokratie, S. 70f 
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1976 zu verstärkten Friktionen zwischen Regierung und Teilen der Industrie, die im Angesicht der Krise auf eine 

weniger restriktive Währungspolitik drängte.  

In der skizzierten Phase bis 1974/75 werden auch die wichtigsten Reformen der Regierung Kreisky beschlossen. 

Die Starthilfe für junge Ehepaare, der Geburtenzuschuss, der Ausbau der Familienbeihilfen, die Einigung über 

das Arbeitsverfassungsgesetz, die Einführung der Schülerfreifahrt, kostenlose Schulbücher und die Abschaffung 

der Hochschulstudiengebühren fallen in diese Jahre.51[5] Viele dieser Reformen waren ein klarer Fortschritt und 

verbesserten die Situation der Lohnabhängigen. Gleichzeitig muss man aber auch sehen, dass alle Reformen 

streng sozialpartnerschaftlich ausgehandelt wurden und damit einer von der Sozialdemokratie und den 

Gewerkschaften gewählten Selbstbeschränkung unterlegen waren. Es wurde nur ein Bruchteil dessen 

durchgeführt, was aufgrund des gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses durchsetzbar gewesen wäre. Auch in 

diesem Fall ermöglichte die Ideologie und Praxis der Sozialpartnerschaft die Reformen im Sinne der 

Arbeiterklasse nicht, sondern im Gegenteil verhinderte sie viel radikalere Reformpolitik.52[6]  

Das österreichische Kapital konnte mit dieser Politik recht gut leben. Man war sich darüber im Klaren, dass 

Kreisky nicht in der Lage wäre, eine ihnen gemäße Politik durchzuführen, ohne sozialpolitische Zugeständnisse 

an die Arbeiterklasse zu machen. Gleichzeitig hatten sie die Garantie, dass die SP-Führung alles verhindern 

würde, was zu einer Infragestellung der Machtverhältnisse im Betrieb hätte führen können. 

  

 EXKURS: AUSTROKEYNESIANISMUS 

MERKMALE DES AUSTROKEYNESIANISMUS 

  

Die Wirtschaftspolitik, vor allem nach 1974, wurde und wird bis heute als österreichisches Spezifikum gesehen. 

Der Begriff Austrokeynesianismus selbst, wurde erst im Nachhinein vom Wirtschaftsforscher Hans Seidl 

geprägt und meint offensichtlicher Weise, dass es eine besondere, österreichische Form des Keynesianismus 

gegeben hat. 

Gunther Tichy nennt als Basis des Austrokeynesianismus einen „radikalen Keynesianismus“, der nicht nur im 

Sinne einer Konjunkturfeuerwehr agiert – das tut schließlich auch der Neoliberalismus – sondern der versucht, 

als dauerhafter Stabilisator zu wirken.53[7] Keynes sah das Hauptproblem des Kapitalismus nicht in seinen 

ökonomischen Widersprüchen, sondern in der vorhandenen Unsicherheit der Akteure. Ihm und dem 

Austrokeynesianismus geht es letztlich um eine Reduzierung dieser Unsicherheit auf marktwirtschaftlicher 

                                                      

51[5] vgl., Hans Eder, Die Kreisky-Ära, S.191f 

52[6] vgl., Wilhelm Filla, Zwischen Integration und Klassenkampf, S.271ff 

53[7] Gunther Tichy, Austrokeynesianismus, S.213 
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Grundlage. Damit das möglich wird, müssen die Entscheidungsgrundlagen von Unternehmern und 

Arbeitnehmern vorhersehbar gemacht werden. Das soll durch folgende Komponenten passieren: 

- vorhersehbar und moderate Lohnpolitik 

- stabile Preisentwicklung 

- Garantien für Investitionsförderungen (v.a. Exportsubventionen) für das Privatkapital 

- stabile nominelle Zinsentwicklung54[8] 

Im Prinzip war der Austrokeynesianismus nichts anderes als eine Mischung aus einigen keynesianistischen 

Elementen des Nachfragemanagements (die oben erwähnte Reformpolitik) verbunden mit einer ganzen Reihe 

von angebotsseitigen Maßnahmen.  

Wie bereits von Keynes angestrebt war es der Versuch die Investitionen des Privatkapitals ohne 

Verstaatlichungen zu beeinflussen.  

 . DER AUSTROKEYNESIANISMUS ALS ÖSTERREICHISCHES SPEZIFIKUM? 

  

Bei näheren Hinsehen stellt sich die Frage, ob diese Politik wirklich so österreichspezifisch war oder ob im 

Nachhinein ein Mythos konstruiert wurde.  

Sowohl für Österreich als auch international lässt sich sagen, dass der Keynesianismus nur die Zustimmung des 

Kapitals gefunden hat, weil er die ökonomische Kraft des Staates zu antizyklischer Konjunkturpolitik entgegen 

der Position von Keynes nicht aus einer Erhöhung der Gewinnsteuern und damit aus einer direkten Senkung der 

Profite zog, sondern ausschließlich aus einer Erhöhung der Staatsschulden.55[9] Durch die Krise 1974/75 fielen 

die Profitraten stärker als zuvor. Staatliche Konjunkturprogramme, auch wenn sie allgemeine Förderungen für 

das Privatkapital beinhalten, wirken über eine Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage nur indirekt auf 

die einzelbetrieblichen Profitraten ein. Das Interesses des Kapitals, mit staatlicher Hilfe direkt die 

einzelbetrieblichen Profitraten zu steigern, wird aber mit fallenden Profitraten stärker. Daher werden direkte 

Gewinnsteuersenkungen gefordert, was wiederum die staatlichen Finanzmittel verknappt. Diese Entwicklung 

liegt der gegenwärtigen Krise der Staatsfinanzen zugrunde. Aufgrund der realen Anwendung des 

Keynesianismus erklären einige Autoren, dass der Niedergang des Keynesianismus nicht seine Widerlegung sei, 

sondern das Ergebnis der eindeutigen Abweichung von seiner theoretischen Grundlage.56[10] Bis zu einem 

gewissen Grad haben sie sogar recht. Keynes will höhere Gewinnsteuern, will brach liegendes Kapital 

abschöpfen, sieht in der kapitalistischen Ressourcenverschwendung ein großes Problem. Keynes will aber auch 

                                                      

54[8] vgl., Tichy, S.214 

55[9] Rainer Roth, Das Kartenhaus, S.370 

56[10] vgl., Herbert Schui, Wollt ihr den totalen Markt, S.44ff 
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das Privatkapital, den Privatbesitz an den Produktionsmittel erhalten.57[11] Und damit begibt er sich in einen 

Widerspruch, den er nicht lösen kann. Er will im Interesse des Gesamtkapitals agieren und kollidiert doch 

permanent mit den Interessen der Einzelkapitalien. Aus der Sicht des Gesamtkapitals ist es keine schlechte Idee, 

Kapital abzuschöpfen und damit staatlicherseits gesamtgesellschaftliche Nachfrage zu erzeugen, die wiederum 

helfen kann, den Wirtschaftsmotor am Laufen zu erhalten und die Profitraten zu stabilisieren. Aus der Sicht des 

Einzelkapitalisten ist diese Politik aber katastrophal. Sie bedeutet, dass über höhere Gewinnsteuern „seine“ 

Profite direkt beschnitten werden. Vor allem bei einer stockenden ökonomischen Entwicklung ist das nicht 

tolerierbar, bleibt ihm doch nur die vage Hoffnung, dass er seine reduzierte Profitrate auf dem Wege einer 

höheren Gesamtnachfrage wieder kompensieren kann. Im günstigen Falle ist das für den einzelnen Kapitalisten 

ein Nullsummenspiel, weitaus öfter verliert er aus seiner Sicht dabei. Keynes Doktrin wurde nie 

wirtschaftspolitische Wirklichkeit, weder im amerikanischen New Deal noch in den 60er und 70er Jahren, weil 

sie nur mit dem Mittel des Klassenkampfes verbunden mit dem Ziel einer Aufhebung des Privatbesitzes an den 

Produktionsmitteln umsetzbar ist – das ist aber das letzte was Lord Keynes oder die Sozialdemokratie der 70er 

Jahre wollte.  

Es ist daher auch nicht weiter verwunderlich, dass sich Keynes mit konkreten Vorschlägen für die staatliche 

Wirtschaftspolitik zurückhielt.58[12] 

  

Dass der bürgerliche Staat eine antizyklische Politik betreibt, bzw. die Tendenz existiert, dass der Staat eine 

immer wichtigere Rolle in der Wirtschaft spielt, ist beileibe kein auf Österreich beschränktes Phänomen. In allen 

Industrieländer steigen die Staats- und Abgabequoten in den 70er Jahren und haben bis heute nicht mehr 

aufgehört zu wachsen. Der Grund dafür liegt nicht in einem überbordenden Sozialstaat, sondern in der 

Akkumulationsschwäche des Privatkapitals. Ohne staatliche Subventionen, ohne Sozialisierung des sogenannten 

unternehmerischen Risikos und ohne permanente unterstützende staatliche Eingriffe im Sinne des Privatkapitals 

wäre die Existenz des Kapitalismus gar nicht mehr vorstellbar. Das Kapital ist der wahre Sozialschmarotzer 

indem es sich auf unsere Kosten künstlich am Leben erhält.59[13] In diesem Sinne sind auch die vielfältigen 

Investitionsförderungen, die der Austrokeynesianismus gewährte, ein allgemeines Phänomen – übrigens nicht 

nur der 70er Jahre, sondern verstärkt im Zeitalter des sogenannten Neoliberalismus.  

Dass Nationalstaaten versuchen, die Zinsentwicklung zu beeinflussen, ist ebenfalls kein typisch österreichisches 

Phänomen – es gelang nur, aufgrund von verschiedenen Rahmenbedingungen die nominellen Zinsen über einen 

gewissen Zeitraum relativ niedrig zu halten. 

                                                      

57[11] vgl., J.M. Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, in Roth, 
S.367ff 

58[12] vgl. Herbert Ostleitner, Die wirtschaftspolitischen Erfolge des Austrokeynesianismus unter der 
Regierung Kreisky, S.99 

59[13] Vgl., www.derfunke.at/hp_artikel/staatbd.htm, 30.7.01 
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Wenn man nach österreichischen Spezifika sucht kann man sie bis zu einem gewissen Grad im Verhältnis 

Gewerkschaften – Unternehmerorganisationen – Staat finden. Die Unterordnung gewerkschaftlicher Politik 

unter gesamtstaatliche Ziele, sprich die Ziele des Privatkapitals, wurde vom Österreichischen 

Gewerkschaftsbund im Rahmen der Sozialpartnerschaft mit besonderer Vehemenz betrieben. Die 

Gewerkschaftsspitze war Teil einer staatlichen Bürokratie, die unter der Leitung des österreichischen Kapitals 

wirtschaftspolitische Ziele festsetzte. Deshalb unter der Leitung des österreichischen Kapitals, weil nicht nur die 

Unternehmervertreter sondern auch die Gewerkschaftsführer eine Hauptprämisse ihres Handelns in der 

Aufrechterhaltung der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse sahen. Das große Dilemma der 

Gewerkschaftsführung heutzutage ist, dass sie von den Vertretern des österreichischen Kapitals immer seltener 

als „gleichberechtigter“, systemstabilisierender Partner akzeptiert wird.  

Die Gewerkschaftsspitze wird solcherart nicht nur Teil des bürgerlichen Staates, sondern sieht sich auch als 

Vertreter von Staatsinteressen, die angeblich über dem Partikularinteresse der Lohnabhängigen stehen.  

Die Eingliederung in den Staat an sich ist ebenfalls wiederum kein singulär österreichisches Phänomen. Diese 

Entwicklung war und ist eine internationale. Bereits in den 30er Jahren des letzten Jahrhunderts führte, diese 

Entwicklung zur Etablierung halbstaatlicher Gewerkschaften (z.B. Mexiko). Selbst der Faschismus hat durch die 

Transformation der Gewerkschaften in Staatsorgane nichts neues erfunden, sondern nur die vorhandenen 

Tendenzen auf die Spitze getrieben.60[14] Bezeichnend für die Rolle der reformistischen 

Gewerkschaftsbürokratie war eben auch ihre Anbiederung an die Faschisten. Sowohl in Deutschland wie auch in 

Österreich waren die Spitzen der freien Gewerkschaften bereit, mit den neuen Machthabern zusammen zu 

arbeiten, um ihre Stellung im geliebten Staatsapparat nicht zu verlieren. Ihr Pech war, dass der Faschismus 

andere Pläne für die Gewerkschaften hatte.  

Um ihre ihnen vom Kapital zugedachte Rolle zu erfüllen – die Lohnabhängigen unter Kontrolle zu halten – ist es 

notwendig, Gewerkschaftsdemokratie so weit wie möglich einzuschränken. Das ist in Österreich besonders gut 

gelungen. Es gibt wohl kaum eine Gewerkschaftsstruktur, die dermaßen undemokratisch ist wie die des ÖGB. 

Bereits von seiner Gründung her ist er darauf angelegt, Entscheidung und Kompetenzen in Gremien zu verlegen, 

die erstens keine direkten Wahlen kennen und zweitens dem Druck der Mitgliedschaft so weit wie möglich 

entzogen sind. In der austrokeynesianistischen Jubelliteratur klingt das dann so: „Das System von bloß 

indirekten Wahlen spielt sowohl in den gesetzlichen als auch in den freien Interessenvertretungen  einen nicht 

unerhebliche Rolle: Die Führungspositionen werden dadurch über Wahlmänner bestimmt, und die 

Führungskräfte können nicht leicht abgewählt werden; sie sind somit zu keiner populistischen Politik gezwungen 

und können leichter gesamtwirtschaftliche Anliegen vertreten.“ 61[15] 

In der Praxis führte das unter anderem dazu, dass sich die Lohnpolitik strikt nach „gesamtwirtschaftlichen“ 

Gesichtspunkten orientiert.62[16] Auf eine Änderung der Einkommensverteilung wurde verzichtet. 

                                                      

60[14] Vgl., Leo Trotzki, Trade Unions in the Epoch of imperialist Decay, S.40f 

61[15] Tichy, S.218 

62[16] „Die Gewerkschaften betrachten sich als Mitträger, als Teil der Volkswirtschaft. Sie betrachten 
diese Volkswirtschaft als Boden für ihr Wirken. Sie wissen, dass der Wohlstand des Volkes auf dem 
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Lohnforderungen orientierten sich im besten Fall an den Produktivitätsfortschritten – wenn „nötig“ wurden aber 

auch Reallohnverluste hingenommen.63[17] So wurde bereits im November 1972 ein sechsmonatiger Lohnstopp 

verhängt. Ende der 70er Jahre und zu Beginn der 80er Jahre nahm man im Angesicht der Krise neuerlich 

Reallohnverluste in Kauf. 

Die volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Effekte dieser Politik waren einmal eine relativ niedrige 

Inflation, die bis heute als großer Erfolg der Wirtschaftspolitik Kreiskys gesehen wird. Einerseits führte das aber 

dazu, dass die Realzinsen kaum niedriger waren als international, und andererseits wurde dadurch im Laufe der 

70er Jahre ein verstärktes Leistungsbilanzdefizit erzeugt. Was für die positive Einschätzung des 

Austrokeynesianismus und der Gewerkschaftspolitik aber wahrscheinlich noch wichtiger ist, ist die Tatsache, 

dass das Ausbrechen offener Klassenkämpfe weitgehend verhindert wurde. Das in einer Zeit, zu Beginn der 70er 

Jahre, wo große Teile Europas von heftigen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen erschüttert wurden. Man 

denke nur an den Streikwelle 1971/1972 in Großbritannien, die eine konservative Regierung in die Knie zwang, 

oder dann später 1979 an den sogenannten „winter of discontent“ (Winter der Unzufriedenheit), die Entwicklung 

in Italien im Anschluss an den „Heißen Herbst“ 1969, und nicht zu vergessen die Entwicklung in den Diktaturen 

Europas, Spanien, Portugal und Griechenland. Dieses Zwangskorsett, das den Klassenkampf in Österreich 

stärker als anderswo einschnürte war mit die Basis für den Mythos der „Insel der Seligen“. 

  

 

UNO-CITY 

27.04.1972 IAKW-FINANZIERUNGSGESETZ V. BGBL 150/1972 

Der Nationalrat hat beschlossen: § 1. Der Bund hat die Planung, Errichtung, Erhaltung, Verwaltung und 

Finanzierung des als Bundesgebäude zu errichtenden Internationalen Amtssitz- und 

Konferenzzentrums Wien einer Aktiengesellschaft zu übertragen. § 2. (1) Der Bund hat der 

Aktiengesellschaft die Kosten der Planung, Errichtung, Erhaltung, Verwaltung (einschließlich des 

Personal- und Sachaufwandes) und Finanzierung des Internationalen Amtssitz- und 

Konferenzzentrums Wien bis zum Höchstbetrag von 6500 Millionen Schilling in unmittelbar 

aufeinanderfolgenden Jahresteilbeträgen, beginnend mit dem Haushaltsjahr 1972, zu ersetzen, soweit 

diese Kosten nicht durch eigene Einnahmen der Aktiengesellschaft abgedeckt werden können. (2) Der 

vom Bund zu leistende Kostenersatz beträgt in den Jahren 1972 bis 1977 je 250 Millionen Schilling, 

1978 bis 1981 je 300 Millionen Schilling, 1982 bis 1988 je 350 Millionen Schilling und beginnend mit 

dem Jahr 1989 je 400 Millionen Schilling. (3) Die Forderung der Aktiengesellschaft gegen den Bund auf 

Kostenersatz gemäß Abs. 1 ist höchstens mit jenem Betrag in die Jahresabschlüsse der 

                                                      

Gesamtertrag der wirtschaftlichen Tätigkeit beruht.“; Anton Benya, Gewerkschaften in der Welt von 
heute, zit. nach Peter Haumer, Der Weg der Gewerkschaft, S.9 

63[17] Zwischen 1955 und 1986 ist die um die Beschäftigungsstruktur bereinigte Lohnquote nahezu 
unverändert geblieben, es ist sogar zu einer leichten Umverteilung zugunsten der Unternehmerseite 
gekommen. Das heißt der ÖGB hat die lange Prosperitätsphase für die Arbeiterklasse ungenutzt 
verstreichen lassen. Vgl., Haumer, S.37 
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Aktiengesellschaft einzusetzen, der sich nach Abzug eigener Einnahmen von den Kosten für die 

Planung, Errichtung, Erhaltung, Verwaltung und Finanzierung des Internationalen Amtssitz- und 

Konferenzzentrums Wien ergibt 

AZ 28.04.1972 DIE ÖVP MACHT EINEN RÜCKZIEHER. 

Die VP hatte bezweifelt, dass die Gesellschaft zur Gründung des Konferenzzentrums im Sinne des 

Aktiengesetzes handlungsfähig gewesen war. Sie zog sich nun auf den Vorwurf zurück, dass das 

Finanzierungsgesetz sehr spät komme. Die VP sei damit unzufrieden gewesen, dass eine Fa. Allplan 

zum Zuge kam, dabei aber von der Bundeswirtschaftskammer zurückgepfiffen worden. 

AZ 06.07.1972 KEINE VERHANDLUNGEN MEHR MIT DER ÖVP 

Nachdem im Untersuchungsausschuss einstimmig die gegen Kreisky und die SPÖ erhobenen 

Korruptionsvorwürfe abgelehnt worden sind, erhoben die ÖVP-Mitglieder sie in einem 

Minderheitsbericht erneut. 

AZ 12.07.1973 VP-KAMPAGNE GEFÄHRDET DEN BAU DER UNO-CITY. KREISKY: AUßER 

STREIT STELLEN ODER MINILÖSUNG. 

Gestützt auf eine Zeitungsmeldung über Äußerungen Bundeskanzler Kreiskys versuchte ÖVP-Obmann 

Schleinzer den Eindruck zu erwecken, als drohe Kreisky das Bauprojekt zu verkleinern, wenn die ÖVP 

nicht ihre Kritik daran einstelle. Kreisky stellte in seiner Antwort klar, dass es die politische Kampagne 

der ÖVP ist, die das Projekt gefährdet. 

(AZ 15.7.1972) UNO-City: VP will sich gründlicher informieren. Finanzminister Androsch überreicht 

Schleinzer umfassende Darstellung, welche der ÖVP Klarheit darüber verschaffen soll, ob sie die 

politische Mitverantwortung für das Projekt übernehmen kann. 

AZ 10.08.1973 KREISKY ZUR UNO-CITY: WELTSTADTLÖSUNG FÜR WIEN. WICHTIG FÜR 

WIENS INTERNATIONALE BEDEUTUNG. GEGEN „KLEINE KRAKEELER“ IN DER VOLKSPARTEI. 

Wien hat dem Westen den Arlbergtunnel finanziert, es muss auch etwas Entsprechendes bekommen. 

Darüber hinaus werden auch viele Wirtschaftszweige in Österreich von dem Bau profitieren. Wegen der 

UNO-City wird nicht eine Schule, nicht ein Spitalsplatz weniger entstehen. 

(AZ 21.08.1973) Gratz besteht auf Vertrag: Wien nützt nur große Lösung für UNO-City. Abg. König 

rechnet mit 10 Md, Architekt Staber sagt, die UNO-City kostet 6,5 Md, verteilt auf 10 Jahre. Von den 

Kosten zahlt 65 % der Bund, 35 % die Stadt Wien. 

AZ 29.08.1973 UNO-CITY: ES BLEIBT BEI DER GROßEN LÖSUNG. 

Regierungsgipfel fällte Entscheidung Kreisky: Alles andere wäre nur Flickwerk. Verwirklichung im 

Kontakt mit Sozialpartnern – Bau bringt auch große Einnahmen. 

AZ 06.02.1974 RECHNUNGSHOF STELLT KLAR: VP-VORWÜRFE WEGEN UNO-CITY VÖLLIG 

HALTLOS. 

(AZ 07.02.1974 )UNO-City: ÖVP nun empört – über AZ, weil diese aus dem RH-Bericht zitiert hat. 

AUßENPOLITISCHES 

EWG-VERTRAG, ZÖLLE 
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11.04.1972 AZ: ÖSTERREICHS EWG-CHANCE GÜNSTIG: MITTWOCH LOSTAG. 

Handelsminister Staribacher begann am Montag in Brüssel seine Gespräche mit der EWG-Führung. 

Der Bericht der Kommission über die bisherigen Verhandlungen mit Österreich ist bereits im Entwurf 

fertig und wird am Mittwoch verabschiedet. Am 24. April könnte es ein ergänzendes 

Verhandlungsmandat geben, Ende Juni Anfang Juli könnte das Abkommen paraphierungsreif gemacht 

werden, und im Herbst ins österreichische Parlament gehen. Der Vertrag könnte dann termingemäß am 

1. Jänner 1973 in Kraft treten. 

14.07.1972 AZ. KREISKY: KEIN SCHACHER UM VP-JA ZU EWG-LÖSUNG 

VERFASSUNGSMEHRHEIT WIRD NICHT DURCH KOMPENSATIONEN ERKAUFT. 

Wenn die ÖVP meint, der Vertrag sei schlecht oder für uns nicht notwendig, dann wird er eben nicht die 

verfassungsmäßige Zustimmung erhalten. Das wird dann die ÖVP vor dem österreichischen Volk zu 

vertreten haben. 

15.07.1972 AZ 75 % SIND FÜR DEN VERTRAG MIT DER EWG. UMFRAGE KEIN SCHADEN FÜR 

DIE NEUTRALITÄT. 

Die Auswirkungen der EWG auf Österreich beurteilen die Österreicher optimistisch: 63 % sind der 

Meinung, dass ein EWG-Abkommen den Konsumenten billigere Waren bringen würde. 54 % sehen 

damit auch einen großen Aufschwung der Wirtschaft verbunden. 49 % erwarten auch eine Sicherung 

bzw. die Neuschaffung von Arbeitsplätzen. 

18.07.1972 AZ ÖSTERREICH-EWG: BESTMÖGLICHE LÖSUNG. 

Minister Staribacher hebt Abstimmung mit Interessenvertretern hervor. Schlussrunde. Keine kleine 

Lösung. Alle Interessenvertreter eingebunden. Ab 01.10 1972 30 % Zollsenkung aber nicht für die 

„sensiblen Güter, diese ab 01.04.1973, ab 01.01.1974 10 % und am 01.01.1975 20 %. Drei 

Zollsenkungsperioden: fünf Jahre für die überwiegende Masse, sieben für die sensiblen und 11 für 

Papier. 

23.07.1972 AZ ÖSTERREICH UNTERSCHRIEB ALS ERSTES LAND. 

Der für Österreich bedeutsamste internationale Vertrag seit dem Abschluss des Staatsvertrages wurde 

am 23.07.1972 von Kreisky und Staribacher unterzeichnet.  Verträge zwischen den Rest-EFTA-Staaten 

und der EWG. 

26.07.1972 AZ SCHON IN DER ERSTEN EWG-ETAPPE: 1,5 MD ZOLLERSPARNIS. 

NR-Sondersitzung über die EWG-Verträge. Staribacher betonte, dass die Regierung bestrebt sein 

werde, diese Zollersparnis für die Konsumenten sicherzustellen. 

15.09.1972 AZ.  MIT VOLLDAMPF ZUR EUROPAREIFE.  ANDROSCH ÜBERRASCHT MIT EINEM 

KATALOG GEZIELTER MAßNAHMEN. 

Nach elf Jahren Verhandlungen wurde Donnerstag vom österreichischen Nationalrat mit den Stimmen 

aller drei Parteien das Abkommen mit der EWG verabschiedet. Als Interimsabkommen gilt es vom 1. 

Oktober 1972 bis 31. Dezember 1972 und wird dann durch ein Globalabkommen ersetzt. Finanzminister 

Androsch legte einen Katalog vom sieben Förderungsmaßnahmen für die österreichische Wirtschaft 

vor.  
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In der Parlamentsdebatte hebt Schleinzer die Wichtigkeit der EWG-Begleitmaßnahmen, die die ÖVP 

der Regierung angeblich abgetrotzt hat, hervor. Außerdem drückt sich ihr Leiden unter der Tatsache 

aus, dass das, was die ÖVP 14 Jahre lang angestrebt hat, nun in Zeiten der Alleinregierung verwirklicht 

werden kann. Aber alle drei Parteien sind dafür. 

Die Begleitmaßnahmen: Schaffung eines Wirtschafts- und Sozialfonds der Bundesregierung, der bei 

Anpassungsschwierigkeiten finanzielle Hilfe leisten kann, auch der ERP-Fonds wird vor diesen Karren 

gespannt, die Exportförderung wird weiter ausgebaut. Sonderabschreibung von 30 % beim beweglichen 

Vermögen für die Jahre 1973-1975, im selben Zeitraum pauschale Wertberichtigung für Forderungen 

aus Exportgeschäften, keine Wertpapiersteuer für ausländische Wertpapiere, grenzüberschreitendes 

Schachtelprivileg,  

Das größte Zuckerl, die Sonderabschreibung bis zu 75 %, hat Androsch überfallsartig dem Programm 

beigefügt, kein Wunder, dass die Schwarzen angerührt waren. 

16.09.1972 AZ. MOBILMACHUNG GEGEN DEN PREISAUFTRIEB. MINISTER ANDROSCH LEGT 

STABILITÄTSPROGRAMM VOR. 

Die Wirtschaft wächst heuer um 5 %, der Preisauftrieb aber um 6 % Stabilitätsprogramm: 

Prämiensparen wird profitabler, Drosselung des öffentlichen Bauvolumens, Schleinzer bezeichnet das 

Ganze als Versuch einer Notbremsung. 

Im Einzelnen: Budgetpolitik Bindung der Ermessensausgabe von 15 % wird zur Hälfte beibehalten, 

Mehreinnahmen werden zur Schuldentilgung verwendet oder kommen in den Rücklagenfonds, bei den 

Personalaufwänden soll strengstens gespart werden. In der Kreditpolitik will Androsch nicht mit 

Gesetzen vorgehen, sondern im guten Einvernehmen mit dem Kreditapparat. 

30.09.1972 AZ EWG-ABKOMMEN MORGEN IN KRAFT: PREISSENKUNGEN BIS 6 % MÖGLICH. 

Handelsministerium mahnt: Zollsenkungen sind weiterzugeben. 

15.10.1972 AZ 1973 ZUSÄTZLICHE ZOLLSENKUNG?  

Österreichs Exportzölle würden um 40,5 % ermäßigt. Teil der Maßnahmen zur Bekämpfung des 

Preisauftriebs. Am 1.4.1973 30 % + 10,5 %. 

26.10.1972 PARLAMENT: ALLE PARTEIEN FÜR EUROPA. AM VORABEND DES 

NATIONALFEIERTAGES: EWG-ABKOMMEN EINSTIMMIG ANGENOMMEN. 

 

ENTWICKLUNGSHILFE 

AZ 06.10.1972 EINE MILLIARDE KREDIT FÜR DIE DRITTE WELT. 

Österreich gibt ein Beispiel. Finanzierung aus den Währungsreserven. Bedarf aber eines Gesetzes. 

AZ 05.01.1983 ENTWICKLUNGSLÄNDER: 1983 KATASTROPHENJAHR? 

Lacina: Kreisky-Plan muss realisiert werden. Diese Länder haben allein seit 1977 ein Viertel der 

Kaufkraft ihrer Exporterlöse verloren. Österreichische Entwicklungshilfe 04,8 % des BNP, erstmals über 

dem Durchschnitt der westlichen Geberländer. Das ist aber nicht überzubewerten: Ein Gutteil davon 

entfällt auf günstige Exportkredite. Österreich will nun noch stärker Entwicklungshilfebemühungen 
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unterstützen, die den sozial Schwächeren dauerhaft helfen. Ein wesentliches Mittel dazu wäre der 

Kreisky-Plan für einen Nord-Süd-Ressourcentransfer. 

 

 

MUNITION NACH SYRIEN 

AZ 14.01.1977 MUNITION: GESCHÄFT MIT SYRIEN? 

Anfang Dezember haben Wiener Zollbeamte Munitionskisten nach dem Krisengebiet Syrien 

sichergestellt. Die Munition stammte aus Heeresbeständen, soll aber vom Heer den Steyr-Werken für 

ein Exportgeschäft mit Tunesien gegen Bankgarantie überlassen worden sein. Der Wiener 

Waffenhändler Weichselbaumer, der das Geschäft durchführte, sprach von einem Irrtum der Spedition. 

Dem widersprach aber der Direktor des beauftragten Speditionsunternehmens. Die ÖVP griff die Sache 

auf und verlangte den Rücktritt des Verteidigungsministers Lütgendorf. 

(15.01.1977) Scheuch: Waffen und Moral. Die Sache muss aufgeklärt werden. Österreich darf als 

neutrales Land keine Waffen in Kriegsgebiete liefern, braucht aber eine eigene Waffenfabrik, um 

wenigstens teilweise seine Neutralität zu sichern. 

(18.01.1977) Weichselbaumer machte Geschäft ohne Steyr. Also doch: Heer gab Waffenhändler 

Munition. 

(19.01.1977) Weichselbaumer war offizielles Mitglied einer Delegation, die, geführt von Lütgendorf, 

nach Syrien fuhr. Lütgendorf hat seinen Antrag auf einen Dienstpass persönlich unterschrieben Nun 

zeigt er ihn wegen Neutralitätsverletzung an. 

(21.01.1977) Die SPÖ will im Parlament einem Misstrauensantrag gegen Lütgendorf nicht zustimmen, 

aber einen Untersuchungsausschuss fordern. 

(27.01.1977) Im Parlament Misstrauensantrag (FP gegen ganze Regierung) abgelehnt, U-Ausschuss 

mit Termin 31.03.1977 eingesetzt. Die Opposition nützt die Sitzung zu einem Rundumschlag gegen die 

Regierungspolitik. 

(06.04.1977) Der Ausschuss wird bis Juni verlängert, trotz vereinbarter Vertraulichkeit werden 

Ergebnisse in profil und Wochenpresse gestreut. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/27/19770127_A02.jpg 
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ERDÖLKRISE 

AZ 06.11.1973 KEIN AUTOLOSER SONNTAG IN ÖSTERREICH. 

Die Versorgung Österreichs mit Erdölprodukten ist gegenwärtig gesichert. Die arabischen Ölländer 

beschlossen am 04.11.1973, die Erdöllieferungen zunächst um ¼ kürzen. Das hängt auch mit dem 

Nahostkrieg zusammen. Neutrale wie Österreich sollen von den Kürzungen nicht betroffen sein. 

AZ 22.11.1973 NUN WIRD AUCH NOCH DIESELÖL GEHAMSTERT. OHNE PANIKKÄUFE KEINE 

ENGPÄSSE. 

s. Einkommensteuer, 17, 23.und 14.11.1973 Erhöhung Kfz-Pauschale. 

AZ 27.11.1973 NUN BLEIBEN DIE TANKSTELLEN SONNTAGS ZU. STARIBACHER: WEITERE 

BENZINSPARMAßNAHMEN – SUPER MIT NIEDRIGERER OKTANZAHL. 

AZ 11.12.1973 KREISKY KÜNDIGT WEITERE BENZINSPARMAßNAHMEN AN: AUTOLOSER TAG 

PRO WOCHE NICHT MEHR ZU UMGEHEN. BESCHLÜSSE BEI REGIERUNGSKLAUSUR AM 9.-/10. 

JÄNNER. 

AZ 12.12.1973 Sparen ab 7. Jänner: Zwei autolose Tage, TV-Sendeschluss 22:30, keine Lichtreklame. 

Senkung der Temperatur in Wohnungen um 2 ° 

AZ 21.12.1973 KEINE GEFAHR FÜR ARBEITSPLÄTZE. 1974 NUR 3 % 

WIRTSCHAFTSWACHSTUM.. 

Die Preise werden um 8 % steigen. Steuersenkungen sind 1974 ausgeschlossen., Einsatz der 

Stabilisierungsquote des Budgets und Arbeitsmarktförderung sollen gegen Anstieg der Arbeitslosigkeit 

helfen. 

AZ 03.01.1974 AUTOLOSER TAG AB 14. JÄNNER. 

AZ 08.01.1974 KRISE – UNERLAUBTE DRAMATISIERUNG 

Interview mit Berndt Ender.: Waldbrunner hat immer wieder verstanden, Geld für Energie aufzustellen, 

so auch Kaprun. Kreisky sieht keine Möglichkeit, dass die Regierung den Vergeudungskapitalismus 

bremsen kann. Er lehnt das Nullwachstum entschieden ab. Sonst könnten wir zum Beispiel die 

Europareife gar nicht erlangen. Wir haben bei den Massenmedien einen Vergeudungskapitalismus, sie 

vergeuden die großen Worte. Es gibt keine Spur von einer Krise, ja, es gibt Probleme, aber die gibt es 

immer. Im Zentrum der Regierungsklausur werden Stabilitäts-, Energie- und Vollbeschäftigungspolitik 

stehen. Es ist unrealistisch, über die dritte Welt zu jammern, dass sie ihre Produkte verteuern, sie haben 

eben von den großen Konzernen gelernt, Monopolstellungen auszunützen, sie sind nicht besser und 

nicht schlechter als ihre Lehrmeister. 

Die SPÖ hat 1956 sogar eine Wahl verloren, weil die Österreicher die Bedeutung des Öls nicht erkannt 

haben Wir haben mit Zähnen und Klauen bei den Russen ums Öl gekämpft, die ÖVP hat das damals 

für unwichtig gehalten. Sie wollten mehr als die Hälfte der Raffinerie den internationalen Gesellschaften 

als Entschädigung antreten. 
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AZ 09.01.1974 RINGEN UM DIE MINERALÖLSTEUER: LANC VERLANGT EINE MILLIARDE FÜR 

NAHVERKEHR. 

Regierungsklausur in der Krainerhütte.  Lanc will mit einer zusätzlichen Investitionsmilliarde die 

Nahverkehrsmittelin den städtischen Ballungsgebieten, die Städteschnellverbindungen  und den ÖBB-

Güterwagenpark ausbauen. Die Mineralölsteuer ist aber für den Straßenbau zweckgewidmet. 

Bautenminister Moser gegen die Umwidmung, ebenso die Landeshauptleute der ÖVP. 

Kanzler Kreisky schließt eine Mehrwertsteuersenkung bei Benzin aus. Aber bei Heizöl müsse man 

gewisse soziale Aspekte beachten. 

(AZ 11.01.1974) Eine halbe Milliarde für die ÖBB im Budget 1975, eine weitere kann sich die ÖIAG auf 

dem Kapitalmarkt aufnehmen. Ein Dreiphasenplan zur Sicherstellung der Energieversorgung, ein 

Energieforschungskonzept, Zigarettenpreis- und Telefongebührenerhöhung noch nicht festgelegt. 

(AZ 13.11.1974) Auch Wien will Zweckbindung der Benzinsteuer lockern. 

AZ 17.01.1974  BIS 1977 INVESTIEREN ÖBB 20 MILLIARDEN. LANC LEGT IN LINZ 

FINANZIERUNGSPROGRAMM VOR. 

Die Mehrzahl der Österreicher verfüge über kein Auto und sei deshalb auf öffentliche Verkehrsmittel 

angewiesen. Der Energieverbrauch öffentlicher Verkehrsmittel gegenüber den PKW sei viel geringer. 

250 internationale Reisewaggons und 630 vierachsige Inlandsreisewagen sollen angeschafft werden.  

AZ 18.01.1974 NATIONALBANK-GENERALDIREKTOR KIENZL: ÖLKRISE – BLUFF DES 

JAHRHUNDERTS. 

Ein paar schlauen Wüstenfüchsen sei es gelungen, eine Heizöl- und Benzinhamsterwelle in den 

Industriestaaten auszulösen und damit den Eindruck einer gewaltigen Ölverknappung hervorzurufen. 

Dabei hätten auch die internationalen Ölkonzerne ihre Hände im Spiel gehabt, die mit ihren niedrigen 

Preisen die Erschließung anderer Ölquellen unterbunden hätten. Ein Zurück zur billigen Energie sei nun 

endgültig vorbei. Die ölpreisbedingte zusätzliche Teuerung von 1 bis 2 % sei zu verkraften. 

AZ 19.02.1974 KEINE STEUERSENKUNG BEI BENZIN. 

Der ÖAMTC will mit einer Unterschriftenaktion die Herabsetzung der Umsatzsteuer auf Benzin von 16 

auf 8 % durchsetzen. Androsch weigert sich, darüber zu verhandeln. Preise über Steuern zu machen, 

hieße, öffentliche Einrichtungen, wie Spitäler, Schulen, Kindergärten zu vernachlässigen. Wenn man 

schon den Ölkonzernen die hohen Preise zahle, dann nicht zu Lasten des Staatshaushaltes. 

 

 

BUDGETS 

BARTIK: BUDGETPOLITIK 

5. DIE KRISE 1974/75 

5.1. BESONDERHEITEN DER ÖSTERREICHISCHEN SITUATION 
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Die Krise von 1973/74, die in Österreich mit etwas Verzögerung einsetzte, markiert das endgültige Ende des 

Nachkriegsaufschwunges. Unmittelbarer Auslöser waren steigende Ölpreise. Wohlgemerkt Auslöser und nicht 

Verursacher der Krise. Die Reaktion der österreichischen Regierung auf die Konjunkturentwicklung war im 

internationalen Vergleich keineswegs außergewöhnlich. Die meisten Industriestaaten betrieben nach der 

einsetzenden Krise eine expansive Geldpolitik. Teilweise, wie im Falle Japans, nach einer kurzen restriktiven 

Phase. Österreich war aber trotzdem insofern besonders, als es geschafft wurde, den Einbruch in Grenzen zu 

halten. So sank das BIP 1974 nur um 1% und die Industrieproduktion nur um 6,8%.64[18] Was waren die 

Gründe für die relativ gute Performance? 

Einerseits natürlich die Politik des „Deficit spendings“. Schwerpunkt dieser Politik war nicht so sehr die 

Nachfragekomponente, sondern die Angebotsseite. So wurden zum Beispiel die öffentlichen Aufträge an die 

Privatwirtschaft 1975 im Vergleich zum Vorjahr um 50% erhöht. Diese Politik war aber, wie oben erwähnt, 

nicht auf Österreich beschränkt. Die Hauptgründe für das gute österreichische Abschneiden liegen anderswo. Es 

gelang, den Exportanteil in COMECON-Staaten, nach Jugoslawien und in den Nahen Osten massiv zu steigern. 

Er betrug schließlich 20% der Gesamtexporte.65[19] Diese Tatsache zeigt recht anschaulich, dass die 

österreichische Neutralitätspolitik, fern von humanistischen Überlegungen, vor allem dem österreichischen 

Kapital gute Dienste erwies.  

Auffällig ist auch, dass es gelang die Arbeitslosigkeit relativ niedrig zu halten. Während sie in vielen Ländern 

rasant anstieg blieb sie in Österreich 1975 und 1976 bei jeweils 2%. Zurückzuführen ist das auf mehrere Gründe. 

1975 begann der Abbau ausländischer Arbeitskräfte, die vor allem in den 60er Jahren angeworben wurden. Bis 

1976 reduzierte sich die Zahl ausländischer ArbeitnehmerInnen um 52.000.66[20] Diese Politik wurde von der 

Gewerkschaftsführung voll unterstützt. Mit Hilfe des Ausländerbeschäftigungsgesetzes von 1975 schafften sich 

die Sozialpartner ein Instrumentarium um die Zahl der ausländischen KollegInnen in ihrem Sinne zu regulieren. 

Eine ähnliche Entwicklung gab es auch in anderen Staaten. Was darüber hinaus half, die Arbeitslosenquote in 

Österreich niedrig zu halten, war zum Ersten eine Arbeitszeitverkürzung auf 40 Stunden pro Woche. 

Beschlossen wurde diese freilich noch von der Regierung Klaus. Stufenweise wurde die Arbeitszeit bis 1975 von 

45 auf 40 Wochenstunden reduziert. Zum Zweiten expandierte in dieser Periode der Dienstleistungssektor 

überdurchschnittlich stark. Das war eine Art nachholende Entwicklung, die dem Expansionsprozess der Industrie 

folgte.67[21] Insofern kann man sagen, dass der österreichische Kapitalismus in dieser Phase von seiner 

relativen Rückständigkeit profitierte, die bis dato auch den tertiären Sektor unterentwickelt ließ. Hinzu kam 

noch, dass durch die Reformen der Regierung Kreisky, vor allem im Bereich der Wissenschaft, der Universität 

und der Forschung dieser Aufholprozess beschleunigt wurde. In diese Zeit fällt übrigens auch der rasche Ausbau 

des Filialnetzes der österreichischen Banken, was damals gut für den Arbeitsmarkt war und uns bis heute die 

größte pro Kopf Anzahl von Bankfilialen nach Luxemburg beschert.  

                                                      

64[18] Jakob, S.177 

65[19] Löw, S.71 

66[20] Felix Butschek, Die österreichische Wirtschaft im 20. Jahrhundert, S.160 

67[21] Butschek, S.163 
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Dritter wesentlicher Grund für die niedrige Arbeitslosigkeit war die Verstaatlichte. Sie war zu dieser Zeit der bei 

weitem größte Arbeitgeber in Österreich. Die Grundstoffindustrie, in der die Verstaatlichte erzwungenermaßen 

tätig war, erlebte in den 70er Jahren eine schwere Krise, was international zu einem beschleunigten 

Arbeitsplatzabbau führte. Nicht so in Österreich – die Verstaatlichte hatte Arbeitskräfte zu „horten“ und 

fungierte damit als Arbeitsmarktstabilisator.68[22] Natürlich ist diese Politik keineswegs abzulehnen. Das 

Problem lag vielmehr daran, dass es weder von Seiten der Sozialdemokratie noch von Seiten der 

Gewerkschaften eine offensive Strategie gab. Eine Expansion über den Grundstoffbereich hinaus wurde 

verhindert und Mittel für Investitionen flossen in die Verstaatlichte ungleich spärlicher als in die 

Privatwirtschaft. Es war diese Politik die schließlich zur Krise der Verstaatlichten führte,  im Zuge derer in den 

80er Jahren Zehntausende Arbeitsplätze vernichtet wurden.  

  

5.2 KREISKYS HARTWÄHRUNGSPOLITIK 

Wie bereits weiter oben erwähnt, war die Hartwährungspolitik eine Konstante der Regierung Kreisky. Es ist 

durchaus bemerkenswert, dass sie auch in den unmittelbaren Krisenjahren aufrecht erhalten wurde. Während der 

Schilling zwischen 1968-1973 um 13% abgewertet wurde, wurde er zwischen 1974 und 1977 um 2,9% 

aufgewertet.69[23] Ab 1976 gab es eine fixe Bindung an die DM – eine Politik, die vor allem Finanzminister 

Hannes Androsch eingefordert hatte. Das Ziel der Hartwährungspolitik war klar: Verhinderung von Inflation. 

Verhindert konnte sie zwar nicht werden, der inflationäre Druck war aber nicht so groß wie in den meisten 

anderen Ländern. Um der österreichischen Industrie diese Politik zu versüßen, gab es üppige Exportförderungen. 

Wohl mit ein Grund dafür, dass die Exporte im Vergleich zur BRD weniger stark zurückgingen. Diese 

Exportförderungen bedeuteten freilich eine weitere Belastung für das Budget. Das Defizit wuchs folgerichtig 

1975 auf 4,5% des BIP ohne Zinszahlungen an. Das im internationalen Vergleich hohe Budgetdefizit sollte auch 

eine der Achillesfersen der österreichischen Politik bleiben. Die Staatsschulden stiegen von 61,3 Mrd. 1974 auf 

100,3 Mrd. 1975.70[24] Die niedrige Inflation wird andererseits mit einem, trotz der Exportförderungen, 

steigenden Leistungsbilanzdefizit bezahlt, das die Regierung im weiteren Verlauf der 70er Jahre zwingt, 

Maßnahmenpakte zur Eindämmung der Inlandsnachfrage zu schnüren. 

Auch wenn in den Jahren 1976/77 wieder eine kurzer internationaler Konjunkturaufschwung einsetzte, kann man 

die Krise durchaus als Zäsur betrachten. Weder in der zweiten Hälfte der 70er Jahre noch danach konnten 

ähnliche Wachstumsraten wie vor 1973/74 erreicht werden (Die Ausnahme bildet die USA zwischen 1996-

2000). Die Krise 1974/75 markiert auch in Österreich das weitgehende Ende der Reformpolitik. Es kommt zwar 

nicht zum totalen Stillstand, aber es handelt sich um Kreisky zu zitieren um „Reformen, die nichts kosten“. 

Darüber hinaus wird ab 1975/76 der gesellschaftliche Gegenwind, der der Regierung Kreisky entgegenschlägt 

                                                      

68[22] vgl. Brigitte Unger, Der Austro-Keynesianismus und seine Performanz, S.169 

69[23] Unger, S.170 

70[24] Jakob, S.178 
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stärker. Die enge „Koalition“ mit der Großbourgeoisie beginnt zu bröckeln, eine ideologische Offensive gegen 

Gewerkschaftsprivilegien und die Einschränkung der unternehmerischen Freiheit begann.  

  

 

BUNDESFINANZGESETZ 1972.71 

Der Bundesvoranschlag für 1972 war von der Bundesregierung schon am 21. November 1971 zum 

ersten Mal und nach den Nationalratswahlen unverändert zum zweiten Mal beschlossen worden. Am 

12. November 1972 hielt Finanzminister Androsch seine zweite Budgetrede. Es war genau 54 Jahre 

nach dem Tag der Gründung der Republik. 

Das Budget reflektierte die längste konjunkturelle Aufschwungperiode der Zweiten Republik.  7,1 % 

erreichte die Wachstumsrate im Jahr 1970, das war die höchste unter allen europäischen 

Industriestaaten. Die Investitionen, die in den sechziger Jahren unter einer Schwächeperiode gelitten 

hatten, erreichte wieder das hohe Niveau der ersten Industrialisierungswelle in den fünfziger Jahren. 

Die Beschäftigtenzahl war so hoch wie noch nie in der Geschichte.  Der Lebensstandard der 

Bevölkerung erhöhte sich, das Wohlstandsgefälle gegenüber anderen westlichen Ländern konnte 

abgebaut werden.  Die privaten Konsumausgaben stiegen um 6 ¾ %, die Bruttoanlageinvestitionen um 

12 %, die Lohn- und Gehaltssumme um 13 %. 

Einen Schatten auf diese erfreuliche Entwicklung warf die Preissteigerung, die zwar mit 4-5 % 

vergleichsweise niedrig gehalten werden konnte, aber doch Anlass zu ernster Sorge bot. Maßnahmen 

sollten die öffentlichen Preise und Tarife betreffen, nicht aber zu Lasten der öffentlichen Investitionen 

gehen. 

Für 1972 rechnete der Finanzminister mit einem Wachstum von 4 %. Unsicherheit verursachte aber die 

Währungssituation und die aufgrund dessen zu erwartende Konjunktur. 

                                                      

71 BG v. 21.12.1971 betr. das BFG 1972, BGBl 1/1972. 

ORDENTLICHE GEBARUNG:  MILL S. 
AUSGABEN 118.803 
EINNAHMEN 112.863 
ABGANG     5.940  
AUßERORDENTLICHE GEBARUNG  
AUSGABEN.     4.017 
EINNAHMEN ...        125 
ABGANG  3.892 
GESAMTGEBARUNGSABGANG 9.832 
GESAMTAUSGABENRAHMEN  122.820 
GESAMTEINNAHMENRAHMEN 112.988 
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Der Anteil der Gesamtschulden am Bruttonationalprodukt sank 1971 von 13 auf 11 %. Die Fortführung 

des Konsolidierungsprozesses erlaubte weder den Wegfall von Steuern noch wesentliche Minderung 

der Einnahmen.  

 

Die Gesamtausgaben sollten um 8,8 % steigen, was etwa dem für das Jahr 1972 zu erwartenden 

Steigen der nominellen Zuwachsrate des Bruttonationalproduktes entsprach. Entsprechend war auch 

der Anstieg der Einnahmen. Der Gesamtabgang sollte gleich hoch sein wie der des Jahres 1971. 

Vergleicht man den Anstieg des Gesamtaufwandes mit dem der einzelnen Aufwände, so zeigt sich, 

welche Schwerpunkte die Regierung setzte. So stieg der Personalaufwand um 9,3 %, der Sachaufwand 

um 11,8 %. Zum ersten Mal sollte der Sachaufwand stärker ansteigen als der Personalaufwand. Der 

Bildungsaufwand sollte mit 15,2 % stark überdurchschnittlich ansteigen. Dabei stieg der diesbezügliche 

Sachaufwand gleich um 50 % an, was den Schwerpunkt der Regierung auf die Verbesserung der 

Bildung deutlich anzeigt. Schulentwicklungsprogramm 1971-1980, Schulraumbeschaffungsprogramm. 

Der Gesamtaufwand für das Kapitel Wissenschaft und Forschung stieg um 23 % an. Auch das 

Sozialbudget stieg mit 10,7 % etwas überdurchschnittlich an. 

Bei den Familienbeihilfen wurden die Gratisschulbücher angekündigt. 

Besonderes Augenmerk wurde auf die verbesserte Ausstattung des Wasserwirtschaftsfonds gelegt, er 

erfuhr eine Erhöhung um 200 %. Damit wurde das Seenreinigungsprogramm finanziert, eine der 

bleibenden Errungenschaften der Ära Kreisky. Erhöhte Mittel gab es auch für Bahnen und Straßenbau.  

Die ÖIAG erhielt keinen Mittelzufluss, weil der Bund auf Dividendenzahlung der ÖIAG für das Jahr 1970 

verzichtete. Es handelte sich um eine halbe Milliarde Schilling. 

Das Bruttodefizit sollte 9,8 Milliarden Schilling betragen, an Tilgungen vorhandener Kredite sollten 5,7 

Milliarden geleistet werden, es waren Nettokreditaufnahmen im Betrag von 4,1 Milliarden vorgesehen. 

Die Bundesregierung hat ein10-Jahres-Investitionsprogramm beschlossen. Dies sei mit der sozialen 

Marktwirtschaft vereinbar, weil es sich dabei nur um eine Selbstbindung der Regierung handle. 

Der Bundesvoranschlag. resümierte Androsch, sei darauf gerichtet, die Vollbeschäftigung zu sichern, 

weil es in der Demokratie kein größeres Unrecht gebe, als den Arbeitswilligen zur Untätigkeit zu 

zwingen, und weil es angesichts der großen Aufgaben keine größere Verschwendung gebe, als auf 

Arbeitsleistungen zu verzichten.  

 

Klubobmann Koren kritisierte in der ersten Lesung unangebrachten Optimismus beim Finanzminister.72 

So habe er bei den Einnahmen die sehr günstigen Zahlen des Beirats für Wirtschafts- und Sozialfrage 

verwendet, diese aber bei den Ausgaben deutlich unterschritten, um jenes Defizit, das ihm der 

Staatsschuldenbeirat vorgeschrieben habe, nicht zu unterschreiten. Was die Ausgabenpolitik 

anbelangte, so wäre es dem Klubobmann lieber gewesen, wenn Androsch nicht so viel investiert und 

                                                      

72 NR XIII/6 (17.11.1971) Erste Lesung Budget 1972, 
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dafür zur Ankurbelung der Konjunktur die Steuern deutlich gesenkt hätte. Das vorliegende Budget 

werde aber die Teuerung und damit die Inflation erhöhen, was vor allem zu Lasten der Geringverdiener 

gehe. Auch kritisierte der Klubobmann den zehnjährigen Investitionsplan, der nichts weiter tue als die 

Jahresbeträge mit den Erträgen, die sich aus den zweckgebundenen Einnahmen ergeben, 

hochzurechnen. Kurz: Der Finanzminister habe einen unangebrachten Optimismus an den Tag gelegt. 

Deshalb ticke in seinem Budget für 1972 auch ein Zeitzünder. 

Dazu Androsch: Man könne nicht erklären, die Schere 'zwischen Einnahmen und Ausgaben drohe 

auseinanderzugehen, man könne nicht sagen, die Budgetvorschauen seien düsteren Inhalts, und 

gleichzeitig Vorschläge machen, wie diese Schere noch vergrößert und der Preisauftrieb angeheizt 

werde. Er, Androsch, habe den Mut, zu sagen, daß das nicht möglich sei. 

Das Budget wurde am 21. Dezember 1971 abschließend behandelt und beschlossen. 

Parteiobmann Peter von den Freiheitlichen kritisierte, dass Androsch bei der 

Erstellung dieses Budgets alle Änderungen in der Budgettechnik, die er als 

Oppositionsredner verlangte, nun nicht zur Anwendung gebracht habe, so etwa die 

Teilung des Budgets in ein Verwaltungs- und ein Wirtschaftsbudget, die Umstellung 

auf ein Nettobudget oder die mehrjährige Budgetplanung. Auch hätten die 

Oppositionsparteien nicht wirklich am Budget mitarbeiten können.  Bei so starrem 

Verhalten der sozialistischen Mehrheitsregierung könne die FPÖ dem vorliegenden 

Budgetentwurf nicht zustimmen. Bundesminister Androsch äußerte dazu, zuerst 

müsse das neue Haushaltsrecht abgeschlossen werde, das im Entwurf bereits 

vorliege. 

Es gab auch ein paar kleine Fehler, die an dem bereits vorliegenden Budget zu 

berücksichtigen waren, so dass geplante Mehreinnahmen von etwa 400 Millionen aus 

dem Verkauf von Tabak nicht ins Budget gefunden hatten. Die Erhöhung resultierte 

aus einer Erhöhung der Inlandsverschleißpreise für Rauchwaren von durchschnittlich 

14 Prozent, die der Hauptausschuss des Nationalrates am 6. Dezember 1971 

beschlossen hatte. Ein Entschließungsantrag der ÖVP forderte, diesen Mehrerlös 

ausschließlich für gesundheitspolitische Maßnahmen zu verwenden. Er wurde 

abgelehnt. 

Insgesamt hatten die Oppositionsredner an dem vorliegenden Budgetentwurf nichts 

Konkretes auszusetzen, sie benützten daher die Gelegenheit, über das Steuersystem-

zu klagen SPÖ-Sprecher Lanc warf ihnen deshalb zurecht vor, dass es ihnen nicht 

gelungen sei, einen Minderheitsantrag zum Budget zuwege zu bringen. Auch die Höhe 

des Gebarungsabganges des Budgets hatten sie damit offensichtlich akzeptiert. 

AZ 20.03.1973 DEFIZITBREMSE WEITER WIRKSAM. 
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Androsch: Budgetdefizit 1972 von 9,4 auf 7,7 % heruntergedrückt. Die Budgeteinnahmen wuchsen 1972 

um 14,7 %, die Ausgaben um 13,6 %.  

 

BUNDESFINANZGESETZ 1973 

23.08.1972 AZ GRUNDLSEE: BUDGETAUFTAKT. 

Mit Ministerin Firnberg: Schwerpunkte Forschungsförderung, Hochschulsach- und 

Verwaltungsaufwand. Saftige Erhöhung bei Denkmalschutz und Bibliothekenaufwand. 

08.09.1972 AZ BUDGET: MEHR GELD FÜR SCHULAUFWAND. 

Verhandlungen mit Unterrichtsminister, Justizminister und Bautenminister. 

09.09.1972 AZ MEHR GELD FÜR ÖBB: 

Frühbauer erhält Mittel für Post und Seilbahnausbau. 

12.09.1972 AZ BUDGET: VORRANG HAT DIE STABILITÄT. FINANZMINISTER: BUDGETDEFIZIT 

UM 1 MDS GERINGER ALS ANGENOMMEN.  

11,8 statt 12,8 MdS. Budget steht in engem Zusammenhang mit der Einführung der MwSt., dem EWG-

Arrangement und dem Finanzausgleich, welche für mehrere Jahre gelten, aber das Jahr 1973 mit 5,5 

MdS belasten. Zollsenkungen werden die preissteigernde Wirkung der MwSt. einfangen. 

13. 09.1972 AZ ERSTMALS GESTRAFFTE BUDGETDEBATTE? 

Klubobmann Gratz schlägt vor, die Debatte über den Staatshaushalt auf acht Ausschusstage und sechs 

Plenarsitzungen zu reduzieren, dementsprechend Redezeiten auf 15-20 Minuten zu beschränken. 

20.09.1972 AZ BUNDESVERWALTUNG UNBEWEGLICH. KREISKY: MIT GEWERKSCHAFT ÜBER 

REFORM REDEN. 

Er habe noch nie etwas so wenig Bewegliches und Elastisches gesehen wie die Bundesverwaltung, 

erklärte Bundeskanzler Dr. Kreisky Dienstag nach dem Ministerrat im Zusammenhang mit dem 

Dienstpostenplan, der zugleich mit dem Budget behandelt worden war. Trotz intensiver Verhandlungen 

werde es 3.000 Dienstposten mehr geben, davon 2.000 für Bundeslehrer. 

AZ 21.09.1972 KEINE STRAFFUNG DER BUDGETDEBATTE  

Die anderen Klubobmänner waren gegen die Straffung. Budgetdebatte 9 Tage, von 4.-16. Dezember. 

Alle Gesetze, die noch heuer erledigt werden sollen, bis 21. November im Nationalrat. 

AZ 23.09.1972 NEUER SCHWUNG IN DEN BEAMTENAPPARAT. 

Kreisky kündigt Personalvermittlungsgesetz und Postenausschreibungsgesetz an. Beamte sollen auch 

gegen ihren Willen versetzt werden können. 

AZ 11.10.1972 KOREN WILL „HEIßEN“ HERBST. VP PLANT BUDGETDEBATTE ALS 

„ABRECHNUNG MIT DER REGIERUNG“ 

In einem Pressegespräch erklärte Koren, die ÖVP wolle ihre Herbstarbeit auf die Kritik an der Budget- 

und Wirtschaftspolitik der Regierung konzentrieren, weil nach Meinung der ÖVP hier eine Schwachstelle 

der Regierung vorliege. Androschs Budget sei ein Explosionsbudget mit inflatorischer Wirkung. 
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AZ 18.10.1972 HEUTE BUDGETREDE DES FINANZMINISTERS. 

Kurz nach 11. Koren: Die ÖVP will nicht für eine Ausdehnung des Budgetvolumens eintreten. Die Kritik 

wird sich auf die mit der Personalaufstockung verbundenen Budgeterhöhungen konzentrieren. 

AZ 19.10.1972. 1973 DIE NIEDRIGSTE STEUERLAST SEIT JAHREN. VP-FOUL VERZÖGERT 

ANDROSCHS BUDGETREDE. 

Steuerbelastungsquote von 35,5 % des BNP gegenüber 37,4 % im Jahr 1972. VP und FP zwingen 

Finanzminister durch zwei dringliche Anfragen, den Beginn seiner Budgetrede auf 18:30 zu 

verschieben. Vor den Regierungsmitgliedern hielt Koren als Begründer der Anfrage eine fast 

einstündige Antibudgetrede, zehn Abgeordnete der Oppositionsparteien beschuldigten die SP einer 

schlechten Finanz- und Wirtschaftspolitik. 

ORDENTLICHE GEBARUNG 

1973:  
MILL S. ORDENTLICHE GEBARUNG: 

1972 
MILL S. 

AUSGABEN 134.122 AUSGABEN 118.803 
EINNAHMEN 127.555 EINNAHMEN 112.863 
ABGANG     6.567 ABGANG     5.940  
AUßERORDENTLICHE 

GEBARUNG 
 AUßERORDENTLICHE 

GEBARUNG 
 

AUSGABEN.     4.950 AUSGABEN.     4.017 
EINNAHMEN ...        358 EINNAHMEN ...        125 
ABGANG     4.592 ABGANG  3.892 
GESAMTGEBARUNGSABGANG    11.159 GESAMTGEBARUNGSABGANG 9.832 
GESAMTAUSGABENRAHMEN  139.072 GESAMTAUSGABENRAHMEN  122.820 
GESAMTEINNAHMENRAHMEN 127.913 GESAMTEINNAHMENRAHMEN 112.988 

 

Die Gesamtausgaben des Budgets sind um 9 % höher als 1972, das liegt unter der vom WIFO 

prognostizierten Zuwachsrate von 12,5 %. Zieht man jene 11,2 MdS ab, die dem Bund aus 

Zollsenkungen, Lohn- und Einkommensteuersenkung sowie Finanzausgleich belasten, würde sich ein 

Defizit von 5,7 % ergeben, wesentlich weniger als die Schulden, welche die Alleinregierung 1970 

übernommen hat. 

Der Personalaufwand ist um 14,6 % angestiegen, Grund sind Gehaltserhöhungen, Zuwachs der 

Dienstposten um 2.000 und Erhöhung der Familienbeihilfen und Dienstgeberbeiträge. 

Schwerpunkte des Budgets sind Bildung, Wissenschaft, Forschung, Sozial- und Familienpolitik, 

Verkehrspolitik und Wirtschaftsförderung. So steigt das Wissenschaftsbudget um 20 %, die 

Rentensätze um 9 %, die Spitäler erhalten Zuschüsse zur Investitionsförderung. Der ÖBB wurden 2.569 

MdS zur Verfügung gestellt, gegenüber 1.939 im Vorjahr, ua. werden 60 Lokomotiven angeschafft. Für 

den Straßenbau stehen aus den Mitteln der Bundesmineralölsteuer 17 % mehr zur Verfügung als im 

Vorjahr, die vor allem zum Autobahnausbau dienen. Agrarbudget bleibt unverändert, 

Landesverteidigung wird um 14,2 % ausgeweitet. 

AZ 25.10.1972 BUDGET: VP-KRITIK OHNE ALTERNATIVE. GENERALANGRIFF DER ÖVP BLIEB 

AUS. „HEIßE“ BUDGETDEBATTE BEGANN KÜHL. 

Die Oppositionsparteien haben mit ihrer dringlichen Anfrage ihr Pulver weitgehend verschossen. Koren 

nannte die Budgetrede eine Sammlung von klingenden Phrasen, vernebelnden Zahlen und 
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korrekturbedürftigen Halbwahrheiten. Androsch: Pensionistenindex von Jänner 1970 bis Anfang 1973 

um 17 % gestiegen, Renten und Pensionen aber um 25 %, bei Ausgleichszulagenbeziehern sogar bis 

zu 41 % angestiegen. Inflationsrate betrage europaweit 6 %, dagegen könne Österreich nichts tun. Die 

ÖVP kritisiere die Höhe des Defizits und stelle gleichzeitig Forderungen, die dieses Defizit erhöhen. So 

kostet den Staat die von der ÖVP als Gegenleistung für die Zustimmung zum EWG-Arrangement 

geforderte Erstattungsregelung ungefähr weitere 65 MS. 

AZ 11.11.1972 FPÖ STIMMT 4 BUDGETKAPITELN ZU: OBERSTE ORGANE, ÄUßERES, 

WISSENSCHAFT UND JUSTIZ. BUDGET: JETZT LIZITIERT ÖVP. 

Das Gesamtbudget lehnt sie aber ab. Die ÖVP will das Budget in allen Details ablehnen. Sie verlangte 

aber 110 Millionen mehr für Güterwege. Um diesen Betrag sollte die Tilgung der Finanzschuld gekürzt 

werden. Vorher hatte Koren geäußert, der Beitrag der Opposition zu einer Stabilisierung könne darin 

bestehen, dass die die Regierung nicht durch zusätzliche Forderungen unter Druck setze. 

AZ 21.12.1972 ANDROSCH RECHNET MIT PREISBERUHIGUNG. BUDGET MIT SP-STIMMEN 

BESCHLOSSEN. REFORM DER BUDGETDEBATTE IM MITTELPUNKT. 

Der Finanzminister verwies auf die Vorleistungen des Bundes zur Stabilisierung, Sandmeier meinte, sie 

trage den Großteil der Schuld an der Preisentwicklung. Präsident Benya kritisierte das Ausufern der 

Budgetdebatte. 

 

 

BUNDESFINANZGESETZ 1974. 

AZ 06.06.1973 REGIERUNG KAUFT WÄLDER, UM SIE ZU SCHÜTZEN. ANDROSCH ÜBER DAS 

BUDGET 1974. 

Zu dem Zweck werden die Mittel für die Bundesforste aufgestockt. Es sei ein Grundbudget mit einem 

Rahmen von 155 Md mit den Schwerpunkten Unterrichts-, Wissenschafts- und Gesundheitsressort 

vorgesehen. 

Budget in drei Teilen: 

Grundbudget 155 Md (1973: 139) Defizit 10,5 Md (1973: 11,2) 

Stabilitätsquote 5 Md.Ermessenskredite, auf die uU verzichtet werden kann. 

Konjunkturausgleichsbudget: 5 Md 

Unsicherheitsfaktoren: Konjunkturentwicklung im 2. Hj. 1974, Auswirkungen der großen 

Steuerumstellungen. 

Zurückhaltung beim Bauen mit Rücksicht auf die Kapazitätssituation der Wirtschaft. 

(AZ 07.06.1973) Reaktion der Opposition: Regierung vernebelt Budgetprobleme, Peter: Fortsetzung der 

unverantwortlichen Ausgabenpolitik von 1973. 

AZ 26.07.1973 SP FÜR 6 TAGE BUDGETDEBATTE. VORSCHLAG AN OPPOSITION – TEILUNG 

NACH SACHGRUPPEN. 
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 Ein Tag Budgetrede, ein Tag erste Lesung. Die Debatte soll in 4 Gruppen stattfinden. 

AZ 24.10.1973 BUDGET-SCHWERPUNKTE: GESUNDHEIT, SICHERHEIT. 

Eineinhalb-stündige Budgetrede am 23.10.1973. Wie schon bisher besonderes Gewicht auf Unterricht, 

Wissenschaft, Soziales und Wirtschaftsförderung. Stabilisierungsbudget.  Ausgaben 158,4, Einnahmen 

148,5. 11,2 Md für Familienpolitik, 673 M für Wirtschafts- und Fremdenverkehrsförderung. 

ORDENTLICHE GEBARUNG 

1973:  
MILL S. ORDENTLICHE GEBARUNG 

1974:  
MILL S. % 74 

/73 
AUSGABEN 134.122 AUSGABEN 

 DAVON SACHAUFWAND 
PERSONALAUFWAND 

158,4 
…..111,5 
….   47,9 

+ 16,1 

EINNAHMEN 127.555 EINNAHMEN 148,5 + 14,6 
ABGANG     6.567 ABGANG   10,9  
AUßERORDENTLICHE 

GEBARUNG 
 AUßERORDENTLICHE 

GEBARUNG 
  

AUSGABEN.     4.950 AUSGABEN.     7,973  

EINNAHMEN ...        358 EINNAHMEN ...   
ABGANG     4.592 ABGANG     
GESAMTGEBARUNGSABGANG    11.159 GESAMTGEBARUNGSABGANG    
GESAMTAUSGABENRAHMEN  139.072 GESAMTAUSGABENRAHMEN    
GESAMTEINNAHMENRAHMEN 127.913 GESAMTEINNAHMENRAHMEN   

 

Die Dämpfung der Preise, soll 1974 fortgesetzt werden. Budgetdefizit geringer als heuer, kein 

inlandswirksames, also preissteigerndes Defizit Anteil der Finanzschuld am Defizit . sinkt von 13 auf 10 

%. Ausgabenrahmen des Bundes wird mit 11,5 % weniger ausgeweitet, als dies nach dem nominellen 

Wirtschafswachstum möglich wäre. Inlandswirksamer Ausgabenüberschuss 5 Md.. Preissteigerung von 

8 auf 6,5 % gesenkt, obwohl Rohstoffpreise um55,8 % höher als im Vorjahr. Nur Belgien und BRD 

niedriger. Für 1974 7,5 % Preissteigerung erwartet, Stabilisierungsabkommen soll erneuert werden. 

Dienstpostenvermehrung 1 %. Größten Anteil an der Steigerung haben die Gehaltserhöhungen der 

Beamten. 

Aus der Lohnsteuer rechnet der Finanzminister mit Erlösen von 20,6 MdS, dieser Betrag wäre um knapp 

10 Md höher, hätte es die Steuersenkungen 1971 und 1973 nicht gegeben. Damit fallen viele kleine 

Einkommensbezieher aus der Einkommensteuer und haben keinen Vorteil von der Steuersenkung. 

Diese hätten von der Steuersenkung überhaupt keinen Vorteil, müssten aber Nachteile, wie weniger 

Schulen, Spitäler und Infrastruktureinrichtungen mittragen. 

Mehrwertsteuer 1974 53 Md, 1973 35 Md, alte Umsatzsteuer 42 Md. 

1973 wuchsen die Nettomasseneinkommen um 14,5 %. Wachstum für Ö 1974 4,5 %. 

Kein Einfluss der Aufwertung auf Wachstum und Regionalverteilung der Exportwirtschaft. 

                                                      

73 Stabilisierungsquote 4,9 Md, Konjunkturausgleichsvoranschlag 3 Md. 
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STP NR 19.02.1975 DRINGLICHE ANFRAGE DER ABG. MOCK, KOREN U.GEN. AN DEN 

BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN BETR. BUDGETVERSCHLEIERUNG UND UNSERIÖSE 

FINANZPOLITIK. 

Das Budget für 1974 wies ein Defizit von 10,9 MdS aus, dazu kam noch die Stabilisierungsquote von 

knapp 5 MdS, in der, wie Koren am 7.Nov. 1973 im Nationalrat sagte, großenteils unvermeidliche 

Ausgaben versteckt waren. Dazu kamen zwei Budgetüberschreitungsgesetze, insgesamt wurde der 

Bundesvoranschlag um 11 MdS überschritten. Man hoffte auf Mehreinnahmen. In Wirklichkeit gab es 

Mindereinnahmen von 7 MdS. Nun könnte das Budgetdefizit auf 18 -20 MdS anwachsen. Der 

Finanzminister hat keine Maßnahmen (Ausgabenrückstellung, Finanzgesetznovelle) ergriffen, und 

musste Ausgaben des Jahres 1974 im Betrag von 6-7 MdS in das Haushaltsjahr 1975 überwälzen. Ein 

erheblicher Teil des für 1975 vorgesehenen Kreditrahmens für die Deckung des Budgetdefizits von16,3 

MdS musste unmittelbar zu Jahresbeginn für die Finanzierung der Schulden aus dem Vorjahr verwendet 

werden. Die Situation wird noch dadurch verschärft, dass auch das Budget für1975 in seiner 

vorliegenden Form weder auf der Einnahmen  noch auf der Ausgabenseite den tatsächlichen 

Gegebenheiten entspricht. 

Der Finanzminister schickt hunderte Beamte aus, die nach Steuerhinterziehern suchen sollten. Er 

kündigt die Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes an, den er als zu niedrig bezeichnet.  Das Wifo sagt, 

dass die MwSt. jährlich etwa 2 Md gegenüber der alten Umsatzsteuer mehr einbringt. Das MwSt. Loch 

von 5 MdS erklärt sich aus den allzu optimistischen Erwartungen des Finanzministers, aus 

Gesetzesmängeln, aus einer Phasenverschiebung der Mehrwertsteuereinnahmen bei längerfristigen 

Vorhaben und aus einer schlechteren wirtschaftlichen Situation. Die Umsatzsteuer müsste von 1972 

auf 1974 um 74 % ansteigen, während das nominelle BNP nur um 48 % zunehmen wird. Der Anteil der 

Umsatzsteuer am BNP ist von knapp 7 % im Jahr 1970 auf 8,5 % im Jahr 1975 angestiegen. 

Der Finanzminister hat das Nationalbankgesetz verletzt, indem er mittelbar 2 MdS bei dieser 

aufgenommen hat. 

Die Anfragesteller stellen 17 einschlägige Fragen an den Finanzminister. 

Androsch: Das Gesamtdefizit wird um etwa 6 MdS höher liegen als veranschlagt. Dies ist durch die 

Mindereinnahmen bei der Umsatzsteuer und die Mehrausgaben beim Personalaufwand und bei den 

Sozialaufwendungen bedingt. 

Nun beantragen die Freiheitlichen einen Untersuchungsausschuss, die ÖVP eine Abberufung des 

Finanzministers (interessanterweise nicht durch die Größen, sondern durch einen Mann aus dem 

zweiten Glied, dem Abgeordneten Keimel). Beides kann nicht durchgehen, weil der Opposition die 

parlamentarische Mehrheit fehlt. 

(11.09.1975) Der Kurier rührt im heißen Wahlkampf diese Geschichten, die mittlerweile in einem RH-

Rohbericht aufscheinen, wieder auf. Aber Präsident Kandutsch sagt selber, es handle sich hier um keine 

Verfehlungen, sondern Auffassungsunterschiede zwischen BMF und RH. 
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AZ 20.02.1975 BUDGETPOLITIK SICHERTE ERFOLGE VON 1974. ANTWORT AUF VP-

DRINGLICHE: TROTZ PROBLEME VOLLBESCHÄFTIGUNG, WACHSTUM UND RELATIVE 

STABILITÄT. 

Die Mindereinnahmen betragen nicht 7 sondern lediglich 3,9 Milliarden, die MwSt.-Einnahmen habe er 

tatsächlich zu niedrig eingeschätzt, aber die ÖVP habe ihm bei der Beratung des Budgets vorgeworfen, 

das bewusst getan zu haben. Die fälligen Verbindlichkeiten des Bundes betrugen Ende 1974 6 MdS bei 

Steuerrückständen von 7 Md.  

AZ 25.06. 1976 RECHNUNGSABSCHLUSS SP-GESETZENTWURF 

Sozialistische Fraktion beantragt im RH-Ausschuss die Genehmigung des 

Bundesrechnungsabschlusses für 1974. Der Genehmigungsbeschluss bezieht sich nur auf das 

Zahlenwerk und schließt die Vorbemerkungen des RH über die 2 Milliarden aus Mitteln der Kontrollbank 

aus. Der Antrag wurde mit den Stimmen der Sozialisten angenommen.74 Die Sozialisten wollen nur vom 

RH-Bericht Kenntnis nehmen, nicht den Bericht, womit sie sich von der Kritik des RH an dem 2 MrdS-

Gesetz distanzieren. 

Die Sozialisten haben weiters einen Gesetzesantrag zur Unterscheidung zwischen Finanz- und 

Verwaltungsschulden eingebracht, das die 2 Milliarden von der Kontrollbank nachträglich sanieren soll. 

Koren protestiert entschieden.75 

Der Finanzminister habe sich um 2 Mrd verschätzt und damit offene Forderungen an diesem Betrag 

nicht begleichen können. Um dies nun vor der Öffentlichkeit nicht einbekennen zu müssen, ist er nach 

einer am 29.11.1974 erfolgten Besprechung mit den Größen der Finanz auf folgende Lösung verfallen: 

Die Kontrollbank zahlt diese Schulden ohne vorheriges Rechtsgeschäft nach § 1422 ABGB, und das 

Finanzministerium zahlt später an die Kontrollbank76. Darüber gab es nichts Schriftliches. Es sei also 

eine Finanzschuld in eine Verwaltungsschuld umgewandelt und damit die Ingerenz des Parlaments 

verletzt worden. Präsident Kandutsch, der an diesem Tag zum ersten Mal im Parlament sprecchen 

                                                      

74 366. Bundesgesetz vom 7. Juli 1976 über die Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses 
1974. 

75  BGBL. 377 v. 07.07.1976. Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Eine durch Bezahlung 
(Übernahme) einer Verwaltungsschuld des Bundes durch Dritte entstandene (übergegangene) 
Forderung gegenüber dem Bund begründet keine Finanzschuld, wenn der Bund diese Forderung 
innerhalb des Finanzjahres ihrer Entstehung unter Hinzurechnung der bundesgesetzlich geregelten 
Zurechnungsfrist tilgt. Artikel II (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1974 in Kraft. (2) Mit der 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet der verfassungsmäßigen Zuständigkeit des 
Rechnungshofes zur Verfassung des Bundesrechnungsabschlusses, der Bundesminister für Finanzen 
betraut. 

76 ABGB § 1422. notwendige Abtretung, cessio necessaria Wer die Schuld eines anderen, für die er 
nicht haftet (§ 1358), bezahlt, kann vor oder bei der Zahlung vom Gläubiger die Abtretung seiner 
Rechte verlangen; hat er dies getan, so wirkt die Zahlung als Einlösung der Forderung. Andreas 
Schnauder schreibt im Standard vom 29.11.2017, Finanzminister Androsch habe im Jahr 1974 das 
Kunststück zuwege gebracht, keine neuen Schulden aufnehmen zu müssen. Allerdings, wie figura 
zeigt, mit einem kühnen Trick, 
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durfte, sagte, die entscheidende verfassungsrechtliche Frage sei, ob ein so gestalteter Budgetvollzug 

mit dem Prinzip der Jährlichkeit des Budgets vereinbar sei. 

Feurstein meint, dass ein großer Teil der mit den 2 Mrd bedeckten Schulden für eine Zession gar nicht 

geeignet gewesen wären, so etwa Lohnsteuerschulden. 

Bei gegebenen Mehrheitsverhältnissen werden beide Gesetzesanträge angenommen. 

 

. 

 

 

 

BUNDESFINANZGESETZ 1975 

AZ 23.10.1974 ANDROSCH-BUDGET DER SPARSAMKEIT. KEINE EXPERIMENTE MIT 

ARBEITSLOSIGKEIT. 

Budgetrede am 22.10.1974:  Sparsamkeitsbudget, diktiert von den Auswirkungen der Steuer- und 

Zollsenkungen, denen viele berechtigte Wünsche und Vorhaben zum Opfer fallen mussten. Künftige 

Einkommenserwartungen müssten bescheidener sein. Österreich gehört zu den Ländern mit der 

geringsten Inflationsrate, der geringsten Staatsverschuldung und dem höchsten Wirtschaftswachstum.  

Die Staatsverschuldung betrug 40 % Deutschland 50 &, Schweden 85 % USA 154 % GB 215 %) 

Währungsdeckung 85 %,Deutschland 78, Schweiz 94) 

ORDENTLICHE GEBARUNG  IN 

MIOS 
1974  1975 % 75 /74 

AUSGABEN 
 DAVON SACHAUFWAND  
PERSONALAUFWAND  

158,4 
…..111,5 
….   47,9 

184,4 +9,4 

EINNAHMEN 148,5 168,3 +  
ABGANG   10,9    16,3  
AUßERORDENTLICHE 

GEBARUNG 
  6,5 

AUSGABEN.     7,977 6,7  

EINNAHMEN ...    
ABGANG      
GESAMTGEBARUNGSABGANG     
GESAMTAUSGABENRAHMEN    
GESAMTEINNAHMENRAHMEN     

 

Ausgaben: Kapitel Unterricht steigt um 18 %, 65 neue Schulen sind in Planung oder im Bau. 

 AZ 11.12.1974 39 Md für sichere Arbeitsplätze).Dafür sind im Grundbudget für 1975 insgesamt 39 MdS 

vorgesehen 26,5 davon entfallen auf die Bauwirtschaft dazu noch eine Stabiliserungsquote von 3,4 Md 

                                                      

77 Stabilisierungsquote 4,9 Md, Konjunkturausgleichsvoranschlag 3 Md. 



 95 

und eine Konjunkturbelebungsquote von 3,3 Md. Dazu noch 400 MioS für Fremdenverkehrsförderung, 

200 für Exportförderung und 1,2 für L+F. 

AZ 08.04.1975 REGIERUNG SICHERT VOLLBESCHÄFTIGUNG. 12-MILLIARDEN-INJEKTSOION 

FÜR DIE WIRTSCHAFT. 

Sofortinvestitionsprogramm, Aufhebung von 20 % Bindungen bei den Ermessenskrediten, Freigabe von 

zwei Drittel der Stabilisierungsquote, 5 Md. Geförderte Kreditmittel aus Kreditapparat und ERP-Fonds. 

AZ 28.10.1975 ANDROSCH: KREDITE FÜR DIE VOLLBESCHÄFTIGUNG. AZ 29.10.1975 

ANDROSCH: 1976 PREISSTEIGERUNG GERINGER. 

Ministerrat beschließt, den Kreditrahmen um 12 MdS zu erweitern und kurzfristige Verbindlichkeiten in 

der Höhe von 8 MdS in längerfristige umzuwandeln. Das 2.Budgetüberschreitungsgesetz soll ein 

Volumen von 4,7 MdS haben, davon müssen 3,7 MdS auf dem Kreditmarkt aufgenommen werden. 

AZ 20.03.1976 ANDROSCH: SCHILLING BLEIBT HART. 

Budgetdefizit 1975 nur 37,2 Md, statt, wie befürchtet, 43-46. 

AZ 06.02.1977 ANDROSCH WIDERLEGT AUSGABENKRITIK. RECHNUNGSHOF HAT ENGE, 

BÜROKRATISCHE UND FORMALISTISCHE VORSTELLUNGEN. 

Es geht um den Sonderbericht des Rechnungshofes zum Vollzug des Konjunkturausgleichsbudgets 

1975. Der RH kritisiert, dass von den etwa 7 MdS bewilligten Ausgaben ein Teil nicht ordnungsgemäß 

effektuiert wurde. Nach Androsch handelte es sich dabei auch um Bauaufträge, die nicht in so kurzer 

Zeit durchzuführen seien. Für berechtigt hält Androsch nur etwa 3 % der Vorwürfe, das sind immerhin 

210 MS, etwa den Ankauf eines Dienstwagens im Landwirtschaftsministerium. 

(08.02.1977) Hans Besenböck: Die konservative Kritik an der Konjunkturbelebungspolitik der Regierung 

im Krisenjahr 1975 hat durch den RH-Bericht neue Nahrung erhalten. Die Berichterstattung der 

bürgerlichen Blätter darüber kann bei dem flüchtigen Betrachter den Eindruck erwecken, die Regierung 

habe, während sich tausende Österreicher um ihre Arbeitsplätze sorgten, Konjunkturmilliarden 

verprasst. Von den 5,6 MdS, die 1975 zusätzlich zum Normalbudget als Konjunkturspritze flüssig 

gemacht worden sind, sind weniger als 10 % nicht formgerecht ausgegeben worden. Die Summe jener 

Beträge die tatsächlich nicht der Konjunktur zugutekamen, lässt sich in Zehntelprozenten ausdrücken. 

Zur Kontrolle des Effekts der Konjunkturförderung genügt ein Blick in die Arbeitslosenstatistik. 

(03.03.1977) Der Präsident des RH stellt für die drei Klubobmänner eine Zusammenfassung seines 

Berichtes zur Verfügung. Demnach wurden aus dem Konjunkturausgleichsvoranschlag nur 5,58 MdS 

für Investitionsmittel in Anspruch genommen. Davon wurden 84 % korrekt verwendet, das war bei 

weiteren 13,3 % ebenfalls der Fall, doch kritisierte der RH den Vollzug. Schließlich wurden 1,4 %, das 

sind immerhin noch 80,6 Mio, zweckwidrig verwendet. 

AZ 25.03.1977 VP-ANGRIFFE IM NATIONALRAT ZU BUDGETVOLLZUG 1975 „DIE 

ARBEITSPLÄTZE WURDEN GEHALTEN.“ 

Lanner. Die gesetzlichen Vorschriften wurden nicht beachtet, die Budgetwahrheit wurde nicht gewahrt, 

es wurden Aufträge auch ins Ausland vergeben. 
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Bericht  

des Rechnungshofausschusses  

über den vom Rechnungshof vorgelegten Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1975 (III-48 der 

Beilagen)  

Der Rechnungshof hat gemäß Art. 121 Abs. 2. B-VG dem Nationalrat den von ihm yerfaßten 

Bundesrechnungsabschluß. für das Jahr 1975 zur verfassungsmäßigen Behandlung vorgelegt. Den 

Gebarungsergebnissen sowie den Nachweisungen über das Bundesvermögen stellt der Rechnungshof 

entsprechend seiner bisherigen Gepflogenheit eine zusammenfassende Darstellung voran, welche 

insbesondere. eine überblicksartige Beurteilung des BudgewoUzugJes· anhand der maßgeblichen 

Bestimmungen des Bundesfinanzgesetzes 1975 ermöglichen soll. W,ie der Bef'icht aus,führt, war für 

die Budgeterstellung und den Budgetvollzug auch jm vergangenem Jahr die gesamtwirtschaftliche 

Entwicklung maßlgebend. Der starken Abschwächung des Wirtscha:ft'swachstums in der zweiten J 

ahr:eshälfte 1974 folgte 1975 eine rückläufige Entwicklung. Die österreichische Wirtschaft erle·bte - 

ähnlich wie die Wirtschaft der meisten Industriestaaten - die ,bisher tiefste Rezession nach dem Zweiten 

Weltkrieg. Der Rückgang entsprach etwa dem Durchschnitt der europäischen OECD-Länder. Um 

stärkere Auswirkungen auf den heimischen Arbeitsmarkt aJbzuwehren, entschlossen sich die 

veranuwortlichen Organe der Haushaltsführun,g zu einem ver,mehrten Einsatz des budgetären 

Instrumental'iums. Zusät.zliche Ausgabenermächtigungenvorwie,gend für lnvestitionen oder 

Investitionsförderungen wurden vor dem Sommer freigegeben, der konjunktur. bedingte 

Einnahmenausfall WUH}e im Spätherbst durch zusätzliche Kreditoperationen ausgeglichen, 'insgesamt 

also eine Ausweitung des Budgetdefizits gezielt in Kauf genommen. Die bindende Grundlage für die 

Führung des Bundeshaushaltes ,im Sinne der bestehenden Haushaltsvorschriften 

IbildetedasBundesfinanz 

gesetz ,für das Jahr 1975, BGBL Nr. 1 in der Fassung ,der Novelle, BGBl. Nr. 563/1975. Soweit der 

Bundesminister für Finanzen nicht bereits im aHgemeinen gemäß Art. III des Bundesfinanzgesetzes bei 

Vorliegen bestimmter Erfordernisse ellmächtigt war, überschreitungen von Ausgabenansätz'en 

innel'halb bestiimmter Grenzen zuzustimmen, wurde er vom Nationalrat im besonderen zu derartigen 

Abweichungen von der 'betraglichen Bindung an das Bundesfinanzgesetz mit dem 1. und 2. 

Budgetüberschreitungsgesetz 1975, BGBl. Nr. 373 und 564, ermächtigt. In jedem Fall war mit einer 

Ausgahenüherschreitungdie Verpflichtung Z'\lr Bedeckung in Ausgabenr4ckstellungen oder in 

Mehreinnahmen, gemäß dem 2. Budgetüberschreitun,gsgesetz aber auch die Berechtigung Zur 

Bedeckung in Erlösen aus Schuldaufnahmen verbunden.  

In der ordentl<ichen Gebarung weist der Bund im Berichtsjahr Aus,g,aJben von 188199 Millionen 

Schilling und Einnahmen von 159130 Millionen SchiUing,demnach einen Abgang von 29 069 Millionen 

Schilling auf. 56 196 Millionen Schilling (29,9 v. H.) wurden für das Personal, 107 128 Millionen Schillimg 

(56,9 v. H) für laufende Sachausgaben und· 24 875 Millionen Schilling (13,2 v. H.) j)ür die 

Vermögen~gebamng verwendet. IV on den Sachausgaben (insgesamt 132003 Millionen Schilling) 

entfielen 14708 Millionen Schil1ingauJ Anlagen, 15614 Millionen Schilling auf Förderungsmaßnahmen 

und 101 681 Mi'llionen Schilling auf sonstige Zwecke (A'\lfwendungen). Von den Einnahmen der 
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ordentlichen Gebarung stammten aus öffentlichen Abgaben (einschließlich der für iden 

Katastrophenfonds zweckgewidmeten Teile ,der Einkommen- und Vermögenssteuern) 95 009 Millionen 

Schilling (59,7 v. H), aus abgabenähnlichen Beiträgen (wie z. B. Dienstgeber.beitr~gen zum 

Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen und Arbeitslosenversicherungsbeiträgen) 20 335 MiUionen 

Schilling (12,8 v. H.), aus der Geharung der Bundesbetriebe 3.1 444 Millionen SchiUing  
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(19,7 v. H.) un'd aus Ü'brigen Einkünften (wie z. B. Kostenersätzen und Verwaltungseinnahmen) 12342 

Millionen Schilling (7,8 v. H.). Vom Gesamt aufkommen der ordentlichen Einnahmen entfielen 156 307 

Millionen Schil\1ing (98,2 v. H.) auf die laufende Gebarung und 2 823 Millionen Schilling (1,8 v. H.) auf 

die Vermögensgebal"ung. Die außerol'dentliche Gebarung schloß bei Ausgaben von 8 498 Millionen 

Schilling und Einnahmen von 403 Millionen Schilling mit einem Abgang von 8 095 Millionen Schilling, 

der die Voranschlagsannahme von 4592 Millionen Schilling um 3 503 Millionen Schilling überschritt. 

Von den außerordentlichen Ausgaben betrafen 231 Malionen Schilling (2,7 v. H) die laufende Gebarung 

und 8 267 MiLlionen SchiHing (97,3 v. H.) 'die Vermägensgebarung. Im einzelnen wurden für Anlagen 

7516 Millionen Schil 

Schilling auf die Ausfuhrfinanzierungsförderung, 10730 MiLlionen Sdül!ing auf die 

Elektrizitätswirtscha.ft, 6 446 Millionen Smilling auf den Straßenhau, 3224 Millionen Schilling auf andere 

verstaatlichte Unternehmungen mit Bundesbeteiligung, 308 MilLionen Schilling auf die Landund 

Forstwirtschaft sowie 668 M~1lionen Schilling auf sonstige Wirtschaftszweige. Diesem Zuwachs an 

Eventualverbindlichkeiten im Ausmaß von 47 055 MiHionen Sch.jJJing standen im gleichen 

Haushailtsjahr Verminderungen in Höhe von 10621 Millionen Schilling gegenüber, so daß sich der 

Stand ,des Haftungsobligos von 90991 MiHionen Sd1ilIing (Ende 1974) um netto 36434 MiJllionen 

Schi:lling (+ 40 v. H.) auf 127425 Millionen Schilling erhöhte.  

ling, für Förderungsmaßnahmen 3 Millionen Der Rechnungshofausschuß hat den BundesSchilling und 

für übrige Zwecke (Aufwendungen) rechnungs abschluß 1975 in seinen Sitzungen vom 979 Millionen 

Sch~lling ausgegeben. Aufgrund 25. November 1976 sowie 25. Jänner und von gesetzlichen 

Verpflichtungen wurden 1. Feber 1977 in Verhandlung gezogen. An den 911 MiJlionen Schilling und 

aus Ermessen Debatten beteiligten sich außer dem Beridlter7 587 Millionen SchilLing geleistet. statter 

die Abgeordnet~n Hag s pie I, Dr. Tu 11, Die Anlehensgebarung, welche nach Iden be- Dipl.-Ing. Dr. 

Lei t ne r, S t ein bau e r, stehenden Haushaltsvorschriften die Aufnahme Z in g 1 e r, Dr. B r 0 es i g ke, 

Dr. Eduard von Fina.n:zschulden im a:llgemeinen und· die Til- M 0 s e ri Dkfm. Gor ton, DDr. H e sei e, 

gung kurzfristiger. Kredite umfaßt, weist 1975 Dr. Albert Sc h m,j d t, Re c h b erg e r, Einnahmen von 

89462 MiHionen Smilling und Dr. Fe urs te i n, Kr a if t, H i e t I, Pi chi e r, Ausgaben «ohne die 

nachträgliche . Berichtigung Neu man n, B rau n eis, W ein b erg e r, zur Anlehens.gebarung 1974) von 

43 399 Mil~ Vor a be r ger, Dipl.-Vw. J 0 s s e k, A ,I b elionen Schilling auf. Zur Bedeckung des Budget- 

re rund T r 011 sowie der Ausschußobmann. abganges 1975 stand ein kassenmäßiger über- Die 

Bundesminister R ö s c h, Dr. S i n 0schuß der An:lehensgebarung von 46 050 Millionen Schilling zur 
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Vedügung. w atz, Dipl.-Ing. Ha i,d e n, Dr. W eiß e n, b erg, Dr. Pa hr, Dr. B rod a, Dr. Ingrid Der 

Aufnahme von über das FinanzJ'ahr hinaus L e 0 d 0 I t e r, Dr. S t a r i b ach e r, Dr. Hertha wirksamen 

F,inanzschulden im Ausmaß von F' b M d L d' S 46 100 M'II" ch'll' . .. 1.r n ,e r g, 0 s e r un a n c, Ie 

taats. I lO?e.n S I m.g .standen 1m ,~:nchts- sekretäre Lau sec k e r un'd Dr. V e sei s k y Jahr 7 078 

~lhllOnen Schl.llmg hu~getmaßIg. ver-' sowie der Präsident ,des RechnungshoEes Dokrechnet~ 

Tllgungen SOWIe sonstIge Vermmde- tor K a n du t s c h nahmen zu den im Verlaufe runge~ 1m Betrag 

von 2 000 MiLlionen Schilling der Beratungen aufgeworfenen Fragen Stellung. gegenuber, so daß der 

Jahresendstand der nichtfälligen Finanzschulden um 37 022 Millionen Schilling oder um 58,4.v. H. auf 

100417 Millionen Schilling gestiegen ist. Vom gesamten Finanzschuldenstand entfielen 68 355 

Millionen Schilling (+ 18 500 Millionen Schilling) auf das Inland und 32 062 Millionen Schilling (+ 18 522 

Millionen Schilling) 3Juf das Ausland. Der Bundesminister für Finanzen hat im Finanzjahr 1975 gemäß 

Art. VII des Bundesfinanzgesetzes oder' aufgrund sonstiger gesetzlicher Ermächtigungen Haftungen in 

der Höhe von 47 055 MiLlionen Sm~Uj.ng übernommen. Von diesem ,Betrag entfielen, aufgeschlüsselt 

nach Wirtschaftszweigen, 20 286 Millionen Schilling auf die Ausfuhrförderung, 5 393 Millionen  

Hellwagner Berichterstatter  

Auf Grund eines Antrages des Berichterstatters beschloß der Ausschuß einstimmig dem Hohen Hause 

die Genehmigung des vom Rechnungshof vorgelegten Bundesrechnungsabsmluß für das Jahr 1975 im 

Sinne des Art. 42 Abs. 5' B-VG in Form eines entsprechenden Gesetzesbeschlusses Zu empfehlen.  

Als ,Ergebnis seiner ,Beratungen steHt aer Rechnungshofausschuß somit den A n t rag, der Nationalrat 

wolle dem a n g e s chi 0 s s e ne n Ge set zen t w u rif die verfassungsmäßige 'Zustimmung erteilen.  

Wien, 1977 02 01  

DDr. König Obmann  

-I. I  
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Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX über die Genehmigung des Bundesrechnungs, abschlusses 1975 .  

Der Nationalrat hat beschlossen:  

Dem vom Rechnungshof dem Nationa,lrat vorgeilegtenBundesrechnungsa!bschluß der Republik 

österreich für ,das Jahr 1975 wird die Genehmigung ,erteiJlt.  

3  
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ERRUNGENSCHAFTEN 

INVESTITIONEN 

AZ 20.02.1973. 7 MILLIARDEN FÜR GUTES WASSER, SAUBERE SEEN. BAU VON 1500 KM 

WASSERLEITUNGEN. 

Österreichs Seen und Flüsse sollen sauber werden, unser Trinkwasser soll qualitativ hochwertig 

bleiben: 1973 und 1974 sollen deshalb für Anlagen zur Wasserversorgung und zur Abwasserklärung 

6,6 MdS aufgewendet werden. 

AZ 12.05.1973 JÄHRLICH 8.000 WOHNUNGEN MEHR. 

Wurden von 1967 bis 1969 rund 72.300 Wohnungen öffentlich gefördert, so waren es seither 97.200, 

davon allein im Vorjahr 41.118. Auch die Zahl der fertiggestellten Wohnungen ist beträchtlich gestiegen. 

AZ 13.07.1973 MILLIONENHILFE FÜR DAS GRENZLAND. KREISKY SICHERT ERP-

SONDERPROGRAMM ZU – CZETTEL: ENDLICH WIRKSAME INITIATIVE. 

Fremdenverkehrsprojekte im Grenzland, Aufschließung von Industriegrundstücken, berufliche 

Ausbildungszentren, Bauprogramm für Höhere technische Lehranstalten. 

AZ 02.08.1973 INVESTITIONEN: STARKE STEIGERUNG. HEUER WIRD ZUNAHME UM 14 % 

ERWARTET – BAU UND ENERGIE AN DER SPITZE. 

Die Investitionen in den Bereichen Bauwirtschaft, Industrie, Elektrizitätswirtschaft und städtische 

Verkehrs- und Versorgungsbetriebe waren im Jahr 1972 um 18 % höher als 1971. Für 1973 wird auf 

Grund der vorliegenden Pläne mit einer Zunahme von 14 % gerechnet Im Bereich Industrie stigen die 

Investitionen nur um 11 %. 1973 starke Steigerung bei Energieunternehmen und Bauwirtschaft. 

15.12.1973 WENN SPITALSSTEUER, DANN AUF SCHNAPS UND TABAK. 

Für den Ausbau der Spitäler sind 500 MioS zusätzlich notwendig. Bei einer Meinungsumfrage sagten 

70 % aus, man solle statt einer Gesundheitssteuer die Verbrauchsteuern erhöhen, nur 2 % wollten die 

Kfz-Steuer erhöhen. 

AZ 31.05.1974 ZIPPERER: VOTUM FÜR CZETTEL 

Die Regierung Kreisky hat während der letzten fünf Monate in die Industrie des nö Grenzgebiete mehr 

Förderungsmittel gepumpt, als die Landesregierung bisher in die ganze österreichische Industrie. 

AZ 06.07.1974 ARLBERGTUNNEL: DURCHSCHLAG SCHON 1977. 

14 Kilometer lang, 1800 Personenautos stündlich. 

Am 2. September 1972 unterzeichneten die Aktionäre Bund, Land Tirol und Land Vorarlberg in St. 

Christoph in Anwesenheit von Bundeskanzler Kreisky den Syndikatsvertrag. Am 14. 02.1973 

genehmigte der Nationalrat einhellig das Finanzierungsgesetz mit einem Bauaufwand von1,5 Md S. Am 

13.11.1973 erfolgte bereits der erste Spatenstich und am 5.07.1974 nahmen auf der Tiroler Seite in St. 

Jakob Bautenminister Moser und auf der Vorarlberger Seite in  Langen Finanzminister Androsch den 

Tunnelanschlag vor. Als Tunnelpatin fungierte Vera Kreisky. 

AZ 25.08.1974 ANDROSCH MACHT GELD FÜR FREIE SEEUFER FLÜSSIG. 

Länder erhalten Hälfte des Kaufpreises zum Erwerb von Seeufern. 
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AZ 04.12.1974 MILLIARDENAUFTRAG FÜR U-BAHN. WIEN ERTEILT GROßAUFTRAG AN WIENS 

INDUSTRIE. 

Ca. 1MdS an SGP und Ranshofen für 55 Doppelbetriebswagen. Inbetriebnahme 1978. 

 

 

 

STEUERN 

MEHRWERTSTEUER78 

Eine schwierige aber unerlässliche Aufgabe kam dem ersten roten Finanzminister mit der Einführung 

der sogenannten Mehrwertsteuer zu. 

In Österreich hatte bis zum Ende der Ära Klaus das Brutto-Allphasenumsatzsteuersystem bestanden. 

Die Umsatzsteuer wurde so oft auf einen Preis draufgepackt, als seine Ware im wirtschaftlichen Verkehr 

war, bis sie endlich beim Endverbraucher anlangte. Je mehr Zwischenhandel also, desto höher die 

Steuerbelastung. Wieviel Umsatzsteuer auf einer Ware lag, war unsichtbar. Lieferungen ins Ausland 

waren steuerfrei, was ein oft kompliziertes Ausfuhrvergütungsverfahren notwendig machte.  Je stärker 

die Exporte wurden, desto notwendiger war es, zu diesem Typ Steuer zu gelangen. Zudem stand schon 

zum 1. Jänner 1973 ein Vertrag mit der EWG in Aussicht, welcher es geraten sein ließ, nunmehr zu 

einer modernen Besteuerung der Umsätze zu kommen, zumal Österreichs wichtigste Handelspartner 

die Mehrwertsteuer schon eingeführt hatten, Deutschland sogar mit 1.1.1968. 

Nun war die Mehrwertsteuer, wie Erwin Lanc hervorhob, alles eher als eine sozialistische Steuer. Sie 

war., wie Lanc ausführte, ordnungspolitisch, wenn überhaupt politisch einfärbbar, höchstens liberal zu 

nennen, weil sie im Gegensatz zur bisherigen Umsatzsteuerform wettbewerbsneutral wirke, also nicht 

vertikale Konzentrationen in der Wirtschaft begünstigte, sie war auch insofern transparent, als künftig 

der Konsument erkennen konnte, wieviel von dem geforderten Preis an den Fiskus fiel. Sie brachte aber 

andererseits das ganze über viele Jahre festgefügte Preisgefüge ins Wanken, und konnte, wenn man 

nicht aufpasste, eine beträchtliche Teuerung auslösen. Aber, was sein musste, musste sein. Die 

Sozialisten hatten, wenn sie sich nicht dem Vorwurf eines erheblichen Versäumnisses aussetzen 

wollten, in den sauren Apfel zu beißen. 

Finanzminister Androsch machte sich auch gleich ans Werk. Am 28. Jänner 1971 verkündet die AZ 

„Entwurf für Mehrwertsteuer fertig.“ Der Steuersatz werde zwischen 16 und 18 % liegen, über den Tag 

der Einführung wollte sich das Finanzministerium noch nicht äußern, es werde aber an den 1. Jänner 

1973 gedacht. Das Wirtschaftsforschungsinstitut werde diese Sätze noch nachkalkulieren, weil sie eher 

knapp gefasst seien. Mehreinnahmen aus dem Titel der Umsatzsteuer waren nicht angestrebt. 

Schwierig würde es werden, das Preisgefüge in Ordnung zu halten. 4 Monate waren für die 

                                                      

78 BG V. 15.06.1972, UMSATZSTEUERGESETZ 1972, BGBL 223/1972, EINFÜHRUNG 

DES UMSATZSTEUERGESETZES 1972, BGBL 223/1972 
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Begutachtung vorgesehen. Das Einvernehmen mit den Freiheitlichen war schon hergestellt. Wegen der 

Wichtigkeit des Vorhabens bestand die Regierung auf das Einvernehmen mit der ÖVP, die bei einer 

Weigerung auch die Verantwortung für die internationalen Folgen tragen müsse. Die ÖVP zeigte sich 

jedoch nicht geneigt, diesem Vorhaben näherzutreten. Kanzler Klaus hatte selber das 

Mehrwertsteuergesetz im April 1968 ins Parlament bringen wollen, mit Wirksamkeitsbeginn 1. Jänner 

1969, nun sah seine Partei keinen Grund mehr, in der Sache Eile walten zu lassen. 

Es kam am 10. Oktober 1971 der historische Wahlsieg und die absolute Mehrheit.  Die rote 

Alleinregierung konnte allein zu Werke gehen. Sie brachte den Gesetzesentwurf am 20. Jänner 1972 

im Nationalrat ein. Am 29. Februar folgte ein weiterer Gesetzesentwurf betreffend die durch das neue 

Gesetz erforderlichen Anpassungen in Finanzrecht und Zivilrecht. 

Bei der Umsatzsteuer neuen Typs (im Volksmund Mehrwertsteuer genannt), musste die auf einer Ware 

liegende Steuer offen ausgewiesen werden. Jeder Unternehmer durfte die ihm verrechnete 

Umsatzsteuer als Vorsteuer von seiner Steuerlast abziehen, ehe sie wie ein Sack auf den 

Endverbraucher plumpste. Bei den von der Umsatzsteuer Befreiten wurde zwischen echter und 

unechter Befreiung unterschieden. Die unecht Befreiten hatten keinen Anspruch auf Vorsteuerabzug.  

„BEDEUTENDSTES STEUERGESETZ SEIT 1945“ MEHRWERTSTEUER PASSIERT MINISTERRAT – 

FÜR VIELE GRUPPEN NUR HALBER SATZ VON 8 %. AZ 18.01.1972. 

Das Gesetz passierte am 17. Jänner den Ministerrat. Als Normalsteuersatz wurden 16, als ermäßigter 

Steuersatz 8 % vorgesehen. Die Sätze waren aus der Volkseinkommensrechnung für 1967 

hochgerechnet worden. Zur Kritik an den Mehrwertsteuersätzen erklärte Androsch, das 

Wirtschaftsforschungsinstitut haben einen Satz von 14,8 bis 15,4 % errechnet. Da aber mehr Positionen 

mit dem Satz von 8 % belegt wurden, seien 16 % angemessen. 

8 % waren vorgesehen für Freie Berufe, Lebensmittel, Bücher und Periodika, Brennstoffe, 

Pflegeleistungen, Personentransporte. Von der Mehrwertsteuer befreit waren Landwirte, 

Finanzdienstleistungen und die Umsätze der Sozialversicherungsträger. 

MEHRWERTSTEUER MIT PREISBREMSE. ANDROSCH: BREITE POLITISCHE BASIS ZWECKMÄßIG 

– GESPRÄCHE MIT VP. AZ 20.01.1972 

„Die Stunde des Einkäufers wird’s, wenn alles glattgeht, am 1. Jänner 1973 schlagen, wenn zu diesem 

Zeitpunkt die Mehrwertsteuer in Österreich eingeführt wird. Finanzminister Androsch, der Mittwoch den 

revidierten Mehrwertsteuerentwurf in einer Pressekonferenz in Wien erläuterte, ließ erkennen, dass er 

mit einer politischen Zustimmung auf breiter Basis zu seinem Gesetzesentwurf rechne, da die Materie 

gewissenhaft und gründlich vorbereitet wurde. Die mit der Einführung der Mehrwertsteuer stets 

verbundenen preispolitischen Probleme will der Finanzminister durch ein Ausschöpfen des 

Instrumentariums der Preisregelung in den Griff bekommen, wozu Androsch einen 7-Punkte Katalog in 

Form einer Art flankierenden Stabilitätshilfe verwirklichen möchte, die als Preisbremse wirken soll. Die 

VP solle in die Verhandlungen mit einbezogen werden, das bedeute aber nicht, dass sie ein Vetorecht 

erhalte.  Die parlamentarische Prozedur der Materie könnte bis zum Sommer abgeschlossen werden, 

sodass für die Vorbereitung ein halbes Jahr zur Verfügung stehe.1.11973 brauchbarer Termin für die 
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Einführung, trifft sich gut mit dem Inkrafttreten des Abkommens zwischen Österreich und der EWG im 

Sinne einer Harmonisierung der Steuersysteme.  

Das Wifo schätzt die Kostenbelastung durch die MwSt. auf 1,5 %. Theoretisch müssten aber Waren wie 

Lebensmittel, bei denen in den alten Preisen mehr Steuer stecke, nun billiger werden. Die Einkäufer 

müssten darauf achten, dass dies auch geschehe. 

Die Beförderungssteuer sollte wegfallen, die ihr bisher unterlegenen Umsätze ebenfalls der 

Umsatzsteuer unterliegen. Mieten und Strom, bisher umsatzsteuerfrei, sollten nunmehr mit 8 % belastet 

werden. Es gab zwei Übergangsregelungen: Der Unternehmer durfte für seine bereits angeschafften 

Vorräte nachträglich Vorsteuer beim Finanzamt geltend machen. Wer aber vom 1. Jänner 1973 bis 31. 

Dezember 1977 Gegenstände des Anlagevermögens anschaffte, musste dafür eine sogenannte 

Investitionssteuer (Steuer vom Selbstverbrauch) abführen, welche in den Jahren von 12 auf 2 % 

abnahm. 

Für den Staat entstehe bei der Einführung der MwSt. ein Finanzierungsbedürfnis von 5 MdS, etwa 9 

MdS fließen den Unternehmen zu. Es handelt sich hierbei allerdings bloß um eine 

Kreislaufverschiebung. 

09.02.1972 FUBA NIMMT MWST. BERATUNG AUF. 

Der Finanz- und Budgetausschuss nahm seine Beratung am 9. Februar 1972 auf. Einstimmig wurde 

beschlossen, einen Unterausschuss einzusetzen, dem mit Stimmenmehrheit eine Frist zur 

Berichterstattung mit 15. Mai auferlegt wurde.79  

06.04.1972 AZ: PREISSTOPP BEI MEHRWERTSTEUER 

Wifo-Chef Nemschak nimmt an, dass der Preisauftrieb bis Jahresende von 6,4 auf 4 % sinken wird.  Er 

empfiehlt einen befristeten Preisstopp bei Einführung der MwSt. Der Opposition wirft er eine 

Preishysterie vor. Kanzler Kreisky kündigt einen Maßnahmenkatalog gegen die Teuerung an. 

07.04.1972 AZ: MEHRWERTSTEUER 1973 FIX. SCHARFE PREISKONTROLLEN. 

Kreisky sagt vor Parteivorstand: In den bürgerlich regierten Niederlanden hat es bei der Einführung der 

MwSt. keine Preiskontrollen gegeben, die Preise sind stark angestiegen.  Belgien: sozialistische 

Regierungsbeteiligung, Preiskontrolle, kein sonderlicher Preisanstieg. MwSt. wird auch kommen, wenn 

VP nicht zustimmt. FP hat in dieser Frage bereits ein konstruktives Verhalten erkennen lassen. 

Klubobmann Koren meinte, ein Preisstopp wäre eine Bankrotterklärung der Regierung. Man solle die 

MwSt. nicht überhastet einführen. 

13.04.1972 STEUERREFORM – DAS TAGESGESPRÄCH. 

                                                      

79  Mehrwertsteuer: Vor Einigung SPÖ-FPÖ. Kreisky: Substantielle Annäherung – Montag nächste 

Gesprächsrunde.AZ 27.05.1972. 
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Unterausschuss-Vorsitzender Stephan Tull appellierte an die ÖVP-Abgeordneten, die Verhandlungen 

zügig fortzusetzen, damit die Frist 15. Mai eingehalten und das Gesetz noch vor dem Sommer 

beschlossen werden könne, verzögerte doch die ÖVP wieder einmal die Ausschussberatungen durch 

ein Übermaß an Fragen. 

Aber die Arbeit im Unterausschuss kam nicht in die Gänge, sahen doch die Schwarzen nicht ein, warum 

sie den Sozi den Triumph einer gelungenen Reform vergönnen sollten. Sie stellten sich daher dagegen, 

was ja auch den Vorteil mit sich brachte, dass alle kommenden Preiserhöhungen, dass Pech und 

Pannen, wie sie bei einer solchen Sache unvermeidlich waren, den bösen Feinden in die Schuhe 

geschoben werden konnten. 

Im Ausschuss legte die ÖVP eine Verzögerungstaktik an den Tag. Sie brachte über 140 

Abänderungsanträge ein. Dazu ÖVP-Abgeordneter Keimel: Wir werden hier im Unterausschuß jeden 

Wunsch, der an uns herangetragen wurde, egal von welcher Branche und von welcher Gruppe, 

ungeprüft vortragen 

 AZ 27.05.1972 MEHRWERTSTEUER: VOR EINIGUNG SPÖ-FPÖ 

Im Gegenzug nahm die SPÖ am 26. Mai Verhandlungen mit der FPÖ auf. Kreisky begründete das 

damit, dass schon bei der Budgetverhandlung 1970 die Einführung der Mehrwertsteuer zugesagt 

worden sei, woraus sich sinngemäß die Verpflichtung zu Gesprächen ergebe.  Da die ÖVP schon 

mehrfach zu erkennen gegeben habe, dass sie die Mehrwertsteuervorlage ablehne, habe es auch 

keinen Sinn gehabt, Verhandlungen mit ihr anzustreben. ÖVP-Obmann Schleinzer hielt dies für eine 

Brüskierung seiner Partei.  Zu diesem Ärger kam für den ÖVP Obmann noch, dass Kreisky den ÖAAB-

Obmann Mock zu Gesprächen über die Preisregelung eingeladen hatte. 

AZ 30.05.1972 MEHRWERTSTEUER: ÖVP SPRANG AB. SP UND FP BEENDETEN ARBEIT IM 

UNTERAUSSCHUSS TROTZ EXODUS‘ DER VOLKSPARTEI. 

Montag 29.05. mittags beendete der Mehrwertsteuer-Unterausschuss nach 14 Sitzungen seine Arbeit, 

der einvernehmliche Abschluss erfolgte aber nur zwischen SP und FP. Die VP verließ die Sitzung mit 

der Begründung, mit ihr sei nicht über die Investitionssteuer gesprochen worden. Androsch meinte, der 

Zug sei abgefahren. Gespräche mit der ÖVP seien nicht zielführend, weil sie den Einführungstermin 

01.01.1973 in Frage stelle. 

 Klubobmann Koren wollte sich nicht in der Frage des Einführungstermins festlegen. Was aber die 

Preiskontrollen anbelangt, die im Einführungsgesetz geregelt werden sollte, war ohnehin die Mitarbeit 

der VP notwendig, weil hierfür eine Zweidrittelmehrheit erforderlich war.80 

AZ 01.06.1972 SPÖ-FPÖ: SONDERSTEUERN WEG. EINIGUNG ÜBER 

MEHRWERTSTEUERPAKET – MIETEN GÜNSTIGER – BEI EXPORTEN GROßZÜGIG. 

Indessen brachten die Verhandlungen SP-FP beachtliche Ergebnisse: Für die Altanlagen wurde eine 

Vorsteuer von 3 % gewährt, die Investitionssteuer wurde für Exporteure in den Jahren 1973 und 1974 

                                                      

80 Mehrwertsteuer: ÖVP sprang ab. SP und FP beendeten Arbeit im Unterausschuß trotz Exodus‘ der 
Volkspartei. AZ 30.05.1972. Ebenda S. 2 Tritt ins Leere. 
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auf 8 % ermäßigt. Auch die Mietenregelung brachte Erleichterungen. Dasselbe bei Weinbauern und 

dem Gebrauchtwagenhandel. Verschiedene Freiberufler, wie Schriftsteller und 

Bausparkassenvertreter, wurden von der Umsatzsteuer unecht befreit. Im Zusammenhang mit diesen 

Verhandlungen gab es auch Steuerermäßigungen bei der Körperschaftssteuer und der 

Vermögensteuer udgl. Auch das Auslaufen der Sondersteuern wurde beschlossen.81 Kreisky sagte zu 

diesem Ergebnis, es wäre für die ÖVP bei den Verhandlungen noch mehr „drin“ gewesen. Das empörte 

die ÖVP-Abgeordneten. Sie erklärten, der Bundeskanzler habe die Pflicht, diesen Mehrbetrag der 

Bevölkerung zurückzugeben.AZ 06.06. Peter behauptet beim Parteitag der niederösterreichischen FP, 

seine Partei habe bei der MwSt. für jene 49 % verhandelt, die nicht SP gewählt hätten. 

TV-DISKUSSION ÜBER MEHRWERTSTEUER 

AZ 03.06. Schleinzer schlägt vor, Androsch einverstanden. 

AZ 07.06. TV-Debatte: Nun passt Schleinzer, weil Kreisky und Peter nicht teilnehmen. 

Im Finanz- und Budgetausschuss lehnte die ÖVP beide Gesetze ab. Sie brachte einen 

Minderheitsbericht ein. 

AZ 13.06.1972. MWST.: 2 MILLIONEN FÜR AUFKLÄRUNG.  

 Diese Zwieschlächtigkeit zeigte sich auch in der Öffentlichkeitsarbeit. Das Finanzministerium startete 

gemeinsam mit den Interessenvertretungen eine Aufklärungskampagne über die Umsatzsteuer. 2 

Millionen stellte das Finanzministerium dafür zur Verfügung.82  

 Die Parole war: Mehrwertsteuer ist keine Mehrsteuer.  

AZ 14.06.1972. 650.000 S FÜR ANTI-ANDROSCH-KAMPAGNE. HANDELSKAMMER WILL 

PROPAGANDA GEGEN MEHRWERTSTEUER ALS „INFORMATION“ TARNEN.  

Die Handelskammer stellte für eine Gegenkampagne 650.000 S zur Verfügung.83 

AZ 15.06.1972 VOM „SCHERBENHAUFEN“ BLIEB SCHLEINZER. NUR DER ÖVP-OBMANN IN 

KRISENSTIMMUNG – RUHIGE DEBATTE ÜBER DIE MEHRWERTSTEUER. 

Das Projekt als solches ablehnen konnten sie nicht, es mussten also Gegengründe angeführt werden.  

Zunächst meinten sie, der Termin 1.1.1973 sei zu früh. Man müsse zuerst den Inhalt des Vertrages mit 

der EWG abwarten, zumal die Steuerumstellung, wie Italien beweise, keine Vertragsbedingung sei.  

Auch seien die Steuersätze zu hoch und entspreche die Vorratsentlastung nicht der 

Altumsatzsteuerbelastung. Die Mehrwertsteuer werde in den Jahren 1973 bis 1975 dem Finanzminister 

8,4 Milliarden S 'an Mehreinnahmen erbringen. Dazu komme noch die Investitionssteuer, mit 

zusätzlichen 25,8 Md Schilling Mehrertrag Wenn. man davon die Kosten der Umstellung und die Kosten 

der Entlastung der Altvorräte abziehe, dann bleiben in den Jahren 1973 bis 1975 dem Finanzminister 

Mehreinnahmen von netto rund 20 Milliarden Schilling. Das würde einen Preisanstieg von 3,5 % 

                                                      

81 MwSt.: Mieten nicht höher. Einigung über Mehrwertsteuer zwischen SPÖ und FPÖ. AZ 01.06.1972. 

82 MwSt.: 2 Millionen für Aufklärung. AZ 13.06.1972. 

83 650.000 S für Anti-Androsch-Kampagne. Handelskammer will Propaganda gegen Mehrwertsteuer 
als „Information“ tarnen. AZ 14.06.1972. 
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verursachen. Die sozialistische Regierung wisse ganz genau was sie damit anrichte, aber im Sinne ihrer 

kalten Belastungspolitik und Umverteilungspolitik nehme sie es nicht nur hin, sondern sie habe es in 

ihre politische Zielsetzung einkalkuliert. Denn damit steigt weiter die Belastung des Nationalproduktes 

mit Steuern und es sinkt damit der Anteil, über den die Bevölkerung - Arbeitnehmer, Unternehmer und 

Landwirte - frei verfügen könne. Auch die Regelung für die Exportwirtschaft und die für die Land- und 

Forstwirtschaft reichten nicht aus.  

Gewerkschaftssekretär Hofstetter kritisierte die Vorgangsweise der Schwarzen mit den Worten: "Die 

Gemütlichkeit hört sich aber auf, wenn jetzt die OVP, brüskiert durch ihr Ausmanövrieren als 

Verhandlungspartner der Regierung wissentlich und willentlich in die ,Teuerungsrakete' Mehrwertsteuer 

den Treibsatz füllt, aus keinem anderen Grunde als der vagen Hoffnung, von einer Inflationswelle, die 

sie hätte hintanhalten (helfen) können, wieder in die Wählergunst gehievt zu werden." 

Beschlossen wurde das Gesetz am 15. Juni 1972 nach einem harten Schlagabtausch mit den Stimmen 

von SPÖ und FPÖ. Die ÖVP stellte zahlreiche Gegenanträge, die alle abgelehnt wurden. 

AZ 09.07.1972 PARLAMENT BESCHLOSS PREISKONTROLLE. 

Kurz vor 21 Uhr wurde Samstag (08.07.) noch das Preisbestimmungsgesetz im Parlament einstimmig 

angenommen. Das Gesetz soll ungerechtfertigte Preiserhöhungen bei Einführung der Mehrwertsteuer 

verhindern und die Weitergabe von Zollsenkungen sichern. 

AZ 08.09.1972 WIEN: PREISKONTROLLORE SCHON AKTIV. IN DEN ANDEREN BUNDESLÄNDERN 

BEGINNT ERSTE KONTROLLAKTION AM 11. SEPTEMBER. 

An die 300 Beamte werden, ausgerüstet mit umfangreichen Warenlisten, zunächst die Preise von 

Parfümeriewaren, Friseurleistungen, in Gaststätten und von marktgängigen Lebensmitteln, mit 

Ausnahme von Fleisch und Fleischwaren, aufnehmen. In der zweiten Hälfte, im November, werden die 

Preise nach der Zollsenkung kontrolliert werden. In der dritten, ab 10. Jänner die Preisveränderungen 

nach Einführung der Mehrwertsteuer. Aktion schon computerunterstützt. 

AZ 10.11.1972 MEHRWERTSTEUER KEIN GRUND FÜR HÖHERE MIETE. 

Bautenminister Moser warnt Mieter vor Vorgehen der Hausherren. Im Art.12(2) des 

Einführungsgesetzes zum Umsatzsteuergesetz 1972 ist ausdrücklich festgelegt, dass nicht nur bei 

Altwohnungen, sondern bei allen Wohnungen, die dem Kündigungsschutz des Mietengesetzes 

unterliegen, und deren Mietverträge vor dem 1. Jänner 1973 abgeschlossen wurden, die 

Mehrwertsteuer dem Mietzins nicht zugeschlagen werden darf. Ausnahme bei Unternehmern, welche 

einen entsprechenden Vorsteuerabzug geltend machen können. 

AZ 30.12.1972 VIERKOPFFAMILIE ERSPART SICH 800 S. MEHRWERTSTEUER BRING BILLIGERE 

LEBENSMITTEL. 

AZ 14.09.1973 IN: ANDROSCH HÖHERE BEIHILFE … 

Androsch lehnt Mehrwertsteuersenkung oder Schaffung einer Luxussteuer ab. 

AZ 15.01.1975 HÖHERE MEHRWERTSTEUER MIT SOZIALTARIF. KREISKY: MÖGLICHE 

ERHÖHUNG DARF GÜTER DES TÄGLICHEN BEDARFS NICHT VERTEUERN. 
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So äußerte sich Kreisky am 14. Jänner 1975 nach dem Ministerrat. Erhöhung nur für teurere Waren, 

die zum gehobenen Konsum gehören. Er denkt an teure Autos, Farbfernseher und ähnliche Produkte. 

Ob es einen dritten Steuersatz geben werde, sei noch nicht entschieden. 

Das war nun die erste Steuererhöhung in der Ära Kreisky, und dies ausgerechnet in einem Wahljahr. 

Schuld daran sei, wie Hans Besenböck in einem Kommentar dazu schreibt, das Verbleiben der 

Einnahmen aus der Umsatzsteuer unter die Erwartungen. Es wäre, meint Besenböck,  vielleicht besser 

gewesen, die Lohnsteuer etwas weniger zu senken. Aber wer habe das damals schon wissen können? 

Wie schlimm wäre aber die Sache geworden, wenn man nach dem Willen der ÖVP nur 14 % angesetzt 

hätte? 

 

EINKOMMEN(LOHNSTEUER)REFORM 

21.12.1971, NR XIII/18)1452F. SYSTEMWIDRIGE NIVELLIERUNG VON FREIBETRÄGEN 

Schon in seinem Debattenbeitrag zum Beschluss des Bundevoranschlags für 1972 kritisierte der 

Abgeordnete Sandmeier die Absicht zur systemwidrigen Nivellierung, die darin bestand, dass die 

bisherigen Freibeträge durch familienbeihilfenartige fixe Geldbeträge ersetzt werden sollten, weil 

dadurch Besserverdiener einem unzumutbaren Steuerdruck ausgesetzt würden. Das widerspreche 

auch dem Prinzip der individuellen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.84 

 

HAUSSTANDSGRÜNDUNG85  

Nach § 33 a des Einkommensteuergesetzes waren Aufwendungen für die Beschaffung 

lebensnotwendiger Einrichtungs- und Gebrauchsgegenstände aus Anlass der Neugründung des 

Hausstandes ohne Nachweis durch fünf Jahre bei Ehegatten mit jährlich 12.000 S, als 

außergewöhnliche Belastung anzuerkennen. Das war eine Bestimmung die einseitig die 

Besserverdienenden begünstigte, weil sie sich infolge der Progression des Einkommen- oder 

Lohnsteuertarifs umso stärker auswirkte, je höher das Einkommen der Ehegatten war. Ehegatten ohne 

entsprechendes Einkommen konnten überhaupt nicht oder nur in geringfügigem Ausmaß in den Genuss 

dieser Begünstigung des Einkommensteuergesetzes kommen.  

Die SPÖ-Jugendfunktionäre Peter Schieder und Karl Blecha 86stellten daher am 2. Dezember 1971 im 

Nationalrat einen Initiativantrag, nach dem die Regelung des § 33 a dahin geändert werden sollte, daß 

                                                      

84 NR XIII/18)21.12.1971, 1452f. 

85. NR XIII (8)02.12.1971 BG v.02.12.1971 mit dem das Einkommensteuergesetz geändert wird BGBl 

460/1971  

86 Karl Blecha (*16.04.1933 in Wien) Obmann der JG und des VSStÖ 1963-1975 Direktor des IFES 
1970-1983 Abg. Zum NR, 1976-1981 Zentralsekretär der SPÖ, 1983-1989 Innenminister, musste im 
Zuge der Lucona- und Noricum-Affäre zurücktreten. 

Peter Schieder (1941-2013) 1964-1972 Vorsitzender der SJ, anschl. Bis 1984 amtsführender Stadtrat 
für Umwelt in Wien, 1984-1988 Zentralsekretär der SPÖ, 1970-1973 und 1984-2006 Abg. Zum NR, 
2002-20005 Vorsitzender des Europarates. 
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in Zukunft, allen jenen Personen, die erstmalig eine Ehe schlossen, ohne Rücksicht auf die Höhe ihres 

steuerlichen Einkommens ein Betrag von je 7500 S erstattet werden sollte. Diese Neuregelung sollte 

grundsätzlich für Ersteheschließungen ab 1. Jänner 1972 gelten. Es war dies eine geschickte 

Überrumpelung des normalen Laufes der Gesetzgebung, mit Begutachtung, erster Lesung, Beratung 

im Ausschuss und Behandlung im Plenum. 

Es handelte sich um eine alte Forderung der Linken, Gewerkschaft und Junge Generation hatten sie 

seit 1965 gestellt, die Junge Generation in der SPÖ sogar Anfang 1971, die ÖVP war immer dagegen 

gewesen, im Zuge der Budgeterstellung für 1971 war sie jedoch mit 107 Vorschlägen aufgetreten, von 

denen einer diese Barzahlung für die Hausstandsgründung war. Die ÖVP wollte aber diesen Betrag 

wahlweise zur Steuerabschreibung von 60.000 S geben. Beim SPÖ-Vorschlag handelte es sich um 

eine Umverteilung. Ein Alleinverdiener-Großverdiener-Gatte verlor mehr als die Hälfte dessen, was er 

aus der alten Regelung lukriert hätte.  ÖVP-Vertreter Schwimmer schwärmte im Nationalrat von jungen 

Facharbeitern und Angestellten, die mehr als 5.250 Schilling monatlich verdienten. Blecha wies ihn 

darauf hin, dass das Durchschnittgehalt der ÖsterreicherInnen bei 4.308 S war. Schwimmer spielte 

einen letzten Trumpf aus: Die Beihilfe bekamen auch Ausländer, die ihren Wohnsitz und Mittelpunkt der 

Lebensinteressen im Inland hatten. Er stellte die rhetorische Frage: Wollen Sie wirklich, dass Österreich 

zum Heiratsparadies für Gastarbeiter auf der Durchreise nach Deutschland wird? 

Die Freiheitlichen stimmten ebenfalls zu. Ihr Sprecher im Plenum Broesigke äußerte nichtsdestoweniger 

Bedenken. Die von den Antragstellern hervorgehobenen sozialdemokratischen Grundsätze erschienen 

ihm als Streben nach Nivellierung. und dieses Streben hielt er für falsch. 

 „Sie können natürlich umverteilen, Sie können in noch viel größerem Maße umverteilen, so lange, bis 

der letzte, der sich die Befähigung zutraut, mehr zu leisten und mehr zu verdienen, ins Ausland 

abgewandert ist, wo man das in dieser Form nicht macht. Und nun noch ein letztes, das ist die Frage 

der Gastarbeiter. Ich glaube, daß es völlig falsch ist, daß, wenn man Bedenken zu einem derartigen 

Gesetz äußert, das mit einer Gastarbeiterhetze apostrophiert wird. Es ist nun einmal so, daß wir 

österreichischen Staatsbürger auf vielen Gebieten mehr Pflichten haben gegenüber diesem Staat. Es 

ist daher auch verständlich, daß wir insbesondere bei sozialen Maßnahmen, die aus Steuergeldern 

finanziert werden, auch den österreichischen Staatsbürgern mehr Rechte einräumen.“ 

Wie man sieht, hat sich an den Auffassungen der Freiheitlichen in den letzten 50 Jahren wenig geändert. 

Der Autor dieser Abhandlung will nicht verschweigen, dass er selber und seine damalige Freundin sich 

verleitet gesehen haben, durch diesen Geldbetrag verlockt, in den Stand der Ehe einzutreten, und dies, 

obwohl wir uns vorgenommen hatten, ganz unbürgerlich in freier Verbindung zu leben. Aber das Geld 

konnten wir schon gebrauchen, zumal wir arme Kirchenmäuse waren, die in einem aufgelassenen 

Bauernhof ohne Bad und Klo hausten.  

STEUERGIPFEL: ANDROSCH BEREIT ZU „VORLEISTUNG“. AM DIENSTAG GESPRÄCH ZWISCHEN 

ÖGB-PRÄSIDENT BENYA UND DEM FINANZMINISTER 

Eine Vorleistung soll eine Ermäßigung der Lohnsteuer ab 1. Juli 1972 bringen. Die eigentliche Senkung 

der Steuer soll dann zum 1. Jänner 1973 erfolgen. Scheuch äußert dazu, der bürgerliche Wunschtraum 

von einem Gegensatz zwischen Gewerkschaft und Regierung sei zerstoben. Warum sollte auch 
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ausgerechnet eine sozialistische Regierung nicht einsehen, dass von der Gewerkschaft erkämpfte 

Einkommenserhöhungen zur Abgeltung von Preiserhöhungen nicht weggesteuert werden dürfen.- 

AZ 18.01.1972.AUSSPRACHE KREISKY-SCHLEINZER. WILL DIE ÖVP MEHRWERT- UND 

LOHNSTEUER JUNKTIMIEREN?  

Schleinzer sagte, wenn die Regierung in der Frage der Mehrwertsteuer einen Konsens mit der großen 

Oppositionspartei suche, müsse sie dies auch in der Lohnsteuerfrage tun, weil Mehrwertsteuer und 

Lohnsteuer nicht voneinander getrennt behandelt werden könnten. Finanzminister Androsch lehnte eine 

solche Junktimierung jedoch ab. 

AZ 19.01.1972 GROßE STEUERREFORM 1973, RÜCKVERGÜTUNG HEUER 

Eine „Steuerrückvergütung“ noch in diesem Jahr erscheint nach dem Dienstag früh stattgefundenen 

Steuergipfel Androsch-Benya wahrscheinlich. Die große Reform der Lohn- und Einkommensteuer soll 

mit 1.Jänner 1973 in Kraft treten. In zwei Wochen wird eine Expertengruppe mit ihren Arbeiten für diese 

Steuerreform beginnen. Ihre Arbeit wird diese Gruppe noch vor dem Sommer abschließen. Bei den 

Beratungen über die große Reform stehen der Progressionsverlauf, die Individualbesteuerung, das 

Existenzminimum, die Familienbesteuerung, die Behandlung der Zuschläge, die Vereinfachung der 

Lohnverrechnung und das Problem der Sonderausgaben zur Diskussion…. 

Die christlichen Gewerkschafter wollen unter anderem eine Berücksichtigung des Existenzminimums, 

das mehr als bisher den Beziehern niederer Einkommen zugutekommen soll, die Individualbesteuern 

an Stelle der Zusammenveranlagung von Ehegatten, die Hebung des Alleinverdienerfreibetrages und 

zusätzliche Staffelung nach der Kinderzahl. Andere Forderungen, wie die Steuergruppe B auch für 

Ledige vom 40. Lebensjahr an, Steuerfreiheit betrieblicher und kollektivvertraglicher Haushalts- 

Familien- und Kinderzulagen sowie kollektivvertraglicher Hilflosenzuschüsse sind vom Steuerprogramm 

der Gewerkschaft der Privatangestellten übernommen. Die Höchstgrenze der Besteuerung in der 

Steuergruppe B soll bei 62 % liegen, bei der Steuergruppe A soll die Einkommensteuer 68 % nie 

übersteigen dürfen. Generalsekretär Kohlmaier sprach sich gegen das Programm der FCG aus, 

insbesondere, was den Übergang von Kinderfreibeträgen zum Prämiensystem betraf. (AZ 01.02.1972). 

AZ 25.01.1972.STEUERN NÄCHSTE WOCHE. TERMIN FÜR EXPERTENGESPRÄCHE FIXIERT.  

Schon Anfang nächster Woche werden die Steuerexperten von Gewerkschaftsbund und 

Finanzministerium ihre Verhandlungen über das Steuerpaket aufnehmen, das mit 1. Jänner 1973 

wirksam werden soll. Wenn grundsätzliche Einigung über den Gesamtkomplex erzielt ist, soll über die 

Vorleistung, die mit Jahresmitte in Kraft tritt, gesprochen werden. … Benya erklärte zu Altenburgers 

Streikdrohungen vom Wochenende der AZ, es handle sich dabei lediglich um politische Pflichtübungen. 

AZ 29.01.1972. 

ÖGB FÜR GETRENNTE TARIFE BEI LOHN- UND EINKOMMENSTEUER  

Die Trennung der jetzt einheitlichen Tarife für Lohnsteuer und Einkommensteuer ist eine der wichtigsten 

Forderungen, die die ÖGB-Steuerreformkommission bei den Beratungen über die große Steuerreform 

am Dienstag (01.02.1971) im Finanzministerium vorlegen wird. Steuerbegünstigung für Kinder soll vom 

Einkommen der Eltern unabhängig sein. Familienförderung durch Direktbeihilfen. Bei Sonderausgaben 

Übergang zu Prämiensystem. 
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VIER PARTIEN SIMULTAN. ANDROSCH ÜBER DIE WICHTIGSTEN AUFGABEN: 

MEHRWERTSTEUER, LOHNSTEUERREFORM, FINANZAUSGLEICH, ZÖLLE 

Von Ulrich Brunner:  Die Aussicht auf ein Abkommen mit der EWG zwingt uns zur Umstellung auf die 

Mehrwertsteuer, die erste Etappe der Zollsenkung im Rahmen eines EWG-Abkommens führt zum 

Wegfall von Zöllen von 1,2 MdS, ein massiver preispolitischer Begleitschutz für die Einführung der 

Mehrwertsteuer.  Höhere Steuern, weil der Staat dem Staatsbürger Dinge biete, die sich der einzelne 

nie leisten könne, Beispiel ein Park, in dem bisher nur ein Rothschild spazieren gehen konnte. 

Zahlreiche Ausnahmen, die ihren Zweck nicht mehr erfüllen, kuriose Schere. Wer 5000 Schilling 

monatlich verdient, zahlt durchschnittlich 3 %Lohnsteuer. Bekommt er eine Lohnerhöhung von500 S, 

zahlt er davon 20 %. Der Reiche spart sich die Hälfte davon. Deshalb Absetzbeträge für 

Existenzminimum, Kinderfreibeträge, Bausparen. 

AZ 01.02.1972.ÖGB WILL 30 % PRÄMIE FÜR BAUSPAREN. HEUTE BEGINNEN 

VERHANDLUNGEN ÜBER GROßE REFORM IM FINANZMINISTERIUM. ERGEBNIS KAUM VOR MÄRZ.  

Androsch hat 25 % angeboten. Bundeswirtschaftskammer wendet sich scharf gegen die Trennung der 

Tarife. Sie würde den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz verletzen und 

außerdem die Regierung dem Verdacht aussetzen, eine völlig einseitige Gesellschaftspolitik realisieren 

zu wollen.  

AZ 02.02.1972.ÖGB WILL FÜR URLAUBSGELD NIEDRIGERE STEUERN. ERSTE SITZUNG DER 

STEUERKOMMISSION ….  

ÖGB fordert Steuersenkung für Sonderzahlungen. Nur der ÖGB hatte detaillierte schriftliche Vorschläge 

unterbreitet. Die anderen Sozialpartner waren zwar anwesend, haben sich aber nicht geäußert. Der 

ÖGB spricht auch davon, dass der nominelle Teil der Einkommen, das ist der Ersatz für die Teuerung, 

nicht von der Progression erfasst werden soll. Das ÖVP-Präsidium ist gegen die Absetzbeträge, weil 

diese nivellierend wirkten. 

AZ 19.02.1972.STEUERREFORM: IN DREI WOCHEN ERSTE ZAHLEN. AM 9. MÄRZ NEUE 

GESPRÄCHSRUNDE – ANDROSCH: ANNÄHERUNG ZEICHNET SICH AB.  

Die Bundeswirtschaftskammer sprach sich gegen die Geltung ab 1.1.1973 aus, weil das 

Finanzministerium noch zu wenig vorbereitet sei. Getrennte Tarife „härteste Nuss“, volkswirtschaftlicher 

Referent des ÖGB Dr. Lachs ist gegen das Ehegatten-Splitting, weil es einen eigenen Tarif mit höheren 

Spitzensteuersätzen erfordere und mit erheblichen verwaltungstechnischen Problemen verbunden sei. 

Der Widerstand bei den Bausparprämien werde weicher. 

AZ 10.03.1972.STEUERTARIF FÜR ALLE NIEDRIGER: AM STÄRKSTEN BIS 11.000 S GEHALT.  

Androsch überreicht den Interessenvertretungen ein Papier, das seine Vorstellungen zur Steuerreform 

enthält. Wie zu erwarten, schlägt Androsch vor, die Freibeträge durch Absetzbeträge zu ersetzen, die 

Einkommensstufen durch breite Proportionalbänder. 

AZ 11.03.1972. 

WENIGER STEUERN, MEHR EINKOMMEN. ANDROSCH GIBT ÜBER 4 MILLIARDEN.  
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Kreisky sagt vor Funktionären, die Steuerreform bringe eine echte Einkommenserhöhung breitester 

Schichten. Sie kostet den Staat 4 MdS. Sie ist doppelt so groß, wie die des Jahres 1971. Die AZ schätzt 

100 S monatlich für den Durchschnittsverdiener. Der gleiche Tarif für Ledige und Verheiratete kann 

noch nicht eingeführt werden, da zu teuer. 

BRUNNER: AUSGLEICH ANGEPEILT. 

Statt getrennter Tarife für Selbständige und Arbeitnehmer kommt nun ein Arbeitnehmerabsetzbetrag. 

Begründung: Selbständige haben mehr Gestaltungsmöglichkeiten. Individualbesteuerung bringt 

Selbständigen die Möglichkeit, seine Frau am Betrieb zu beteiligen.  

AZ 15.03.1972. SPÖ DRÄNGT AUF POLITIKERBESTEUERUNG. OPPOSITION MUSS FARBE 

BEKENNEN.  

Die Hälfte der Politikereinkünfte soll der Einkommensteuer und damit der Progression unterworfen 

werden. 

AZ 29.06.1972 EINIGUNG POLITIKERSTEUER VON 1. JULI AN. STEUERFREIBETRAG IN DER 

HÖHE DER HÄLFTE VON IX/6. DIE ABGEORDNETEN WERDEN WIE SEKTIONSCHEFS BESOLDET, 

MIT AUFSTIEG VON IX/1 BIS IX/6, SPITZENFUNKTIONÄRE ERHALTEN EIN VIELFACHES DIESER 

BETRÄGE (BUNDESKANZLER 200, BUNDESPRÄSIDENT 400 %) 

AZ 12.04.1972 DETAILS ÜBER DIE BEVORSTEHENDE LOHNSTEUERREFORM. 2 KINDER – 7.000 

S WENIGER STEUER 

Ein Alleinverdiener mit einem Kind, der 9.500 S Steuer zahlen sollte, kann in Abzug bringen: 4000 S 

Existenzminimum, 1500 S als Alleinverdiener, 3000 für das Kind und 900 Arbeitnehmerabsetzbetrag, 

verbleiben noch 100 S Steuer. Experten schätzen, dass 70 % einen Vorteil bei der Umstellung auf 

Kinderabsetzbeträge haben. 

AZ 13.04.1972 STEUERREFORM – DAS TAGESGESPRÄCH. 

Was über die Steuerreform durchsickerte, beängstigte auch die AZ-Leser. Man fürchtete, mehr Steuern 

zahlen zu müssen. Dafür hatte schon VP-Kohlmaier gesorgt, der mit Indiskretionen die Stimmung 

anheizte. Finanzminister Androsch hingegen wollte nichts sagen, um die Verhandlungspartner nicht zu 

präjudizieren. 

 

AZ 14.04.1972 BAUSPAREN: ANDROSCH ZAHLT 25 %, STEUERVORLEISTUNG 360 S AB 1. 

JULI. 

Ab 01.01.1973 werden alle Bausparer eine Prämie von 25 % auf ihre Bausparleistungen bekommen. 

Die Prämien werden von den Bausparkassen verrechnet, das Finanzamt muss nicht mehr ins 

Benehmen gezogen werden. Ein Alleinverdiener kann jährlich 7.000 S für sich sparen, 5.000 S für die 

Ehegattin und 3.000 für jedes Kind. 

AZ 15.04.1972 ANDROSCH. GERECHTER UND LEISTUNGSFÖRDERND. 

Nun liegt die Steuerreform vor. Steuerreform für alle niedriger. Die 5,3 MdS, die die Reform den Staat 

kosten wird, kommen zu etwa 3/5 den kleinen und mittleren Einkommen, zu 2/5 den höheren 
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Einkommen zugute. Insgesamt verzichtet der Finanzminister auf 16 % der Einnahmen aus Einkommen- 

und Lohnsteuer. Mit der Steuerermäßigung 1971 und der Vorleistung hat die Alleinregierung um 8,5 

MdS ermäßigt. Androsch bestritt, dass er an der Inflation verdiene, es sei nämlich ein großer Teil der 

Ausgaben indexgebunden. So habe für 1972 der inflatorische Gewinn wohl 3,4 MdS betragen, der 

Verlust 4 Md. 

Bausparen: In die bestehenden Verträge zwischen Bausparer und Bausparkasse wird durch das Gesetz 

nicht eingegriffen. Es ist aber nicht Bestandteil eines Bausparvertrages, in welcher Form der Staat durch 

Steuerverzicht diese Form des Bausparens subventioniert.   

AZ 10.05.1972 SP FÜR AUSZAHLUNG DER 360 S. 

Heute Mittwoch bringen die SP-Abgeordneten im Parlament einen Initiativantrag auf Auszahlung einer 

Vorleistung auf die große Lohnsteuerreform in der Höhe von 360 S ein. Der Betrag wird bei 

Lohnsteuerpflichtigen sogleich von der Lohnsteuer abgezogen, Einkommensteuerpflichtige können ihn 

in der Erklärung geltend machen. 

AZ 08.06.1972 360 S VORLEISTUNG AUF EINMAL 

Vom Finanzausschuss am 07.06.1972 beschlossen. VP wollte höhere Vorleistung. 

BGBL 222/1972 V. 14.06.1972 

Der Nationalrat hat beschlossen: § 1. (1) Bei unbeschränkt steuerpflichtigen Personen wird die 

Einkommensteuer (Lohnsteuer) für das zweite Halbjahr des Kalenderjahres 1972 wie folgt ermäßigt: a) 

Wird die Einkommensteuer veranlagt, ist die im Einkommensteuerbescheid für das Kalenderjahr 1972 

festzusetzende Einkommensteuer samt Beiträgen und Sonderabgabe vom Einkommen bis zur Höhe 

dieser Abgaben um 360 S zu ermäßigen. Dies gilt nicht, wenn Arbeitnehmer gemäß § 93 Abs. 5 des 

Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl. Nr. 268, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 

370/1970 veranlagt werden. b) Wird die Einkommensteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn 

erhoben, hat der Arbeitgeber die für den Arbeitnehmer von den laufenden Bezügen einzubehaltende 

Lohnsteuer samt Beiträgen und der Sonderabgabe vom Einkommen, die für den ersten nach dem 30. 

Juni 1972 endenden Lohnzahlungszeitraum erhoben wird, um 360 S zu kürzen. Erreicht der 

Ermäßigungsbetrag hierbei nicht den Betrag von 360 S dann hat der Arbeitgeber den Restbetrag in den 

unmittelbar folgenden Lohnzahlungszeiträumen des Kalenderjahres 1972 durch Kürzung der 

Lohnsteuer für die laufenden Bezüge des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung des 

Ermäßigungsbetrages kann bei Arbeitnehmern, die keine oder eine Zweite (Dritte usw.) 

Lohnsteuerkarte vorgelegt haben, nicht erfolgen. Bei Lösung des Dienstverhältnisses nach dem 30. 

Juni 1972 ist dem Arbeitnehmer auf der Lohnsteuerkarte zu bescheinigen, in welchem Ausmaß der 

Ermäßigungsbetrag gewährt wurde. c) Erreicht die nach lit. b vorgenommene Kürzung der Lohnsteuer 

des Arbeitnehmers nicht den Betrag von 360 S, dann kann der Arbeitnehmer aus diesem Grunde unter 

sinngemäßer Anwendung des § 76 Abs. 1 und. 2 des Einkommensteuergesetzes 1967 die 

Durchführung eines Jahresausgleiches  

beantragen. Bei Durchführung eines beantragten Jahresausgleiches gemäß dem ersten Satz oder 

gemäß § 76 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 1967 ist der auf Grund des Jahresausgleiches sich 

gemäß § 77 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1967 ergebende Erstattungsbetrag um den Betrag 
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von 360 S zu erhöhen. d) Wird ein Jahresausgleich gemäß § 76 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 

1967 durchgeführt, ist der gemäß § 77 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1967 vorzuschreibende 

Nachforderungsbetrag um 360 S zu kürzen. e) Der Ermäßigungsbetrag gemäß lit. b bis lit. d darf jedoch 

nicht die für das Kalenderjahr 1972 entrichtete, auf laufende Bezüge entfallende Lohnsteuer 

übersteigen. § 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen 

betraut.  

AZ 30.06.1972 ARBEITNEHMER KÖNNEN NUN 1100 S ABSETZEN. WESENTLICHE 

VERBESSERUNGEN BEI GROßER STEUERREFORM KFZ-PAUSCHALE KRÄFTIG ERHÖHT. 

AZ 11.10.1972 EINKOMMENSTEUERGESETZ FERTIG. ANDROSCH VOR DER PRESSE: DIE 

REGIERUNG LEISTETE IHREN STABILISIERUNGSBEITRAG. 

Das neue Einkommensteuergesetz, das neben einer Senkung der Steuertarife auch den Übergang von 

der Haushalts- zur Einzelbesteuerung, den Ersatz der Steuerfreibeträge durch Absetzbeträge von der 

Steuerschuld, das Prämiensystem für das Bausparen und einen wesentlichen Ausbau steuerlicher 

Investitionsbegünstigungen bringen wird, wurde gestern von der Bundesregierung verabschiedet. Der 

Gesetzentwurf wird voraussichtlich Anfang Dezember dem Nationalrat zur Beschlussfassung vorliegen. 

Die Steuersenkung im gegenwärtigen konjunkturellen Zeitpunkt sei zwar nicht lehrbuchrichtig, doch 

müssten besonders hinsichtlich der Wirtschaftspartner eine Reihe von Faktoren in Rechnung gestellt 

werden. Durch eine Reihe von anderen Maßnahmen, insbesondere bei der Sparförderung, soll auch 

sichergestellt werden, dass die Steuersenkung nicht sofort wieder „in den Konsum geht“, das heißt, die 

Nachfrage anheizt. Gekoppelt mit den Investitionsförderungsmaßnahmen soll eine verstärkte 

Investitionstätigkeit größere Produktionskapazitäten schaffen. 

Köst-Novelle im Ministerrat verabschiedet, Organschaftsbesteuerung und Schachtelprivileg über die 

Grenzen hinaus. 

AZ 18.11.1972 HÖHERER FREIBETRAG FÜR 13., 14. GEHALT. 

Wird von 3.500 auf5.000 Schilling erhöht. SEG Zulagen, Überstundenzuschläge 5.070 monatlich und 

damit generell steuerfrei. Kinderermäßigung für volljährige Kinder, wenn diese noch bei den Eltern 

leben. 76 sozialistische Abänderungsanträge, auch Sistierung der 30 % Abschreibung. 

BG V. 24.11.1972 EINKOMMENSTEUERGESETZ 1972 BGBL 440 

AZ 25.11.1972 STEUERREFORM GEGEN OPPOSITION BESCHLOSSEN. AB 1. JÄNNER 

PROGRESSIONSMILDERUNG, INDIVIDUALBESTEUERUNG, SOZIALE KINDERERMÄßIGUNG. 

Sandmeier bezeichnet die Steuerreform als leistungsfeindlich, nivellierend, kinder- und 

familienfeindlich. Besonders kritisierte er die Ersetzung der Freibeträge durch Absetzbeträge, weil dies 

die persönlichen Verhältnisse der Steuerpflichtigen unberücksichtigt lasse.  Es sei für Sozialisten völlig 

unverständlich, wie man die Meinung vertreten könne, Eltern mit höherem Einkommen müssten eine 

höhere Steuerermäßigung bekommen, weil sie für ihre Kinder mehr ausgeben, konterte Hofstetter. Von 

Leistungsfeindlichkeit könne keine Rede sein, meinte Lanc, weil der Steuertarif durchgehend gesenkt 

und auch der Spitzensteuersatz niedriger geworden sei. 

AZ 10.03.1973 ERFOLG DER STEUERREFORM: 100.000 RENTEN OHNE LOHNSTEUER. 
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Während 1972 noch 207.000 Arbeiterpensionisten Lohnsteuer zahlen mussten, sind nach der großen 

Steuerreform trotz höherer Pensionen nur noch 92.000 Arbeiterpensionisten lohnsteuerpflichtig. 

AZ 21.07.1973 BENYA: LOHNERHÖHUNG HAT VORRANG VOR STEUERREFORM. 

Die Steuerreform allein könne den schwachen Einkommensbeziehern nicht helfen. Diesen sei nur mit 

echten Lohnerhöhungen gedient. Zweifellos werde es zwischen ihm und Androsch wieder zu 

Gesprächen kommen. 

AZ 29.08.1973 VP FORDERT LOHNSTEUERSENKUNG AB 1974. 

Aber auch eine Senkung des Mehrwertsteuersatzes. Die letzte Aufwertung des Schillings sei 

unverantwortlich gewesen, man solle sie zurücknehmen, um eine Stagflation zu vermeiden. 

(AZ 30.08.1973) Kreisky zwar gegen Abwertung, aber schließt neuerliche Reform der Einkommensteuer 

im Jahr 1974 nicht aus.  Man müsse vor allem dafür sorgen, dass Menschen mit niedrigen Einkommen 

der Arbeitsertrag nicht weggesteuert wird. 

AZ 14.09.1973 ANDROSCH: HÖHERE BEIHILFE FÜR 600.000 KINDER. DIE STEUERREFORM 

SOLL BENACHTEILIGUNG BESEITIGEN. 

Die gleiche steuerliche Förderung jedes Kindes, unabhängig von der Höhe des Einkommens und der 

Steuerleistung der Eltern sieht ein Vorschlag vor, den Finanzminister Androsch der Öffentlichkeit 

vorlegte und der im Rahmen der nächsten Steuerreform – etwa ab 1975 – verwirklicht werden soll.  25 

%  der Eltern können ihren Absetzbetrag nicht in Anspruch nehmen. Der Staat soll jene 7 bis 8 MdS, 

die er jetzt an Kinderabsetzbeträgen dem Familienlastenausgleich übertragen. Eine generelle 

Steuersenkung komme 1974 noch nicht in Betracht. 

AZ 17.11.1973 „KFZ-PAUSCHALE JETZT ERHÖHEN“ BENYA MELDET FORDERUNG AN – 

KONZEPT FÜR STEUERREFORM. 

Angesichts der Erhöhung des Benzinpreises. Bei Lohnsteuerkorrekturen sollen Lohnerhöhungen, die 

die Teuerung abgelten, nicht progressiv besteuert werden. 

AZ 23.11.1973 HÖHERES KFZ-PAUSCHALE AB JÄNNER. 

Erhöhung eine Sache der Steuergerechtigkeit, weil Selbständige die gesamte Kostenerhöhung 

absetzen können. Im Schnitt  um 16 % mehr. 

AZ 18.01.1974 MASSIVE VP-FRONT FÜR STEUERSENKUNG KOREN – MUSSIL ALS 

STEUERZUWAAGE ZUR LOHNKOSTENDÄMPFUNG. 

Zusätzliche Begünstigung für Export, Fremdenverkehr und Hochbau, dies obwohl expansives Budget 

eine der Hauptinflationsquellen sei. 

AZ 09.03.1974 STEUER: BENYA BLEIBT BEI 1. JÄNNER 

Benya spricht sich gegen eine Vorleistung und eine Dynamisierung der Steuerfreibeträge aus. Die 

kommende Steuerreform solle dem Staat etwa 8 MdS kosten, sie solle vor allem für Bezieher von 

Einkommen bis 8.000 S also ¾ der Lohnempfänger wirksam werden. Alleinverdienerabsetzbetrag und 

Kinderbeihilfen müssten höher, die Steuergruppe A abgeschafft werden. 
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(AZ 10.03.1974) Die Steuersenkung solle noch vor dem Sommer beschlossen werden, damit sich die 

Gewerkschaften daran orientieren könnten. Benya bestritt auch, dass die Gewerkschaften in der Frage 

der Steuerpolitik auf die Regierung Rücksicht nähmen. Benya stellt sich gegen die Dynamisierung der 

Steuersenkung, da kompliziert und hauptsächlich zum Vorteil der Großverdiener. Benya strebt eine 

Reallohnsteigerung um 3 % an. Die Preissteigerungen will er im Schnitt unter 9 % halten. 

Scheuch: Steuern und Politik: Der Druck, den ÖVP und Unternehmer in Richtung Steuersenkung 

ausüben, ist Teil eines sublimierten Klassenkampfes, den die Konservativen gegen die Umverteilung 

über die Steuern führen. Die Kommunisten schließen sich dieser Forderung aus Popularitätshascherei 

an.  Die Arbeitnehmer sollten einmal nachschauen, wieviel sie wirklich an  Steuer zahlen. Eine Senkung 

wird ihnen nicht viel bringen.  Familien mit Kindern muss mit einer Erhöhung der Kinderbeihilfe geholfen 

werden. Den Finanzminister an der Durchführung des Regierungsprogramms zu hindern, sei  

Kurzsichtigkeit. 

(AZ 13.03.1974) Finanzminister soll auf 10,5 MdS verzichten. Die Steuerkommission des ÖGB fordert 

um 2,5 MdS mehr als der Präsident, die Zahl der Hauptnutznießer soll auf Verdiener bis 10.000 S 

monatlich erhöht werden, Arbeitnehmer bis 20.000.  Außerdem soll auch der 

Arbeitnehmerabsetzbetrag, das Werbungskostenpauschale und der Pensionistenabsetzbetrag erhöht 

werden. Ersetzung der Kinderabsetzbeträge durch direkte Leistungen des Staates, gleiche 

Steuerermäßigung für alle Kinder.  Einmalige Zahlung für Wohnraumbeschaffung analog zur 

Hausstandsgründung. Noch keine Einigkeit mit den christlichen Gewerkschaftern über die Frage, ob 

der volle Abbau der Steuergruppe A genügend Mittel für die Abschaffung des 

Alleinverdienerabsetzbetrages übriglässt. 

(AZ 16.06.1974) Am 18.03.1974 beginnen die Verhandlungen Gewerkschaften-Finanzminister. 

(AZ 19.03.1974) Androsch möchte vor Beginn der Detailverhandlungen einen verlässlichen Überblick 

über die Entwicklung der Lohnsteuereinnahmen haben.  Bei der Umwandlung der Kinderabsetzbeträge 

in höhere Kinderbeihilfen verlangt der ÖGB, dass Selbständige und Landwirtschaft ihre Fondsbeiträge 

erhöhen müssen. 

(21.03.1974) Die schwarzen Bundesländer-Finanzreferenten stimmen dem Termin 01.01.1975 für eine 

Steuersenkung zu, obwohl Generalsekretär Kohlmaier sie für unter dem Jahr verlangt hat. 

(23.03.1974) Während die christlichen Gewerkschafter dem ÖGB-Forderungsprogramm zustimmt, 

lehnt es die ÖVP ab. Koren kritisiert vor allem den generellen Übergang von Kinderabsetzbeträgen zu 

erhöhten Beihilfen, die sollten nur solche Steuerpflichtigen bekommen, die mangels 

Einkommmenshöhe sonst nichts bekämen. Dasselbe soll für Heiratsbeihilfe, Bausparförderung und die 

neue Beihilfe für Wohnraumbeschaffung gelten. Hingegen lehnen die christlichen Gewerkschafter die 

Bundeskammer-Forderung ab, dass die Lohnsteuersenkung auf die Gehaltserhöhung anzurechnen sei. 

Scheuch: Verteilung und Umverteilung. Junge Sozialisten und Volksstimme meinen, dass es 

unsozialistisch sei, wenn die Einkommensentwicklung anteilsmäßig nicht zugunsten der 

Unselbständigen verliefe. Dass es nicht so ist, räumt Scheuch ein, er meint aber, Unternehmer 

brauchten einen Anreiz, verdienen zu können, andererseits aber hätten die Sozialisten doch schon 

einiges in der Steuerpolitik für die gerechtere Verteilung der Einkommen getan. 
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(27.03.1974) Kreisky meint, es sei den Parteimitgliedern unbenommen, die Partei zu kritisieren. 

Professor Knapp schreibt im Kurier, unter dem unseligen Adolf habe kein Verheirateter mehr als 15 

Prozent Lohnsteuer gezahlt. 

(29.03.1974 Steuergespräche bei Androsch)  Dabei kommt wieder der gespaltene Steuertarif aufs 

Tapet. Gegen den sprechen sich die Wirtschafts- und Bauernvertreter wie bisher aus. Der 

Generalsekretär der Landwirtschaftskammer bezeichnete die geplante Barauszahlung der 

Kinderfreibeträge als „sozial ungerecht“. Dies nicht eingedenk der Tatsache, dass die Bauern davon 

profitieren. 

(02.04.1974 Rückkehr zum Landesvater) SPÖ erleidet in Salzburg eine herbe Wahlniederlage. 

(04.04.1974) Kreisky reagiert auf die Wahlschlappe mit der Forderung nach einem Preisstopp-Gesetz, 

Schleinzer meint dazu, die wahre Ursache der Preissituation sei nicht das fehlende Instrumentarium, 

sondern die verfehlte Budget- und Tarifpolitik. Eine Senkung der Kaufkraft lehnt Kreisky ab. Die 

Vollbeschäftigung müsse um jeden Preis gehalten werden. 

(21.04.1974 Kreisky: 3 % Arbeitslosigkeit heißt, 80.000 gehen stempeln.) Wer 3 % anstrebt, kann leicht 

bei 5 – 7 % landen. Kreisky verweist auf die Staaten, die, wie UK und USA das Rezept angewendet 

haben. Dort gebe es eine höhere Arbeitslosenrate und eine höhere Preissteigerung als in Österreich. 

Gabler Wirtschaftslexikon: Unter Stagflation ist das gleichzeitige Auftreten von wirtschaftlicher 

Stagnation (hohe Arbeitslosigkeit) und Inflation zu verstehen. Das Phänomen der Stagflation ist im Zuge 

der Ölpreisschocks der 1970er-Jahre aufgetreten und nicht mit Maßnahmen der Global- oder 

Nachfragesteuerung zu beheben. Vielmehr zeigt die um Inflationserwartungen erweiterte Phillips-Kurve, 

dass zur gleichzeitigen Bekämpfung von Inflation und Arbeitslosigkeit eine Stabilisierung oder 

Rückführung privater Inflationserwartungen erforderlich ist. 

AZ 27.04.1974  ANDROSCH LEGT STEUERREFORMPAKET VOR. DURCHSCHNITTLICH 3 % 

MEHR NETTOLOHN 

Sie soll 9,3 MdS kosten. Die Steuergruppe A soll noch nicht ganz abgeschafft werden (Differenz 10 statt 

19 %)  Erhöhung des Werbungskosten- und Sonderausgabenpauschales, des Existenzminimums von 

4.000 auf 4.400 S, Umwandlung von Kinderabsetzbeträgen in direkte Beihilfen.25 % der Eltern haben 

bisher vom Kinderabsetzbetrag nichts gehabt. Die Steuerreform wird den überwiegenden Teil der für 

1975 erwarteten Mehreinnahmen aus Lohn- und Einkommensteuer aufsaugen.  

AZ 04.05.1974 ANDROSCH LEGT NOCH ETWAS ZU. STEUERREFORM BRINGT BIS 1400 S IM 

MONAT-. 

Steuergruppe A  wird abgeschafft. Ab 1.Jänner 50 S  mehr Kinderbeihilfe. ANAB und AVAB werden 

erhöht. 

AZ 19.06.1974 ANDROSCH MACHT ERNST: STOPP FÜR „SCHWARZE“ PARTEIFINANZIERUNG.  

Spenden für nicht gesetzliche Interessenvertretungen nur noch im Ausmaß von 2 %  vom Gewinn oder 

5 % von der Lohnsumme. 

 AZ 13.07.1974 NUN BESCHLOSSEN: WENIGER STEUER, GERECHTERE STEUER. 
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Sie wurde nach 4 ½ stündiger, ruhiger Debatte mit den Stimmen der Sozialisten beschlossen. Sie 

kostet10,6 MdS. Die direkte Kinderförderung an Stelle der Absetzbeträge ist noch nicht darin enthalten. 

AZ 04.09.1974 Um 12 Md weniger Steuern. Entlastung größer als bisher angenommen. 

Dies stellt das WIFO in seinem jüngsten Monatsbericht fest. Dem Bund werden 5,6 Md, den Ländern 

2,4 Md und den Gemeinden1,9 Md an Steuern entgehen. Von der Abschaffung der Steuergruppe A 

werden etwa 700.000 Ledige profitieren, durch die Korrektur des Steuertarifs werden die Einkommen 

zwischen 40.000 und 300.000 S am stärksten entlastet, ab 300-000 S wird der Steuervorteil 

kontinuierlich kleiner. Durchschnittliche Steuerbelastung nach der Steuerreform 1975 gleich hoch wie 

1973 und merklich niedriger als 1974. 

 

 

FINANZAUSGLEICH. 

AZ 01.03.1974  ANDROSCH HART GEGEN LÄNDER: BUND TUT VIEL FÜR SPITÄLER. 

Die Länderfinanzreferenten fordern mehr Geld für die Spitäler. Androsch sagt, dass der Bund in den 

Jahren 1972-1975 die Mittel für die Spitalsfinanzierung um 280 % erhöht hat, obwohl diese 

Landesangelegenheit sei. Auch sehe er nicht ein, dass die Länder zwar Geld vom Bund verlangten, 

gleichzeitig aber ihre Bediensteten besser zahlten als der Bund. Das könne nicht ohne Einfluss auf den 

Finanzausgleich sein. 

AZ 16.10.1976 WENIGER GELD FÜR LÄNDER IM FINANZAUSGLEICH 

Sagt Androsch, weil die meisten Bundesländer den Bund bei der Bekämpfung der schwersten 

Rezesssion der Nachkriegszeit praktisch im Stich gelassen haben. Bund war alleiniger Träger der 

Konjunkturpolitik. 

AZ 31.01.1976 GEMEINDEN WOLLEN MEHR GELD.  

Landesumlage soll gestrichen werden. Gemeindebund verkündet ein 16 Punkte-Programm. 

 

 

TRANSFERS 

SCHULFREIFAHRTEN UND GRATISSCHULBÜCHER 

AZ 04.03.1972.SCHÜLER ERHALTEN SCHULBUCHSCHECK. UNTERRICHTSMINISTER SINOWATZ 

KÜNDIGT GRATISSCHULBUCH FÜR HERBST DIESES JAHRES AN.  

Jeder Schüler soll zum Anfang eines Jahres einen Scheck bekommen, mit dem er sich beim 

Buchhändler die nötigen Schulbücher kaufen kann. Die Bücher gehen in den Besitz des Schülers über. 

Kosten 500 MS, werden aus dem Familienlastenausgleich beglichen. 

BGBL 09.07. 1972. ÄNDERUNG DES FAMILIENAUSGLEICHSGESETZES 1967, BGBL 284/1972, 

ÄNDERUNG DES SCHÜLERBEIHILFENGESETZES 285/1972 ÄNDERUNG DES 

STUDIENFÖRDERUNGSGESETZES BGBL 286/1972,  
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AZ 15.09.1972 TYPISCH ÖSTERREICHISCH. 

Manfred Scheuch. Es wird zu prüfen sein, inwieweit der Buchhandel, der sich um das große Geschäft 

so gerissen hat, und die Verlage durch kleinkrämerisches Disponieren versagt haben. Zudem trägt die 

Vielfalt … der Lehrbücher … zu Fehleinschätzungen bei. Bedauerlich auch, dass in Lehrkreisen … vor 

allem die Abgeltung der Mehrleistung gefordert wird. 

AZ 25.09.1974 SCHULBUCHAKTION NACH MAß SPART 100 MIOS. 

Sinowatz: Unüberlegte und verantwortungslose Zuvielbestellungen unterbinden, für 1975/76 

Alternativangebot, Prüfung durch Schulaufsicht, ob die bestellten Bücher verwendet werden. 

AZ 27.08.1975 Mehr Schüler – dennoch Schulbuchaktion billiger. Kontrolle erspart 200 MioS. 

 

SOZIALE MAßNAHMEN 

Elfriede Karl *14.09.1933 in Salzburg, absolvierte eine Kaufmannslehre, arbeitete als Stenotypistin bei 

der Bau- und Holzarbeitergewerkschaft, ab 1961 war sie Angestellte der Arbeiterkammer. Von 1971-

1983 war die Staatssekretärin für Familienpolitik und Frauenfragen, unter Sinowatz (1983-1984) 

Bundesministerin für Familie, Jugend und  Konsumentenschutz, 1984-1990 Abgeordnete zum 

Nationalrat.) 

 

GEBURTENBEIHILFE 

AZ 23.03.1973  FAMILIENPOLITIK IM VORDERGRUND. SP: -VORSTAND: KREISKY KÜNDIGT NEUE 

MAßNAHMEN AN. 

… Die nächsten Maßnahmen werden eine besondere Hilfe für werdende und junge Mütter und deren 

Babys darstellen, kündigte der Bundeskanzler an. Dies werde auch ein praktischer Beitrag zur Senkung 

der in Österreich noch immer hohen Säuglingssterblichkeit sein. 

AZ 28.03.1973 AKTIV GEGEN DEN SÄUGLINGSTOD. HÖHERES BABYGELD NACH ÄRZTLICHER 

UNTERSUCHUNG. 

Staatssekretärin Elfriede Karl: Die ersten 2.000 S sollen unabhängig davon gewährt werden, ob die 

Mutter während der Schwangerschaft ein medizinisches Untersuchungsprogramm absolviert hat. Die 

zweiten dagegen nach den ersten Lebenswochen des Neugeborenen, wenn sich Mutter und Kind 

gewissen Untersuchungen unterzogen hat. 

AZ 12.05.1974  BEIHILFE FÜR 100.000 FAMILIEN. REGIERUNG LÖST MIT 16.000 S EIN 

VERSPRECHEN EIN. 

AZ 13.07.1974  Erhöhung der Geburtenbeihilfe auf 16.000 S, Auszahlung in zwei Raten. 

MIETZINSBEIHILFE 

AZ 25.03.1973 AKTIVE FAMILIENPOLITIK DER SOZIALISTEN. GEBURTENBEIHILFE WIRD 

VERDOPPELT. KREISKY KÜNDIGT MEDIZINISCHES PROGRAMM FÜR WERDENDE MÜTTER AN. 
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Die Regierung wird die Geburtenbeihilfe von 2.000 auf 4.000 S erhöhen und in nächster Zeit ein 

bundeseinheitliches medizinisches Programm für die Betreuung von werdenden Müttern und 

Kleinkindern erstellen. Die Maßnahme steht auch im Zusammenhang mit der Abtreibungsdebatte. 

AZ 04.07.1973 M IETZINSBEIHILFEN ERSTMALS AB 1974. ELF BRODA-GESETZE PASSIERTEN DEN 

MINISTERRAT – GLEICHE RECHTE FÜR MANN UND FRAU. 

Bedürftige Mieter in Althäusern sollen ab 1974 Mietzinsbeihilfen erhalten. Die Mietzinsbeihilfe soll 

gewährt werden, wenn die Mietzinserhöhung mehr als das Vierfache des gesetzlichen Zinses ausmacht 

und das Einkommen des Mieters nicht mehr als 45.000 Schilling beträgt.Da sich diese 

Einkommensgrenze für den Ehegatten um 10.000 S erhöht, kann also ein Ehepaar mit einem 

Jahreseinkommen von höchstens 55.000 S eine Mietzinsbeihilfe erhalten. Für jede weitere Person 

erhöht sich die die Einkommensgrenze um 5.000 S. Die Mietzinsbeihilfe soll monatlich durch die 

Finanzämter ausgezahlt werden. 

ÄNDERUNG DES FAMILIENLASTENAUSGLEICHSGESETZES 1967 

AZ 13.07.1974 Familienbeihilfe erhöht. Mit 01.07.1974 um 20, und ab 01.01.1975 um weitere 50 S- 

 

GESUNDENUNTERSUCHUNGEN. 

AZ 28.07.1973 KREBSTEST FÜR FRAUEN ÜBER 20 KOSTENLOS. UNTERSUCHUNGEN LAUFEN 

1974 AN. 

Kosten übernimmt das Gesundheitsministerium. Gesundenuntersuchung ebenfalls ab 1974, 

Pauschalabgeltung durch die Sozialversicherungen. Der Bezieherinnenkreis wird erweitert: Er wird 

unabhängig vom Einkommen des Mannes und dem vorherigen Einkommen der Frau sein. 

 

 

KARENZGELD 

AZ 12.10.1973 DAS KARENZGELD FÜR DIE MÜTTER WIRD VERDOPPELT. 

2.000 S für verheiratete Mütter, 3.000 für ledige oder unversorgte verheiratete Mütter (Gatte verdient 

nichts oder zahlt nichts.) 

AZ 21.02.1974 Karenzgeld für Mütter ab April verdoppelt. Das Gesetz wurde im Sozialausschuss 

beschlossen. Die Opposition hatte einen Unterausschuss verlangt, den die Regierungspartei mit dem 

Argument ablehnte, dass dies zu Verzögerungen führe. Die ÖVO war dagegen, dass 25 % der 

Mehrleistungen aus dem Familienlastenausgleich finanziert wird.   

VERSTAATLICHTE. 

AZ 16.02.1973 DER STAHLGIGANT WURDE W IRKLICHKEIT. 

Nationalrat beschloss die Stahlfusion. Nur ÖVP blieb bis zuletzt dagegen. 

Der neue Stahlgigant mit seinen 76.000 Arbeitnehmern und einem Jahresumsatz von 26 MdS ist der 

zehntgrößte der Welt und der sechstgrößte in Europa. Kreisky meint, dass die Mitbestimmung dem 
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Entfremdungsprozess entgegenwirken müsse, der für das Verhältnis von Kapital und Arbeit 

kennzeichnend sei. 

AZ 21.09.1973 ZWEI MILLIARDEN KAPITALSPRITZE FÜR DIE VERSTAATLICHTE. 

Spanne zwischen dem offiziellen Goldpreis von 42 $ und dem Marktpreis, der fast das Vierfache beträgt. 

Zu diesen Marktpreisen können die Notenbank das Gold nun verkaufen.Österreich verfügt damit über 

eine inoffizielle Reserve von mindestens 50 MdS.  

 

WÄHRUNGSPOLITIK 

WÄHRUNGSKRISE. 

AZ 04.02.1973 TROTZ DOLLARKRISE: DER SCHILLING BLEIBT STABIL. BONN UNTERWIRFT 

DEN KAPITALVERKEHR DER KONTROLLE.  

Gelassen reagierten gestern das österreichische Finanzministerium und die Nationalbank auf deutsche 

Maßnahmen, die zur Abwehr der Zuflüsse an Dollars ergriffen wurden: Finanzminister Androsch 

erklärte, dass die seinerzeit mit der Notenbank vereinbarte Aufhebung der Freizügigkeit der 

Kapitalbewegungen bis Ende Mai 1973 eine ausreichende Absicherung gegen unerwünschte 

Kapitalzuflüsse nach Österreich böte. 

Die internationalen Devisenmärkte waren in den letzten zwei Wochen durch den Vertrauensschwund in 

den Dollar stark in Bewegung geraten. Dollarschwemme in Deutschland, dieses gibt den 

unkontrollierten Kapitalverkehr auf und geht zu Devisenkontrollen über. Deutschland lehnt eine neue 

Aufwertung der D-Mark ab. 

 (AZ 7.2) Die Devisenkontrollen wirken nicht, die Deutsche Bundesbank muss massive Stützungskäufe 

vornehmen. 

(AZ 8.2.) Bonn überlegt einen gespaltenen Devisenmarkt in Warenmarkt und Markt für 

Kapitaltransaktionen, wobei letzterer freigegeben würde. Die USA sehen die Schuld bei Europa, sie 

überlegen Importsteuern und Schutzzölle auf ausländische Waren oder gar Abwertung des Dollars. 

Auch die Einberufung einer Währungskonferenz wird überlegt. In Wien notierte der Dollar leicht 

gebessert mit 22,81 S. 

Otto Leichter schreibt aus New York, die Nixon-Administration propagiere die Wirtschaftssituation in 

den USA als günstig, der Börsenindex sei aber unter 1.000 gesunken, es bestehe für 1972 ein 

beträchtliches Außenhandelsdefizit, die USA seien gegenüber Japan und Europa nicht konkurrenzfähig. 

Das Handelsdefizit fördere den Dollarabfluss, der werde durch die Spekulationen der multinationalen 

Konzerne und durch große USA-Investitionen gesteigert. 

(AZ 9.2.) Die deutsche Bundesbank hat letzte Woche 3,4 Md unverdauliche, weil nicht umtauschbare 

Dollar schlucken müssen. Gerüchte um Aufwertung des Yen 

(AZ 10.2 Schlacht um Dollar am Höhepunkt) Am Freitag musste die Deutsche Bundesbank bereits rund 

2 Md$ aus dem Markt nehmen. 

(AZ 11.2. Dollarkrise hält Europa in Atem. Wien ruhig, aber für alles gerüstet.) 
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(AZ 13.2.) Der Staatssekretär im US-Außenminister Volcker versucht mit einer Blitzreise ein 

Realignment der Wechselkurse durchzusetzen. 

(AZ 14.2.) USA gibt nach und senkt den Dollarkurs um 10 %. Bonns harte Haltung machte sich bezahlt. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky gab der Spekulation die Schuld an der Dollarkrise. Sie habe neuerlich 

gezeigt, dass die Welt, in der wir leben, nicht die beste ist. 

(AZ 2.3. Schon wieder Dollarkrise) 3,5 Md setzten sich in Bewegung. S 20,5 

AZ 03.03.1973 DOLLARSTURZFLUT: KRISENRAT AN DEN PUMPEN.  

Sonntag entscheiden EWG-Finanzminister: Vor Kursfreigabe? Wien ist gerüstet. Schließung der 

Devisenbörsen in fast allen europäischen Staaten. Man erwartet ein Floating der EWG-Währungen 

gegenüber dem Dollar, um die spekulativen Kapitalbewegungen zu entmutigen. Auch Wiener 

Devisenbörse geschlossen. Normaler Handel im Touristenverkehr. 

AZ 06.03.1972 LÖST WÄHRUNGSKRISE EINEN HANDELSKRIEG MIT US AUS? WIEN AUF ALLE 

WÄHRUNGSBESCHLÜSSE VORBEREITET. 

Enttäuschende Sonderkonferenz der EU-Finanzminister. Kein Floaten wegen schroffer Distanz 

Frankreichs und vielen Vorbehalten durch Großbritannien und Italien. Devisenbörsen (auch Wiener) 

bleiben die ganze Woche geschlossen. 

(AZ 10.03.1973) Die Sonderkonferenz der Zehnergruppe konnte noch keinen Ausweg aus der 

Währungskrise zeigen. Frankreich ist gegen eine durch das Floaten ausgelöster kollektive Aufwertung 

der EWG-Währungen. Die EWG will erreichen, dass sich die USA grundsätzlich zur Stützung des 

Dollarkurses bereit erklären. Erst dann dürfte sich die EWG über ein mögliches Teilfloaten entscheiden. 

AZ 13.03.1973 DOLLAR-KOMPROMISS: ANDROSCH HEUTE NACH BERN. 

Sechs EWG-Länder werden ab nächster Woche ihre Wechselkurse gegenüber dem Dollar freigeben.  

Frankreich macht, nach Abwarten des Ergebnisses der Nationalratswahlen, die für die Regierung 

günstig ausgingen, nun doch mit. Voraussetzung dafür war aber, dass Deutschland seine Währung 

vorab um 3 % aufwertete. Großbritannien, Irland und Italien schließen sich dem Floaten nicht an. Ob 

sich die Schweiz und Österreich dem Floaten anschließen, wird zwischen den Finanzministern der 

beiden Länder ausgemacht. Obwohl eine formelle Einladung der EWG an Österreich nicht vorliegt, wird 

Österreich auch am Floaten teilnehmen. Eine Mitwirkung am europäischen Währungsverbund ist 

fraglich. Wie wirkt sich die 3-prozentige D-Mark-Aufwertung auf den Schillingkurs aus? Finanzkreise 

halten das Mitgehen für unumgänglich, wobei die Schillingparität nicht neu festgesetzt, sondern der 

Kurs beim Floaten nur höher angesetzt werden müsste. 

Androsch schließt eine Beteiligung Österreichs am europäischen Währungsfonds nicht prinzipiell aus, 

Österreich sei aber in der Lage, auch autonom vorzugehen. Die Bundeswirtschaftskammer meint, 

Österreich müsse einen Mittelweg wählen, der die Wirtschaftsbeziehungen mit allen 

Haupthandelspartnern berücksichtige. Man solle mit Hilfe des Wechselkurses weder fußmarode 

Industrien künstlich am Leben erhalten, noch Betriebe fußmarod machen. 

Romé Solange keine großangelegte Rückführung vor allem der Eurodollars nach den USA erfolgt, ist 

mit keiner dauerhaften Beruhigung an der Währungsfront zu rechnen. Die zumindest teilweise 
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Konsolidierung der Dollarschulden Amerikas gegenüber den Zentralbanken setzt jedoch voraus, dass 

die umfangreichen Dollarbeträge in den USA aus dem Verkehr gezogen und nicht wieder veranlagt 

werden … Die aus Amerika abfließenden Dollars landeten in den Tresoren der Zentralbanken, sie 

erhöhten den Geldumlauf und damit den Kreditschöpfungsspielraum in den Empfängerstaaten, 

verringerte diesen aber nicht in ‚Amerika, weil die gleichen Dollars wieder auf dem New Yorker 

Geldmarkt angelegt und zur Kreditschöpfung verwendet wurden. Dieses aus eins mach zwei führte zu 

einer katastrophalen Aufblähung des Geldvolumens der Welt. Das Floaten muss bleiben, weil feste 

Währungskurse gegenüber dem Dollar wieder Dollarspringfluten auf stärkere Währungen entfesseln 

würden. Floaten schlechter als fixe Paritäten, aber besser als allgemeine Währungszerrüttung. 

Die Konsequenzen eines unterbewerteten Schillings liegen auf der Hand: Über die Importpreise ist mit 

neuem Preisdruck zu rechnen, der die Stabilisierungsbemühungen ernstlich gefährden könnte, mit der 

Folge, dass es zu überproportionalen Lohnerhöhungen kommt, die die Wettbewerbsfähigkeit der 

Exportwirtschaft weitaus stärker treffen müssten als ein höherer Wechselkurs des Schillings. 

AZ 14.03.1973  

SCHILLING NOCH HÄRTER:  2,3 % AUFWERTUNG. 

Nach Konsultationen mit Schweizer Finanzminister Celio in Bern informiert Androsch die Spitzen der 

Sozialpartner und der Opposition über die währungspolitischen Schritte Österreichs im 

Bundeskanzleramt. Aufwertung des Schillings um 2,31 %. Dollarkurs 20.30, Abwertung gegenüber der 

D-Mark um 0,7 % (7,32 gegenüber 7,23 S) 

 Frage: Soll Österreich beim Schilling-Floaten autonom stabile Kurse zu den EWG-Währungen in 

größeren Schwankungsbreiten (4,5 5) halten oder sich am EWG-Währungsverbund (Verkürzung auf 

2,25 % und Mitwirkung am Europäischen Währungsfonds) beteiligen?  

 

GUTE AUSSICHTEN AUF WÄHRUNGSFRIEDEN. ERHOLUNG DES DOLLARS – ARBEITERKAMMERN FÜR 

VORRANG DER STABILITÄT BEI KURSPOLITIK. 

Währungsexperten der USA und der EWG haben sich in Vorbereitung auf die Freitag in Paris 

stattfindende neuerliche Währungskonferenz überraschend auf eine kurzfristige Lösung der 

internationalen Währungskrise geeinigt. 

Arbeiterkammertag befürwortet Kursorientierung an D-Mark und Schweizer Franken und spricht sich 

gegen weitere Zugeständnisse an die Exportindustrie aus. 41 % der österreichischen Importe sowie ein 

Großteil des Fremdenverkehrs hängen vom Verhältnis Schilling zu D-Mark ab. Jede Abwertung im 

Verhältnis zur D-Mark erhöht die Gefahr, dass die Importpreise steigen. Für die Exportwirtschaft sei 

bereits eine Reihe von Vorleistungen erbracht worden. Laut POECD Übernachfrage in Europa, die auch 

den Absatz der österreichischen Exportgüter begünstige. 

ROMÉ: ADE FESTE KURSE. 

Jederzeit mobilisierbare Guthaben privater Institutionen betragen mehr als das Dreifache der 

Währungsreserven aller Industriestaaten. Diese Zahlen zerstreuen jeden Zweifel, dass die einzelnen 

Institutionen in der Lage sind, Kapitalströme in Bewegung zu setzen, die die normalen 
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Finanztransaktionen zwischen den Staaten empfindlich stören. Beim Floaten geht das Währungsrisiko 

zu Lasten der legitimen und illegitimen Spekulanten. 

AZ 15.03.1973 S-AUFWERTUNG – OPPOSITION OHNE LINIE. 

Ob sich Österreich dem Gruppenfloaten anschließen wird, ist noch unklar. Die ÖVP lehnt die 

Aufwertung ab, weil sie Arbeitsplätze gefährde, Broesigke begrüßt sie. ÖVP beleidigt, weil sie nicht in 

die Entscheidungsfindung miteinbezogen wurde. 

AZ 16.03.1973  

WÄHRUNG: AUCH SCHWEIZ BEREIT, MITZUZIEHEN. VP UM JEDEN PREIS GEGEN AUFWERTUNG – 

ANDROSCH TRITT ANGRIFFEN ENTGEGEN. 

Schleinzer nennt die Schillingaufwertung einen gefährlichen Alleingang, meint, die Schweiz sei auch 

dagegen, Androsch sagt, die Schweiz wolle sich später auch anschließen. Schleinzer sei derselben 

Meinung wie die Volksstimme. Unter der Hand vertrete auch Koren die Androsch Linie. 

STABILITÄT DIENT AUCH DER WIRTSCHAFT. 

Auf der ökonomischen Konferenz der SPÖ sagt Androsch, es müsse sichergestellt werden, dass 

österreichische Werte nicht unter ihrem Preis verkauft und importierte Waren nicht über ihrem Wert 

eingekauft werden.  Ohne Aufwertung des Schillings wäre die Unterbewertung noch deutlicher 

ausgefallen, weil dieser bei der fast 10%igen Aufwertung nicht mitaufgewertet wurde. 

AZ 17.03.1973 

ENDLICH AUSWEG AUS DOLLARKRISE. ANDROSCH: NOCH KEIN BESCHLUSS ÜBER BLOCK-

FLOATEN., 

weil noch die technischen Details fehlen. Österreich werde aber autonom das Block-Floaten mitmachen, 

um feste Kurse zu den sechs EWG-Währungen halten zu können. 

EINIGUNG ÜBER AUSWEG AUS DOLLARKRISE 

Auf der Pariser Währungskonferenz erklärten sich die USA zu Interventionen auf dem Devisenmarkt 

bereit, um den Dollar zu stützen. Zu diesem Zweck werden die Europäer den USA Devisenkredite zur 

Verfügung stellen. 

AZ 18.03.1973 AUFWERTUNG: DIE DISSONANZEN AUSGERÄUMT. 

Androsch verzichtet auf 1,5 Md, Bund fördert Investitionen in der Exportindustrie. Schilling wird um 2,25 

% aufgewertet (Wirtschaft wäre für 1,7 % gewesen), dafür wird die Selbstverbrauchsteuer in den Jahren 

1974 und 1975 von 6 auf 4 % herabgesetzt, die Pauschalwertberichtigung von Exportforderungen von 

5 auf 10 % und die Altanlagenentlastung von 5 auf 5,5 % erhöht. 

Am Montag wird der deutsche Devisenmarkt geöffnet, Österreich Montag oder Dienstag. Man wird 

abwarten, wie die D-Mark notiert. Die Differenz liege derzeit nur bei 0,86 (und nicht 3) % 

20.03.1973 NR XIII (66) 6191FF ERKLÄRUNG DES BUNDESMINISTERS FÜR FINANZEN ZUR 

WÄHRUNGSPOLITIK. AZ 21.03.1972 STABILITÄT – GEMEINSAMES ANLIEGEN. 

Die Währungen des Hartwährungsblocks werden im Rahmen einer Bandbreite von 2,25 % zueinander 

in einem festen Kursverhältnis gehalten, gegenüber dem US-Dollar aber in einem frei beweglichen 

Umrechnungskurs.  Deutschland hat seine Währung autonom um 3 % aufgewertet, 
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Im Oktober 1969 hat Deutschland seine Währung autonom um 9 % aufgewertet. Österreich hat diesen 

Schritt nicht mitvollzogen. Das bedeutete eine Abwertung des Schillings gegenüber der D-Mark, Exporte 

nach Deutschland und Leistungen für deutsche Touristen billiger, deutsche Waren in Ö teurer (das bei 

40% der Gesamteinfuhren aus D)  

9.Mai 1971 Schillingaufwertung nur eine Aufholung der Defacto-Abwertung von 1969. Schon damals 

Fördermaßnahmen für die Exportwirtschaft. 

Finanzminister Koren, der damals die DM-Aufwertung nicht nachvollzogen hat, nennt Androschs Rede 

eine Selbstbeweihräucherung, die nur vom Debakel seiner Wirtschaftspolitik ablenken wolle. Entgegen 

Androschs Behauptungen könne Ö keine Währungsstabilität im Inland herstellen, weil jede 

Paritätsänderung in einem Land, mit dem wir Handel treiben, zwangsläufig die Kursverhältnisse zu uns 

ändere. Androsch sei erst im Herbst 1972 auf die Idee gekommen, dass er Stabilitätspolitik treiben 

müsse, da war die Inflationsrate aber schon auf 8 % angestiegen. Dass 1970-1972 der Anteil des 

Defizits an den Gesamtausgaben nicht angestiegen, 1972 sogar gesunken sei, sei bei dieser 

Superkonjunktur, wie sie in diesen Jahren herrschte, kein Wunder.  Ja hätte er vielleicht steigen sollen? 

Währungspolitische Aussprache vom vergangenen Dienstag. Koren habe gemeint, dass ein 

Aufwertungssatz von 1 ½ % ausreiche, und nicht gemeinsam mit den sechs floaten könne. Androsch 

habe gesagt, man werde um 2 ¼ %  aufwerten, und die Schweiz sei mit im Boot. Darauf habe der 

Bundeskanzler abrupt die Sitzung unterbrochen, da nun die Meinungen ausgetauscht seien und es 

keine Übereinstimmung gebe. Der Wunsch von Präsident Sallinger, das Gespräch fortzusetzen, weil ja 

kein Zeitdruck bestehe, sei einfach vom Tisch gewischt worden. Der Abbruch sei provoziert gewesen. 

Bedauerlich, dass man überhaupt nicht an die Landwirtschaft gedacht habe. 

Broesigke sagt hellsichtig, die Zukunft liege in einem größeren Zusammenschluss auf dem Gebiete der 

Währung. Die Gewerbesteuer in Form einer Lohnsummensteuer gehöre abgeschafft, weil sie auch den 

exakten Grenzausgleich verhindere. 

Lanc sagt, Androsch habe schon im Sommer 1972 auf die Teuerung mit einer autonomen, vorzeitigen 

und höheren Zollsenkung gegenüber der EU reagiert. Koren habe schon 1969 aufwerten wollen, sich 

aber nicht gegen Landwirtschaft und Importhandel durchgesetzt. Außerdem müsse man feststellen, 

dass Schleinzer und Koren gegen alle integrationswirksamen Maßnahmen sei. 

Androsch widersprach Koren: Weder Schleinzer noch Koren habe bei der Aussprache eine Meinung 

geäußert. Die sei von der Wirtschaftsseite gekommen, welche lieber keine Aufwertung oder höchstens 

eine bis 1,5 % und Lira und Pfund in die Bewertung miteinbeziehen wollte. Er behaupte nicht, dass man 

mit der Aufwertung stabilisieren könne, aber Nichtmitgehen sei ein zusätzliches Element der 

Destabilisierung. 

Schleinzer sagt, er habe geglaubt, dass die Entscheidung verschoben wird, Sallinger habe diesen 

Antrag gestellt. Kreisky widerspricht, Sallinger habe dies in offener Sitzung nicht gesagt, sondern nach 

deren Beendigung. Und so wird Pingpong gespielt, an dem auch Gratz, Sallinger und Musil teilnehmen. 

Sallinger: Die 2,25 % waren falsch und sind falsch. Durch die Kursbildung sind sie korrigiert worden. 
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AZ 30.06.1973 SCHILLING IM DM-AUFWIND. MONTAG ENTSCHEIDUNG. 5,5 % BEI DM – 

TEILWEISES MITZIEHEN ERWARTET. 

Die Entscheidung löst in Ö den üblichen Konsultationsmechanismus aus  Es wird mit einem Mitziehen 

des Schillings gerechnet. Die Wirtschaft könne aber nicht schon wieder mit Förderungsmaßnahmen 

rechnen. Die Schweiz wird ihren Floatingkurs gegenüber allen Währungen beibehalten. 

(AZ 01.07.) ÖGB, AK für Schillingaufwertung. Preissog aus BRD, Arbeitskräftesog. 

AZ 03.07.1973 SCHILLING EINE DER HÄRTESTEN WÄHRUNGEN. AUFWERTUNG 4,8 %. BENY, 

EINE RICHTIGE ENTSCHEIDUNG. ÖVP FÜR GERINGEREN SATZ. 

Aufwertung ohne Konsens mit ÖVP und Wirtschaft, die für nur 3,3 % war. 

AZ 04.07.1973. Kurssturz nach Schillingaufwertung. Dollar sackte um 4 % ab. 

AZ 07.07.1973 Dollar schon unter 17 S. 

AZ 10.07.1973 WELT IN DER WÄHRUNGSKRISE RATLOS. DER DOLLAR SACKTE IN EIN NEUES 

TIEF. NACH ANFÄNGLICHER ERHOLUNG SANK KURSWERT AUF 16,83 S. 

Die USA weigern sich, mit Stützungskäufen vorzugehen. Sie schlugen vor, die nationalen 

Währungsreserven zu begrenzten. Die arabischen Ölstaaten drohen in diesem Fall mit einer Drosselung 

der Erdölproduktion, aus deren Verkauf sie ihre Währungsreserven aufstocken. 

In den USA meint man, die Kursschwäche hänge mit der Watergate-Krise zusammen, die im Ausland 

den Eindruck erwecke, die USA seien nicht mehr voll handlungsfähig. 

AZ 29.07.1973 ANDROSCH NACH WASHINGTON. 

Zum Ministerkomitee der 20. Dieses Komitee wurde anlässlich der Jahrestagung der Weltbank und der 

IWF im Jahre 1972 gegründet und soll Vorschläge für die Reform des internationalen Währungssystems 

erarbeiten. 

(AZ 05.08.) Sondersteuer soll Dollar helfen. US-Notenbankchef Burns regt Vorleistungen der USA an. 

Die Mehreinnahmen aus dem Steuerzuschlag sollen stillgelegt und nach ‚Abklingen der Inflation 

zurückgezahlt werden. 

AZ 19.03.1974 FINANZEXPERTE: SCHILLING HÄRTER ALS D-MARK. FAST UNVERWUNDBAR – 

ERFOLG DER WIRTSCHAFTSPOLITIK.  

Das meint Kausel, der Optimist,  in einem Artikel in den Finanznachrichten. 

AZ 17.05.1974 SCHILLINGKURS AUF BERGFAHRT. 

D-Mark soll 3 % billiger werden. Nationalbank stützte den Dollar.  Sie hat am Vortag nachmittags die 

Ankäufe von Dollar eingestellt. Neuer D-Mark-Kurs 7,20 S. Nationalbank wird heute entscheiden, ob sie 

autonom die EG-Währungsschlangenbewegung weiter vollziehen will. (17.08. Das Kunststück, ohne 

formelle Schillingaufwertung eine leichte Anhebung des Schillingkurses und damit eine, allerdings nur 

mäßige De-facto-Aufwertung der heimischen Währung zu erreichen. (19.05.1974 Androsch hält das für 

gut.) 
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AZ 19.01.1975 KURSZWANG AUFGEHOBEN: ÖSTERREICHS „GOLDSCHATZ“ NOCH MEHR 

WERT. 

 

WIRTSCHAFTSPOLITIK 

1972 

AZ 16.11.1972 STABILISIERUNG: JETZT HÄNGT ES VON ALLEN AB.  

Ein Sonderministerrat beschloss Mittwoch den Maßnahmenkatalog zur Eindämmung des 

Preisauftriebes. Die Maßnahmen betreffen im Wesentlichen die Budgetpolitik des Bundes, die Tarif- 

und Gebührenpolitik sowie die Kreditpolitik und sind auf die Mitarbeit der Länder und Gemeinden 

abgestimmt. Benzin und Strom werden am 1. Jänner nicht teurer. Den Wirtschaftspartnern wird 

empfohlen, ein zusätzliches Stabilitätsabkommen abzuschließen. In der wirtschaftspolitischen 

Aussprache zeigten die Vertreter der Wirtschaft und der Landwirtschaft keine allzu große Bereitschaft, 

Einschränkungen. zu akzeptieren. Demgegenüber erklärten sich die Vertreter der Bundesländer … 

bereit, den Stabilitätsmaßnahmen der Regierung zuzustimmen. 

 Romé: Wille zur Stabilität: Klubobmann Koren sagt: Keine Bremsmanöver, sonst droht die Stagflation, 

was bedeutet, die Regierung soll auf ihre Vollbeschäftigungspolitik festgenagelt werden. Nach Koren 

soll die Regierung auf Inflationskurs gehalten werden. Die britischen Konservativen wüssten ein Lied 

davon zu singen, was es heiße, in Inflationspanik zu machen und hinterher diese Suppe selbst 

auslöffeln zu müssen. 

AZ 17.11.1972 WIEN IST AUF STABILISIERUNGSKURS. (FINANZSTADTRAT) SCHWEDA: KEINE 

ERHÖHUNG DER TARIFE DURCH DIE MEHRWERTSTEUER.  

Belastungen bei Kanalisation, Müllabfuhr, Wasser, Mieten und Verkehrsbetrieben sollen nicht 

weitergegeben werden. Androsch sagt, es könne keinen absoluten Preisstopp geben, weil die 

Wirtschaft etwas Lebendiges sei. Auch in den USA, wo es formell einen Preisstopp gebe, werde eine 

Preissteigerung von 4 % registriert. ÖVP-Obmann Schleinzer verlangte eine Senkung der 

Mehrwertsteuer von 16 auf 14 %, außerdem solle die Erhöhung der Sozialversicherungsbeträge nicht 

in Kraft treten.  Nemschak sagte, der Plafond für Lohnerhöhungen liege derzeit bei 11 %, 4 Prozent 

Wirtschaftswachstum und 7 % Inflation. 

AZ 18.11.1972 VP OHNE STABILISIERUNGSKONZEPT. 

Koren schlägt vor, die Mehrwertsteuer einstweilen auszusetzen, was 8 MdS brächte. Bemerkenswert, 

weil die Opposition doch argumentiert hatte, der Finanzminister mache sich mit der Einführung ein 

Körberlgeld. 

AZ 28.11.1972 DAS STABILITÄTSPAKET IST FERTIG. NATIONALBANK ZIEHT KREDITBREMSE – 

ÖGB-BUNDESKAMMER-ABKOMMEN UNTERZEICHNET. 

AZ 30.11.1972 LÖHNE STIEGEN REAL UM 4,1 %. 

Die Preise stiegen zwar um 6,4 %, die Löhne hingegen um 10,5 %. 

1973 

AZ 07.08.1973. PREISINDEX JETZT 7 %. STEIGERUNG GERINGER ALS IN DEN VORMONATEN. 
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Saisonwaren billiger. 

AZ 11.08.1973 AUFWERTUNG WIRKT PREISDÄMPFEND. REALES WACHSTUM FÜR 1973 AUF 

MEHR ALS 6 % GESCHÄTZT. 

IHS: Noch im laufenden Jahr müsste sich aus der Aufwertung des Schillings eine Senkung der 

Inlandspreise um ein halbes Prozent ergeben. Wenn die Verbilligungen weitergegeben würden. Das 

geschieht aber nicht in ausreichendem Ausmaß. So wurden die Preise für Kalbfleisch um 26,2 % teurer, 

obwohl die Lebendviehpreise um 2,3 % gesunken sind. 

AZ 09.10.1973 PREISKLIMA KÜHLT AB. INDEX AUF 6,5 %. 

1974 

AZ 15.05.1974 SPÄTESTENS AB 1.JUNI: SPARZINSEN 5 % 

Anleihen, Pfandbriefe 8,5 % Androsch: Mehr Stabilität durch mehr Anreiz zum Sparen. 

AZ 22.05.1974 MIT GUTEM BEISPIEL VORAN. REGIERUNG SPART BEI UNO-CITY. 

Wirtschaftsbericht vor dem Parlament. Einer der Hauptgründe der Teuerung seien die Handelsspannen. 

Appell an die Wirtschaft. Kreisky hob das anhaltend hohe Wirtschaftswachstum und die Erfolge im 

Kampf gegen die Armut hervor. Androsch: Lohn- und Preisstopp abzulehnen, ebenso die Gefährdung 

der Vollbeschäftigung. (31.05.) Neuer Rekord: 2,63 Mio Beschäftigte. Zunahme zum Vorjahr um 

über95.000, nicht nur Gastarbeiter. 

AZ 05.06.1974 PREISINDEX IM MAI 9,6 %. SAISONWAREN WERDEN BILLIGER -ÖVP 

POLEMISIERT. 

Sie wirft der Regierung Manipulation im Zusammenhang mit den kommenden Landtagswahlen vor. 

(11.06.1974) SP sank von 44,6 auf 43,7 %, VP stieg von 50,4 auf 52,3, sie nahm der SP mit einem 

Vorsprung von nur 3.000 Stimmen ein Mandat ab. (13.07.1974) bei den fünf Landtagswahlen seit dem 

Regierungswechsel erhielt die SPÖ in Summe fast gleich viele Stimmen als vorher. 

AZ 11.07.1974  PREISINDEX STIEG AUF 10.2 %. VERTEUERUNG VON LEBENSMITTELN FIEL 

INS GEWICHT. 

(AZ 13.07.1974) Opposition hat im Parlament am 11.07.1974 der Regierung Instrumente zur 

Bekämpfung der Teuerung nicht bewilligt. 

AZ 07.09.1974 OECD STELLT ÖSTERREICHS REGIERUNG VORZUGSZEUGNIS AUS: DIE 

WIRTSCHAFT NACH WIE VOR KRISENFEST. 

Anstieg der Preise bisher unter dem Durchschnitt der europäischen Mitgliedsstaaten. Lebensstandard 

weiterhin zugenommen, wirtschaftliches Wachstum: an der Spitze der europäischen Partner. Experten 

empfehlen maßvolle Lohnpolitik und Erweiterung der gesetzlichen Preisbeeinflussungsinstrumente. 

AZ 10.09.1974 ARBEITSLOSE DARF ES BEI UNS NICHT GEBEN. VOLLBESCHÄFTIGUNG HAT 

VORRANG. 

Kreisky in der vollbesetzten WIG-Halle, Auftakt zur Arbeiterkammerwahl1974. Vollbeschäftigungspolitik 

gleich wichtig wie Stabilitätspolitik.  

(AZ 12.09.1974) Verbraucherpreise unter 10 %- 
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AZ 26.09.1974 ARBEITSLOSIGKEIT IST KEIN PREISDRÜCKER. ANDROSCH WILL BEI 

WELTWÄHRUNGSKONFERENZ FÜR VOLLBESCHÄFTIGUNG EINTRETEN. 

Der kausale Zusammenhang von höherer Arbeitslosigkeit und niedrigeren Preissteigerungen habe sich 

in einer Reihe von Fällen nicht bestätigt. Außerdem sei eine solche Politik aus sozialen Gründen 

abzulehnen. Androsch ist gegen weitere Steuersenkungen, Angestelltenobmann Dallinger strebt solche 

ab 1.1.1977 an. (AZ 27.09.1974) 

AZ 05.11.1974 DR. HEINZ KIENZL, GENERALDIREKTOR DER ÖNB. VOLLBESCHÄFTIGUNG 

VERLANGT INFLATIONSBEKÄMPFUNG. OHNE EINKOMMENS- UND PREISPOLITIK GEHT ES NICHT 

– GEHALTSERHÖHUNGSSTOPPP FÜR SPITZENVERDIENER  

Kienzl *08.10.1922 in Wien,  wuchs als Sohn eines Drogisten in Wien auf. Unter dem NS-

Regime wegen der jüdischen Herkunft seiner Mutter aus „rassischen“ Gründen verfolgt, 

arbeitete er als Freileitungselektriker für die Technische Nothilfe. Während des Krieges 

sympathisierte er mit der Vierten Internationale (Trotzkisten), schloss sich aber 1945 der SPÖ 

an. Kienzl studierte an der Hochschule für Welthandel in Wien und schloss mit Doktorat ab 

(Dissertationsthema: Die Währungsmaßnahmen der 2. Republik). Er war ab 1947 im ÖGB 

beruflich tätig. 1950 bis 1968 fungierte er als Leiter der volkswirtschaftlichen Abteilung. 1954 

bis 1969 war er gewählter Arbeiterkammerrat. Kienzl war auch Mitbegründer der 

Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft, die seit 1961 demoskopische Umfragen zu sozial 

relevanten Themen durchführt und veröffentlicht. Von 1973 bis 1988 fungierte er als 

Generaldirektor und von 1988 bis 1993 als 1. Vizepräsident für die Österreichische 

Nationalbank. Gemeinsam mit dem damaligen Finanzminister Hannes Androsch und dem 

Präsidenten der Nationalbank Stephan Koren war er maßgeblich an der Durchsetzung der 

österreichischen Hartwährungspolitik beteiligt. Kienzl trat als engagierter Verfechter der 

friedlichen Nutzung der Kernenergie und als früher Verfechter einer gemeinsamen 

europäischen Währung auf. 

Vor der Ölkrise war es Ziel der österreichischen Wirtschaftspolitik, die Preissteigerungsrate unter dem 

Durchschnitt der westeuropäischen Staaten zu halten. Dafür sorgten die Gewerkschaften und der Preis- 

und Lohnunterausschuss der paritätischen Kommission. Das gelang auch tatsächlich, aber obwohl wir 

um ungefähr 3 % unter dieser Marke liegen, werden wir heuer und im nächsten Jahr eine Inflationsrate 

zwischen 9 und 10 % haben. Schuld daran sind Preisschübe aus dem Ausland.  Sie gefährdet die 

Vollbeschäftigung. Steigende Inflationsraten führen zu einem Zusammenbruch der 

Vollbeschäftigungspolitik.  Die Vollbeschäftigung ist aber für die Arbeiterbewegung die größte 

Errungenschaft der zweiten Republik, die Grundlage der Stärke der Gewerkschaften, des sozialen 

Aufstiegs und der politischen Kraft der Arbeiterklasse. Was tun? Geldmenge richtig dosieren, nicht zu 

viel und nicht zu wenig Geld in die Wirtschaft leiten. Einkommenspolitik: Sie kann nicht mit 

steuerpolitischen Maßnahmen geleitet werden. Beispiele Dänemark aber auch Österreich.  

Längerfristiges Wachstumsziel der Masseneinkommen festlegen und durchsetzen, längerfristige 

Investitionsplanungen im öffentlichen Sektor zur Absicherung der Vollbeschäftigung (Aus- und Umbau 

der Bundesbahnen und Exportförderungen. Die Arbeiterschaft muss einsehen, dass ihre Einkommen 

nicht ins Unermessliche wachsen können.  Spitzenverdiener sollen mit dem guten Beispiel vorangehen. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Technische_Nothilfe
https://de.wikipedia.org/wiki/Vierte_Internationale
https://de.wikipedia.org/wiki/Trotzkisten
https://de.wikipedia.org/wiki/SP%C3%96
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https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96GB
https://de.wikipedia.org/wiki/Oesterreichische_Nationalbank
https://de.wikipedia.org/wiki/Oesterreichische_Nationalbank
https://de.wikipedia.org/wiki/Hannes_Androsch
https://de.wikipedia.org/wiki/Stephan_Koren
https://de.wikipedia.org/wiki/Kernenergie


 128 

AZ 22.11.1974  IMMER HÖHER AUF DER WOHLSTANDSLEITER. WIRTSCHAFTLICHE ERFOLGE 

ÖSTERREICHS WIDERLEGEN „KONKURS“-POLEMIK DER ÖVP 

Studie Kausel/Nemeth in der Zeitschrift der Industriellenvereinigung. Im Durchschnitt der Jahre 1970-

1973 wuchs die Wirtschaft Österreichs real um 6,1 %, jene der BRD um 3,7 % Schweiz 4,7 %, USA 

5,1%. Gleichzeitig erhöhte sich der private Konsum real um 5,9% ebenfalls am stärksten,  bei den 

Investitionen  überflügelt Ö mit 10,5 % Jahreswachstum die BRD gleich 4x. Nach Ansicht der Autoren 

habe arbeitszeitbereinigt Ö das reale Europaniveau bereits erreicht, vor allem, wenn man die Alters- 

und Gesundheitsvorsoge mitberücksichtigt. 

 

WAHLKAMPF. 

(AZ 26.10.1974)  Die ÖVP nimmt den Budgetentwurf zum Anlass, Neuwahlen zu fordern. Schleinzer 

spricht von einer Bankrotterklärung. Kreisky: Wenn die ÖVP es will, soll sie es im Nationalrat 

beantragen. Sie wird dann schon sehen, was dabei herauskommt. Dazu Schleinzer: Wer einen Konkurs 

macht, muss ihn auch selber ansagen. Man traut sich nicht. 

(AZ 31.10.1974) Schleinzer will alle Bundesländer bereisen, sozusagen als Vorwahlkampf. Seiner 

Meinung nach habe die SPÖ nicht mehr die Mehrheit in der Bevölkerung.  Koren sagt, dass das Budget 

kaum vollziehbar sei. 

(AZ 17.01.1975) SCHLEINZER WILL AM 8. JUNI WÄHLEN 

Weil Österreich wirtschaftlichen Problemen gegenüber stünden, die sich nach Neuwahlen besser lösen 

ließen. Die SPÖ will einem Neuwahlantrag der ÖVP weiterhin nicht im Wege stehen, aber auch selber 

keinen einbringen. 

AZ 24.01.1975 VP DREHT DURCH: ANTRAG AUF PARLAMENTSAUFLÖSUNG.   

Kreisky, Benya: 5. Oktober bester Wahltermin.) (AZ 25.01. 1975) Kreisky: 8. Juni kommt nicht in Frage, 

weil da schon hunderttausende Österreicher im Urlaub sind. Lächerlich die Behauptung, es gebe in 

Österreich eine katastropale Situation. (29.01.1975) Tagung des Bundesvorstandes der SPÖ in Baden, 

es bleibt beim Wahltermin 5. Oktober, Kreisky ist nun gegen eine große Koalition. Androsch und Gratz 

hätten eine Vorverlegung im Herbst für vertretbar gehalten, aber nun sei es zu spät. 

(AZ 30.01.1975) SP will Wahlkampfspenden versteuert wissen. 

 

AZ 08.03.1975 60 MILLIARDEN FÜR SICHERE ARBEITSPLÄTZE- KREISKY VOR VOITH-

ARBEITERN. 

Davon 40 für Staatsaufträge, 20 für Exportförderung. Kreisky warnte vor einer Panikmache. Für eine 

solche besteht kein Grund, ihr einziges Ziel sei es offenbar, durch Unruhe in der Arbeiterschaft für die 

andere Seite eine bessere Position zu schaffen. 

AZ 14.03.1975 HANS DIBOLD, SERUM DEFIZIT. 

Wäre Finanzminister Androsch den Forderungen der ÖVP vom Vorjahr gefolgt, die Lohn- und 

Einkommensteuer schon mit dem1. Juli zu senken, die Zölle um20 % zu reduzieren und den MwSt.-
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Satz um 2 % zu reduzieren, so wäre das Budgetdefizit auf 30 MdS angestiegen. Es sei denn, man hätte 

die Staatsausgaben gekürzt. Die Regierung hatte den Mut, mit Mehrausgaben von rund 6 MdS die 

Vollbeschäftigung zu sichern.  Wer anderes will, beschwört die Zustände in den letzten Jahren der 

Ersten Republik samt Alpendollar und Massenarbeitslosigkeit herauf. (13.04.1975) Investitionsstoß 

sichert 100.000 Arbeitsplätze. 

AZ 06.05.1975 FÜR SICHERHEIT UND EINE GUTE ZUKUNFT. SPÖ BESCHLOSS 

WAHLPLATTFORM: ARBEIT, GESUNDHEIT, CHANCENGLEICHHEIT. 

Kreisky stellte sie im Rahmen eines ao. Parteitages in den Sofiensälen vor. Details auf Seiten 3-4. Im 

Wesentlichen ist es ein Weiter so, auch bei der Vollbeschäftigung, was in Zeiten, da in den großen 

Ländern Wirtschaftskrise herrscht, Mut erfordert. Kreisky lädt alle, die mit der SPÖ ein Stück des Weges 

gehen wollen, dazu ein, am Wahlprogramm mitzudiskutieren. In der Diskussion bedauert Hindels, dass 

das Wahlprogramm nicht vorher in den Sektionen diskutiert worden ist. Er meint auch, ohne harte 

Auseinandersetzung mit den Repräsentanten des Monopolkapitalismus würden tiefgreifende 

Veränderungen der Gesellschaft nicht möglich sein. Die SPÖ Döbling fordert einen 

Volksgesundheitsdienst. 

 

AZ 20.07.1975 ÖVP-OBMANN SCHLEINZER STARB BEI EINEM AUTOUNFALL.  

AZ 30.07.1975 ÖVP MIT SKANDAL-WERBUNG GEGEN SPÖ:  

Die Regierung kann nicht einmal die Arbeitsplätze für Lehrlinge sichern, sie muss sogar das Geld für 

die Rentner ausborgen, und sie verschwendet mehr Geld, darum müssen wir mehr Steuern zahlen. 

(06.08.1975) Wirtschaftsbund gibt zu: Genug Lehrplätze frei. 

AZ 01.08.1975 ZUSAMMENARBEIT „OHNE BANKGARANTIE“. 

Schleinzer/Kohlmaier-Nachfolger Taus und Busek, gewählt am 31.07.1975 im Konzerthaus. Auch Taus 

spricht sich für Konzentrationsregierung aus. (08.08.1975) Kreisky erklärt in der ZIB2, einer SP/VP-

Regierung nicht angehören zu wollen. 

07.11.2017 14:06 Wikipedia. 

Josef Taus stammt aus einfachsten Verhältnissen, er wurde im Krieg katholisch sozialisiert und 

erarbeitete sich als Werkstudent seine akademische Ausbildung. Noch vor Abschluss seines Studiums 

der Rechtswissenschaften an der Universität Wien arbeitete Taus als Wirtschaftsredakteur der Wiener 

Zeitung, engagierte sich im ÖAAB und schrieb Reden für die Finanzminister Eduard Heilingsetzer und 

Josef Klaus. Nach seinem Studium begann er, sich im Institut für Sozialpolitik und Sozialreform, dem 

späteren Dr. Karl-Kummer-Institut, zu engagieren, wo er auch seinen damaligen Mentor, den 

Sozialpolitiker und Philosophen Karl Lugmayer, kennenlernte. Taus war danach viele Jahre lang selbst 

Obmann des Dr. Karl-Kummer-Institutes[1].Taus war in der Bundesregierung Klaus II (1966-67) 

Staatssekretär für Verkehr und verstaatlichte Industrie. Der auch beim politischen Gegner SPÖ 

angesehene Taus war von 1967 bis 1975, also auch unter der Kanzlerschaft von Bruno Kreisky 

Aufsichtsratsvorsitzender der ÖIG bzw. ÖIAG. Von 1968 bis 1975 war er Vorstandsvorsitzender der 
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https://de.wikipedia.org/wiki/Universit%C3%A4t_Wien
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Girozentrale der österreichischen Sparkassen, in der er schon vorher in Spitzenpositionen tätig war 

.Von 1975 bis 1979 war er Bundesparteiobmann der Österreichischen Volkspartei, von 1975 bis 1991 

Abgeordneter zum Nationalrat und Wirtschaftsexperte der ÖVP. Bei den Nationalratswahlen in 

Österreich 1975[2] und 1979 kandidierte er ohne Erfolg für das Amt des Bundeskanzlers.[3] 

AZ 09.08.1975 DIBOLD: DIE TAUS-DIVIDENDE 

Taus schlägt einen Bürgschaftsfond für in Schwierigkeiten geratene Firmen vor. Aus den Taschen der 

Steuerzahler, empört sich Dibold, sollen Gelder in die Säcke unfähiger Möchtegernunternehmer fließen.  

Ja, die Vorteile der Marktwirtschaft, die will man lukrieren. Gewinne sind Privatsache. Verluste als Folge 

von Fehlspekulationen, falschen Entscheidungen, zu großen Privatentnahmen oder zu geringem 

persönlichen Engagement – die soll die Allgemeinheit tragen? Wie kommen tüchtige Unternehmer dazu, 

ihre trägen, investitionsmüden und fußmaroden Kollegen durchzupäppeln? 

AZ 21.08.1975 ANDROSCH: TAUS UNGLAUBWÜRDIG. AUCH ÖVP KÄME NICHT OHNE MWST.-

ERHÖHUNG AUS. 

Taus und Koren haben am 20.08.1975 eine als Wirtschaftsbilanz bezeichnete Pressekonferenz 

abgehalten, wobei die Herren behaupteten, ohne MwSt.-Erhöhung auszukommen. Androsch erinnert 

an Korens Steuererhöhungs-„Orgie“. Das Defizit für 1975 wird nun schon 30 Mio S ausmachen, im 

nächsten Jahr, mit MwSt.-Erhöhung 23 Mio S. Taus verlangt einen Sozialkontrakt zwischen Regierung, 

Sozialpartnern und den im Parlament vertretenen Parteien und ein mehrjähriges Budgetkonzept. Damit, 

so Androsch, würde nur das Parlament entmachtet. Taus will damit eine Lohn-Preis-Spirale 

unterbinden, von deren Vorhandensein Androsch nichts wissen will: Die Wirtschaftspolitik der 

Regierung und die verantwortungsvolle Lohnpolitik der Gewerkschaften hätten die 

Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den ausländischen Konkurrenten beträchtlich verbessert. Die VP aber 

will Arbeitslosigkeit in Kauf nehmen.  Auch die andauernde Nörgelei der ÖVP gegenüber dem 

Budgetdefizit lasse diesen Schluss zu. Dass mit einer Kürzung der Staatsausgaben in Zeiten der 

Rezession kein Beitrag zur Erhaltung der Vollbeschäftigung geleistet werde, hätten die Jahre vor 1938 

erwiesen. (22.08.1975. Benya: Ö wird heuer eine Reallohnsteuerung von 3 % erreichen. OECD: Ö ist, 

noch vor den USA,  das drittstabilste Land. 

AZ 02.09.1975 ÖVP-AFFÄRE: WER GAB UND WER NAHM GELD? 

Eine Aktion 5. Oktober, von der niemand weiß, wer sie finanziert, hetzt gegen Wien. ( 

(AZ 02.10.1975) Die Hintermänner sitzen in der Gesellschaft zur Förderung der österreichischen 

Wirtschaft. Die Aktion wurde geleitet von einem Georg (Graf) Herberstein. 

ÖVP-Bautensprecher Helbich wollte den Journalisten Georg Nowotny mit 100.000 S schmieren. Verliert 

sein Mandat. 

LH Maurer sagt: Ö stehe nach fünf Jahren sozialistischer Alleinregierung wirtschaftlich und moralisch 

vor einem Abgrund. Sie katholischen Österreicher werden zu verhindern wissen, dass dieser Abgrund 

zum Massengrab für das Volk wird. 

AZ 04.09.1975 TAUS-DURCHFALLER BEIM TV-DREIKAMPF. 

War das die berühmte Diskussion?  (06.09.1975) Androsch fordert Taus zu TV-Duell über Budget. 

https://de.wikipedia.org/wiki/GiroCredit_Bank_AG_der_Sparkassen
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesparteiobmann
https://de.wikipedia.org/wiki/Nationalrat_(%C3%96sterreich)
https://de.wikipedia.org/wiki/Nationalratswahl_(%C3%96sterreich)
https://de.wikipedia.org/wiki/Nationalratswahl_in_%C3%96sterreich_1975
https://de.wikipedia.org/wiki/Nationalratswahl_in_%C3%96sterreich_1975
https://de.wikipedia.org/wiki/Nationalratswahl_in_%C3%96sterreich_1979
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundeskanzler_(%C3%96sterreich)
https://de.wikipedia.org/wiki/Josef_Taus#cite_note-3
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Taus will mit Androsch nur diskutieren, wenn ihn Kreisky offiziell als seinen Nachfolger vorschlage. 

AZ 06.09.1975 BRUNO KREISKY: GROßE KOALITION LÖST NICHTS. 

Wenn die ÖVP in eine Regierung eintritt, wird sie den dominierenden Einfluss für die Wirtschaft 

verlangen, mit der ständigen Drohung, sonst die Regierung zu verlassen. Und die ÖVP vertritt die 

Auffassung Hayeks, um die Inflation zu bekämpfen, müsse eine gewisse Arbeitslosigkeit in Kauf 

genommen werden. Die Unternehmer haben auch kein Interesse am Ausbau der Sozialpolitik, weil sie 

ja nach alter Erfahrung mitfinanzieren müssen. Wenn es etwas gibt, was der Demokratie abträglich ist, 

dass ist es, dass es unter Umständen zu einer Unfähigkeit des Regierens kommt, und das möchte  ich, 

wenigstens für meinen Teil, verhindern. 

AZ 17.09.1975 VP-KAMPAGNE ALS ABLENKUNGSMANÖVER 

Der ÖVP-nahe Kurier setzt seine Kampagne gegen den Finanzminister fort. Es geht um 

Verwaltungsschulden, welche die Regierung aufgenommen hat, um in die Wirtschaft zu investieren, 

womit sie zweifellos den Nationalrat übergangen hat. Die AZ wehrt sich mit dem Argument, die VP habe 

seinerzeit den Familienausgleich fürs Löcherstopfen verwendet. 

AZ 20.09.1975 BENYA SKIZZIERT KÜNFTIGE POLITIK DES ÖGB. AUGENMAß BEI LÖHNEN, 

DRUCK AUF PREISE, HÖHERER LEBENSSTANDARD FÜR ALLE DURCH BESSERE 

GEMEINSCHAFTSLEISTUNGEN. 

Maßhalten in der Lohnpolitik, Zurückhaltung bei spektakulären Steuersenkungen, Herunterdrücken der 

Inflationsrate in den 6-%-Bereich  Das verlangt Benya nach seiner Wiederwahl auf dem 8. ÖGB-

Kongress am 19.09.1975. 

AZ 23.09.1975 TAUS-BANK: STAATSSCHULD NICHT ZU HOCH. 

Die Giro-Zentrale, jene Bank, deren Generaldirektor Taus noch vor kurzem gewesen ist, schreibt,  

ALLEINREGIERUNG 1975-1979 

ALLGEMEINES 

ZWENTENDORF 

AZ 18.01.1978 KEINE VOLKSBEFRAGUNG ÜBER ATOMKRAFT 

Wie von SJ vorgeschlagen. Kreisky: Regierung wird Inbetriebnahme verhindern, wenn Parlament 

dagegen ist und erst, wenn die Atommüllfrage geklärt ist. Demonstration angekündigt, Initiative 

Gewerkschafter gegen Atomkraft. 

(AZ 19.01.1978) Schon in wenigen Jahren droht Stromkrise in Europa. Energiefachmann: Reserven 

ohne Kernenergie bald erschöpft. 

(AZ 20.01.1978) ÖVP ließ Parteiengespräche über Zwentendorf platzen, weil durch den Import der 

Brennstäbe die Entscheidung des Parlaments bereits präjudiziert worden sei. 

(AZ 24.01.1978) Atom: Keine neuen Regierungsinitiativen. Kreisky: Kernkraftwerksgesellschaft muss 

Ort für Endlagerung ausfindig machen. 

(AZ 27.01.1978) Alberndorf im Weinviertel bietet Atomzwischenlager. 

(AZ 03.02.1977) Alberndorf wich Druck. Gemeinderat winkt ab. 
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AZ 23.06.1978 ÖSTERREICHER WERDEN IM HERBST ENTSCHEIDEN. VOLKSABSTIMMUNG 

ÜBER NUTZUNG DER ATOMKRAFT. 

(AZ 24.06.1978) Am 5. November ja oder nein zu Zwentendorf. 

(AZ 26.06.1978) Kreisky erwartet große Mehrheit für Kernkraftwerk. 

AZ 06.11.1978 MIT 50,47 ZU 49,53 % GEGEN BETRIEB ZWENTENDORFS 

Wahlbeteiligung 64,10 %. Nach knappem Ergebnis: SPÖ respektiert Vollksentscheid. Kreisky: Kein 

Grund für vorzeitige Wahlen/Heute Parteivorstand. 

(AZ 07.11.1978) Übereinstimmung in der SPÖ: Kreisky soll im Amt bleiben. 

(AZ 08.11.1978) SPÖ: Volles Vertrauen für Kreisky. Parteivorstand gibt Kreisky besondere Vikknacgteb, 

(AZ 09.11.1978) Nach Abstimmung Atomkraftverbot nicht nur für Zwentendorf. Nutzung der Kernkraft 

generell ausgeschlossen. Mit einem Gesetz, das gestern dem Nationalrat zugeleitet wurde. 

(AZ 10-11-1078) Baustopp im Kernkraftwerk, Brennstäbe werden verkauft. 

 

 

 

 

ERGEBNIS W IENER GEMEINDERATSWAHLEN. 

AZ 09.10.1978 TROTZ ERHEBLICHEN VERLUSTEN ZWEITBESTES ERGEBNIS  SEIT 1945 

Wien: S 62(66) V 35 (31 )F 3. In der Steiermark nehmen die Freiheitlichen der ÖVP ein Mandat ab. SPÖ 

bleibt gleich. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/10/19/19781019_A04.jpg 
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UNVEREINBARKEIT 

AZ 05.08.1978 ANDROSCH: DER ÖVP GEHT ES NUR UM PERSÖNLICHE DIFFAMIERUNG 

Salzburger Nachrichten haben über Androschs Steuerbescheid berichtet. Die dort ausgewiesenen 

Einkünfte aus selbständiger Arbeit stünden aber nicht mit der Consultatio zusammen, sondern um 

Einkünfte aus der Tätigkeit der Kanzlei Dr. Androsch, die zur Sicherung der Berufsbefugnis von einem 

Stellvertreter, dem Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Dr. Franz Jonasch weitergeführt werde- Die 

Consultatio habe noch nie Gewinne ausgeschüttet. Es sei auch nicht richtig, dass die Consultatio nicht 

in seiner Vermögensteuererklärung aufscheine- Dort befinde sich der Geschäftsanteil mit 765.000 S. 

(AZ 06.08.1978) ÖVP-WIRTSCHAFTSSPRECHER KEIMEL  

wirft Androsch vor, seine öffentliche Position auszunützen, um sich persönliche Vorteile zu verschaffen 

und forderte den Rücktritt des Finanzministers. Androsch bezeichnete diesen Vorwurf als feige Lüge 

und Verleumdung. 

(AZ 07.08.1978) FINANZMINISTER KÜNDIGT GESETZLICHE INITIATIVE AN. 

 Androsch: Offenlegung der Einkommen aller Politiker. Die Einkommen der Parlamentarier und Politiker 

sowie Wahlspenden über 1000 S sollten offengelegt werden, um den Korruptionssumpf der ÖVP 

trockenzulegen.  Er hab e bei seiner politischen Tätigkeit alle gesetzlichen und standesrechtlichen 

Vorschriften hinsichtlich der Beteiligung an seiner Steuerberatungskanzlei genau beachtet. Seine 

Kanzlei hätte sich besser entwickelt, wäre er nicht als Finanzminister tätig, weil das bestimmte Kunden 

von vorneherein ausschließe. 

(AZ 08.08.1978) GRATZ UND BRODA VERTEIDIGTEN ANDROSCH.  

Broda spricht vom Grundproblem jeder Demokratie, dass Angehörige freier Berufe nicht beim Antritt 

ihrer Politikerlaufbahn ihre früheren Berufe nicht liquidieren können. Die Diffamierungskampagne gegen 

Androsch bezeichnete Broda als verleumderisch und heuchlerisch. Was die ÖVP an Androsch störe, 

seien seine politischen Erfolge für Österreich, meinte Gratz. Mock verteidigte seine Nebeneinkünfte als 

Beamter als Folge des unter der SPÖ-Regierung beschlossenen Bezügegesetzes. Traxler nennt in 

seinem Kommentar die Kampagne der ÖVP Personenverschmutzung. Mehr als acht Jahre habe die 

Volkspartei gebraucht, um hinter den persönlichen Verhältnissen der Finanzministers ekelhaften 

Reichtum zu erkennen. Die ÖVP wolle den Eindruck erwecken, Androsch verquicke in unzulässiger 

Weise Regierungsamt und private finanzielle Interessen. Das Material. Das das ÖVP-Magazin plus und 

der Kurier über den Finanzminister ausgebreitet hätte, enthielte nichts Neues. 

(AZ 09.08.1978) DIE WIRTSCHAFTSTREUHÄNDERKAMMER ERKLÄRT ANDROSCHS 

VORGANGSWEISE FÜR KORREKT,  

wobei sie aber über die Consultatio keine Aussage trifft. Auch Innenminister Lanc und Zentralsekretär 

Marsch verteidigen den Finanzminister. Marsch meinte, Taus solle erklären, wie er bei seinem 

Ausscheiden als Girozentrale-Generaldirektor zu einer vorerst nicht vereinbarten Abfertigung von 2 MS 

gekommen sei. Auch über andere VP-Funktionäre wollte man Genaueres wissen.  

Der ÖVP-Pressedienst erklärte am Vortag, es ginge nur darum, ob Androschs Kanzleien während 

seiner Ministerzeit überdurchschnittlich gewachsen seien, damit um die Frage der moralischen 

Vereinbarkeit sowie um Androschs persönliche Vermögenverhältnisse einerseits und die SP-Forderung 
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nach einer Überprüfung ob die Einkommensunterschiede in Österreich gerechtfertigt seien, 

andererseits.  

(AZ 10.08.1978) GRATZ; KEINE IMMUNITÄT FÜR DIFFAMIERENDE ANGRIFFE.  

Mock muss zugeben: Keine Grundlage für Attacken auf Androsch. 

(AZ 11.08.1978) RETOURKUTSCHEN FÜR ANGRIFFE AUF ANDROSCH, 

 Kreisky schlägt vor, Beamte während ihrer Politikerzeit nicht vorrücken zu lassen. Jeder Politiker solle 

alle fünf Jahre seine Vermögensverhältnisse aufdecken, das beste wäre es jedoch, das 

Steuergeheimnis aufzuheben, wogegen sich Obersteuerberater Burkert entschieden aussprach. 

Androsch sagte, die Consultatio sei aus seiner eigenen Kanzlei und dem Witwenfortbetrieb nach seinem 

frühzeitig verstorbenen Vater hervorgegangen. Sie sei gegründet worden , weil der Witwenfotbetrieb 

nicht mehr möglich gewesen sei. Die Kanzlei Dr. Androsch habe dem Zweck, ihm seine Berufsbefugnis 

als Wirtschaftstreuhänder zu erhalten.  

Als er Finanzminister geworden sei, habe er die verstaatlichte Alpine und die Postsparkasse als Klienten 

verloren. 

(AZ 13.08.1978) KREISKY BEI EINER PRESSEKONFERENZ IN SALZBURG:  

Verfassungsdienst des BKA soll prüfen, ob Beamtengehälter für aktive Politiker rechtens seien. Benya 

wendet ein, das sei eine Sache des Parlaments. Androsch vertraue er weiterhin, aber man könne die 

Sachlage prüfen. Androsch hatte die Veröffentlichung seiner Bilanzen verweigert, weil damit die 

Verschwiegenheitspflicht gegenüber seinen Klienten verletzt werde. Dagegen hält Kohlmaier, es sollen 

ja nicht die Bilanzen seiner Klienten veröffentlicht werden. Kreisky erinnerte daran, dass er Androsch in 

eine Minderheitsregierung geholt habe, und dass es ihm da recht sein musste, dass er sich beruflich 

absicherte. 

/AZ 15.08.1978) KREISKY SAGT, JEDE VERTRETBARE VERSCHÄRFUNG DES 

UNVEREINBARKEITSGESETZES HABE SEINE UNTERSTÜTZUNG. 

 Auch habe er nichts dagegen, dass Beamte, wenn sie in die Politik gehen, vorzeitig in den Ruhestand 

gehen müssen. Nun meint er auch, wie Benya, dass dies alles Sache des Parlaments sei. Traxler fragt 

unter dem Titel „Und die Stillen im Lande?“, warum sich andere Wirtschaftsvertreter nicht outen, und 

wie Taus bei einem eingestandenen Nettoeinkommen von 52.000 S seine Schulden bedienen kann. 

(AZ 19.08.1978) Kreisky und Gratz fordern ein eigenes Gremium für Vermögensoffenlegung, das aus 

Repräsentanten aller wesentlichen Berufsgruppen bestehe. 

(25.08.1978) EINKOMMEN: LEISTUNG VOR STATUS.  

Nowotny: Bei Einkommensentstehung ansetzen – Diskussion um Fischer-Vorschläge- Professor 

Nowotny sagt, die Managereinkommen seien in Österreich schon höher als im internationalen 

Durchschnitt, hier sei nicht erst durch die Steuermaßnahmen, sondern direkt bei der 

Einkommensentstehung anzusetzen. Managerpositionen sind faktisch mit geringem Berufsrisiko 

verbunden, aber in Österreich über internationalen Vergleichswerten bezahlt. Vorstandbezüge sollten 

von den Firmen veröffentlich werden müssen. In Betrieben des Staates müsste eine leistungsgerechte, 

nicht statusorientierte Bezahlung des Managements durchgesetzt werden. Die Industriellenvereinigung 
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bezeichnete die Fischer-Vorschläge für eine schärfere Besteuerung höchster Einkommen als Gefahr 

für die Wirtschaft, da der Leistungswille nachließe. Die JG Wien verlangte die Veröffentlichung der 

Namen all jener Personen, die Spitzeneinkommen beziehen, sie erneuerte ihren Vorschlag, eine 

Einkommensrelation 1:7 festzulegen. Die SJ erklärte, zum Privilegienabbau gehöre eine Einschränkung 

des privatwirtschaftlichen Sektors ebenso wie die Reduktion überhöhter Einkommen. 

(AZ 27.08.1978) In Interviews im Fernsehen und Hörfunk wandte sich Finanzminister Androsch am 

26.08.1978 gegen Versuche der ÖVP, zwischen Bundeskanzler Kreisky und ihn einen Keil zu treiben. 

Der in einer großen Partei notwendige Meinungsbildungsprozess solle offenbar dazu benützt werden. 

Auf die Frage, ob sein Image als Kronprinz der Partei in der letzten Zeit gelitten habe, meinte der 

Finanzminister, Sarajewo und Mayerling konnte ich nie Sympathien abgewinnen. 

(AZ 28.08.1978) In der TV-Sendung Horizonte wurde über die Causa Androsch aufgegriffen. Gratz sah 

darin eine Teilnahme des Journalisten Tozzer an einer ÖVP-Hetze und will sich beim ORF beschweren 

Die Hörer- und Sehervertretung des ORF gibt der Beschwerde am 08.09.1978 Recht. 

(AZ 30.08.1978) Fischer meint: Soll die Diskussion über Bezüge nicht auf dem gegenwärtigen Hick-

Hack-Niveau sthenbleiben, muss man sich die österreichische Einkommens- und Vermögensverteilung 

schlechthin ansehen. Bei wachsender Kluft zwischen Mindest- und Höchsteinkommen müssten alle 

Maßnahmen der Wirtschaftspolitik auch unter dem Gesichtspunkt der Verteilungsgerechtigkeit 

angesehen werden. Ein Politiker solle auch unter Berücksichtigung der Nebeneinkünfte nicht mehr 

verdienen, als ein Minister. 

(AZ 03.09.1978) VP-FILZOKRATIE IN DER STEIERMARK UNTRAGBAR.  

Retourkutsche von Zentralsekretär Marsch. Den Beteiligten an der Verteufelungskampagne gegen 

Androsch ginge es nicht um die Aufklärung irgendwelcher Umstände, sondern darum, mit Androsch 

auch die SPÖ zu treffen. In der Steiermark geht es um eine Spende einer gemeinnützigen 

Wohnbaugesellschaft an die ÖVP. 

(AZ 06.09.1978) Kreisky bei Klausur: Wenn Androsch SP-Vorsitzender wird, muss er sich von seinen 

Firmen trennen. 

(AZ 11.09.1978) FÜR KREISKY IST DER VERZICHT AUF ALLE NEBENEINKÜNFTE VORSTELLBAR.  

Er steht aber zu Androsch, der als Finanzminister unverzichtbar sei, und dem auch kein Vorwurf 

ungesetzlichen Handelns gemacht werden kann. 

AZ 03.12.1978 STRENGE REGELN FÜR MINISTER: VERZICHT AUF ANTEILSRECHTE. 

Das schlägt eine Kommission unter dem Vorsitz von Außenminister Pahr vor. Androsch sagt in der 

Grazer Kleinen Zeitung, dass seine Zusammenarbeit mit Kreisky nach wie vor eng sei, Befremdet habe 

ihn jedoch, dass Kreisky in seiner TV-Diskussion die gegen Androsch gerichtete 

„Verleumdungskampagne aus der untersten Schublade“ nicht als das bezeichnet habe, was sie sei. 

Kreisky, den die AZ in St. Anton erreichte, wollte dazu nichts sagen. Androsch bot seinen Rücktritt an, 

falls er eine Belastung für das Kabinett sei. Er habe Kreisky schon vor der Berufung zum Minister gesagt, 

dass es neben der Consultatio noch die Kanzlei Androsch gebe, nun wolle er sich nicht mehr daran 
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erinnern. Es sei befremdlich, dass man einen erst als besonders vorteilhaft empfundenen Umstand, 

dass er nämlich Steuerfachmann sei, nunmehr, nach acht ¼ Jahren als Belastung empfinde. 

Nun verlangte Androsch eine Unbedenklichkeitserklärung durch eine eigene Kommission. VP-

Bundesgeschäftsführer Bergmann hält ein neues Unvereinbarkeitsgesetz nur für sinnvoll, wenn 

klargestellt werde, dass ein Finanzminister nicht gleichzeitig Steuerberater sein könne, Androsch also 

gegebenenfalls zurücktrete. 

(AZ 04.12.1978) Kreisky sagt in der ZIB 1, dass er noch erläuternde Gespräche mit der Pahr-

Kommission führen werde. Androschs Vorwürfe gegen ihn wolle er nicht in der Öffentlichkeit diskutieren, 

Mock erscheint es unverständlich, dass Androsch angesichts des Misstrauens des SPÖ-Vorsitzenden 

nicht selbst die Konsequenzen ziehe. 

(AZ 06.12.1978) Unvereinbarkeit: Klärung heute in einer ao. Sitzung des erweiterten SPÖ-Präsidium. 

Grundlage ist das Ergebnis der Pahr-Kommission, an dem Kreisky kleine Änderungen vorgenommen 

hat. Geprüft werden soll die Einhaltung der Regelung durch eine Prüfungskommission mit Richter an 

der Spitze. Auch der Nationalrat solle mit der Sache befasst werden. Androsch könne nach der 

geltenden Rechtslage niemand eine Unkorrektheit vorwerfen, und es habe dies auch noch keiner getan. 

Er, Kreisky, meine aber, dass die Frage der Unvereinbarkiet auch in Österreich, so wie in anderen 

Staaten, objektiviert werden solle. Er sei sich Androsch gegenüber keiner Unkorrektheit bewusst, meine 

vielmehr, Androsch solle ihm dankbar sein, dass er die Sache nun regle.  

(AZ 07.12.1978) ANDROSCH STOPPT DIE HETZE: FIRMENANTEIL AN TREUHÄNDER. 

Unvereinbarkeit wird Gesetz. Kreisky hat sich vor der Sitzung des Präsidiums mit sieben 

Spitzenpolitikern der DPÖ beraten. Kreisky erklärte, dass Androsch bisher schon alle von der Pahr-

Kommission vorgeschlagenen Unvereinbarkeitsbestimmungen erfüllt habe – diesen Umstand will 

Androsch noch von einer unabhängigen Kommission festgestellt wissen – und dass er den größten 

Wert auf seinen Verbleib auf dem Finanzministerposten hege. Kreisky meinte, es gebe sicher mehrere 

qualifizierte Leute für dieses Amt, aber keinen, der es besser machen könne. Daher habe es in 

Regierungsfragen auch immer eine gute Gesprächsbasis gegeben. „Wir waren ja nicht bös.“ Dass 

Abgeordnete ebenfalls unter das neue Gesetz fallen sollen, lehnte die ÖVP ab. 

(AZ 08.12.1978) VP-Finanzlandesräte aktive Steuerberater – das geht? Es handelt sich um den 

Salzburger und den Vorarlberger Funktionsträger. Lanner meint, das sei ganz etwas anderes.  

(AZ 10.12.1978) Unvereinbarkeit: SPÖ drängt ÖVP zu rascher Stellungnahme. 

(AZ 14.12.1978) Die ÖVP möchte in einer dringlichen Anfrage wissen, wann Kreisky die Regierung 

umbilde. Als Kandidaten für eine Ablöse wurden Leodolter, Moser, Pahr und die Staatssekretär Karl 

und Schober genannt, aber es ging wohl hauptsächlich um Androsch, der eine schlechte Finanzpolitik 

betrieben und dem Parlament die Unwahrheit gesagt habe. Kreisky verteidigte Androsch. Er wies auch 

darauf hin, dass er von 1966 bis 1970 auf eine Ministerpension und auch nunmehr auf seine 

Beamtenpension verzichtet habe. 

AZ 16.01.1979 AMTSVERLUST ALS SANKTION. NEUES UNVEREINBARKEITSGESETZ FERTIG: 

WER DAGEGEN VERSTÖßT, KANN AMT VERLIEREN. 
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Vom BKA zur Begutachtung versandt: Unvereinbarkeitsgesetz und Novelle zur Dienstrechtskodifikation. 

Art. 19 a BVG: Mitgliedern der Bundesregierung und der Landesregierungen sowie Staatsekretären die 

Ausübung eines Berufes oder einer Funktion in öffentlich-rechtlichen Körperschaften verboten. 

AZ 21.02.1979) Gesetzesentwurf am 20.02.1979 vom Ministerrat verabschiedet. 

Bundesgesetz über Unvereinbarkeiten für oberste Organe und sonstige öffentliche Funktionäre 

(Unvereinbarkeitsgesetz 1983) regelt in Österreich die Vereinbarkeit hoher politischer Ämter und Beruf, 

insbesondere das Verbot für Träger eines Regierungsamtes, während dieser Amtstätigkeit einen Beruf 

mit Erwerbsabsicht auszuüben. 

 

PROGRAMMATISCHES 

AZ 05.11.1975  KREISKY KÜNDIGT FORTSETZUNG DER REFORMEN AN. „SPÖ-PROGRAMM 

WIRD ÜBERPRÜFT.“ 

Keine andere Partei in einem demokratischen Land hat so viele Stimmen erreicht. Sie ist auch in die 

Dörfer vorgedrungen und hat die Mehrheit der Frauen erobert.  Man müsse nun das Parteiprogramm 

von 1958 überprüfen, nicht was die großen Grundsätze, sondern was seine praktischen Empfehlungen 

betreffe. 

NR XIV (2) 05.11.1975 

Kreisky beschreibt die große Wende in der Weltwirtschaft, die fast genau mit seinem Regierungsantritt 

zusammenfällt: Sprunghaftes Ansteigen der Inflation, Zusammenbruch des Weltwirtschaftssystems, 

Energieschock, zu starker Restriktionskurs der wichtigsten Industriestaaten, schließlich längste und am 

stärksten anhaltende Rezession nach dem Zweiten Weltkrieg. Notwendig ist eine grundlegende 

Strukturanpassung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse in den Industriestaaten an 

die neuen Gegebenheiten. Ziel der Wirtschaftspolitik müsse es nun sein, ein größtmögliches 

Beschäftigungsniveau zu sichern und die Wohlstandsvermehrung im Sinne einer Verbesserung der 

Qualität des Lebens zu verstärken. 

Österreich kann derartige Auswirkungen nicht abwenden, aber sich gegen die ärgsten Folgen dieser 

Entwicklung abschirmen. Was haben wir getan? Mit zusätzlichen im Kreditweg finanzierten 

Budgetausgaben, mit denen große Aufträge an die Wirtschaft vergeben wurden, zehntausende 

Arbeitsplätze erhalten. Damit haben wir große Vermögenswerte geschafften und dem Kreditapparat 

eine Anlagevermögen für die überaus hohe Sparleistung der österreichischen Gesellschaft zur 

Verfügung gestellt.  3,8 MdS wurden am letzten Weltspartag auf Sparkonten eingelegt. 

An der währungspolitischen Orientierung am Hartwährungsblock soll festgehalten werden. Wir 

brauchen eine hohe Investitionsquote bei gleichzeitiger Lösung des Problems des sozialen Ausgleichs 

und der Verteilungsgerechtigkeit, aber auch unter Beachtung der Gewinnbezogenheit vieler 

Investitionen und ihrer Bedeutung für die Arbeitsplatz- und Einkommenssicherung. Steuerliche 

Investitionsförderung darauf ausrichten. Bei wirtschaftlicher Erholung ist das Finanzierungsdefizit 

entsprechend zu verkleinern. Ausgabensteigerungen so klein als möglich halten, keine Senkungen auf 

der Einnahmenseite. Begünstigung auf Notwendigkeit im Interesse der Steuergerechtigkeit prüfen. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Vereinbarkeit
https://de.wikipedia.org/wiki/Politisches_Amt
https://de.wikipedia.org/wiki/Beruf


 138 

Schwergewicht der Besteuerung bei den indirekten Abgaben, direkte sollen dem sozialen Ausgleich 

dienen. Leistungen sollen durch entsprechende Gebühren und Tarife bezahlt werden. 

AZ 06.11.1975  REGIERUNGSERKLÄRUNG DES KABINETTS KREISKY III – ÖSTERREICH 

MODERNER UND MENSCHLICHER. VOLKSANWALTSCHAFT, STEUERGERECHTIGKEIT, 

MIETRECHT, 4 WOCHEN MINDESTURLAUB 

NR XIV (3) 11.11.1975 DEBATTE ÜBER DIE REGIERUNGSERKLÄRUNG. 

Taus bezeichnet die RE in ihrem wirtschaftspolitischen Teil als ein Dokument der Ratlosigkeit. Sie sei 

mehr eine Verwaltungserklärung. Ein Grund sei, dass sie die Doppelnatur sozialistischer Politik 

verdecken muss, nach Heinz Fischer, Rote Markierungen, nicht nur ein Programm zu verwirklichen, 

sondern auch ein Maximum ihrer Utopien. Sozialismus in homöopathischen Dosen nennt dies Taus, 

ganz wenig, sodass es die Wähler nicht merken. Er zitiert auch das Hainfelder Programm. Die 

Sozialisten glauben an die systemimmanente Krise und sind daher gegen das System. Krisen sind aber 

nicht dem System anzulasten, sondern  die Folgen schwerer wirtschaftspolitischer Fehler. Und Taus 

fehlt das Leistungsprinzip. 

Die Überwindung der Rezession ist nach der RE von einer Reihe von internationalen Maßnahmen 

abhängig, so mehr Stabilität im Weltwirtschaftssystem, bessere Kooperation mit den Rohstoffländern 

und den Ländern der Dritten Welt. D.h. die Regierung legt fatalistisch die Hände in den Schoß, weil man 

da halt nichts machen kann. Aber die Regierung kann immerhin Steuern, Tarife und Gebühren weiter 

erhöhen. Die Regierung verzichtet auch auf ihr Ziel, die Vollbeschäftigung zu sichern. Hätte sie ihr Geld 

statt in die UNO-City und die Donauinsel zu stecken, etwa die Althaussanierung gefördert, so stünden 

wir nun besser da. Die Regierung hat auch den Kampf gegen die Armut aufgegeben. Wie wäre es, 

wenn jeder über 80-Jährige automatisch den Hilflosenzuschuss, wenn auch mit einem attraktiveren 

Namen, bekäme? 

AZ 12.11.1975 SPÖ ZIEHT GRENZE FÜR ZUSAMMENARBEIT. TAUS-START MIT ROTER 

KATZE. 

AZ 17.12.1975 TEST FÜR UMWELTBEWUSSTSEIN. WAS IST UNS SAUBERES WASSER 

WERT? 

Bautenminister Moser verlangt im Fernsehen einen Wasserschilling, um mit dem Geld seine 

ausständigen Baumaßnahme in der Höhe von 95 MdS zu finanzieren. Kreisky verweist auf die 

Regierungsklausur am 12. und 13. Jänner, bei der über neue Geldquellen entschieden werden soll. 

Kommentator Besenböck verweist darauf, dass in Ö noch immer die Steuermentalität des 

liberalistisches Nachtwächterstaates herrsche. Höhere Lebensqualität häänge aber heute mit dem 

öffentlichen Wohlstand enger zusammen als mit dem privaten.  

MIETERVEREINIGUNG FORDERT STEUER AUF LEERSTEHENDE WOHNUNGEN. 

Und eine öffentliche Wohnungsvermittlung, weil das Vermitteln von Wohnungen kein Geschäft sein 

sollte. In Wien gibt es 70.000 leerstehende Wohnungen, die jedoch teilweise in einem Zustand sind, 

dass niemand sie mieten will. Diese Wohnungen könnten auch kaum saniert werden. Mehr als ein 

Fünftel der Wohnungen wurden vor 1880 gebaut. Die Wohnungsanforderung, wie es sie bis Ende 1955 

gegeben hat, hält die Mietervereinigung für nicht mehr zeitgemäß. 
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(05.04.1976) Zweitwohnungen besteuern? Das fordert die JG. Ein Kommentator meint, es handle sich 

hier hauptsächlich um Ferienwohnungen für Pensionisten. 

(25.04.1976) Mietzinsbeihilfe: Bald verbesserter Anspruch.. 3.300 Mieter beziehen laufend 

Mietzinsbeihilfe auf Grund der Mietengesetznovelle 1974 Einkommensgrenzen 55.000 für eine 

Einzelperson, 70.000 für einen Zweipersonenhaushalt. 

(AZ 10.05.1976) Bauarbeiter schlagen vor, die Wohnungsbeihilfe von 30 S zum Bau von Wohnungen 

zu verwenden. Scheuch, dem das gefällt, meint auch, man müsse mit Steuern gegen die Spekulation 

vorgehen. 

AZ 28.03.1976. BLECHA, DER SOZIALISMUS – ZU TEUER? 

Taus meint, auf einer Klausur in Bad Gastein,  der Sozialismus sei zu teuer im Bereich der 

gesellschaftlichen Werte, der Sicherheit, der Demokratie, der Wirtschaft und des Wohlstand und der 

Außenpolitik. Da die Kreisky-Regierung, wie Blecha im Einzelnen ausführt, ihre Ziele erreicht, kann das 

nur meinen, er, Taus, könne denselben Erfolg mit geringeren Mitteln erreichen.  

AZ 11.12.1976 NEUES SP-PROGRAMM BIS 1978. 

Der Gesamt Parteivorstand in Programmarbeit einbezogen. Entwurf bis Herbst. Es sollen nur Teile des 

Programmes von 1958 ersetzt werden. Jedes Regierungsmitglied soll sich für eine von fünf 

Kommissionen entscheiden. Kreisky Vorsitzender. Eine Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz von Prof. 

Matzner hat einen Problemkatalog im Rahmen des Renner-Instituts erstellt. Acht Untergruppen haben 

zum Teil unter Mitwirkung international bekannter Fachleute für Teilbereiche Anregungen und 

Vorschläge erstellt. 

AZ 14.01.1977 KREISKY-VORTRAG: INVESTITIONEN KOMMEN JETZT ZUM TRAGEN. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/14/19770114_A03.jpg 

AZ 21.04.1977 SIEBEN JAHRE, DIE ÖSTERREICH PRÄGTEN. INTERVIEW MIT DEM 

BUNDESKANZLER. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/04/21/19770421_A03.jpg 

AZ 21.09.1977  PARTEIVORSTAND BESCHÄFTIGTE SICH MIT ENTWURF FÜR NEUES 

PARTEIPROGRAMM. 

Vier Teile. Im ersten wurden die Grundsätze der Sozialdemokratie aus dem Parteiprogramm des Jahres 

1958 übernommen, nicht ausformulierte Stellen wurden neu dargestellt. Der zweite Teil besteht aus 

einer Analyse der Welt, in der wir leben und der österreichischen Gesellschaft. Er zeigt, dass sich die 

Sozialdemokratie der siebziger Jahre nicht mehr allein auf die Arbeiterschaft stützt, sondern auch auf 

andere soziale Gruppen. Der dritte Teil enthält die Forderungen der Sozialisten. Als Ergebnisse der 

sechs Parteivorstandskommissionen werden Lösungen für Probleme angeboten ,die im Programm 

1958 noch nicht enthalten waren. „Weg der Sozialisten“ ist der vierte Teil des Parteiprogrammentwurfes 

betitelt, der die Strategie und die Realisierung der Forderungen beinhaltet. Der Wohlfahrtsstaat sei in 

der Krise des Kapitalismus an seine Grenzen gekommen, er müsse zur sozialen Demokratie 

weiterentwickelt werden, in der es nicht nur wirtschaftliche und politische Mitbestimmung, sondern auch 

demokratische Gestaltungsmöglichkeiten gibt. Die Bürokratie muss demokratisiert werden. (Blecha) 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/14/19770114_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/04/21/19770421_A03.jpg
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An die Stelle des Begriffes der Selbstverwaltung kommt der der Mitverwaltung. Der Eurokommunismus 

wird positiv konnotiert. 

(AZ 22.09.1977) Kreisky vor einer Konferenz der Bezirksobmänner und Bezirkssekretäre: Die SPÖ kann 

es sich leisten, neben der Bewältigung der schwierigen Wirtschaftsprobleme zugleich eine große 

Programmdiskussion zu führen, weil sie nicht wie das Kaninchen vor der Kobra gebannt die Gefahr 

anstarrt.  

 

(AZ 14.10.1977) Der Parteirat wird in Graz des 5. Parteiprogramm der Geschichte beschließen und dem 

Parteitag, der von 18.05.1978 stattfinden wird, vorlegen. Blecha sagt, das Programm werde 

reformistisch und systemverändernd zugleich sein. 

AZ 29.01.1978) KREISKY BEI REGIERUNGSENQUETE IN W IEN: DIE ARMUT BEKÄMPFEN 

HEIßT, DAS RECHT AUF ARBEIT GEWÄHRLEISTEN.  

Hauptredner Weißenberg. Durch die Ausgleichszulage sei alte Armut beseitigt, jetzt gehe es um die 

unbeachtete Armut. 

Dem Programmentwurf wurde noch ein von Finanzminister Androsch in Zusammenarbeit mit 

den Professoren Matzner87 und Ostleitner88 erarbeitetes Kapitel Geld und Währung angefügt, 

das die im Programm enthaltenen wirtschaftspolitischen Forderungen umfasst.  

Blecha rechnet damit, dass die Forderungen des neuen Parteiprogramms in etwa 20 Jahren erfüllt sind.  

AZ 13.05.1978 SP-PROGRAMM NACH DEBATTE PRÄZISER. 

Neben den 1125 Anträgen zum neuen SPÖ-Programm, die aus den SPÖ-Organisationen eingelangt 

sind, wird dem Programmparteitag der SPÖ in der kommenden Woche als 1^126. Antrag der des 

                                                      

87 EGON MATZNER (1938-2003). STUDIERTE IN STOCKHOLM BEI GUNNAR MYRDAL, WAR VON 1969-1972 DIREKTOR DES 

KOMMUNALWISSENSCHAFTLICHEN DOKUMENTATIONSZENTRUMS UND VON 1972-1998 PROFESSOR FÜR FINANZWISSENSCHAFT 

AN DER TU W IEN. 1983-1989 DIREKTOR AM W ISSENSCHAFTSZENTRUM BERLIN FÜR SOZIALFORSCHUNG, UND VON 1992-1998 

DEKAN DER FAKULTÄT FÜR RAUPLANUNG UND ARCHITEKTUR. 

 Schriften (Auswahl) 

 Der Wohlfahrtsstaat von morgen, 1982 

 Beyond Keynesianism: The Socioeconomics of Productions and Full Employment, mit W. Streeck, 1991; 

 Der Markt Schock. Eine Agenda für den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wiederaufbau in Zentral- und Osteuropa mit J. A. Kregel, G. 

Grabher, 1992; 

 Die Krise des Wohlfahrtsstaates in: Homo oeconomicus, Jg. 1997. 

 Die vergeudete Republik - Wie sie wiederbegründet werden könnte (2001)  

 Zur Sozioökonomie der Globalisierung und der noch ausstehenden Antwort der EU (2001)  

 Argumente für eine Neuregulierung der globalen Finanzen (2001)  

 Monopolar World Order - On the Socioeconomics of US Dominance (2000)  

 Monopolare Weltordnung - Zur Sozioökonomie der US Dominanz (2000) 

Beachte den Schönbäck-Nachruf. 

88  
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Bundesparteivorstandes vorliegen, der eine auf der Basis der eingelangten Anträge erstellte 

Neufassung des Programmentwurfes ist. Soll am 17. Mai von diesem Gremium beschlossen werden. 

In der Frage der Eigentumsverhältnisse an Produktionsmitteln soll die Frage der Entscheidungsgewalt 

über die Produktionsmittel hervorgehoben werden, wurscht, wem die gehören. Eine echte Illusion. 

Kommunismus ist abzulehnen, Eurokommunismus ist ohnehin kein Kommunismus mehr. 

AZ 17.05.1978 KREISKY ZU ANTRÄGEN IM SP-PROGRAMM: EINKOMMEN: UNTERSCHIEDE 

PRÜFEN, OHNE ZU NIVELLIEREN. 

Einkommensunterschiede nicht allein in Leistung und notwendigem besonderem Aufwand begründet. 

Exorbitant hohe Leistungen sollen deshalb auf ihre Begründung überprüft werden Starre Obergrenzen 

seien sinnlos. Sechsstundentag soll geprüft werden. 

AZ 18.05.1978 KREISKY IN DER STADTHALLE ZUR ERÖFFNUNG DES SP-PARTEITAGES: 

ÖSTERREICH FRÜHER EUROPAREIF, ALS ES VORAUSGESAGT WURDE. 

 

AZ 20.05.1978 KREISKY LEGT VOR PARTEITAG GRUNDSÄTZE DER SPÖ DAR: SOZIALE 

DEMOKRATIE IST DIE MENSCHLICHSTE GESELLSCHAFT. 

.HTTP://WWW.ARBEITER-ZEITUNG.AT/ARCHIV_BILDER/1978/05/20/19780520_A02.JPG 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/20/19780520_A03.jpg 

AZ 21.05.1978 ES WAR EIN HISTORISCHER TAG: EINSTIMMIG FÜR SP-PROGRAMM. 

BRUNO KREISKY MIT 454 VON 457 STIMMEN WIEDER SP-VORSITZENDER. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/21/19780521_A01.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/21/19780521_A02.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/21/19780521_A03.jpg 

21.05.1978 FINANZPOLITISCHE FORDERUNGEN IM PARTEIPROGRAMM FÜR 1978. 

S 26 Für die Verringerung der Ungleichheit der Einkommen durch die Steuerpolitik. 

Für eine gerechtere Vermögensverteilung, auch durch Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand. 

27 Für eine Berücksichtigung der finanziellen Leistungsfähigkeit bei der Gestaltung der indirekten und 

direkten Steuern sowie der Sozialbeiträge und Kostenbeteiligungen. 

Für den Abbau ungerechtfertigter steuerlicher Begünstigungen sowie für einfache und transparente 

Steuergesetze. 

AZ 19.07.1978 NOCH GESPRÄCHE ÜBER STEUERREFORM 

Noch kein definitives Ja zur Steuersenkung am 1.1.1979. Steuerverdrossenheit bestehe auch bei 

Leuten, die gar keine Steuer zahlen, man solle sie  auch international – nicht überbewerten, 

Antisteuerbewegungen seien meist kurzlebig. Richtig sei, dass die Steuergesetzgebung mit der Zeit 

unübersichtlich geworden sei, und manche Steuern auch ihren alten Sinn verloren hätten. Deshalb sei 

eine Steuerreformkommission mit Androsch vereinbart worden. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/20/19780520_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/20/19780520_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/21/19780521_A01.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/21/19780521_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/21/19780521_A03.jpg
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AZ 22.07.1978 ES GILT: LIEBER SCHULDEN ALS 200.000 ARBEITSLOSE. KREISKY IM AZ-

INTERVIEW: „FÜR ARBEITSPLÄTZE MUSS GELD DA SEIN. 

Schlusspressekonferenz vor der Sommerpause. Ehe ich eine Arbeitslosigkeit von 200.000 auf mich 

nehme, werde ich mich für eine weitere Verschuldung einsetzen, zumal es bisher kein Problem war, 

Geld dafür aufzutreiben. 

AZ-INTERVIEW MIT BUNDESKANZLER: 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/07/22/19780722_A02.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/07/22/19780722_A03.jpg 

AZ 17.01.1979 KREISKY: MARKTWIRTSCHAFT GILT DER MEHRHEIT NICHT ALS SOZIAL. 

Die Marktwirtschaft hat sicher für einen Teil der Produktion die größte Effizienz und ist die beste 

Methode, die Konsumenten zu versorgen. Sie habe geholfen, nach dem Krieg den Warenverkehr in 

Gang zu bringen, mehr nicht. Schon für Energieprodukte gibt es keine Marktwirtschaft und die Baiuern 

verzichten auf sie, weil sie sonst nie so viel Geld für ihren Weizen erzielen könnten. Die gute 

Wirtschaftslage Österreichs gehe auf die gute Währung zurück, die hohe Beschäftigung und die 

Investitionsförderung. Alle drei Faktoren haben aber nichts mit der Marktwirtschaft zu tun, sondern mit 

der Regierungspolitik. Es gibt nämlich keinen Markt für Arlbergtunnels, die UNO-City oder 

Eisenbahnwaggons.  

Die Kausel-Studie zeige, was sich in den vergangenen zehn Jahren alles verändert hat und dass es 

gelungen ist, die österreichische Wirtschaft europareif zu machen. 

  

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/07/22/19780722_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/07/22/19780722_A03.jpg
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ZWEITE ERDÖLKRISE. 

AZ 18.12.1978 NEUER ERDÖLSCHOCK: OPEC STEIGERT PREIS UM 13,8 %. 

Preiserhöhung 1979 in vier Etappen – Libyen, Iran wollten mehr. Das hat die OPEC am 17.12.1978 in 

Abu Dhabi beschlossen. 

(AZ 22.12.1978) 1979 wird es in Ö einen vom Export getragenen Aufschwung geben, die 

Ölpreiserhöhung wird ihn nicht dämpfen, meint WIFO-Chef Seidel. Das reale Wachstum soll 3 % 

betragen. 

 

 

 

BANKENGESETZE 

BUNDESGESETZ VOM 24. JÄNNER 1979 ÜBER DAS KREDITWESEN (KREDITWESENGESETZ 

— KWG) 

BUNDESGESETZ VOM 24. JÄNNER 1979 ÜBER DIE ORDNUNG DES SPARKASSENWESENS 

(SPARKASSENGESETZ — SPG) 

BUNDESGESETZ VOM 24. JÄNNER 1979 ÜBER DIE AUSGABE VON 

SCHULDVERSCHREIBUNGEN (WERTPAPIER-EMISSIONSGESETZ) 

 

 

WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG 

BARTIK „KURSWECHSEL“ 1977 UND ZWEITER ÖLPREISSCHOCK 

„Kurswechsel“ deshalb, weil ab 1977 insgesamt tendenziell eher restriktive Impulse von der Budgetpolitik 

ausgehen.89[25] Dass das nicht unbedingt eine weitgehende Reduzierung der angebotsseitigen Maßnahmen 

bedeutet hat, werde ich versuchen, etwas später zu zeigen.  

1977 brummt der Konjunkturmotor eigentlich recht kräftig – das BIP wächst um 4,4%. Das Problem ist eine 

rapide Verschlechterung der Leistungsbilanz von 16 Mrd. 1976 auf 29 Mrd. 1977, das sind 3,5% des BIP.90[26] 

Verschärft wurde die Situation noch dadurch, dass Italien und Großbritannien in dieser Phase ihre Währungen 

abwerten. Erstmals ist man in diesen Jahren auch mit einem signifikanten Kapitalabfluss konfrontiert. Neben der 

nunmehr eher restriktiven Budgetpolitik setzt man auch Maßnahmen zur Einschränkung der Inlandsnachfrage, 

um die negative Entwicklung der Leistungsbilanz in den Griff zu bekommen. Das Maßnahmenpaket 1978 sah 

eine Erhöhung der Mehrwertsteuer auf Luxusgüter, die Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge, eine 

                                                      

89[25] vgl., Manfred Teschner, Dieter Vesper, Budgetpolitik Österreichs im internationalen Vergleich, 
S.33ff 

90[26] Jakob, S.179 
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Einschränkung der Abschreibungsmöglichkeiten u.ä.m. vor. Verbunden wurde das, in Übereinstimmung mit den 

Gewerkschaftsspitzen, mit sehr mäßigen Lohnsteigerungen. Dadurch schafft man es zwar, das Budget auf 

Konsolidierungskurs zu bringen (das Defizit sinkt bis 1981 auf 2,5%), würgt aber gleichzeitig das 

Wirtschaftswachstum ab, das 1978 auf 0,5% sinkt. Das versinnbildlicht ein grundsätzliches Dilemma 

kapitalistischer Krisenpolitik: Gelingt es einen Brandherd zu löschen, schafft man nur die Voraussetzungen für 

eine Feuersbrunst anderswo. 

Der zweite Ölpreisschock machte dann den kurzen Aufschwung von 1979 ein rasches Ende. Ausgehend von 

den USA, wo es zu einem Einbruch der Industrieproduktion kommt, bricht die internationale Konjunktur ein. In 

dieser Phase bleibt vom Austrokeynesianismus bzw. den damit verbundenen gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen nicht mehr viel übrig.  

  

BUDGET- UND FINANZPOLITIK 1977-1981/82 

  

Die Basis, auf der die Bundesregierung agieren musste, war 1979/80 eine andere als 1974/75. 1974 betrug das 

Budgetdefizit 1,9% des BIP, 1979 lag es, bereits nach einer Reihe von Konsolidierungsbemühungen, bei 3,5%. 

Finanzminister Salcher hatte bereits Anfang 1980 klar gemacht, dass eine Wiederholung der Politik von 1974 

nicht möglich war.91[27] Das soll freilich nicht heißen, dass es keine wirtschaftspolitischen Maßnahmen mehr 

gegeben hätte, sie bekamen aber zusehends eine andere Gewichtung. Und zwar zu Gunsten von 

angebotsorientierten Maßnahmen und zuungunsten der Nachfragepolitik. Das heißt, dass in steigendem Ausmaß 

ausschließlich das Kapital davon profitierte.  

  

1975 

AZ 16.01.1975 INDEX STIEG 1974 UM 9,5%. 

AZ 15.06.1975 SELBST SCHULD? 

Verbraucherpreisindex aller OECD-Staaten für April 1975.  

BRD 6,1 Ö 8,6 Schweden 8,7 Schweiz 9,2 USA 10,2 UK 21,7 OECD Europa 13,6An einer solchen 

Entwicklung selber schuld zu sein, können die Verantwortlichen in Ö gern auf sich nehmen. 

AZ 24.06.1975 BUNDESKANZLER KREISKY IN BONN: BESORGT ÜBER WIRTSCHAFT. 

Bei Kanzler Schmidt. Schwierigkeiten, das große Handelsbilanzdefizit gegenüber Deutschland 

abzubauen. In der Pressekonferenz sprach Kreisky ganz offen darüber, wie Österreich den 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten entgegentritt: Wir machen Schulden. Für Infrastrukturinvestitionen. 

                                                      

91[27] Löw, S.76 
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Wikipedia 24.01.2018 11:49 Die Handelsbilanz bezieht sich in der volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnung auf den Außenhandel, also den grenzüberschreitenden Warenverkehr eines 

Landes. Sie ist eine rechnerische Gegenüberstellung aller Warenimporte (Einfuhr) und 

Warenexporte (Ausfuhr) einer Volkswirtschaft innerhalb eines bestimmten Zeitraums und wird 

daher auch Außenhandelsbilanz, Warenbilanz oder Warenhandelsbilanz genannt. Aus der 

Handelsbilanz eines Landes ergeben sich bei deren Ungleichgewicht Zahlungsforderungen 

bzw. -verpflichtungen an das Ausland.  

1. Die Handelsbilanz steht an oberster Stelle in der Leistungsbilanz und wird als deren 

wichtigste Unterbilanz angesehen. Als Teil der Leistungsbilanz – und somit auch Teil der 

Zahlungsbilanz – bietet sie eine wichtige Grundlage für wirtschaftspolitische Entscheidungen 

und Maßnahmen.  

 

 

AZ 25.06.1975 KEIN MINUSWACHSTUM IN ÖSTERREICH. 

Veselsky präsentiert den OECD-Bericht. Österreich wird real um 1,3 % wachsen, während für den 

gesamten OECD-Bereich ein Schrumpfen von 1,5 % prophezeit wird. Nur Norwegen, Neuseeland und 

Frankreich werden bessere Werte als Österreich haben. Verbraucherpreise OECD 12,3 %, Ö 9,4 %. 

Während in anderen Ländern Stagnation und Inflation herrschen, gebe es in Ö Expansion und Stabilität, 

sagt Veselsky. Arbeitslosenrate OECD mehr als 5 % Ö 2 %, das ist Vollbeschäftigung. (08.07.1975) Im 

Juni 1975 war der Beschäftigtenstand in Ö nur um ein Zehntelprozent niedriger als im Juni 1974, die 

Preise stiegen von April auf Mai um 0,2 %. 

AZ 01.07.1975 FINANZSPRITZE IM HERBST: 4,4 MDS. 

Im September werden die restliche Stabilisierungsquote und Konjunkturausgleichsbudget freigegeben. 

Rund 2,2 MdS werden in die Bauwirtschaft fließen. 

AZ 02.07.1975 WIRTSCHAFTSBERICHTE OHNE ILLUSIONEN. 

Während eine Überschwemmungskatastrophe den Norden und Osten Ös heimsuchten, berichteten 

Kreisky und Androsch dem Parlament über die wirtschaftliche Lage. Beide bezeichneten die 

augenblickliche Verfassung der Weltwirtschaft als den tiefgehendsten Konjunktureinbruch seit 1945. 

Koren ist nun nicht mehr prinzipiell für eine expansive Konjunkturpolitik, aber nur, wenn der 

Finanzminister vorher volle Klarheit über die Budgetlage 1975 geschaffen habe. 

(03.07.1975) Schleinzer sagt, wenn die ÖVP, wovon er ausgehe, bei den Oktoberwahlen die Mehrheit 

erreicht, wird sie eine Allparteienregierung anstreben, um die schlimme Wirtschaftslage zu bewältigen. 

(06.07.1975) Kreisky meint, eine solche Regierung käme einer Ausschaltung des Parlaments gleich. 

Österreich sei nicht reich genug, um sich den Luxus von Arbeitslosen leisten zu können. „Arbeitslose 

schaffen keine Werte und kosten viel Geld.“ „Derzeit muss man eine Politik der Defizite betreiben, 

Österreich ist gegenüber anderen Ländern nur mäßig verschuldet.“ 

https://de.wikipedia.org/wiki/Volkswirtschaftliche_Gesamtrechnung
https://de.wikipedia.org/wiki/Volkswirtschaftliche_Gesamtrechnung
https://de.wikipedia.org/wiki/Au%C3%9Fenwirtschaftstheorie
https://de.wikipedia.org/wiki/Import
https://de.wikipedia.org/wiki/Export
https://de.wikipedia.org/wiki/Volkswirtschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Leistungsbilanz
https://de.wikipedia.org/wiki/Zahlungsbilanz
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(12.08.1976 Preisberuhigung: Index sank auf 6,6 %.) 

 

07.11.1975 HANS REITHOFER: ÖFFENTLICHER SEKTOR IST KEIN MOLOCH. BEI 

VOLLBESCHÄFTIGUNG BENÖTIGT ÖFFENTLICHER BEREICH IMMER MEHR MENSCHEN.  

… Eine Umstrukturierung  wird aber auch bei den öffentlichen Einnahmen erforderlich werden, 

und zwar in der Richtung auf vollbeschäftigungsgerechte Besteuerung. So verstärkt die 

gegenwärtige steuerliche Investitionsförderung die Investitionstätigkeit in der Hochkonjunktur 

und vermindert sie daher in Zeiten mit Beschäftigungsschwierigkeiten; eine Umkehrung – Anreiz 

zu Investitionen und entsprechende Rücklagenauflösung besonders in Zeiten eines 

Wirtschaftsrückschlages – wäre notwendig. Weiter treffen die indirekten Steuern einerseits die 

Investitionen und damit die langfristige Arbeitsplatzsicherung weniger und erschließen 

anderseits eine kontinuierlichere und bessere Finanzierungsquelle für die zur Vollbeschäftigung 

notwendigen öffentlichen Ausgaben als die direkten Steuern. Sie sind daher 

vollbeschäftigungsgerechter und somit bei  schlechterer Beschäftigungslage auch die 

sozialeren Steuern, während bei kräftigem Wachstum, wo Einkommensverteilung 

entscheidender ist als Beschäftigungssicherung, das Gegenteil zutrifft. 

(08.11.1975) Ernst Gehmachers Rezepte zur Vollbeschäftigung 

1. Mehr Inlandsprodukte kaufen. 

2. Qualität statt Moderummel 

3. Bedienen und bedienen lassen 

4. Kulturwelle 

5. Umwelt als Konsumgut 

6. Längere Ausbildung 

7. Verwissenschaftlichung 

8. Kürzer arbeiten 

9. Auf dem Land bleiben. 

AZ 11.11.1975 DIE FLAUTE KAM VORWIEGEND VOM EXPORT. 

Kienzl vor der amerikanischen Handelskammer. Österreich hat sich 1975 besser gehalten als die 

anderen europäischen Industriestaaten.  Die Abschwächung kam ganz überdurchschnittlich vom 

Export. Dagegen stärkere Beschäftigung im Dienstleistungssektor und Abbau von Gastarbeitern. 

AZ 13.12.1975 WISSENSCHAFT BESTÄTIGT: BUDGETPOLITIK BREMSTE ARBEITSLOSIGKEIT. 

IHS: Ohne die Investitionsspritze des Bundes von etwa 10 MdS  würde das Sozialprodukt heuer um 1,6 

% und 1976 um 0,6 % niedriger ausfallen. Das Wirtschaftswachstum wäre demnach heuer um 4,1 statt 

um 2,6 % real geschrumpft, das hätte 17.000 Arbeitsplätze gekostet. 

 

AZ 20.12.1975 AUFSCHWUNG 76: WIRTSCHAFT WÄCHST WIEDER. PROGNOSE DER 

EXPERTEN 1,5 %. 

(27.03.1976) Prognose jetzt 2,5 % 
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(24.06.1976) Wifo-Chef Seidl sagt 4 %) 

1976 

AZ 03.01.1976 ARLBERGTUNNEL FRÜHER FERTIG. MOSER: BAUZEIT UNTERSCHRITTEN, 

FINANZIERUNG GESICHERT. 

Der Arlbergtunnel kann unter Umständen früher als geplant dem Verkehr übergeben werden. Bei den 

Autobahnprojekten in Vorarlberg gehe es in erster Linie um die Fertigstellung der Rheintalautobahn im 

Raum Bregenz. Die Ausschreibung des Vollausbruchs des Pfändertunnels erfolgt im Februar. 

(AZ 02.12.1978) Weltrekordtunnel eröffnet, wintersicher nach Vorarlberg. Volksfest in St. Anton am 

längsten Straßentunnel der Welt. 13.972 Meter. 

AZ 13.01.1976 AUTOBAHNAUSBAU, NAHVERKEHR: AB 1. OKTOBER MEHR KFZ-STEUER. 

SUPER 80 G BIS 1 S TEURER. 

Das beschließt Regierung in ihrer Klausur am Sachsengang.  

(15.01.1974) Kreisky, Die Erhöhung sichert in der Bauwirtschaft sowie in der Elektro- und in der 

Fahrzeugindustrie die Beschäftigung von tausenden Menschen. In anderen Ländern wird den 

Menschen viel mehr auferlegt, Deutschland hat 1,2 Mio Arbeitslose, die Auswirkung auf die Inflation ist 

gering. 

AZ 16.01.1976 REGIERUNG BERÄT KONJUNKTURSTOß.  

In einer Wirtschaftskonferenz mit Regierungsmitgliedern und Experten. Zur Ankurbelung der Exporte 

soll der Haftungsrahmen für Exportkredite von derzeit 60 auf 80 MS erhöht werden. Auch eine 

Aufstockung der begünstigten Exportfinanzierung ist geplant. Zur Belebung der schwachen 

Investitionstätigkeit steuerliche Begünstigungen. 

AZ 20.01.1976 MEHR KONSUM SOLL AUFSCHWUNG STÄRKEN. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/01/20/19760120_A03.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/01/21/19760121_A02.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/01/21/19760121_A03.jpg 

AZ 23.01.1976 Der Generalrat der ÖNB hat den Diskontsatz von 6 auf 5 % und den Lombardsatz von 

6,5 auf 5 % beschlossen. Damit sollen Export und Investitionstätigkeit erleichtert werden. 

AZ 28.01.1976 Dringliche Anfrage der ÖVP zu den zusätzlichen Einnahmen, weil Androsch in einer 

Anfragebeantwortung behauptet habe, das ließe sich ohne Steuererhöhungen machen. 

AZ 05.02.1976 ES GEHT ALLEN BESSER: ANTEIL DER AUSGABE FÜR ESSEN SANK 

Und zwar von 34,4 % auf 26,5 %. Während ein durchschnittlicher Haushalt 1964 nur 4.870 S 

verausgaben konnte, waren es zehn Jahre später schon 10.253 S, das allerdings bei einer Steigerung 

der Verbraucherpreise um 64 %.,d.h. die 4.870 von 1964 entsprechen 7.969 von 1974, die Einkommen 

sind also um 2.284 S oder 28,66 % gestiegen. 

AZ 25.02.1976 ERSTE KONJUNKTURSPRITZE FÜR 1976 FIXIERT. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/01/20/19760120_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/01/21/19760121_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/01/21/19760121_A03.jpg
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Ministerrat 24.02.1976. 3 MdS aus der Stabilisierungsquote (Bauwesen, Fahrzeugbau, 

Elektroindustrie), Bundeskraftfahrzeugssteuer ab 1.10.1976 1 MdS für Fertigstellung von Autobahnen, 

545 km, dazu muss auch die Mineralölsteuer angehoben werden. Maut auf Pack und Wechsel, vz Afa 

für die Bauwirtschaft, vorübergehende Sistierung der Investitionssteuer, Erhöhung der 

landwirtschaftlichen Einheitswerte. 

 

AZ 07.04.1976 SCHON 34.000 BESCHÄFTIGTE MEHR ALS 1975. 

Arbeitslosenzahl sinkt. Nur 2,8 %, praktisch Vollbeschäftigung. 

(06.04.1976) Taus wirft der Regierung vor, keine Arbeitsplätzte geschaffen zu haben. ER will eine 

Arbeitsgruppe Vollbeschäftigung einsetzen, die bis 1980 365.000 Arbeitsplätze ermöglichen soll. 

AZ 07.07.1976 Arbeitslosenrate nur 1,2 %. Die Lage ist heute sogar günstiger als im Konjunkturjahr 

1972. 

AZ 01.09.1976 KONJUNKTUR GEFESTIGT: UM 37.000 BESCHÄFTIGTE MEHR ALS IM 

VORJAHRESMONAT..  

Wifo: Konsolidierung des Wirtschaftsaufschwungs. Verstärkte Auslandsnachfrage nach 

österreichischen Waren. Starke Nachfrage nach Konsumgütern. Um 12 % mehr PKW zugelassen. 

Fremdenverkehr und Deviseneinnahmen bescheiden. 

(02.09.1976) Benya kündigt Reallohnerhöhung für 1977 von 1-2% an. Voraussetzung dafür seien ein 

Wirtschaftswachstum von 3-4 % und eine Inflationsrate von 6 ½ %. 

(AZ 18.09.1976) Benya in Graz: Das sei keine Leitlinie, sondern Ergebnis der Wirtschaftsforschung. 

Jede Gewerkschaft müsse autonom verhandeln.Er halte nichts von der Lizitationspolitik des ÖAAB, der 

einfach mehr wolle. 

AZ 04.09.1976 ÖSTERREICH MEISTERTE DIE FLAUTE. OECD-LOB FÜR WIRTSCHAFTSPOLITIK. 

OECD: Österreich konnte Erhaltung der Vollbeschäftigung durch wirksame Maßnahmen der Budget- 

und Währungspolitik in hohem Ausmaß erreichen. Gleichzeitig gelang es auch, die Inflationsrate zu 

senken. Beschäftigungsexpansion im Dienstleistungssektor, Rückgang der Gastarbeiterbeschäftigung, 

Arbeitszeitverkürzung 

(06.09.1976) Auch in Amerika gilt Österreich als Konjunkturmusterschüler. Nachahmung sei leider nicht 

gut möglich, weil es ebenso sehr an der Verstaatlichten fehle. 

AZ 07.09.1976 REGIERUNGSKLAUSUR AUF DER SCHALLABURG 

Erhöhung von Bauernrenten und Ausgleichszulagen, strenge Sparsamkeit in der öffentlichen 

Verwaltung, Forcierung der Gesundheitspolitik, Erhöhung der Vermögensteuer. 

AZ 24.09.1976 3 % ARBEITSLOSIGKEIT WÄREN ZU HOCH 

Weil dann schon qualifizierte Facharbeiter arbeitslos würden, sagt Kreisky vor Betriebsräten. 

AZ 28.09.1976 NÄCHSTE REZESSION KOMMT SICHER. FORDERUNG NACH STEUERSENKUNG 

UNANSTÄNDIG. 
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Sagt Nationalbank-GD Kienzl. Der gegenwärtige Aufschwung wird nicht annähernd die Ausmaße der 

Konjunkturwelle der Jahre 1970-1974 annehmen. In der nächsten Rezession werde man wieder Geld 

zum Ankurbeln der Konjunktur brauchen. Die Kosten des Staatsschuldendienstes sind hoch, 1976 etwa 

11 MdS. Der Arbeitslosenrate in Ö von1,1 % steht noch immer eine durchschnittliche Arbeitslosigkeit 

von 5 % in den EG-Staaten gegenüber. 

AZ 1.10.1976 AUFSCHWUNG HÄLT AN, PREISE BRÖCKELN AB. 

Wirtschaftswachstum 1976 voraussichtlich 4 %, 1977 5 %, der Preisindex könnte von 7,25 auf 6 % 

zurückgehen, die Arbeitslosigkeit  von 1,1 auf 1% sinken. Also anhaltende Vollbeschäftigung. 

AZ 28.12.1976. ÖSTERREICHER VERDIENEN DOPPELT SO VIEL WIE 1970 

Durchschnittseinkommen auf 8.000 S gestiegen. 

AZ 30.12.1976 DAS BRINGT DER 1. JÄNNER 1977: NEUE GEBÜHREN, TARIFE, 

SPARFÖRDERUNG. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/12/31/19761231_A02.jpghttp://www.arbeiter-

zeitung.at/archiv_bilder/1976/12/30/19761230_A02.jpg 

1977 

AZ 01.01.1977 BENYA HÖHERE REALLÖHNE UM 1-2 % VORSICHT BEI SPITALSSTEUER. 

Angemessene Zahlungen für öffentliche Leistungen, Bund, Länder und Gemeinden müssen mehr für 

die Spitäler zahlen. 

AZ 08.01.1977 BESCHÄFTIGTE: REKORDJAHR 1974 ÜBERTROFFEN. 

 Um 36.000 Arbeitskräfte mehr als am Ende des Konjunkturjahres 1974 

AZ 09.01.1977 (GROßES ANDROSCH-INTERVIEW STRUKTURREFORMEN OHNE 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/09/19770109_A03.jpg 

AZ 15.01.1977. Das beschloss die Regierung in Kleinkirchheim: Neue Mietbeihilfen, Arbeit für die 

Jungen, Aufschwungprogramm 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/15/19770115_A01.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/15/19770115_A02.jpg 

AZ 22.01.1977 DER SOLIDARISCHE LOHNVERZICHT. 

Der deutsche Gewerkschaftsbundpräsident hat vorgeschlagen, die Arbeitszeit unter Lohnverzicht zu 

verkürzen, um mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Benya hält den Gedanken prinzipiell für richtig, die 

Maßnahme müsse aber lange vorbereitet werden. Scheuch wirft die Frage auf, wie das etwa 

international wäre, wenn der Kuchen auch mit den Armen der Welt geteilt werden müsse. 

AZ 10.06.1976 WIRTSCHAFTSBERICHT ANDROSCH/KREISKY 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/06/10/19760610_A03.jpg 

(11.06.1976) Inflationsrate sinkt weiter, von 7,7 auf 7,4 %. 

(26.03.1977) Inflationsrate 5,9 % (mit neuem Warenkorb) 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/12/31/19761231_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/12/30/19761230_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/12/30/19761230_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/12/30/19761230_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/09/19770109_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/15/19770115_A01.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/01/15/19770115_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/06/10/19760610_A03.jpg
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(29.04.1977)  März-Index 5,6 % 

AZ 07.02.1977 „JUGENDARBEITSLOSIGKEIT UNBEKANNT“ FAZ ZUR WIRTSCHAFTLICHEN LAGE 

IN Ö. 

Die Arbeitslosigkeit wird auch im Jahr 1977 mit 2,1 % . Allerdings werden tausende kaum beschäftigte 

Arbeitskräfte in der verstaatlichten Industrie nur aus politischen Gründen nicht gekündigt, weil die 

sozialistische Regierung Kreisky Arbeitslosigkeit als eines der schlimmsten Übel auch um einen ohen, 

von der Allgemeinheit zu bezahlenden Preis verhindern will.“  BIP pro Einwohner war 1955 noch um 48 

% unter dem Durchschnitt der EG-Länder, 1970 28 %, 1975 3. Ö hat jetzt wohl mit der EU 

gleichgezogen. Der Lebensstandard hat den Durchschnitt der westlichen Industriestaaten erreicht. 

AZ 30.03.1977 UNGLEICHE EINKOMMEN: 1 % VERFÜGT ÜBER 7,3 %. 

36 % sind Einkommen aus Gewinnen. Angesichts der gemischten Wirtschaft in Ö sei der Anteil der 

Spitzeneinkommen erstaunlich hoch, sagt die AK 

AZ 05.04.1977 NICHT WACHSTUM, ARBEIT SICHERN. EUROPAS SOZIALDEMOKRATEN 

BERIETEN MAßNAHMEN GEGEN ARBEITSLOSIGKEIT. 

Tagung in Oslo, für Österreich Weißenberg und Hofstetter anwesend. In Europa sind Mitte 1977 5 Mio 

Menschen arbeitslos, davon 40 % Jugendliche. Der britische Premierminister Callaghan sagte :“Ich 

traue der Behauptung einiger Theoretiker nicht, dass Arbeitslosigkeit die Bedingung für eine Dämpfung 

der Preissteigerungsrate ist, aber selbst wenn diese Theoretiker recht hätten, könnte diese Aussage 

nicht bestimmend für die Politik der Sozialisten sein.“92 

 Im September 1976 hatte sich Callaghan dagegen ausgesprochen, die Arbeitslosigkeit durch 

Steuersenkung und Erhöhung der Staatsausgaben zu bekämpfen. Österreich hat diesen Fehler nicht 

gemacht, also die Steuern nicht gesenkt. Callaghan seinerseits versuchte es mit einer Drosselung der 

Löhne, was mit einer Streikwelle endete. In der Folge wurde er durch ein knappes Misstrauensvotum 

abgewählt und es begann die Ära der Margaret Thatcher. 

Der deutsche Bundeskanzler Schmidt erklärte, dass die Bundesregierung 16 Md DM für ein 

Investitionsprogramm zur Verfügung gestellt und durch Aufwertung der D-Mark anderen Ländern die 

Exporte in die Bundesrepublik erleichtert habe. 

Weißenberg wies auf die Bedeutung der Vollbeschäftigungspolitik für die österreichische Regierung hin 

und dass die verstaatlichte Industrie durch ihre kontinuierliche Investitions- und Beschäftigungspolitik 

dazu beigetragen habe. 

Die Wirksamkeit eines Konzepts der Herstellung günstigerer Investitions- und Wachstumsbedingungen 

durch eine vor allem auf Senkung der Inflationsrate ausgerichtete Wirtschaftspolitik wurde in Zweifel 

gezogen. Gerade die Entwicklung im vergangenen Jahr in der BRD zeige, dass bei relativ hohem 

Wachstum und niedriger Inflationsrate der Abbau der Arbeitslosigkeit nicht erreicht werden konnte.  

                                                      

92 James Callaghan (1912-2005) Politiker der britischen Labour-Party, 1964 Finanzminister unter Harold 
Wilson, 1967-1970  Innenminister, 1974 Außenminister, 1976-1979 Premierminister bei unsicheren 
Mehrheitsverhältnissen.  
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Die Hauptpunkte einer sozialistischen Strategie der Vollbeschäftigungspolitik wurden wie folgt 

zusammengefasst: 

 Stärker an der Wohlfahrt der Menschen orientiertes Wachstum durch geplanten Ausbau der 

öffentlichen Leistungen, Verbesserung der Arbeits- und Umweltbedingungen 

 Schaffung von Arbeitsplätzen durch Förderung und Koordination privater und öffentlicher 

Investitionen 

 Aktive Arbeitsmarktpolitik, die sich auf ausgewählte Maßnahmen der Schaffung von 

Arbeitsplätzen und der Ausbildung der Arbeitskräfte stützt 

 Bekämpfung der inflationären Entwicklung im Rahmen der allgemeinen 

Vollbeschäftigungspolitik 

 Verstärkte internationale Kooperation soll zum Ausgleich von Zahlungsbilanzdefiziten bzw. -

überschüssen beitragen 

 Engere Kooperation  zwischen den Regierungen auf wirtschaftspolitischem Gebiet.- 

Den Artikel haben Ferdinand Lacina, damals Leiter der wirtschaftspolitischen Abteilung der 

Arbeiterkammer und Erich Schmidt, damals Leiter der volkswirtschaftlichen Abteilung des 

Gewerkschaftsbundes. 
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 Nicht gemacht 

 

AZ 09.05.1977 NUN WERDEN AUCH DIE GROßEN INDUSTRIENATIONEN AKTIV. EINIG BEI 

WIRTSCHAFTSGIPFEL: HAUPTFEIND ARBEITSLOSIGKEIT. 

G 7 Reduktion der Arbeitslosigkeit ohne Ansteigen der Inflationsrate. 

AZ 03.09.1977 ROMÉ: KONJUNKTURSCHATTEN.  

Die optimistischen Erwartungen der Konjunkturpolitik in das Jahr 1977 sind nicht eingetreten. Die 

Deutschen erwarten ein um 1 % vermindertes Wachstum. Auch in Ö ist die Auslandsnachfrage merklich 

schwächer geworden,während der Importdruck nach wie vor anhält. Fraglich, ob das prognostizierte 

Wirtschaftswachstum von 4,5 % anhält. Es wäre mit Einnahmenausfällen zu rechnen, während 

gleichzeitig die Ausgabenpolitik des Staates intensiviert werden müsste. Also nichts mit Sparsamkeit 

und Schuldenrückzahlung. 

AZ 08.09.1977 IN ERSTER LINIE DIE LEISTUNGSBILANZ. 

Androsch: Maßnahmen zur Absicherung des Erreichen wurden gesetzt. 

Leistungsbilanzdefizit 2 bis 3 % des Sozialprodukts, Nettobudget 4 %.. Das Abgabenänderungsgesetz 

soll diese Werte um 1 – 1,5 Prozentpunkte senken. Ursache für das Ansteigen des 

Leistungsbilanzdefizits: verstärkte Investitionsgüterimporte, Autoimporte, Energieimporte, Ausgaben für 

Auslandsreisen. Pensionsrückstellung überdotiert, wurde fälschlich als steuerliche 

Gewinndisponierungsmaßnahme betrachtet. Eigenkapitalbildung, gleichzeitig werde über hohe 

Arbeitskosten geklagt. Bei den Autos, die nicht mehr als Betriebsausgabe gelten sllen, gehe es um die 

Abschaffung eines nicht gerechtfertigten Unterschiedes in der Behandlung von Selbständigen und 

Arbeitnehmern. 

AZ 11.09.1977 ZAHLUNGSBILANZPROBLEM IN NÄCHSTER ZEIT LÖSBAR. 

Kreisky und Kienzl: Bei Inbetriebnahme von Zwentendorf könne man sich im nächsten Jahr eine halbe 

Milliarde an Devisen ersparen. Bei einer österreichischen Autoproduktion könne es sich nur um eine 

Kooperation mit Ausländern handeln. Ausländische Autofirmen hätten schon Angebote in Österreich 

gemacht. 

(21.09.1977) KREISKY KÜNDIGT KURZARBEIT BEI VOEST AN,  

Arbeiterbetriebsrat Ruhaltinger spricht sich dagegen aus 

 

AZ 24.09.1977 INDEX FÄLLT WEITER: 5,5 %. 

Von 8/76 auf 8/77 sanken die Verbraucherpreise von 6,1 % auf 5,5 %. Nur die BRD und die Schweiz 

liegen noch günstiger.  

AZ 28.09.1977 KONJUNKTURPROGNOSE 1978 NUR 2 %. 

Kreisky zeigt sich skeptisch gegen Prognosen, verspricht, die Währung nicht anzutasten und keine 

rückwirkenden Steuergesetze vorzuhaben. 
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(AZ 01.10.1977) Kreisky bei der Abschlusskundgebung der Innsbrucker Gemeinderatswahlen: Den 

Prognosen entgegenwirken .Fachleute haben eine Inflation von 5 % prognostiziert. Die Gewerkschaften 

werden wie immer helfen, dem entgegenzuwirken. 

 

AZ 22.10.1977 INVESTITIONSPROGRAMM NOCH HEUER. 

Kreisky kündigt Zehnjahreskonzept für Infrastruktur und Vollbeschäftigung an.Sollte ein 

Wirtschaftsaufschwung, wie Kreisky befürchtet, ausbleiben, soll das Programm schon in5 bis 7 Jahren 

verwirklicht werden. Kreisky verteidigt die multinationalen Konzerne, will am Austroporsche festhalten, 

Zwentendorf aufmachen und in Afrika Eisenbahnen bauen. 

ÖVP-KONZEPT ZUR SICHERUNG DER ARBEITSPLÄTZE 

AZ 01.11.1977 KREISKY: AUCH ÖVP ANERKENNT JETZT BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK. 

Kritik am ÖVP-Konzept zur Sicherung der Arbeitsplätze, das Subventionen für die Wirtschaft in der 

Höhe von 4 MdS vorschlägt. Taus meint, das sei billiger als der Austroporsche. Kreisky betont, er habe 

niemals verlangt, Geld für die Autoproduktion aus dem Budget bereitzustellen. 

(AZ 03.11.1977) Androsch: Die Arbeitsplatzsicherungsvorschläge der ÖVP haben einen 

strukturstabilisierenden Effekt und erschweren daher wünschenswerte Änderungen der 

Wirtschaftsstruktur. Sie würden keine Arbeitsplätze schaffen, sondern auf Kosten der öffentlichen Hand 

die Unternehmereinkommen erhöhen. 

AZ 20.09.1977 REGIERUNGSKLAUSUR AM KAHLENBERG TRENDUMKEHR BEI DEFIZITEN, OHNE 

WOHLSTAND ANZUTASTEN. 

Maßnahmenpaket wird jetzt durchgerechnet. Das sind die Beschlüsse einer Regierungsklausur am 

Kahlenberg. Die Durchrechnung soll von einer Kommission aus Regierungsvertretern, 

Bundesländerfunktionären, Gewerkschaftern und Fachleuten erfolgen. Nur vom Feinsten: Androsch, 

Staribacher, Benya, Czettel, Gratz und der Kreisky-Liebling Salcher sind dabei. Vorsitzender Kreisky 

denkt zunächst an die Reduktion von Überstunden im Öffentlichen Dienst. Das wird wohl nicht viel 

gebracht haben. 

 (AZ 28.09.1977) Kreisky kritisiert Veselsky, weil er eine eigene Meinung in Steuerfragen an die 

Öffentlichkeit getragen habe (Sofortiges Inkrafttreten der Steuerreform, evtl. rückwirkend. 

AZ 03.10.1977 MAßNAHMENKATALOG ZUM 2. ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 

Höhere Mehrwertsteuer auf Neuwagen, Pelze und Schmuck, Anhebung der Beiträge zur 

Sozialversicherung, damit Verringerung der Bundeszuschüsse, Straßenbenützungssteuer für 

inländische und ausländische Frächter. 

(AZ 06.10.1977) Kassen: Beitragsgrundlage höher. Höchstbeitrag wird auf 12.600 S angehoben. In 

Fonds für Spitalsfinanzierung. 

AZ 08.10.1977 FOLGE DER PANIK-KÄUFE HÄNDLER STREICHEN RABATTE 
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Wer nun in Panik die Geschäfte stürmt, weil er glaubt, noch vor dem 1- Jänner billig einkaufen zu 

können, schadet sich eventuell selbst. Die von einigen Zeitungen angeheizte Kaufhysterie führt dazu, 

dass viele Händler ihre Gelegenheitsaktionen und Rabatte sperren. 

04.11.1977 „KAHLENBERG-GESETZE“ WIRTSCHAFTSPOLITISCHE DISKUSSION. 

Koren 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (626 der Beilagen): 

Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1972, das Körperschaftsteuergesetz 1966, das 

Gewerbesteuergesetz 1953, das Bewertungsgesetz 1955, das Vermögensteuergesetz 1954, das 

Umsatzsteuergesetz 1972, das Alkoholabgabegesetz 1973 'und das Strukturverbesserungsgesetz 

geändert werden (2. Abgabenänderungsgesetz 1977),  

und über den Antrag 62/A (11-2809 der Beilagen) der Abgeordneten Hofstetter und Genossen auf 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1972 in der geltenden Fassung (660 der Beilagen) 

 Bericht und Antrag des Finanz- und Budgetausschusses über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird (661 der Beilagen 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Heute wird die 

sozialistische Mehrheit dieses Hauses einen neuen gewaltigen Stein zu der Belastungspyramide 

hinzufügen, an der seit mehr als zwei Jahren gebaut wird; seit jenem Zeitpunkt nämlich, als die zweite 

Phase sozialistischer Alleinregierung begonnen hat, nach jener ersten Phase, die ich als die Phase der 

Reform-Euphorie bezeichnen würde, jener Phase nach 1970, in der jede Warnung, jede Aussage über 

kommende Probleme von der Mehrheit vom Tisch gewischt worden ist. Immer in der Überzeugung: Es 

kann nichts passieren, mit dem Anbruch einer sozialistischen Mehrheit sind die Grenzen zwischen 

Möglichkeiten und Verfügbarkeiten in einer Gesamtwirtschaft aufgehoben, es kann alles in Bewegung 

gesetzt werden, alles getan werden, was man sich nur vorstellen kann. Der Ernüchterungsprozess in 

dieser Euphorie Phase hat 1974 begonnen. Zuerst langsam, und jetzt stehen wir mitten in dieser 

Ernüchterungsphase, in der den Menschen in diesem Land immer deutlicher wird, daß nun in einem 

ständig zunehmenden Maße der Preis für die sozialistische Politik der letzten Jahre zu bezahlen ist. 

Und das wird den Osterreichem allmählich zu viel!  

 

Blecha 6534f 

Herr Glaser! Jene Regierung, die laut Professor Koren vollkommen abgewirtschaftet hat, die der 

Professor Koren darstellt als eine Regierung, die die wirtschaftliche Entwicklung nicht mehr im Griff hat, 

ausgerechnet diese Regierung hat unser Land wirtschaftlich in das Spitzenfeld aller Industrieländer 

geführt. (Beifall bei der SPÖ.)  

… 

Die "Illusionspolitik" -und da zitiere ich den Herrn Professor Koren wörtlich -, diese "Illusionspolitik" hat 

in Österreich, wie praktisch in keinem anderen Land der industrialisierten Welt, ein hohes 

Beschäftigungsniveau, ja Rekordbeschäftigtenzahlen bei niedriger Inflationsrate erreicht. Und die 

Durststrecke, die dieses Wirtschaftssystem in den vergangenen Jahren zurücklegen musste, hat uns 
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nicht, wie Ihr Klubobmann in Villach erklärt hat, "immer tiefer hinein in eine Wüste geführt", sondern sie 

hat uns dazu geführt, daß wir eine Rekordbeschäftigung bewahrt haben in einer Welt, in der s 17 

Millionen Arbeitslose gibt. (Beifall bei der SPÖ) 

 

Vollbeschäftigung erhalten 

Der Herr Abgeordnete Taus …  hat am 11. November 1975 nach der Regierungserklärung bereits 

prophezeit: Nach dem 5. Oktober gibt es keine Vollbeschäftigung mehr. Und er hat noch am 26. 

Februar 1976 im "Bauernbündler" geschrieben: Die Vollbeschäftigung kann nicht aufrechterhalten 

werden. Und im November 1976 hat er davon gesprochen: Diese hunderttausend Arbeitslosen sind 

nicht zu verhindern. Wir Sozialisten haben nicht nur diese Arbeitslosen, die Sie angekündigt haben, 

verhindert, wir haben mehr getan. Wir haben in Österreich eine Wirtschaftspolitik gemacht, die in einer 

Zeit, in der es in den Industriestaaten 17 Millionen Arbeitslose gibt, Rekordbeschäftigungszahlen 

erreicht hat. (Beifall bei der SPD.) 

Inflation wirkungsvoll bekämpft 

 Wir haben auch auf dem Gebiet der Inflationsbekämpfung alle Ihre Prognosen Lügen gestraft. Auch 

Ihre, Herr Dr. Mussil, denn dieses Feld haben Sie ja nicht nur Ihren Parteifreunden Taus und Koren 

überlassen. Ich darf aber zuerst den Klubobmann Koren aus der "Presse" vom 8. Mai 1976 zitieren. Er 

hat damals gemeint, die Inflationstendenz in Österreich sei steigend. Sie, Herr Dr. Mussil, sind in der 

"Tiroler Wirtschaft" dann noch viel weiter gegangen und haben gesagt: Der vom Finanzminister für 1977 

erwartete Rückgang der Inflationsrate dürfte kaum erreichbar sein. Und am 20. Oktober 1976 haben 

Sie im Pressedienst Ihrer Bundeskammer angeführt, der Preisindex werde voraussichtlich noch um 2 

Prozent steigen. Und wie ist es wirklich? Trotz eines Wirtschaftswachstums von 5,2 Prozent im Jahre 

.1976 einem der höchsten überhaupt - sank die Inflationsrate um 1,1 Prozent. Statt einer steigenden 

Inflationstendenz, Herr Abgeordneter Koren, sinkt eben die Teuerungsrate in unserem Land ab. Und, 

Herr Abgeordneter Mussil, es wird nicht nur einen Rückgang der Inflationsrate geben auf diese 6 

Prozent. Wir haben im September sogar den Wert von 5,1 Prozent, einen der niedrigsten in den letzten 

Jahren überhaupt, erreicht. (Beifall bei der SPD.) 

Vollbeschäftigung erzeugt Importdruck und damit Zahlungsbilanzdefizit 

Und so wie eben die Außenhandelszusammenhänge sind, bedeutet die Vollbeschäftigung, die dieses 

Österreich fast nahezu als einziges Land erhalten hat, mehr Importe nach Österreich, bedeutet aber 

nicht gleichzeitig wesentlich mehr Exporte in die Arbeitslosigkeitsländer. Und das hat ein Problem 

geschaffen. Nicht diese Regierung hat eines hervorgebracht, sondern der durch unsere Politik 

vermehrte Reichtum hat dazu geführt, daß wir einem Importdruck ausgesetzt sind, den 

Arbeitslosigkeitsländer nicht in demselben Maße verspüren. Der österreichische Importüberhang und 

damit das Zahlungsbilanzdefizit, das zentrale Problem, vor dem wir heute stehen, ist ein Problem 

unseres Reichtums und nicht der Armut.  

Auch respektables Wirtschaftswachstum 
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International wird das, was wir in Österreich auch bisher in der Krisenabwehr geleistet haben, als 

wirtschaftspolitisches Meisterstück anerkannt, nämlich über die weltweite Krise hinweg . diese 

Rekordbeschäftigungszahlen erreicht und gehalten zu haben, die Inflation schrittweise zurückgedrängt 

zu haben und dennoch ein ganz respektables Wirtschaftswachstum, das ja mit Vollbeschäftigungspolitik  

korrespondieren muß, erhalten zu haben. (Abg. Dr. Mus s i I: Niedriger als im OECD-Durchschnitt!) 

 

Regierungsmaßnahmen 1977 : Siebenpunkteprogramm 

Bei der Regierungsklausur im Jänner 1977 ist bereits zur Abwehr der Defizit- und 

Zahlungsbilanzprobleme ein Sieben-Punkte-Programm für Österreich beschlossen worden, das eine 

verstärkte Exportförderung an die erste Stelle gerückt hat, das ein Bausofortprogramm eingeschlossen 

hat, 4 Milliarden Schilling sind vom Herrn Finanzminister mobilisiert worden, das Maßnahmen zur 

Gewerbeförderung zum ersten Mal in diesem Ausmaß in Österreich überhaupt durch eine 

Bundesregierung festgelegt hat (Abg. Dr. Mussil: Ein "Ausmäßchen" war das!), das strukturpolitische 

Maßnahmen festgelegt hat, die besondere Früchte heute in der Steiermark zeigen. Man hat sich nicht 

nur auf Großbauvorhaben und die dort beschäftigten Firmen beschränkt, sondern den besonderen 

Schwerpunkt der Förderung auf die Klein- und Mittelbetriebe gelenkt. Und dann gab es ein Konzept zur 

Vermeidung der Jugendarbeitslosigkeit, ein Problem, auf das Sie offensichtlich erst jetzt bei Redaktion 

Ihres Konzeptpapiers daraufgekommen sind, denn das Lehrstellenkonzept der Regierung stammt aus 

dem Jänner 1977. Damals sind Maßnahmen, für die insgesamt 295 Millionen Schilling bereitgestellt 

worden sind, gesetzt worden, die heute dazu geführt haben, daß wir mehr Lehrstellen haben, als wir sie 

je in diesem Jahr durch Lehrstellenwerber besetzen könnten. (Beifall bei der SPO.) Was die 

Zahlungsbilanz betrifft, haben wir es nicht bewenden lassen bei der bloßen Exportförderung. Ein 

Schwerpunkt ist die Fremdenverkehrsförderung in diesem Programm im Jänner 1977 geworden. (Abg. 

Dr. Mussil: Vor allem der Kanzler in Kärnten!)  

… und Maßnahmenpaket 

Dieses Sieben-Punkte-Programm vom Jänner wird jetzt durch ein Maßnahmenpaket weitergeführt, das 

den neuesten Entwicklungen Rechnung trägt und das eben budgetäre Maßnahmen zur Reduktion bei 

den Ausgaben und Steigerungen bei den Einnahmen des Bundeshaushaltes vorsieht; das 

Bereitschaftsmaßnahmen, etwa ein Bausofortprogramm, vorsieht, das sich wiederum nicht nur auf die 

Großbauvorhaben, um die uns viele im Ausland beneiden, beschränkt. Die Bereitschaftsmaßnahmen 

sehen darüber hinaus Investitionen bei den Bundesbahnen, bei Straßen- und Autobahn-Bau und so 

weiter vor. Strukturpolitische Maßnahmen sollen in noch verstärktem Maße, als das seit Jänner 

geschehen ist, der Förderung der Klein-und Mittelbetriebe, der gewerblichen Struktur unserer Wirtschaft 

und der Verbesserung dieser Struktur und vor allem dem Fremdenverkehr dienen. Ergänzt wird dies 

durch die energiepolitischen Maßnahmen,. durch handelspolitische Maßnahmen, die jetzt von der 

Opposition kritisiert worden sind, obwohl wir nichts anderes tun, wir, die weißen Raben, die die Grenzen 

sperrangelweit geöffnet haben, als unsere Zölle gegen Übersee wiederum zurückzuführen auf das 

GATT-Niveau und um keinen Deut mehr. Schließlich wird dieses Maßnahmenpaket auch 
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einkommenspolitische Maßnahmen umfassen müssen, die sich bei Lohnverhandlungen in der nächsten 

Zeit zeigen werden.  

Einschätzung des WIFO 

Der vorgestern, am 2. November, veröffentlichte Bericht des Wirtschaftsforschungsinstitutes stellt daher 

fest: "Die bisher konkretisierten Maßnahmen", die man kennt, also diejenigen, die heute beschlossen 

werden und die hier heute von Ihnen abgelehnt werden, ohne daß Sie das wirklich genau begründen 

konnten, zumindest nicht Ihr Hauptsprecher Professor Koren, laut Wirtschaftsforschungsinstitut, 

"erscheinen geeignet, das Defizit des Bundeshaushaltes ab dem kommenden Jahr spürbar zu 

verringern. Die Auswirkungen auf die Handelsbilanz werden kurzfristig durch eine bereits in Gang 

gekommene Welle von Vorzugskäufen und weiterhin durch den stärkeren Anreiz zu Direktkäufen im 

Ausland nicht unwesentlich beeinträchtigt. Gegenwärtig werden daher ergänzende Maßnahmen 

erwogen, die die institutionellen Regelungen der Preisbildung und die strengere EinhaltUng von 

vorhandenen Richtlinien auch bei den Importwaren betreffen". 

Zur Exportsteigerung muss die Importdrosselung kommen 

Damit wird auch heute wiederum zu diesem ganzen Maßnahmenpaket unmißverständlich zum 

Ausdruck gebracht, daß die Antwort auf das Leistungsbilanzdefizit nicht allein in der Exportsteigerung 

liegen kann. Exportsteigerung, das ist ein Rezept, das kein Allheilmittel in einer Flaute verschreibt. Es 

bedarf daher einer ganzen Reihe von Ergänzungen. Aber hier jetzt so tun, als ob die Regierung für den 

Export oder in der Exportförderung nichts getan habe, muß doch mit aller · Schärfe zurückgewiesen 

werden. Schließlich hatten wir die seit Jahrzehnten höchste Steigerung unseres Exportvolumens 1976 

mit 16,3 Prozent. Wir werden diesen Prozentsatz heuer nach allen Daten, die vorliegen, auch noch 

übertreffen. Wir hatten aber in derselben Zeit eine Zuwachsrate des Importes um 26,5 Prozent, daher 

gehört zu den Maßnahmen auch eine gewisse Fonn der Importdrosselung. Wir haben einige Probleme 

im Zusammenhang mit unserer Leistungsbilanz, die man nicht durch die Exportförderung allein 

aufheben kann. Etwa die Energieimporte, die sich verteuert haben seit 1970 von 7,6 Milliarden Schilling 

auf nun 25 Milliarden Schilling und die sich vor allem nach den Ankündigungen der OPEC-Länder, die 

wir aus den letzten Tagen kennen, noch weiter verteuern werden, wobei Ro!löl in Zukunft auch noch 

einer steigenden Verknappung unterliegen wird. Für Auslandsfahrten haben die Österreicher 1970 nicht 

viel mehr als 8 Milliarden Schilling ausgegeben, und jetzt sind es 28 Milliarden Schilling. Aus 

Billigpreisländern ist aus durchaus acht. baren Gründen der Import sehr gesteigert worden, eine Züfer: 

Aus Fernost hat der Anteil, der Marktanteil, an Hemden und T-Shirtprodukten 1970 etwa 7 Prozent 

betragen, jetzt liegt er über 41 Prozent mit steigender Tendenz.  

Da muss die Industrie mit besseren Produkten einschreiten 

Das einkommensbedingt hohe Anspruchsniveau, welches die Österreicher entwickeln konnten, dank 

der Politik, der Einkommenspolitik, die diese Regierung ernöglicht hat, hat eben nicht nur Autos 

betroffen, obwohl wir dafür 14 Milliarden Schilling im Vorjahr ausgegeben haben, sondern ebenso 

Möbel, Kleider und technische Geräte für Freizeit und Hobby und auch qualitativ hochwertige 

Nahrungsmittel. Und da, bitte, lassen Sie mich auch ein Wort der Kritik sagen. Die heimische Industrie 

war auf diese einkommensbedingte Steigerung des Anspruchsniveaus privater Haushalte überhaupt 
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nicht vorbereitet, denn in vielen Bereichen ist direkt am österreichischen Konsumenten vorbeiproduziert 

worden. (Abg. Dr. Mus s i l: Stimmt doch nichtl) 

Die Arbeitskosten sind nicht Schuld 

Denn hier habe ich eine internationale Statistik, die ausweist. daß die Arbeitskosten in Österreich trotz 

des -und nicht nur laut "Wochenpresse". die das erst vor kurzem aufgezeigt hat - am stärksten 

gestiegenen Einkommenszuwachses der Arbeitnehmer in Österreich in der Zeit von 1973 bis 1976. und 

zwar im Vergleich mit den Arbeitnehmern aller Industrieländer Europas, nicht nur wegen dieses hohen 

Einkommenszuwachses der Arbeitnehmer. der nicht in Zweifel gezogen werden soll, mit 11 D-Mark pro 

Stunde in der Industrie eine der niedrigsten sind. Die Arbeitskosten pro Stunde in der Industrie sind 

höher in Frankreich, sind höher in der Schweiz. fast doppelt so hoch in Deutschland. in Belgien. USA. 

in Dänemark und in Schweden.  

AZ 11.11.1977 INVESTITIONSPROGRAMM ANFANG JÄNNER 

Kreisky kündigt im Parteivorstand Regierungsklausur am 9. Und 10.01.1978 Maßnahmen zur Sicherung 

eines hohen Beschäftigungsniveaus , öffentliche Investitionen, Investitionen in die verstaatlichte, die 

private Industrie und handelspolitische Investitionen an. 

AZ 16.11.1977 BENYA: LOHN-PREIS-STOPP IST UNGERECHT. 

Den hat Wirtschaftskammer-Generalsekretär Mussil vorgeschlagen. Die Gewerkschaften hätten sich 

ohnehin stets wirtschaftlich verständnisvoll verhalten. Lohnabschlüsse gelten ohnehin für ein ganzes 

Jahr, manchmal auch länger.  Und ein Preisstopp sei nicht administrierbar. 

AZ 20.11.1977 INVESTITIONEN: AUCH NUTZNIEßER VON MORGEN SOLLEN MITZAHLEN. 

Meint Kreisky in seiner Rundfunksendung. Großbauvorhaben, wie der Arlbergtunnel, das AKH, die 

UNO-City und andere stellen nicht nur eine Beschäftigungsreserve dar, sondern sind große 

Investitionen für die Zukunft. Dafür dürfe man sich schon verschulden. Schließlich hätten die Älteren 

zwei verlorene Kriege finanzieren müssen, und es sei den Kindern wohl zuzumuten, dass sie das, was 

sie selber benutzen, auch mitbezahlen. Um die nächsten drei kritrischen Jahren zu überwinden, müsse 

das Bauprogramm fortgesetzt werden. Bei uns ist jeder Einwohner mit 250.000 S belastet, in den USA 

mit 25.000 $. 

(AZ 24.11.1977) Kreisky will im Zehn-Jahres-Investitionsprogramm Waldviertel besonders fördern und 

große Industrieprojekte entlang der Donau anschieben. 

(AZ 20.12.1977) Halbe Billion für Investitionen. Kreisky: Zehnjahresprogramm wird 500 MdS umfassen, 

allein die ÖBB benötigen 70 MdS. 

AZ 23.11.1977  ÖSTERREICHS LAGE AUCH 1978 GUT. 

Diskussion Fischer-Koren. Fischer geht von 1-2 % Wachstum, 5-6 % Inflation und 2,5 % Arbeitslosigkeit 

aus. Koren hält deutsche Wirtschaftspolitik mit höherer Arbeitslosigkeit für besser. 

AZ 13.12.1977 ANDROSCH: INFLATION SINKT IM NEUEN JAHR UNTER 5 % 

Auch das Wirtschaftswachstum soll 2 % überschreiten. Die Regierung wird Anfang 1978 ein 

Strukturprogramm vorlegen, mit dem ein 10 MdS-Investitionsfonds geschaffen wird. 
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(Investitionen für Vollbeschäftigung. Regierungsklausur im Jänner berät über 

Zehnjahresinvestitionsprogramm. Umstellung der Produktion auf hochwertige Qualitätsprodukte und 

Unterbringung frei werdender Arbeitsplätze Ziel. Der Staat wird sich nicht mehr Geld ausborgen, als er 

für Investitionen braucht. 

(AZ 23.12.1977) Androsch setzt auf Investitionen. Maßnahmenpaket, Investitionsprogramm und 

Lohnrunde bilden eine Einheit. Es gehe darum, den Konsum zurückzudrängen, die Kostenseite 

einzubremsen und die Investitionstätigkeit zu fördern. 

AZ 22.12.1977 WIRTSCHAFTSFORSCHER: 1978 BRINGT SCHWÄCHERES WACHSTUM. 

WIFO-Leiter Professor Seidel bringt eine revidierte Wirtschaftsprognose. Zunahme des Sozialprodukts 

3,5 statt 4 %, Inflationsrate wird auf 4,5 % sinken, womit Ö zu den drei Ländern mit der geringsten 

Inflationsrate gehören wird. Arbeitslosigkeit wird von 1,8 auf 2,6 % steigen. Das ist noch immer um die 

Hälfte weniger als im OECD-Durchschnitt. 20.000 in der Industrie Beschäftigte werden arbeitslos. Die 

Zahl der Gastarbeiter wird um 20.000 zurückgehen. 

AZ 24.12.1977 TEUERUNG GING STARK ZURÜCK! INDEX 4,8 % 

Damit ist die Teuerungsrate erstmals seit 1971 unter 5 % gesunken. D 3,7 %, CH 1,3 % 

 

1978 

AZ 09.01.1978 HEUTE WEICHENSTELLUNG FÜR DIE NÄCHSTEN ZEHN JAHRE.  

Regierungsklausur: Sichere Arbeitsplätze, moderne Wirtschaft. 500 Md-Investititonsprogramm: Bahn 

und Post, Kasernen, Straßen- und Hochbau. Industriefonds für Risikoprojekte. 

(AZ 10.01.1978) 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/01/10/19780110_A03.jpg 

(AZ 19.01.1978) Wirtschaftsdebatte im Parlament. Investprogramm sichert Arbeit. Die Opposition, vor 

allem die ÖVP, lehnt Programm vehement ab. Taus: Die Regierung habe nur laufende Projekte addiert 

und keine wirtschaftlichen Leitlinien gesetzt. 

AZ 21.03.1978 PREISINDEX ANK AUF 3,8 %. 

AZ 22.03.1978 KIENZL: ARBEITSZEITVERKÜRZUNG SICHERT ARBEITSPLÄTZE NICHT. 

Sagt Kienzl anlässlich einer Club 2-Diskussion. Eine Verkürzung der Arbeitszeit würde zu höheren 

Arbeitslosenzahlen führen. Wenn die Nachfrage nicht steigt, kommt es zu einer Abwärtsentwicklung der 

Wirtschaft. Für Österreich stelle sich die Frage auch deshalb nicht „weil wir auf Pump leben und jetzt 

unsere Leistungsbilanz in Ordnung bringen müssen.“ 

AZ 17.04.1978 ARBEITSPLATZSICHERUNG BLEIBT HAUPTZIEL: REGIERUNG MOBILISIERT FÜR 

INVESTITIONEN 25 MD. 

Bis 1980, beschlossen auf der Regierungsklausur am 16. April 2018 im Schloss Altmannsdorf. Es wurde 

in der Vorwoche mit dem Ministerrat ausgehandelt und wird am 18.04.1978 im Ministerrat formell 

beschlossen. Es handelt sich um eine Zinsstützungsaktion. Die Förderungen können Betriebe in 

Anspruch nehmen, die neue exportfähige Produkte entwickeln und erzeugen, die Zahlungsbilanz durch 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/01/10/19780110_A03.jpg
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die Erzeugung bisher importierter Produkte entlasten, zur Rohstoffeinsparung oder zum Umweltschutz 

Investitionen vornehmen und insgesamt Investitionen planen, die Arbeitsplätze sichern oder neue 

schaffen. 

(AZ 18.04.1978) Die Industrie begrüßt das Investpaket, die Bundeswirtschaftskammer nannte das 

Regierungspaket eine subventionsweise Rückerstattung dessen, was die Regierung vorher durch neue 

Steuern der Wirtschaft entzogen hat. 

AZ 24.05.1978 PARLAMENT: WIRTSCHAFTSBERICHTE VON KREISKY UND ANDROSCH: RECHT 

AUF ARBEIT IST LEITZIEL: AUGENMAß BEI STEUERREFORM. 

Anlässlich des Wirtschaftsberichtes der Bundesregierung, vorgetragen im NR am 23.05.1978, 

Diskussion am Folgetag (AZ 25.05.1978 Sozialpartner keine Nebenregierung).. Wirtschaftslage günstig, 

nicht aber internationale Lage. Wifo meint, Österreich habe angesichts der ungünstigen 

Weltwirtschaftslage das meiste herausgeholt und das Ziel der Europareife erreicht. 

Mock: Sozialistische Politik ist mit den Grundregeln der parlamentarischen Demokratie nur vereinbar, 

wenn die marxistischen Grundanliegen sich nicht mehr in der sozialistischen Politik finden. 

AZ 14.06.1978 ZINSSTÜTZUNGSAKTION: 280 MILL. FÜR INDUSTRIE FREIGEGEBEN. 

Die Bundesregierung hat Dienstag die Zinsstützungsaktion für industrielle Investitionen von fast 280 MS 

wovon 160 MS zinsgestützt mit 3 % gefördert werden, beschlossen. 

AZ 16.06.1978 PREISINDEX BLIEB AUCH IM MAI UNTER 4 %- 

 

AZ 21.06.1978 ANDROSCH: GELD ZU TEUER, HERUNTER MIT DEN ZINSEN. 

Arbeitsplatzsicherung wichtiger als Steuersenkung. Jeder Schilling, der für Investitionen ausgegeben 

wird, ist fünfmal wirksamer als eine Steuerersparnis um den gleichen Betrag, betonte Androsch nach 

der Sicherung des Ministerrates .Aus diesem Grund sprach er sich für eine allgemeine Senkung des 

Zinsniveaus, sowohl der Kredit- als auch der Einlagezinsen, und für den Vorrang wirtschaftsfördernden 

inlandswirksamer Staatsausgaben vor einer Steueranpassung aus, obwohl eine solche natürlich von 

Zeit zu Zeit notwendig sei. 

(AZ 27.06.1978) Zinsenkarussell in Drehung. Erste Kontakte über Senkung. Kreditsektion der 

Bundeswirtschaftskammer tagt, am Mittwoch soll der Generalrat der Nationalbank eine Senkung des 

Diskontsatzes um 1 auf 4,5 % beschließen. Ebenfalls soll der Eckzinssatz für jederzeit abhebbare 

Einlagen gesenkt werden.  Dagegen ist Präsident Benya, er verlangt, dass zuerst die grauen Zinsen für 

Großeinlagen gesenkt werden. 

(AZ 28.06.19787) Eckzinssatz für Sparbuchsparer wird auf 4 % gesenkt.  

AZ 15.07.1978 EINE MILLIARDE FÜR GRENZLAND IN NÖ 

200 ERP-Milliarden, hohe Beträge für Landwirtschaft und Fremdenverkehr 

AZ 11.08.1978 MAßNAHMENPAKET BEGINNT ZU GREIFEN. 

Das Leistungsbilanzdefizit hat sich im ersten Halbjahr 1978 zumindest halbiert. Vordringlich sei die 

Mobilisierung des Strukturwandels durch eine Ankurbelung der Investitionstätigkeit. Es wurden bereits 
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29 Projekte gefördert, das bedeute ein Investitionsvolumen von 2,3 MdS und mehr als 900 

Arbeitsplätze. Konjunkturelle Entwicklung schwach aber Beschäftigungslage erstaunlich gutr. 

Arbeitslosenrate 2,2 %, Inflationsrate möglicherweise unter 4 %. 

AZ 29.08.1978 ANDROSCH RECHTFERTIGT HÖHERE STAATSSCHULDEN. WENN ANSPRÜCHE 

STEIGEN, STEIGEN AUCH DIE AUSGABEN. 

Androsch hielt das Hauptreferat beim Wirtschaftsgespräch in Alpbach. Die Finanzierung der 

notwendigen Budgetausgaben müsse in nächster Zeit aus politisch-psychologischen Gründen über eine 

erhöhte Verschuldung erfolgen. Um die Mittel für eine situationsbezogene Ausgabenpolitik 

aufzubringen, stehen als Alternativen die höhere Besteuerung oder die höhere Verschuldung zur 

Verfügung. 

AZ 31.08.1978 VOLLBESCHÄFTIGUNGSPOLITIK FÜR IGLER NUR PROTZEREI. INDUSTRIE-CHEF 

FÜR MASSIVE SOZIALKÜRZUNGEN-VP, FP DAFÜR? 

Igler verlangt in Alpbach Neuwahlen, Lohnstopp, sechs- bis siebenprozentige Schillingabwertung, 

massive Kürzungen im Sozialbereich und Ausgliederung von Bahn und Post aus dem Budget. 

AZ 17.09.1978 EXPORT VERBESSERT LEISTUNGSBILANZ. 

Wiener Messe eröffnet. Staribacher: Exportzuwachs 8 %. Das dürfte Handels- und 

Leistungsbilanzdefizit senken, ist aber noch unbefriedigend. Staribacher hofft auf Besserung, wenn 

internationale Konjunktur wieder anspringt. 

AZ 22.09.1978 ANDROSCH TRITT GERÜCHTEMACHERN ENTGEGEN: KEINE HÖHEREN 

BEITRÄGE FÜR SOZIALVERSICHERUNG. 

Das keineswegs populäre Maßnahmenpaket brachte im Außenhandel einen spürbaren Rückgang der 

Importe und damit eine deutliche Verbesserung der Handels- und der Leistungsbilanz. Die Kehrseite 

dieser positiven Wirtschaftsentwicklung wird allerdings im erhöhten Budget sichtbar. Die niedrigere 

Preissteigerung bewirkte geringere Mehrwertsteuereinnahmen, die der Erhaltung der 

Wettbewerbsfähigkeit angepasste Lohnpolitik führte zu niedrigeren Lohnsteuereinnahmen und 

steigenden Zuschüssen zur Sozialversicherung. Schließlich brachte die Entlastung der Zahlungsbilanz 

durch verringerte Importe Einnahmenverluste an Zöllen und Einfuhrumsatzsteuer. 

AZ 25.11.1978 MODELL AICHFELD: 3000 NEUE ARBEITSPLÄTZE FÜR DIE REGION. 

In Fohnsdorf wird ein neues Eumig-Werk mit 500 Arbeitsplätzen, eröffnet, das mit einem günstigen 

ERP-Kredit mitfinanziert wurde. Gleichzeitig hat Eumig an anderen Standorten 1.000 MitarbeiterInnen 

entlassen. Kreisky sprach bei der Werksbesichtigung die Hoffnung aus, dass diese Kündigungen nur 

vorübergehender Natur seien. 

(AZ 26.11.1978) In einer Diskussion mit Barazon und Knapp wird neben Eumig auch Steyr als 

Arbeitsplatzabbauer erwähnt. Es sei gut, dass man es nicht wie bei Vöslauer gemacht habe, wo man 

versucht habe, Arbeitsplätze um jeden Preis zu halten. Kreisky erwähnte die neuen Arbeitsplätze in 

Fohnsdorf, und dass in Steyr die Vorarbeiten für die Entwicklung eines großen Dieselmotorenwerkes 

abgeschlossen seien, in dem es 1.500 bis 2.000 neue Arbeitsplätze geben werde. 
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1979 

AZ 11.01.1979 REGIERUNG STELLT WEICHEN FÜR DIE ACHTZIGER JAHRE. 

10.01.1979 Regierungsklausur im Renner-Institut: Zusätzlich 3,7 MdS an Investitionsförderungsmitteln, 

Zweites Strukturprogramm für die Achtziger Jahre mit einem Förderungsvolumen von insgesamt 8,3 

MdS: Streichung der Investitionssteuer, Senkung der Kreditkosten sowie Förderungsmaßnahmen für 

den Fremdenverkehr, die Industrie und den Export .Gezielt gefördert werden Großprojekte. 

Romé: Nachdem die Regierung im Vorjahr mit dem Investitionsförderungsprogramm, das weiter läuft, 

in erste Linie Impulse für innovatorische Verbesserungen des Produktionsprozesses und für neue 

Produkte gab, konzentriert sich das neue Programm zu einem guten Teil auf Strukturbereinigungen in 

den Krisenbranchen, wie in der Textil- und der Edelstahlinsdustire. Nicht die Schaffung neuer 

Kapazitäten, sondern die Modernisierung und Rationalisierung steht hier im Vordergrund. Die 

Direktförderung von neuen Industrien, wie das Steyr-BMW-Dieselmotorenwerk und das Ford-Projekt, 

wenn es zustande kommt .. schafft hingegen neue Kapazitäten und Arbeitsplätze. Für das Gewerbe 

und den Fremdenverkehr werden die schon bisher beachtlichen Förderungen ausgebaut und auf diese 

Weise auf eine auch wirtschaftsstrukturelle Ausgewogenheit der Förderungsmaßnahmen Bedacht 

genommen. …. Österreich liegt in der Investitionsqupote im Spitzenfeld der industrialisierten Staaten 

des Westens. Von einer Investitionsschwäche an sich kann daher nicht gesprochen werden. 

Konjunkturelle bedingt sind im Vorjahr die Industrieinvestitionen zurückgegangen und die 

Investitionsbereitschaft ist derzeit nur deshalb noch sehr zögernd, wie viele Kapazitäten nicht 

ausgelastet sind und die Erträge der Industrie zu wünschen übrig lassen. Mit der Belebung der 

Konjunktur sollte aber auch die Investitionstätigkeit wieder auf Touren kommen.  

AZ 23.01.1979ANDROSCH: WIRTSCHAFT WIRD UM 5,5 MDS ENTLASTET.  

Die Nationalbank soll den Diskontsatz senken, die Banken sollen die grauen Zinsen abbauen. Die 

Textilindustrie bekommt für Modernisierungsinvestitionen ab 2,5 MS Zuschüsse von 10 %- 
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BUDGETS 

BUNDESFINANZGESETZ 1976 

AZ 01.10.1975 BUDGET 1976. PERSONALAUFWAND 9 % MEHR- KEINE NEUEN ERHÖHUNGEN. 

Am 30. September 1975, drei Tage vor den Wahlen, beschloss die Bundesregierung den Budgetentwurf 

für 1976.  Wie Dibold schreibt, habe die Regierung das Versprechen erfüllt, dem Volk noch vor den 

Wahlen zu sagen, wie es weitergehen soll. 

ORDENTLICHE GEBARUNG  

IN MDS 
1975 1976 

AUSGABEN 
 DAVON SACHAUFWAND 
PERSONALAUFWAND 
KREDITRÜCKZAHLUNG  

184,4 
 
 
     7 

215 
155 
60,4 
 11 

EINNAHMEN 168,3 180 
ABGANG BRUTTO 
ABGANG NETTO 

   16,3    35 
    24,6 

AUßERORDENTLICHE 

GEBARUNG 
      7 

AUSGABEN. 6,7  
EINNAHMEN ...   
ABGANG   
GESAMTGEBARUNGSABGANG   
GESAMTAUSGABENRAHMEN    
GESAMTEINNAHMENRAHMEN   

 

Vorgesehen ist die Erhöhung der Umsatzsteuer und der Postgebühren, welche 6 MdS einbringen sollen. 

In den  nächsten Jahren werde es notwendig sein, bei geringerem Wirtschaftswachstum eine hohe 

Investitionsquote für die zur Sicherung eines hohen Beschäftigungsniveaus erforderlichen 

Strukturänderungen sicherzustellen. Daraus ergibt sich, dass die Konsumquote und damit die 

Einkommen wesentlich weniger stark steigen. Bei Einkommensverbesserungen werde man daher 

künftig den Gesichtspunkt der Verteilungsgerechtigkeit stärker beachten müssen.  Man müsse 

vermeiden, dass soziale Spannungen entstehen. 

Die Preissteigerungsrate für 1976 wird mit 7 % angenommen, darin sei die Erhöhung der MwSt von 16 

auf 18 % bereits enthalten. 

AZ 31.10.1975 ANDROSCHS KURS BIS 1978: SPAREN UND INVESTIEREN. ANDROSCH-PLAN 

GEGEN HARTE JAHRE. 

(Interview Androsch mit AZ-Redakteur Hans Dibold) 

Bei den Ausgaben wird Sparsamkeit das Gebot sein, um die Aufgaben im Sozialbereich und in der 

Strukturpolitik zu bewältigen und eine hohe Investitionsquote (für Verkehr, Umweltschutz, Energie)  zur 

Sicherung der Arbeitsplätze. Steuersenkungen sind in den nächsten Jahren nicht möglich. Die 

Vermögensteuer will Androsch nicht erhöhen, aber er verweist darauf, dass die Einheitswerte zu niedrig 

sind. 
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Mit öffentlichen Aufträgen und der Ermunterung privater Investitionen ist die Wirtschaft anzukurbeln, 

Industrie, Exporte und der Fremdenverkehr zu fördern. Öffentliche Aufträge kann man nur geben, wenn 

für diese auch ein Bedarf besteht. Investitionslenkung wäre bürokratisch und ineffizient. 

AZ 28.10.1975 ANDROSCH: KREDITE FÜR DIE VOLLBESCHÄFTIGUNG. AZ 29.10.1975 

ANDROSCH: 1976 PREISSTEIGERUNG GERINGER. 

Ministerrat beschließt, den Kreditrahmen um 12 MdS zu erweitern und kurzfristige Verbindlichkeiten in 

der Höhe von 8 MdS in längerfristige umzuwandeln. Das 2.Budgetüberschreitungsgesetz soll ein 

Volumen von 4,7 MdS haben, davon müssen 3,7 MdS auf dem Kreditmarkt aufgenommen werden. 

NR 12.11.1975 XIV(4) BUDGETREDE DES FINANZMINISTERS. 

1975 schweres Jahr, Welthandelsvolumen wird um 10 % zurückgehen, Wirtschaftspotential um 2,5 % 

schrumpfen, Arbeitslosenraten zwischen 3 und 10 %, Teuerungsraten bis zu 11 %.Verteuerung der 

Rohstoffe um 66 %, Vervierfachung des Erdölpreises. Soziale Kosten, nicht marktfähig, vom Staat 

aufzubringen. Höhe des Staatsanteils Ausdruck des Entwicklungsstandes einer Volkswirtschaft. Anteil 

des öffentlichen Sektors am BNP von 31 auf 38,4 % gewachsen (rd 50 % Bund) Dieser Prozentsatz 

spiegelt den Grad der Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen Leistungen wider. Eine hohe 

Investitionsquote muss hohes Beschäftigungsniveau ermöglichen. 

In Ö hat das reale Wirtschaftswachstum während der Jahre 1969 bis 1974 um 6 % zugenommen, die 

Zahl der Beschäftigten stieg von 2.357.700 auf 2.656.900, Preissteigerungsrate 6,5%. 

Gesamtwirtschaftliche Exportquote 33,5 %, wie Schweiz. 

Importierte Rezession: Industrieproduktion um etwa 7 % zurückgegangen, privater Konsum kaum 

abgeschwächt, aber BNP um 2,5 % geschrumpft. Überlegen, on Verlagerung von der vorzeitigen 

Abschreibung zum Investitionsfreibetrag eine Verbesserung bringt. 

Vorsorge getroffen wurde in den Hochkonjunkturjahren 1970-1973 durch eine restriktive Budgetpolitik.  

AZ 13.11.1975  BUDGET: REKORD FÜR PENSIONISTEN. 

Die Pensionen seien nicht nur gesichert, sie würden auch um 11,5 % hinaufgesetzt. Das würde bei der 

gegebenen Inflation noch immer 2 %- Der Gebarungsabgang mit 36 MdS liege noch deutlich über dem 

für 1975 zu erwartenden Defizit. Wie hoch ist das denn? Es soll weiterhin Defizit Spending betrieben 

werden, um die Stagflation und damit Rekordarbeitslosigkeit zu verhindern,  bei den anderen Ausgaben 

aber Sparsamkeit an den Tag gelegt. Mittelfristig will man aber von der Defizitausweitung wieder 

herunterkommen. Dies aber nicht zu Lasten der Schwachen. Koren hingegen verlangte einen 

Untersuchungsausschuss, der überprüfen sollte, wie es in so kurzer Zeit zu einer derartigen Explosion 

des Budgetdefizits kommen sollte.  

AZ 19.11.1975 BUDGET: GEPLÄNKEL VOR DER SCHLACHT, 

Budget erste Lesung am Vortag. Taus: Die Schulden sind zu hoch, darum bleibt kein Spielraum für 

aktive Budgetpolitik, und Ö muss auf den internationalen Aufschwung warten.  Dabei sind die 

Finanzschulden des Bundes von 1969 auf 1973 von 13,13 auf 10,5 % gesunken. Und es gibt noch 

Budgetspielraum. Von 1974 auf 1975 sind die Investitionen des Bundes um 20 % angestiegen. Die 
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Arbeitslosigkeit beträgt 1,5 %. Tull: Der Schuldenanteil am Budget beträgt in Ö 37 %, in D 49, in Japan 

und der Schweiz 72, in Schwenden 76 und in den USA sogar 157 %. 

AZ 21.11.1975 ANDROSCH: BEITRAG ZUR GESAMTSTABILITÄT. INVESTITIONSANLEIHE LIEGT 

ZUR ZEICHNUNG AUF. 

Die Anleihe ist mit 8,5 % verzinst. Ende 1975 wird die ö Finanzschuld 100 MdS oder 15  % des BIP  

erreicht haben, von diesem Betrag fallen 63 MdS auf das Inland und 32 auf das Ausland. Von den 

Inlandsschulden wieder entfallen 28 Md auf inländische Anleihen  

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/04/19751204_A03.jpg 

Die Staatsverschuldung beträgt in Österreich 37 %  (vom BNP?), in Westdeutschland 49 %, in der 

Schweiz 72 % 

AZ 06.12.1975 VP-SOZIALDEMAGOGEN WAREN MÜDE. SOZIALDEBATTE IM NR – PANIS: 

OPPOSITION HAT KEINE ALTERNATIVEN. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/06/19751206_A03.jpg 

Budgetdebatte Soziales, Bild: Die Entwicklung der Pensionen. Von 1970-1983 sind die 

Durchschnittspensionen nach dem ASVG um 87,3 % gestiegen, die Mindestpensionen um 96,9 % Die 

Pensionserhöhung um 11,5 % am 1. Jänner 1976 ist die größte, seit die Pensionsdynamik besteht. 

AZ 10.12.1975 VP-RÜCKZUGSGEFECHT UM BAUERNGUNST. BAUERNEINKOMMEN REAL 

GESTIEGEN. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/10/19751210_A03.jpg 

AZ 11.12.1975 WELTBETRACHTUNG OHNE ILLUSIONEN 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/11/19751211_A03.jpg 

Diagramm Staatsschuld 1974 pro Kopf, Österreich an dritter Stelle hinter Frankreich und Japan. 

AZ 12.12.1975 WIRTSCHAFTSDEBATTE ALS VP-TRAUERSPIEL. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/12/19751212_A03.jpg 

Diagramm Geldspritzen für die Wirtschaft. Von 1970 auf 1976 von 235 auf 577 MdS angewachsen. 

AZ 17.12.1975 BUDGETDEBATTE ÜBER VERKEHR. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/17/19751217_A03.jpg 

AZ 18.12.1975 BAUTENDEBATTE UND WISSENSCHAFTSDEBATTE IM NR. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/18/19751218_A03.jpg 

AZ 19.12.1975 KAPITEL FINANZEN, UNTERRICHT, BESCHLUSS DES BUDGETS. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/19/19751219_A03.jpg 

AZ 16.02.1977 ERGEBNISSE BUDGET 1976 

Das von der ÖVP als Hausnummernbudget kritisierte Budget 1976 weicht nur um 1 % vom Ergebnis ab. Das Defizit 

ist mit 44 MdS um 2 MdS niedriger als erwartet. Schwerpunkte der Budgetproblematik seien Bundesbetriebe und 

Pensionszuschüsse. Vor allem der Bruttoabgang der ÖBB mit 15 MdS sei ein schwerer Brocken. Die 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/04/19751204_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/06/19751206_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/10/19751210_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/11/19751211_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/12/19751212_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/17/19751217_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/18/19751218_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1975/12/19/19751219_A03.jpg
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Pensionszuschüsse seien von 10 MdS im Jahre 1970 auf 26-28 MdS 1977 angestiegen. Als Maßnahmen schlägt 

der Finanzminister Begrenzung der Leistungdynamik und Eigenvorsorge vor. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/02/16/19770216_A02.jpg 

 

klarer als die 

24.02.1978 GENEHMIGUNG DES BUNDESRECHNUNGSABSCHLUSSES 1976, BGBL 111/1978  

Ordentliche Gebarung 

Ausgaben 214.534 
Einnahmen 177.153 
Abgang   37.381 

 

Verwendung der Ausgaben 

für das Personal   62.482 MS (29,1 v. H.) 

für laufende Sachausgaben 121 835 MS (56,8 v. H) 
für die Vermögensgebarung   30.217 MS (14,1 v. H.) 
Sachausgaben insgesamt 152.052 
Davon für Anlagen   16.350 
Für Förderungszwecke     5 583 
Für sonstige Zwecke 120.119 

  wurden,   

Einnahmen der ordentlichen Gebarung 

Öffentliche Abgaben93 103.981 (58,7 %) 
Abgabenähnliche Beiträge94    23.821 (13,5 % ) 
Gebarung der Bundesbetriebe …37.095.(20,9 %) 
Aus übrigen Einkünften95     12.256 (6,9 %) 
Es entfallen auf die  
Laufende Gebarung 174. 759 (98,6 %) 
Vermögensgebarung       2.394  (1,4 %) 

 

Außerordentliche Gebarung 

Ausgaben 
Lfd.Gebarung                   221 (3,0 % 
Vermögensgebarung 7.145 (97 % 
Anlagen …..6.540 
Davon für: 

7.366 

                                                      

93  einschließlich· der für den Katastrophenfonds zweckgewidmeten Teile der Einkommen- und' 
Vermögenssteuern 

94 z.B. Dienstgeberbeiträgen zum Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen und 

Arheitslosenversicherungsbeiträgen)  

 

95 z. B. Kostenersätzen und Verwaltungseinnahmen 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/02/16/19770216_A02.jpg
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Förderg. ……….11 
 
Einnahmen     751  
Abgang  6.615 
Abgang lt. Voranschlag 4.660 
Abgang Überschreitung 1.955 

 

. Auf Grund von gesetzlichen Verpflichtungen wurden 759 Mil!. S und aus Ermessen 6 607 Mil!. S 

geleistet.  

Die Anlehensgebarung, welche nach den bestehenden Haushaltsvorschriften die Aufnahme von 

Finanzschulden im allgemeinen und die Tilgung kurzfristiger Kredite umfasst, weist 1976 Einnahmen 

von 81.527 Mill. S und Ausgaben von 36 566 MS auf. Zur Bedeckung des Budgetabganges 1976 stand 

ein kassenmäßiger Überschuss der Anlehensgebarung von 44.961 Mill. S zur Verfügung. Der 

Aufnahme dieser über das Finanzjahr hinaus wirksamen Finanzschulden standen im Berichtsjahr 

10.748 MS budgetmäßig verrechnete Tilgungen gegenüber, sodass der Jahresendstand der 

nichtfälligen Finanzschulden um 33 365 MS oder 33,2 v. H. auf 133 782 Mi11. S gestiegen ist. Vom 

gesamten Finanzschuldenstand entfielen 98 824 MS (+ 30 469 MS) auf das Inland und 34958 Mill. S 

(+2896 MS) auf das Ausland. Der Bundesminister für Finanzen hat im Finanzjahr 1976 gemäß Art. IX 

des Bundesfinanzgesetzes oder auf Grund sonstiger gesetzlicher Ermächtigungen Haftungen in der 

Höhe von 58.870 MS übernommen. Von diesem Betrag entfielen, aufgeschlüsselt nach 

Wirtschaftszweigen, 34.876 MS auf die Ausfuhrförderung, 6756 Mil!. S auf die 

Ausfuhrfinanzierungsförderung, 6 219 Mill. S auf die Elektrizitätswirtschaft, 6.145 Mil!. S auf den 

Straßenbau, 2.441 Mill. S auf andere Verstaatlichte Unternehmungen und Unternehmungen mit 

Bundesbeteiligung, 325 Mill. S auf die Land- und Forstwirtschaft, 1 654 Mill. Sauf die Wasserwirtschaft 

sowie 454 Mill. S auf sonstige Wirtschaftszweige. Diesem Zuwachs an Eventualverbindlichkeiten im 

Ausmaß von 58870 Mill. S standen im gleichen Haushaltsjahr Verminderungen in Höhe von 16413 Mill. 

S gegenüber, sodass sich der Stand des Haftungsobligos von 127425 Mill. S (Ende 1975) um netto 

42457 Mil. S (+33,3 v. H) auf 169882 Mill. S, erhöhte.  

 

Mock: 

Was den Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1976 anbelangt, so unterstreichen die Ziffern des 

Bundesrechnungsabschlusses genauso wie die Ziffern der Budgets der letzten drei Jahre, daß dieser 

Regierung die Entwicklung der Staatsfinanzen immer mehr entgleitet und daß diese Regierung diese 

Entwicklung der Staatsfinanzen nur zeitweise mit massiven Steuern und Gebührenerhöhungen in den 

Griff bekommt. Ich möchte hier einige Ziffern erwähnen: das explosionsartige Anwachsen des 

Budgetdefizits von 1969 mit 7 Milliarden Schilling auf 44 Milliarden Schilling 1916, die Entwicklung der 

Staatsschulden von 60 Milliarden Schilling auf 200 Milliarden Schilling, sodaß wir heute pro Tag rund 

80 Millionen Schilling an Zinsen und Rückzahlungen leisten müssen. 

Wenn wir uns die Budgetprognosen des Herrn Finanzministers ansehen, können wir feststellen, er hat 

im Jahre 1974 11 Milliarden Schilling Defizit projiziert, es hat sich ein Defizit von 18 Milliarden Schilling 

ergeben. Er hat ein Jahr später 16 Milliarden Schilling Defizit vorgesehen, es ergab sich ein Defizit von 
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37 Milliarden Schilling. Er hat im Jahr 1976 36 Milliarden Schilling Defizit vorgesehen, im 

Rechnungsabschluß findet sich eine Zahl von 44 Milliarden Schilling.  

… Ich möchte in diesem Zusammenhang nur darauf verweisen, daß heute im Hauptausschuß von 

Bundesparteiobmann Dr. Taus ein Antrag auf Abhaltung einer parlamentarischen Enquete eingebracht 

wurde. Diese Enquete sollte sich nach unserer Auffassung mit der Entwicklung der Staatsschulden, mit 

der enormen langfristigen Vorbelastung künftiger Budgets, mit den Ursachen des explosionsartigen 

Anwachsens der Budgetdefizite, mit dem Verhältnis zwischen Finanz- und Verwaltungsschulden sowie 

mit der Frage beschäftigen -das ist sicherlich eine echte Problemstellung -, daß der Finanzminister in 

der Lage sein soll, rasch auf bestimmte Konjunkturentwicklungen im Ausgabenbereich zu reagieren, 

daß andererseits aber das Problem der parlamentarischen Kontrolle des Budgets und seines Einsatzes 

dadurch umso schwieriger wird.  

Tull 8072 

Das Bruttonationalprodukt, Herr Dr. Mussil, das sollten Sie als Generalsekretär der 

Bundeswirtschaftskammer wissen, ist im Jahre 1976 Sie sagen, es ist traurig; die Österreicherinnen 

und Österreicher wissen es anders, sie wissen es richtig zu würdigen und zu schätzen - um 5,2 Prozent 

gewachsen. Und das nennen Sie traurig? Der private Konsum ist real um 3,5 Prozent gestiegen. (Abg. 

Dr. Mus s i 1: Damals, in diesem Jahr!) Herr Dr. Mussil, Sie als Exponent der Bundeswirtschaftskammer 

sollten sich freuen, daß die Bruttoanlageinvestitionen real um 4,5 Prozent gestiegen sind. Die 

Warenexporte sind real um 15,5 Prozent gewachsen, und die Lohn- und Gehaltssumme ist um 10,5 

Prozent gestiegen. Und dann sagen Sie, meine Damen und Herren von der Österreichischen 

Volkspartei, daß dieses Jahr ein schlechtes Jahr gewesen sei 

An Hand der Unterlagen, der Bilanz für das Jahr 1976 stellen wir nun plötzlich fest, daß damals, in 

diesem Jahr 1976, in dem es angeblich laut Taus, laut seinen falschen Prophezeiungen keinen 

Konjunkturaufschwung geben Würde, Milliardenaufträge für die Wirtschaft durch die Finanz- und 

Budgetpolitik unserer Regierung eingeflossen sind - 43 Milliarden Schilling -, und dadurch hat sich die  

österreichische Wirtschaft besser entwickelt, als Ende 1975 zu erwarten gewesen war. Der Hauptträger 

dieses Konjunkturaufschwunges war ausschließlich die Industrie. Aus der Stabilisierungsquote konnten 

damals 3 Milliarden Schilling freigegeben werden, von denen zwei Drittel in die Bauwirtschaft geflossen 

sind. Da fragt man sich, wenn man die Behauptung des Herrn Dr. Taus mit diesen Fakten vergleicht: 

Kann man so einem Mann, kann man diesem Herrn Dr. Taus überhaupt glauben? Taus hat am 11. 

November 1975 zur Regierungserklärung gesagt: "Gibt es 1976 ... einen Aufschwung, wird sich die 

Inflation beschleunigen." Das Ergebnis, meine Damen und Herren? Hat Dr. Taus recht gehabt? - Nein! 

Er hat wieder einmal unrecht gehabt. Er hat wieder einmal bewußt etwas Falsches gesagt, nur um die 

Bevölkerung zu verunsichern und uns zu verteufeln. (Zustimmung bei der SPÖ.) Wie sah das Ergebnis 

aus? Wie sahen die Fakten aus? - Die Inflationsrate ist von 8,5 Prozent im Jahre 1975 auf 7,5 Prozent 

im Berichtsjahr 1976 zurückgegangen. Da muß man doch fragen: Ist dieser Dr. Taus mit seinen 

Erklärungen überhaupt glaubwürdig? Taus hat in der ersten Lesung zum Budget 1976 gesagt: "Und ich 

sage Ihnen" - so dozierte er hier, wie immer, wenn er sich herstellt, den Finger hebt und uns ins 

Gewissen zu reden glaubt -: "Expansive Budgetpolitik im Sinne einer Arbeitsplatzsicherung können Sie 
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mit dieser Budgetpolitik überhaupt nicht mehr betreiben! Sie haben bereits in den Jahren 1972, 1973, 

1974 den Spielraum verloren, um jetzt echte Arbeitsplatzsicherungspolitik durch Verstärkung der 

Investitionen zu machen. ... Ich behaupte" - "ich", Dr. Taus, "behaupte" -, "daß dieses Budget" - er hat 

es als "Hausnummernbudget" bezeichnet -" ... keine Arbeitsplatzsicherung bringen kann." Was heißt 

das in die Umgangssprache übersetzt? - Das würde bedeuten: Wenn es keine Arbeitsplatzsicherung 

geben konnte, so hätte es im Jahre 1976 eine Massenarbeitslosigkeit geben müssen; die Regierung 

war ja nach seiner Auffassung unfähig, die Arbeitsplätze zu sichern 

Und wie sah es aus? - Im August 1976 gab es nicht Hunderttausende von Arbeitslosen, sondern es gab 

2 740 584 Beschäftigte, den absoluten Rekordstand bis zu diesem Zeitpunkt! (Beifall bei der SPÖ.)  
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Dr. Tull Da muß man wirklich fragen, meine Damen und Herren: Sind das die Qualitäten der Prognosen 

eines Herrn Dr. Taus?  

Und jetzt komme ich dann zu Ihnen, Herr Dr. Mock, denn Sie sagten ja heute auch etwas bezüglich des 

Defizits. Aber Herr Dr. Taus, Ihr Bundesparteiobmann, hat damals in der ersten Lesung gesagt: "Sie 

kriegen ein Budgetdefizit" - im Jahre 1976 -, "das meiner Schätzung nach mindestens" -er ist ja immer 

sehr groß in seinen Rechnungen, schließlich und endlich kann er mit Geld umgehen - "bei 50 Milliarden 

Schilling liegen wird .... ich muß damit rechnen" "ich", Herr Dr. Taus -, "daß im Budget jahr 1976 . . . " 

die "Verwaltungsschulden über 60 Milliarden Schilling" betragen werden.  

Tatsachen: Das Defizit - nachzulesen im Bundesrechnungsabschluß und zu bestätigen durch den 

Präsidenten des Rechnungshofes betrug nicht einmal 44 Milliarden; das waren um 2 Milliarden weniger 

als präliminiert. Die Verwaltungsschulden betrugen nicht 60 Milliarden, sondern 54 Milliarden; das waren 

um 2,8 Prozent weniger als im Jahre 1975. So wenig ernst zu nehmen sind die Schätzungen des Herrn 

Dr. Taus! Herr Dr. Mock, Sie haben von Defiziten gesprochen, aber Sie haben beim Jahre 1976 

aufgehört. Darf ich Ihnen nun etwas sagen; vielleicht haben Sie das überhört in der Hektik, in der Sie 

sich jetzt befunden haben durch die Amtsübernahme beziehungsweise durch die Vorarbeiten, die 

Vorbereitungsarbeiten, in dieses Amt zu kommen, vielleicht haben Sie es überlesen, Herr Dr. Mock: 

Das Defizit des Jahres 1977 war zwar mit 44 Milliarden Schilling präliminiert. (Ruf bei der OVP: Das 

liegt noch nicht vor!) Mit 44 Milliarden! (Ruf bei der OVP: Liegt noch nicht vor!) Liegt noch nicht vor. Aber 

ich kann Ihnen heute sagen und kann Ihnen beweisen, daß es nicht einmal 42 Milliarden Schilling 

betragen hat, also um 2 Milliarden Schilling weniger, als präliminiert gewesen ist. (Rufe. bei der OVP: 

Woher wissen Sie das? Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) Das sind die Fakten, meine Damen und 

Herren! Und was hat der Herr Dr. Taus gesagt? "Budgetdefizit ... mindestens bei 50 Milliarden Schilling" 

im Jahre 1976; "Verwaltungsschulden über 60 Milliarden Schilling", die im Grunde genommen um 6 

Milliarden Schilling weniger gewesen sind! (Zustimmung bei der SPO. Erneute Zwischenrufe bei der 

OVP.) Herr Klubobmann Dr. Mock, ich nehme an, daß Sie das unterstreichen, was Ihr 

Bundesparteiobmann gesagt hat, daß Sie sich zu dem bekennen, was er hier erklärt hat.  
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Wissen Sie, Herr Dr. Mock, was Herr Dr. Taus zum Budget 1976 gesagt hat? Wissen Sie, Herr Dr. 

Mock, wie er dieses Budget bezeichnet hat in aller Öffentlichkeit? Das ist nachzulesen in den 

Protokollen: ein "Hausnummernbudget" . Er wollte plötzlich witzig sein, er, dem das Schmunzeln ja nur 

sehr selten abzugewinnen ist, wollte mit einem Schlag besonders witzig, ja geradezu kabarettreif wirken: 

Ein "Hausnummernbudget", hat er gesagt, ist das, Herr Finanzminister, ein "Hausnummernbudget"! 

(Präsident Probst übernimmt den Vorsitz.) Tatsache ist, Herr Dr. Mock: Nach Vollzug dieses Budgets 

stellt man fest, daß die Abweichung nicht einmal 1 Prozent ausgemacht hat. Ja Herr Dr. Mock, sagen 

Sie es Ihrem Bundesparteiobmann, sagen Sie es Herrn Dr. Taus: Exakter, präziser, realistischer und 

solider kann man nicht präliminieren, gewissenhafter kann man ein Budget nicht vollziehen als das des 

Jahres 1976 wie auch jedes andere, seit diese sozialistische Bundesregierung im Amt ist! (Beifall bei 

der SPO 

AZ 16.03.1978 ZUR VP-ZEIT WAR SPESENAUFWAND HÖHER. FISCHER BEGRÜßT 

SONDERPRÜFUNG., 

1968 wurden bei einem 83 MdS-Budget für Öffentlichkeitsausgaben 40 MS aufgewendet, heute sind es 

60 M bei einem Budget von 240 Md. 

BFG 1977 

AZ 29.05.1976 ANDROSCHS BUDGETKONZEPT FÜR 1977: ÄUßERTE SPARSAMKEIT UND 

AUSGABENKÜRZUNGEN. 

Die Ausgabenkürzungen werden vor allem die Sparförderung betreffen. Die Mehrwertsteuer wird in den 

nächsten Jahren mit Sicherheit nicht erhöht werden. Sie Stempelgebühren und Tarife werden aber 

hinaufgesetzt werden. Der Staatshaushalt muss in den kommenden Jahren das budgetäre Erbe der 

Rezession bewältigen ,d.h. die für die Vollbeschäftigung aufgenommenen Kredite wieder abbauen.  
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AZ 16.06.1976 SO SPART DIE REGIERUNG. 1 % WENIGER DIENSTPOSTEN, SUBVENTIONEN 

UM 5 % GEKÜRZT. 

Vierstündige Klausur der Regierung auf dem Kahlenberg. Dazu noch: Einschränkung der Überstunden 

in der Verwaltung, Senkung der Zuschüsse an Bauern- und Selbständigenpensionen. Keine Erhöhung 

der Bundesinvestitionen. 

AZ 29.09.1976 BEAMTENPOSTEN: SCHON HALBE MILLIARDE GESPART. SPESEN: ALLES AUF 

DEN GROSCHEN BELEGT. 

Die Reduzierung des Beamtenstandes um 1 % wird eine halbe Milliarde bringen. Opposition schießt 

sich auf Repräsentationskosten ein. Kreisky argumentiert, dass früher prominente Gäste nicht nach 

Österreich gekommen seien.  

(20.10.1976) Der Empfang des Bundeskanzlers aus Anlass des Nationalfeiertags wird aus 

Ersparnisgründen gestrichen. 

(14.11.1976) Kreisky: Hohe Beamte sollen mehr mit dem Taxi und weniger mit dem Dienstwagen 

fahren. Die ÖVP-Regierung habe die Repräsentationsausgaben um durchschnittlich 35  % überzogen, 

die SPÖ um durchschnittlich 26 %. Für 1977 werden die Ausgaben nicht erhöht. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/05/29/19760529_A03.jpg
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AZ 22.10.1976 BUDGETREDE FÜR 1977.ANDROSCHS ZIELSETZUNG: WACHSTUM UND 

STABILITÄT. BUDGET: KAMPF GEGEN ARMUT GEHT WEITER- 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/10/22/19761022_A03.jpg 

(23.10.1976) 1977: 1,4 MdS für Förderung der Landwirtschaft. 

AZ 04.11.1976 HEIßER START DER „BUDGETSCHLACHT“. KONFRONTATION TAUS-ANDROSCH. 

03.11.1976 Generaldebatte. Taus spricht von einem vollkommenen Scheitern der Budgetpolitik, 

verlangt eine Lohnsteuersenkung und verspricht Zusammenarbeit bei der Erstellung eines mehrjährigen 

Budgetkonzepts. Androsch meint, das würde er schon machen, wenn Taus seriöse Vorstellungen hätte. 

(08.11.1976) Scheuch: Ausgehöhltl – hohl. Beim Linzer ÖVP-Landesparteitag verdächtigt Taus den 

Bund, die Finanzkraft der Länder auszuhöhlen- Das dürften sich die Länder, die gut wirtschafteten, nicht 

gefallen lassen.Er spielt dabei auf die Lohnstuertsenkungen an, die auch den Ländern 

Einnahmeneinbußen brachte. Und der Bund hat die Länder bei der Rezessionsbekämpfung im Stich 

gelassen.  

AZ 09.11.1976 HEUTE BEGINNEN BUDGETVERHANDLUNGEN. 

Im Finanz- und Budgetausschuss. Sie werden drei Wochen dauern. 

AZ 02.12.1976 ÖVP SETZT AUF DOPPELSTRATEGIE -WILL MEHR AUSGABEN UND WENIGER 

DEFIZIT. 
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AZ 03.12.1976 AM SCHLIMMSTEN IST ANGST VOR DER ANGST. 19 MDS FÜR SICHERHEIT. 
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AZ 04.12.1976. BUDGET GESUNDHEIT UND SOZIALES. 
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AZ 15.12.1976 BUDGET UNTERRICHT UND KUNST, WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG. 

Bildungsbudget seit 1976 real verdoppelt, Lehrermangel praktisch beseitigt, Seit dem 

Schulentwicklungsprogramm wurden 119 Schulen mit 55.000 Plätzen errichtet, 40.000 Plätze sind in 

Bau., 24.000 in Planung. Sinowatz bekennt sich zu den Schulversuchen und unterstreicht, dass Religion 

Pflichtfach bleibt. 

Das Wissenschaftsbudget wurde seit 1970 verdreifacht, der Nachholbedarf gedeckt. Für die Stipendien 

werden 1977 370 MioS, 80 Mio mehr als heuer ausgegeben. Die Anzahl der Stipendienempfänger ist 

von 8.500 auf 11.230 gestiegen. Der Forschungsaufwand ist seit 1970 um 240 % gestiegen. Nur 45 % 

der Forschungsausgaben kommen aus der Wirtschaft. 

Busek wirft Sinowatz vor, dass er den Kommunisten Biermann nach Wien eingeladen hat. 

AZ 16.12.1976 BUDGET: SCHWUNG AM BAU AUCH 1976. 
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AZ 17.12.1976 BUNDESFINANZGESETZ FÜR 1977 BESCHLOSSEN. 
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BG v. 16.12.1976 über die Bewilligung des Bundesvoranschlages für das Jahr 1977 

(Bundesfinanzgesetz 1977) BGBl 1/1977. 

 

12.05.1977 1. BUNDESFINANZGESETZNOVELLE 1977 BGBL 295. 

Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Das Bundesfinanzgesetz 1977, BGBl. Nr. 1, wird wie folgt 

geändert: 1. Im Art. V wird nach dem Abs. 2 der folgende Abs. 3 eingefügt: „(3) Der Bundesminister für 

Finanzen ist ermächtigt, für die im Jahre 1977 durch die Einrichtung einer Volksanwaltschaft (BGBl. 

Nr. 121/ 1977) anfallenden Ausgaben, jedoch höchstens bis zum Gesamtbetrag von 5 Mill. S, die 

Zustimmung zu Überschreitungen bei den für die Volksanwaltschaft vorgesehenen Ausgabenansätzen 

zu geben. Die erforderliche Bedeckung für diese Überschreitungen ist durch Ausgabenrückstellungen 

beim Ansatz 1/50127 sicherzustellen." 2. In der Anlage I {Bundesvoranschlag) wird nach dem Kapitel 

04 ein neues Kapitel 05 „Volksanwaltschaft" mit folgenden Ansätzen eingefügt: 3. In der Anlage I 

(Bundesvoranschlag) wird nach dem Ansatz 2/54050 der Ansatz 2/54052 „Internationale 

Finanzinstitutionen (zweckgeb. Einnahmen) (V)", mit dem Hinweis 3) eingefügt. 4. Im Art. V Abs. 1 Z. 8 

wird am Absatzende der „Punkt" gestrichen und der folgende Satzteil angefügt: „oder nach 

Ausschöpfung der Bedeckungsmöglichkeit beim Titel 518 als weitere Bedeckung Mehreinnahmen beim 

Ansatz 2/54074 verfügbar sind, jedoch begrenzt mit 40 Mill. S." Artikel II Mit der Vollziehung dieses 

Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 

 

17.11.1977 BUDGETÜBERSCHREITUNGSGESETZ 1977, BGBL 536. 

Gesamtüberschreitungsbetrag 2.697 MioS, durch Ausgabenumschichtungen, Mehreinnahmen und 

Rücklagenauflösungen bedeckt. Der Budgetabgang erfährt keine Erhöhung, Gesamteinnahmen und -

auf. 

07.03.1979 NR XIV (121) BERICHT DES RECHNUNGSHOFAUSSCHUSSES ÜBER DEN VOM 

RECHNUNGSHOF VORGELEGTEN BUNDESRECHNUNGSABSCHLUß (TII-130 DER BEILAGEN) FÜR 

DAS JAHR 1977 (1221 DER BEILAGEN) 

Die bindende Grundlage für die Führung des Bundeshaushaltes im Sinne der bestehenden 

Haushaltsvorschriften bildete das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1977, BGBl. Nr. 1, in der Fassung 

der 1. Bundesfinanzgesetz-Novelle 1977, BGBL Nr. 295, sowie das Budgetüberschreitungsgesetz 

1977, BGBL Nr. 536. Soweit der Bundesminister für Finanzen nicht bereits im allgemeinen durch die 

Artikel III bis V des Bundesfinanzgesetzes 1977 bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen ermächtigt 

' war, Überschreitungen von Ausgabenansätzen innerhalb der dort bestimmten Grenzen zuzustimmen, 

wurden vom Nationalrat im besonderen derartige Abweichungen von der betraglichen Bindung an das 

Bundesfinanzgesetz 1977 mit Budgetüberschreitungsgesetz 1977 genehmigt. Das 

Budgetüberschreitungsgesetz 1977 genehmigte überschreitungen von 2697 Millionen Schilling. Von 

den Mehrausgaben der ordentlichen und außerordentlichen Gebarung, die sich insgesamt auf 11 090 

Millionen Schilling beliefen, sind daher solche von 8 393 Millionen Schilling auf administrativem Wege 

verfügt worden. In jedem Falle war mit einer Ausgabenüberschreitung die Verpflichtung zur Bedeckung 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1976/12/17/19761217_A02.jpg
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in Ausgabenrückstellungen oder in Mehreinnahmen, zum Teil aber auch die Berechtigung zur 

Bedeckung in Erlösen aus Schuld aufnahmen verbunden. In der ordentlichen Gebarung weist der Bund 

1977 Ausgaben von 230.067 Millionen Schilling und Einnahmen von 194 173 Millionen Schilling, 

demnach einen Abgang von 35 894 Millionen Schilling, auf. Hievon wurden 66 938 Millionen Schilling 

oder 29,1 vom Hundert für das Personal, 131077 Millionen Schilling oder 57 vom Hundert für die 

laufenden Sachausgaben und 32 052 Millionen Schilling oder 13,9 vom Hundert für die 

Vermögensausgaben verwendet. Von den Sachausgaben -insgesamt 163 129 Millionen Schilling - 

entfielen 16 727 Millionen Schilling auf Anlagen, 15 989 Millionen Schilling auf Förderungsmaßnahmen 

und 130413 Millionen Schilling auf sonstige Zwecke Aufwendungen -, Von den Einnahmen der 

ordentlichen Gebarung stammen aus öffentlichen Abgaben 115 501 Millionen Schilling oder 59,5 vom 

Hundert, aus abgabenähnlichen Beiträgen - wie zum Beispiel Dienstgeberbeiträgen zum 

Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen und Arbeitslosenversicherungsbeiträgen - 26 757 Millionen 

Schilling oder 13,8 vom Hundert, aus der Gebarung der Bundesbetriebe 38 822 Millionen Schilling oder 

20 vom Hundert und aus übrigen Einkünften - wie zum Beispiel Kostenersätzen und 

Verwaltungseinnahmen - 13 087 Millionen Schilling oder 6,1 vom Hundert. Vom Gesamtaufkommen der 

ordentlichen Einnahmen entfielen 192 029 Millionen Schilling oder 98,9 vom Hundert auf die laufende 

Gebarung und 2 144 Millionen Schilling oder 1, 1 vom Hundert auf die Vermögensgebarung. '  

Die außerordentliche Gebarung schloss bei Ausgaben von 6591 Millionen Schilling und Einnahmen von 

609 Millionen Schilling mit einem Abgang von 5.982 Millionen Schilling, der die Voranschlagsannahme 

von 5.156 Millionen Schilling um 226 Millionen Schilling überschritt. Von den außerordentlichen 

Ausgaben betrafen 245 Millionen Schilling die laufende Gebarung und 6 346 Millionen Schilling die 

Vermögensgebarung. Im einzelnen wurden für Anlagen 6198 Millionen Schilling, für 

Förderungsmaßnahmen 9 Millionen Schilling und für übrige Zwecke (Aufwendungen) 384 Millionen 

Schilling ausgegeben. Auf Grund von gesetzlichen Verpflichtungen wurden 405 Millionen Schilling und 

aus Ermessen 6 186 Millionen Schilling geleistet 

Die Anlehensgebarung, welche nach den bestehenden Haushaltsvorschriften die Aufnahme von 

Finanzschulden im allgemeinen und die Tilgung kurzfristiger Kredite umfaßt, weist 1977 Einnahmen von 

79 490 Millionen Schilling und Ausgaben von 35 873 Millionen Schilling auf. Zur Bedeckung des 

Budgetabganges stand ein kassenmäßiger überschuß der Anlehensgebarung von 43 617 Millionen 

Schilling zur Verfügung. Der Aufnahme von über das Finanzjahr hinaus wirksamen Finanzschulden im 

Ausmaß von 43 618 Millionen Schilling standen im Berichtsjahr 12 819 Millionen Schilling budgetmäßig 

verrechnete Tilgungen (einschließlich Kursverlusten von 215 Millionen Schilling und Kursgewinnen von 

1 031 Millionen Schilling) gegenüber, sodaß der Jahresendstand der nichtfälligen Finanzschulden um 

30 799 Millionen Schilling oder um 23 vom Hundert auf 164 581 Millionen Schilling gestiegen ist. Vom 

gesamten Finanzschuldenstand entfielen 117 154 Millionen Schilling auf das Inland und 47 426 

Millionen Schilling auf das Ausland.  

Der Bundesminister für Finanzen hat im Finanzjahr 1977 gemäß Artikel IX des Bundesfinanzgesetzes 

oder auf Grund sonstiger gesetzlicher Ermächtigungen Haftungen in der Höhe von 77 249 Millionen 

Schilling übernommen. Von diesem Betrag entfielen, aufgeschlüsselt nach Wirtschaftszweigen, 36 143 

Millionen Schilling auf die Ausfuhrförderung, 18 742 Millionen Schilling auf die 
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Ausfuhrfinanzierungsförderung, 9577 Millionen Schilling auf die Elektrizitätswirtschaft, 7046 Millionen 

Schilling auf den Straßenbau, 2375 Millionen Schilling auf andere verstaatlichte Unternehmungen und 

Unternehmungen mit Bundesbeteiligung, 334 Millionen Schilling auf die Landund Forstwirtschaft, 1 893 

Millionen Schilling auf die Wasserwirtschaft, 306 Millionen Schilling auf die Erdölbevorratung sowie 833 

Millionen Schilling auf sonstige Wirtschaftszweige. Diesem Zuwachs an Eventualverbindlichkeiten im 

Ausmaß von 77 249 Millionen Schilling standen im gleichen Haushaltsjahr Verminderungen in Höhe 

von 30 546 Millionen Schilling gegenüber, sodaß sich der Stand des Haftungsobligos von 169 882 

Millionen Schilling um netto 46 703 Millionen Schilling auf 216 585 Millionen Schilling erhöhte.  

Der 

 

 

 

 

BFG 1978 

AZ 02.04.1977 KÜNFTIG KEIN EIGENER AO. HAUSHALT MEHR.  

Fällt im Budget 1978 auf Anraten des RH weg. Das Budget wird rund 45 Md erreichen. Die industrienahe 

ÖPK geht von 50 Md aus. Die Annahme der ÖPK96, dass die Personalausgaben um 14 % auf 77 MdS 

steigen, trifft schon deshalb nicht zu, weil sie schon 1977 80 MdS erreicht haben. 

AZ 08.06.1977 ANDROSCH ZUM BUDGET 1978: WENIGER STAATSINVESTITIONEN. 

STEUERPRIVILEGIEN FALLEN. BREMSE FÜR SUBVENTIONEN .  

Die Investitionsausgaben des Bundes und alle Förderungen und Subventionen werden 1978 um 10 % 

niedriger sein als heuer. Es gibt keine Steuererhöhungen, aber auch keine Lohnsteuersenkung. Der 

Dienstpostenplan wird weiter reduziert. Die Defizitentwicklung bei Bahn und Post, die 

Ausgabenzuwächse im Bildungs- und Sozialbereich sollen eingedämmt werden. Zusätzliche 

Staatsausgaben sind ausgeschlossen. Steuerbegünstigungen, wie die vorzeitige Abschreibung von 

Kombis und Lkw entfallen. Der Kreditapparat wird heute flankierende Maßnahmen, vor allem eine 

Kreditbremse, beschließen. Eine Kreditverteuerung schließt Androsch aus. 

Kommentator Besenböck verweist darauf, dass dies der Preis für die niedrigste Arbeitslosenrate 

Europas mit 1,3 % ist. 

(AZ 09.06.1977) Kredite knapper und teurer: Bremse gegen Konsumkredite und Importschwemme. 

AZ 03.09.1977 BUDGETVORSCHLAG 1978 START FÜR VERHANDLUNGEN ÜBER. MONTAG 

(05.09.1977)  

                                                      

96 Österreichische Politische Korrespondenz, 1010 Wien, Krugerstr. 17. Institut f. Wirtschaft und Politik 
Gf Ferdinand Manndorff (1922-2013) ÖVP-Politiker, Enkel des Gewehr-Erfinders Mannlicher , Red. 
Rudolf Kratochvilla, auch Kunstmaler. 
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Budget 1979 möglichst restriktiv, Spielraum zur Rückzahlung der Kredite benützen, die in den Jahren 

1974-1976 zur Konjunkturstützung und Sicherung der Arbeitsplätze verwendet worden sind. Keine 

vorzeitige Steuersenkung. 

AZ 21.09.1977 „MEHREINNAHMEN FÜR INFRASTRUKTUR“ KREISKY: MAßNAHMENPAKET 

NÖTIG, WEIL WIRTSCHAFTSPROGNOSEN NICHT EINTRATEN.  

Keine generellen Abgabenkürzungen, Wasserwirtschaftsfonds unbehelligt. Wirtschaftsforscher hätten 

mit Nachfragesättigung gerechnet und daher den Sturm auf die Luxusgüter nicht vorausgesehen. 

Bundeszuschüsse zu den Pensionen der Selbständigen (de facto zahlt den größten Teil der Bund) 

erhöhen. 

(AZ 22.09.1977) Überstunden beim Bund könnten um 10 % reduziert werden., sagt StS Löschnak. 

285.000 Bundesbedienstete leisten 33 Mio Überstunden, die 5,5 MdS kosten. Der Löwenanteil entfällt 

auf Post und Bahn. Dann kommen Lehrer, Polizisten, Zollwache und Landesverteidigung. 

Eisenbahnergewerkschaft weist darauf hin, dass der Hauptanteil der Überstunden bei den 

Bundesbahnen nicht in der Verwaltung, sondern im Betrieb entsteht. Die Überstunden sind nötig, weil 

es an Personal fehlt.  

(AZ 30.09.1977) Kreisky in Innsbruck: Eisenbahnerrechte nicht antasten. 

(AZ 30.10.1977) Kreisky im Radio: Bund spart bei Überstunden, schon 150 MS eingespart.  

(AZ 23.09.1977) Kreisky Neuwahlen sind das Letzte, was wir brauchen. Wenn Taus Antrag stellt, wird 

er abgelehnt. 

AZ 18.10.1977ANDROSCH LEGT HEUTE PARLAMENT RESTRIKTIVES BUDGET 1978 VOR.  

Bruttodefizit bei etwa 40 MdS, rund 6 MdS als im laufenden Jahr, Nettodefizit soll von 34 auf 25 MdS 

gedrückt werden, Ausgabenrahmen 10 % über dem des laufenden Jahres, 9 MdS sind an FLAG zu 

überweisen, Budgeteinnahmen 230 MdS spürbare Steigerung bei Einkommensteuer, nicht bei Lohn- 

und Umsatzsteuer. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/10/19/19771019_A05.jpg 

AZ 04.11.1977 NATIONALRAT DEBATTIERT BUDGET 1978 

Taus sagt, der Budgetentwurf sei nichts anderes als das Resultat einer abrupten Notbremsung und 

nicht geeignet, die Vollbeschäftigung zu sichern. Die SPÖ habe sich für fiskalistische Ausbeutung 

entschieden, einen Manchester-Sozialismus. Nicht die Regierung habe die Arbeitsplätze gesichert, 

sondern die Wirtschaft. 

Tull: Gerade weil die Regierung wirtschaftliche Schwierigkeiten erkennt, ist dieses restriktive Budget 

notwendig, um für ein neues Wirtschaftstief Handlungsspielraum zu haben. Er findet die Arbeit der 

Regierung bewundernswert, was doch die Arbeitslosenzahl von nur 2 % (Deutschland 5 %) und der 

Einkommensanstieg seit 1970 um 41 %  beweisen. 

Veselsky: Wo würde die ÖVP die öffentlichen Investitionen einschränken? Das Taus-Konzept sei ein 

Alleingang und eine Nacht- und Nebelaktion. In seinen Vorschlägen werde Arbeitslosigkeit erfunden. 

AZ 22.11.1977WISSENSCHAFTSBUDGET: UNI MIT 10 % ERHÖHUNG UNZUFRIEDEN 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1977/10/19/19771019_A05.jpg
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Rektor fürchtet Bildungspleite in den Folgejahren, das Forschungsbudget müsse konjunkturunabhängig 

erstellt werden. Hochschülerschaft beklagt Raumnot.  Stipendien zu niedrig. Kommentatorin Ilse Keller 

weist darauf hin, dass die Hälfte des heutigen Hochschulraumes seit 1970 gebaut wurde.Die Stipendien 

sind so hoch, wie das Karenzurlaubsgeld für alleinstehende Mütter, von dem zwei leben müssen. 

Studenten können in den Ferien auch arbeiten. 04.11.1977 „Kahlenberg-Gesetze“ Wirtschaftspolitische 

Diskussion. 

AZ 02.12.1977BUDGETAUFTAKT: ÖVP BOT LEERE BÄNKE.  

Fischer sagt: Wenn Taus mit seinem Sanierungsplan jährlich 6 MdS einsparen und Mock 8 MdS 

Steuersenkung will, gleichzeitig aber nach den Wünschen der ÖVP alle Einzelpositionen besser dotiert 

sein sollten, dann geht das nur, wenn Sie die Einnahmen in Lire und die Ausgaben in DM rechnen. Auch 

wenn man alle Repräsentationskosten und Dienstautos einsparte, brächte das kaum 1/20 dessen, was 

Mocks Steuerideen kosten würden. Fischers Rede wurde wegen des Kommunistenvergleichs von der 

ÖVP boykottiert. 

AZ 03.12.1977GESUNDHEITS- UND SOZIALDEBATTE. KAMPF GEGEN DIE ARMUT GEWONNEN.  

Kurt Steyrer als neuer SP-Gesundheitspolitiker.  Fordert Fachausbildung für Arbeitsmediziner. Lobt 

Leodolter für Mutter-Kind-Pass, der von der Medical Tribune als vorbildlich für die ganze Welt 

bezeichnet wird. Damit konnte die Säuglingssterblichkeit halbiert werden.  

AZ 07.12.1977UNTERRICHT UND WISSENSCHAFT. BILDUNGSEXPLOSION WURDE BEWÄLTIGT. 

SOZIALISTEN BEKRÄFTIGEN: GESAMTSCHULE BLEIBT ZIEL.  

Seit 1970 ist der Bundeshaushalt um das Anderthalbfache gewachsen. Der Aufwand für die 

Hochschulen hat sich aber mehr als verdreifacht. Busek meint trotzdem, die Mittel für die Universitäten 

lägen real unter dem, was es 1970/71 gegeben habe, Frischenschlager räumt ein: „Es liegt eine Zeit 

expansiver Hochschulpolitik hinter uns.“ Firnberg: Mit der richtigen Hochschulpolitik konnte ein Numerus 

clausus verhindert werden. 

Schulen: Die Bildungsexplosion konnte bewältigt werden, 145 große Schulprojekte wurden realisiert, 77 

sind noch im Bau, der drückende Lehrermangel konnte behoben werden. 

29.06.1978 (1. BUDGETÜBERSCHREITUNGSGESETZ 1978) BGBL 316/1978 

 

AZ 23.08.1978 BUDGET 1978 UND 1979 IM 50 MDS-BEREICH 

Wifo-Studie empfiehlt, langfristig zu einem Budgetdefizit von 2,5 % des BNP zu gelangen, was einer 

Halbierung des derzeitigen Defizits gleichkäme. Mit diesem Ziel erklärte sich Androsch einverstanden. 

(AZ 14.10.1978) Das Budgetdefizit 1978 wird mit dem Budgetüberschreitungsgesetz, das allein für die 

Landwirtschaft Mehrausgaben von 1 MdS vorsieht, rund 50 MdS erreichen. 

08.11.1978  BUNDESFINANZGESETZNOVELLE 1978 BGBL. NR. 538/1978 

 

08.11.1978  2. BUDGETÜBERSCHREITUNGSGESETZ 1978 BGBL. NR. 539/1978 
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BG V. 21.02.1980 ÜBER DIE GENEHMIGUNG DES BUNDESRECHNUNGSABSCHLUSSES 

1978 BGBL 98/1980 
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BFG 1979 

AZ 05.09.1978 KLAUSUR; BUDGET, STEUERN, PRIVILEGIEN. 

Im Renner-Institut am 05. Und 06.09.1978. Teilnehmer die Regierungsmitglieder, die Mitglieder des 

erweiterten Präsidiums der SPÖ und die sozialistischen Mitglieder des ÖGB-Präsidiums. Keynote des 

Bundeskanzlers, der am 04.09.1978 aus Mallorca zurückgekehrt  und noch am Abend mit Androsch 

zusammengetroffen ist. 

Von den großen Problemen des Vorjahres ist nur noch das Budgetproblem übriggeblieben. 

Leistungsbilanzdefizit wurde drastisch reduziert, Inflationsrate weiter gedrückt, Vollbeschäftigung 

aufrecht erhalten. Androsch legt der Klausur sein Budgetkonzept für 1979 vor. 

Die ÖVP fordert Rücktritt von Androsch, Arbeitsplatzsicherung durch Steuersenkung auf den 

01.01.1979, Abbau der Staatsverschuldung, Abschaffung der LKW-Steuer und Entpolitisierung des 

ORF. 

(AZ 06.09.1978) Kommission zur Verbesserung der Budgetsituation unter Kreiskys Vorsitz. 

(AZ 11.09.1978) Kreisky: Wichtigste Bereiche Sozial- und Steuerpolitik sowie 

Lebensmittelsubventionen. 

AZ 14.10.1978 ANDROSCHS BUDGET: STAAT GIBT MEHR, ALS ER NIMMT. 

Haushaltskonzept 1979: Die Steuersenkung um 4,5 MdS und die Erhöhung der Familienbeihilfe um 800 

MS bringt für den einzelnen weit mehr, als die Belastungen im Budget 1979 durch die Halbierung der 

Milchpreisstützung und die Erhöhung des Briefportos von 3 auf 4 S ausmachen. Der Großteil der 

Budgetentlastung um 6 MdS wird nämlich durch Einsparungen und Umschichtungen erzielt. Auch die 

Mineralölsteuererhöhung um 25 Groschen wird zu keiner Erhöhung der Preise führen. Der 

Kirchensteuerfreibetrag wird von 600 auf 800 S erhöht, der für Kriegsopfer und Verfolgte um 10 %- 

Keine Erhöhung der Beiträge, keine Leistungsminderung bei der Sozialversicherung. 

Dibold: In den Verhandlungen ist es gelungen, das Defizit auf rund 50 MdS herabzudrücken und die 

Ausgaben bei rund 290 MdS einzubremsen. Mit einer Erhöhung der Familienbeihilfe um 30 S und der 

Ausgleichszulagen um 15 S wird den sozial Schwächeren die Halbierung der Milchpreisstützung 

abgegolten. Dazu kommt die allgemeine Steuersenkung im Ausmaß von 4,5 MdS, was Kohlmaier als 

Trinkgeld bezeichnet. 

AZ 19.10.1978 ANDROSCH LEGT BUDGET FÜR 1979 VOR: ARBEITSPLÄTZE, STABILITÄT UND 

ABBAU DES DEFIZITS. 

Trotz Steuersenkung und Gehaltserhöhung für die Beamten bleibt das Budgetdefizit 1979 unter 50 MdS. 

Das Nettodefizit wird mit 30,8 MdS um 3 Md niedriger sein als heuer. Finanzminister Androsch 

präsentierte am Mittwoch (18.10.1978) dem Nationalrat den Voranschlagt für den Bundeshaushalt 1979 

mit Ausgaben von 288,1 MdS und Einnahmen von 238,8 MdS. In seiner Budgetrede unterstrich 

Androsch, die Bundesregierung verfolge auch 1979 in der Wirtschaftspolitik eine Doppelstrategie, die 

global restriktiv, aber gezielt expansiv konzipiert ist: In dem Bemühen, Vollbeschäftigung bei 

größtmöglicher Stabilität und sich ständig verbessernder Außenwirtschaft zu erhalten. 

Budgetschwerpunkte sind die Ausgaben für Soziales, die einschließlich des Aufwandes für Gesundheit 
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und Wohnbau 25,8 % des Budgetkuchens ausmachen. Mit 17,7  % folgen die Bereiche Straßenbau, 

Bahn und Post, 13,3 % sind für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 12,4 % für die Tilgung der 

Finanzschuld, 7,2 % für die Landesverteidigung und 2,4 % für die Land- und Forstwirtschaft vorgesehen. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/10/19/19781019_A03.jpg 

AZ 15.12.1978 BUDGET 1979 UNTERE DACH UND FACH. VOLLBESCHÄFTIGUNG BLEIBT 

SCHWERPUNKT. 

Bundesgesetz vom 14. Dezember 1978 über die Bewilligung des Bundesvoranschlages für das Jahr 

1979 (Bundesfinanzgesetz 1979) 

 

23.02.1979 84. BUNDESGESETZ: BUNDESFINANZGESETZNOVELLE 1979 

2. Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Das Bundesfinanzgesetz 1979, BGBl. Nr. 1, 

wird wie folgt geändert: 1. Im Art. III wird der folgende Abs. 3 a eingefügt: „(3 a) Der 

Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, 1. soweit Überschreitungen bei 

Ausgabenansätzen gemäß Art. V Abs. 4 und 5 genehmigt werden und 2. soweit während des 

Finanzjahres 1979 beim Kapitel 52 „Öffentliche Abgaben" auf Grund der Novelle 1979 des 

Umsatzsteuerzeit geltenden Fassung, die tatsächlichen gesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, in der 

der- Einnahmen gegenüber den veranschlagten Einnahmen zurückbleiben, den dadurch 

entstehenden höheren Abgang (Art. I Abs. 1) in Höhe der voraussichtlichen Mehrausgaben 

und Mindereinnahmen bis zum Betrag von insgesamt 3 Milliarden Schilling durch 

Einnahmen aus Kreditoperationen gemäß Art. VIII zu bedecken."  

3. 2. Im Art. III hat Abs. 4 zu lauten: „(4) Der Abgang (Art. I Abs. 1) erhöht sich um jene 

Beträge, in deren Höhe die Ermächtigungen gemäß Abs. 1, 2, 3 a und Art. VIII a ausgeübt 

werden." 3. Im Art. V sind folgende Abs. 4 und 5 anzufügen: „(4) Zur Durchführung von 

strukturverbessernden, investitionsfördernden und energieeinsparenden Maßnahmen, die im 

Finanzjahr 1979 den Einsatz zusätzlicher Bundesmittel erfordern, wird der Bundesminister 

für Finanzen ermächtigt, Überschreitungen bei den nachstehend angeführten 

Ausgabenansätzen des Bundesvoranschlages (Anlage I) bis zu den nachstehend angeführten 

Höchstbeträgen zu genehmigen: (5) Die Genehmigungen gemäß Abs. 4 sind zu erteilen, wenn 

die wirtschaftliche Entwicklung dies erfordert und Maßnahmen für strukturelle 

Anpassungsprozesse, zur Investitionsbelebung und zur Einsparung von Energie notwendig 

sind." 4. Im Art. VI ist folgender Abs. 9 anzufügen: „(9) Die Überschreitungsbeträge bei den 

im Art. V Abs. 4 genannten Ansätzen sind mit Zustimmung des Bundesministers für Finanzen 

insofern gegenseitig deckungsfähig, als dies im Sinne der strukturverbessernden, 

investitionsfördernden und energieeinsparenden Zielsetzungen gemäß Art. V Abs. 5 

wirtschaftlich zweckmäßig ist, der Mehrbedarf (Überschreitungsbetrag) bei einem Ansatz 

nicht mehr als 25 v. H. beträgt und gleichhohe Ausgaben bei einem anderen Ansatz 

zurückgestellt werden können." 5. Im Art. VIII hat Abs. 4 zu lauten: „(4) Der im Abs. 1 Z. 1 

erster Satz aufgezeigte Betrag erhöht sich um jene Beträge, in deren Höhe die 

Ermächtigungen gemäß Art. III Abs. 1, 2, 3 a und Art. VIII a ausgeübt werden." 6. Im Art. X 

ist im Abs. 1 folgende Z. 7 anzufügen: „7. Ferner ist der Bundesminister für Finanzen 

ermächtigt, für die im Finanzjahr 1979 nicht in Anspruch genommenen Teile der im Art. V 

Abs. 4 vorgesehenen Überschreitungsbeträge und für die im Bundesvoranschlag 1979 

(Anlage I) beim Ausgabenansatz 1/50296 für Zinsenstützungsaktionen vorgesehenen 610 

Millionen Schilling eine Reservierung im Wege einer Rücklagenzuführung zwecks 

Bereitstellung im Zeitpunkt des Bedarfes vorzunehmen." Artikel II Mit der Vollziehung 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/10/19/19781019_A03.jpg
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dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet der Befugnis der obersten Organe zur Bestreitung der 

einzelnen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister für Finanzen 

betraut.  

25.02.1981 BUNDESGESETZ VOM 25. FEBER 1981 ÜBER DIE GENEHMIGUNG DES 

BUNDESRECHNUNGSABSCHLUSSES FÜR 1979, BGBL. NR. 128/1981 

 

FINANZAUSGLEICH 

AZ 27.05.1977 ANDROSCH-VORSCHLÄGE FÜR FINANZAUSGLEICH 

Städtetag in Salzburg: Mehr Geld für Gemeinden und Bund. Bund soll auch nicht mehr zur Gänze die 

Kosten der Landeslehrer tragen. Spitalsfinanzierung klären. 

30.06.1978 ÄNDERUNG DES FINANZAUSGLEICHSGESETZES 1973 — FAG 1973  BGBL. NR. 

455/1978 

 

AZ 21.10.1978 FINANZAUSGLEICH IST NUN PERFEKT. DIE LANDESUMLAGE WURDE GESENKT. 

Von 12,5 auf 10,5 % Die Gebietskörperschaften verhandeln mit dem Ziel, sie völlig zu beseitigen. 

Gesenkt wurden auch die Projektierungskosten für den Bundesstraßenbau, aufgestockt die 

Finanzzuweisungen des Bundes an die Eisenbahn- und Theatergemeinden sowie den Fremdenvekehr, 

zusätzliche 700 MS für den Wasserwirtschaftsfonds. 

15.12.1978 FINANZAUSGLEICHSGESETZ 1979 FAG 1979 , BGBL 673/1978. 

 

 

 

VERSTAATLICHTE/BUNDESBETRIEBE 

Bei einem Beschäftigungsstand von rund 122.000 Mitarbeitern in den Tochtergesellschaften der ÖIAG-

Gruppe im In- und Ausland erzielten diese Unternehmungen im ersten Hj 1975 um 7,5 % gestiegene 

Umsätze in Höhe von 39,7 MdS. Bei den Exporterlösen in Höhe von 14,2 MdS wurde eine Zunahme 

von 19,5 % erreicht. 

NR XIV (2) 05.11.1975 REGIERUNGSERKLÄRUNG KREISKY. 

Durch die im wesentlichen abgeschlossene branchenweise Zusammenführung der Unternehmungen 

der verstaatlichten Industrie wurde ihre Wettbewerbsfähigkeit stark verbessert. Die Unternehmungen 

der verstaatlichten Industrie, die im Konzern der ÖIAG zusammengefasst sind, beschäftigen rund ein 

Sechstel der Arbeitnehmer der ö Industrie eine wirtschaftlich so bedeutende Gruppe trägt 

selbstverständlich besondere Verantwortung für die wirtschaftliche Entwicklung Ös. 

AZ 30.07.1976 KREISKY: KONSEQUENTE KONZERNPOLITIK. REGIERUNG ERWARTET VON 

ÖIAG: ERTRAGSDENKEN, DIVIDENDENPOLITIK, KAPITALLENKUNG 

 

AZ 15.09.1976 KOHLENBERGBAU IN FOHNSDORF IN DER KRISE. 
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141 MS Defizit, Schließung kaum mehr zu vermeiden. Besprechung in der Gewerkschaftszentrale der 

Metaller mit Kreisky und Benya.  

(AZ 10.11.1976) Es gibt neue Arbeitsplätze, 200 durch die VÖEST, auch EUMIG gründet neu. 

(AZ 05.12.1976) Schon 930 Arbeitsplätze für Kumpel Umwandlung der alten Kohlenbergbaugemeinde 

zu dynamischer Industriestadt. Sagt Staatssekretär Veselsky. 

(AZ 28.03.1977) Kreisky rühmt auf der Bergarbeiterversammlung in Fohnsdorf die Schaffung von 2.000 

neuen Arbeitsplätzen. Die Schließung sei ihm sehr schwer gefallen, doch nehme er dafür die 

Verantwortung. Die Weiterführung bis zur Auskohlung hätte 2 MdS gekostet, es sei vernünftiger, diese 

Mittel für neue Arbeitsplätze zu verwenden. (31.03.1977) Im Fohnsdorfer Arbeiterheim ist Kreisky schon 

begeisterter begrüßt worden. 

WIKIPEDIA STAND 23.11.2017 12:59 

Am 17. März 1977 lag der endgültige Stilllegungsbeschluss vor, bis Dezember 1978 wurde das 

Bergwerk geschlossen.[78] Nach der Schließung des Bergbaus 1977/78 verlor ein Viertel der 

Arbeitsplätze und konnte 47 Prozent der Berufstätigen beschäftigen und die Anzahl der Auspendler 

stieg sprunghaft an.[75] 

Mithilfe der Entwicklungsgesellschaft Aichfeld-Murboden (kurz: EGAM) wurden in Dietersdorf 

(Bahndammgasse) 135 Wohnungen in zwei großen Wohnblöcken errichtet. Die Siedlung wird in der 

Umgangssprache „Sautrogsiedlung“ genannt. Aufgrund der Anzahl von 770 Substandardwohnungen 

waren weitere Sanierungen und Neubauten notwendig.[79] 

Am 13. Januar 2011 wurde der damalige Bürgermeister Johann Straner (SPÖ) durch den 

Regierungskommissär Friedrich Zach abgelöst, der somit die Geschäfte des Bürgermeisters übernahm. 

Die Gemeinde erklärte sich für zahlungsunfähig. Der Gemeinderat wurde mit Beschluss der 

Steiermärkischen Landesregierung von Dezember 2010 aufgelöst. Grund dafür ist ein vom 

Rechnungshof nach Prüfung aufgedeckter Finanzskandal und mehrere fehlgeschlagene Großprojekte, 

vor allem die Therme.[80] Johann Straner trat gegen den Willen des SPÖ-Vorsitzenden am 25. 

September 2011 mit einer eigenen Liste „HANS“ erneut zur Gemeinderatswahl an, die er gewann und 

ließ sich erneut zum Bürgermeister wählen. Aus der Führung der Therme zog er sich zurück.[81] 

AZ 02.01.1977 MILLIARDENINVESTITIONEN DER VERSTAATLICHTEN INDUSTRIE SICHERN 

VOLLBESCHÄFTIGUNG. 

VOEST, Edelstahlwerke, Chemie Linz, ÖMV 

AZ 19.07.1977 SEKANINA KONTERT GEIST: LOHNSTOPP STRIKT ABGELEHNT. 

Einen Lohn- und Gehaltsstopp hatte der Generaldirektor der ÖIAG, Franz Geist,vorgeschlagen, weil 

steigende Lohnkosten die internationale Wettberwerbsfähigkeit gefährdeten und die Investitionstätigkeit 

hemmten. Metallerchef Sekanina bestreitet, dass die Lohnpolitik schuld an Schwierigkeiten ist, das sei 

die internationale Wirtschaftsentwicklung. Und da müssten die Unternehmen eben gegensteuern, 

indem sie neue Produktionstechniken und bessere Organisation einführten. 

AZ 15.12.1977 TAUS: „VERMÖGENSBILDUNG“ FÜR VERSTAATLICHTE INDUSTRIE. 
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Das laufe wohl auf Privatisierung hinaus, Scheuch meint, es sei keine rhetorische Phrase, wenn etwa 

der Bundeskanzler die Bereitschaft erkläre, den Vergleich der österreichischen Eisen- und 

Stahlindustrie mit jedem deutschen Privatkonzern aus der Branche aufzunehmen. Dass sich hier gerade 

hier große Probleme für die Zukunft abzeichneten, liege nicht an den Unternehmen, sondern an der 

weltweiten Stahlflaute. Christlich motivierte Politiker sollten verstehen, wenn verstaatlichte 

Unternehmen neben dem notwendigen Kostendenken auch von moralischer Verantwortung für die 

Menschen geleitet würden. 

12.10.1978 NR XIV(103)10089FF 

1. Punkt: Bericht des Ausschusses für verstaatlichte Betriebe über den Bericht des Bundeskanzlers (m-

06 der Beilagen) gemäß § 2 Abs. 2 ÖIG-Gesetz in der Fassung der ÖIG-Gesetz-Novelle 1969, BGBI. 

Nr. 47/1970, über die Lage der in der Anlage zum ÖIG-Gesetz angeführten Gesellschaften zum 31. 12. 

1976 (1009 der Beilagen)  

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für verstaatlichte Betriebe über den Bericht des Bundeskanzlers 

(111-122 der Beilagen) über die Lage der verstaatlichten Industrieunternehmungen zum 31. 12. 1917 

(1010 der Beilagen) 

(AZ 13.10.1977) Bei VÖEST Linz verlor SP 8 Mandate. Benya führt dies auf die Auswirkungen der 

Konjunktur auf die VÖEST und auf die Fusion zurück. 

24.01. 1979 45. BUNDESGESETZ: ÄNDERUNG DES BUNDESGESETZES BETREFFEND DIE 

ÜBERNAHME DER BUNDESHAFTUNG FÜR ANLEIHEN, DARLEHEN UND SONSTIGE KREDITE DER 

ELIN-UNION AKTIENGESELLSCHAFT FÜR ELEKTRISCHE INDUSTRIE 

Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Das Bundesgesetz vom 27. November 1974, BGBl. Nr. 788, 

betreffend die Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der Elin-

Union Aktiengesellschaft für elektrische Industrie wird wie folgt geändert: § 1 Abs. 2 lit. a und b haben 

zu lauten: „a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Gegenwert) der Haftung 800 Mill. S an Kapital 

und 800 Mill. S an Zinsen und Kosten nicht übersteigt; b) die Kreditoperation im Einzelfall den Betrag 

(Gegenwert) von 400 Mill. S an Kapital nicht übersteigt;". Artikel II Mit der Vollziehung dieses 

Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 

24.01.1979 59. BUNDESGESETZ: ÜBERNAHME DER BUNDESHAFTUNG FÜR DIE KONVERSION 

VON ANLEIHEN, DARLEHEN UND SONSTIGEN KREDITEN DER ÖSTERREICHISCHEN 

ELEKTRIZITÄTSWIRTSCHAFTS-AKTIENGESELLSCHAFT (VERBUNDGESELLSCHAFT) UND DER 

SONDERGESELLSCHAFTEN 

 

22.02.1979 83. BUNDESGESETZ: ÄNDERUNG DES ÖIAG-ANLEIHEGESETZES 

Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Das Bundesgesetz vom 29. April 1975, BGBl. Nr. 295, 

betreffend die Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der 

Österreichischen Industrieverwaltungs- Aktiengeselllschaft (ÖIAG-Anleihegesetz) wind wie folgt 

geändert: § 1 Abs. 2 lit. a hat zu lauten: „a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Gegenwert) der 

Haftung gemäß Abs. 1 lit. a und b 5000 Mill. S an Kapital und 5000 Mill S an Zinsen und Kosten nicht 
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übersteigt;" Artikel II Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen 

betraut. 

BUNDESBETRIEBE 

AZ 23.08.1978 (FORTSETZUNG DER AUSGLIEDERUNG). 

Androsch will mit der Ausgliederung der Bundesbetriebe aus dem Budget fortfahren. Nach den Salinen 

kommen nun der Bundesverlag, die Postsparkasse, die Bundesforste und die Staatsdruckerei dran. Am 

schwierigsten sei die Ausgliederung von Post und Bahn. Die Post sei ein aktiver Betrieb, der seine 

Milliardeninvestitionen aber über das Budget finanziere, brächte eine beträchtliche Entlastung, bei der 

Bahn wäre die Ausgliederung praktisch kein Vorteil. Insgesamt würde die Ausgliederung das Budget 

um 6 MdS entlasten. 

 

 

STEUERN, BEITRÄGE, GEBÜHREN. 

STEUERN ALLGEMEIN 

AZ 29.07.1976 STEUERN SPRUDELN WIEDER KRÄFTIGER 

Das Steueraufkommen im ersten Halbjahr 1976 betrug 87,1 MdS gegenüber dem ersten Halbjahr 1975. 

Vor allem die Umsatzsteuer brachte mit 31,4 MdS um fast 22 % mehr als im Vorjahr, was zu einem 

erheblichen Teil auf die sprunghaft angestiegenen Importe zurückgeführt werden kann.Die höheren 

Lohnsteuereingänge spiegeln mit einer Zunahme von 16,9 % auf 14 MdS eine bessere 

Beschäftigungslage wider. Die Einkommensteuer blieb mit 8 Md auf dem Niveau des Vorjahres. 

AZ 16.12.1976 STEUERN „ABSTOTTERN“ BALD VERBOTEN? 

Verfassungsgerichtshof sieht Gleichheitsverletzung darin, dass zwar die Einkommensteuer, nicht aber 

die Lohnsteuer gestundet werden kann. 

AZ 11.01.1977 GÜNTER TRAXLER: VOR- UND ZURÜCKPRESCHER. 

Die Vorarlberger Junge VP hat zum Sturm auf die Finanzämter geblasen, das ist aber doch auch den 

eigenen Leuten zu weit gegangen. Der gesamtöstereichische Jung-ÖVP-Führer Höchtl will nun 

Unterschriften gegen die Belastungswelle sammeln und im Herbst im Nationalrat übergeben. Wenn sie 

Schneid hätten, so meint Traxler, würden sie es mit einem Volksbegehren versuchen. 

AZ 15.04.1977 FISCHER ZU VP-STEUERPLÄNEN: WO BLEIBT DIE BEDECKUNG? 

Mock und Taus haben parlamentarische Initiativen für eine Reform der Lohn- und Einkommensteuer 

angekündigt.  

(29.04.1977) Kammerfunktionär Philipp Schoeller ist gegen eine Steuersenkung im Jahr 1978, er 

bekommt daher Saures von VP-Sozialsprecher Kohlmaier (.. zu unwichtig, als dass sich der ÖAAB 

davon beeindrucken lässt.  

AZ 27.08.1977 STEUERVERWEIGERUNG: UNTERNEHMER MIMEN ENTRÜSTUNG. 
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Eine Erklärung von Bundeskanzler Kreisky in einem Interview, dass eine der Ursachen für die 

Schwierigkeiten im Staatshaushalt in der Steuerverweigerung vieler Selbständiger liege, hat Freitag 

Wirtschaftsvertretungen und ÖVP-Politiker zu massiven Protesten herausgefordert. 

(AZ 29.08.1977) Vor verstärkten Betriebsprüfungen. Androsch: Maßnahmen gegen 

Steuerhinterziehung. VP-Kritik zurückgewiesen. 

(AZ 30.08.1977) Selbst Bundeswirtschaftskammer muss zugeben: Steuerfahnder kamen hinter 800 MS 

Fehlbeträge. Thomas Lachs sagt: Es werden so große Summen der Steuer hinterzogen, dass die 

Unternehmer diese Beträge für den privaten Konsum gar nicht brauchen. Vieles davon wandert auf 

Überbringersparbücher, die wiederum als Besicherung für Kredite derselben Unternehmer dienen.  

(AZ 01.09.1977) Weil sie beim Fleischausladen nicht zuschauten: Schlampigen Zöllnern droht nun 

Disziplinarverfahren .Die Zöllner hatten Überstunden und Diäten kassiert Das System der Hausbeschau 

soll überprüft werden. 1976 hat die Überprüfung von 22.000 Firmen zu Nachzahlungen von 2 MdS 

geführt. Bei der Hälfte davon handelt es sich um Hinterziehungen. Die Zahl der einschlägigen Verfahren 

steigt seit 1974 jährlich kontinuierlich um 20 % an. 

(AZ 28.09.1977)  AUSEINANDERSETZUNG KREISKY-KIENZL 

Kreisky kritisiert Kienzl, weil er ein eigenes Steuerprogramm vorgelegt hat. „Als Parteivorsitzender muss 

ich darauf bedacht sein, dass nicht jeder daherredet, wie es ihm passt. 

( NR 04.11.1977 S 6.530 Koren). 

 In diese Szene hinein, Herr Bundeskanzler, kommen dann die drei Wochen vom 15. September bis 

zum 5. Oktober. Nachdem in den Zeitungen zu lesen war, daß der Finanzminister die 

Ministerverhandlungen zum Budget 1978 abgeschlossen hat, also nach diesem Datum, bricht vier Tage 

vor Ihrer Kahlenberg-Klausur, ich würde fast sagen, mit Urgewalt, denn ein ähnlich vergleichbares 

Diskussionsentstehen hat es meines Wissens in diesem Land noch nicht gegeben, eine Diskussion 

über wirtschaftliche Probleme aus, ausgelöst durch Artikel des Generaldirektors der Nationalbank in der 

"Wochenpresse" und in der "Presse" - eine Diskussion über Probleme, Herr Bundeskanzler, die es bis 

zu diesem Zeitpunkt laut offizieller Version der sozialistischen Regierung nicht geben durfte. Es sind in 

dieser Diskussionsphase plötzlich aU diese Probleme da gewesen.  

Grundaussagen von Ihnen, Herr Bundeskanzler 

AZ 12.10.1977 STEUERSCHULDNER SOLLEN ZINSEN ZAHLEN. 

Das Blatt erwartet sich einiges von der EDV. Die von der Routinearbeit entlasteten Beamten sollen sich 

ganz der Jagd auf die Steuersünder, insbesondere betreffend die Umsatzsteuer konzentrieren. 

Die Mehrwertsteuer wird schon jetzt vom Computer berechnet, nächstes Jahr wird man auch bei 

Einkommen- und Gewerbesteuer dazu übergehen. 

 

BUNDESGESETZ VOM 13. 12 1977, MIT DEM DAS EINKOMMENSTEUERGESETZ 1972, DAS 

KÖRPERSCHAFTSTEUERGESETZ 1966, DAS GEWERBESTEUERGESETZ 1953, DAS 

BEWERTUNGSGESETZ 1955, DAS VERMÖGENSTEUERGESETZ 1954, DAS 
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UMSATZSTEUERGESETZ 1972, DAS ALKOHOLABGABEGESETZ 1973 UND DAS 

STRUKTURVERBESSERUNGSGESETZ GEÄNDERT WERDEN (2. ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 

1977) 

Einspruch des Bundesrates , sozialistische Belastungspolitik bringt eine Belastungslawine ins Rollen 

und gefährdet zahlreiche Arbeitsplätze. 

Beharrungsbeschluss 

AZ 29.07.1978 FISCHER: STEUERREFORMEN GETRENNT. SPÖ-KLUBCHEF HÄLT VERBINDUNG 

VON „KLEINER“ UND „GROßER“ REFORM FÜR UNREALISTISCH. 

Große Reform erst in nächster Gesetzgebungsperiode. Kleine ist mit 4-5 Md nicht so klein. Kleine 

müssen gleich viel bekommen, wie Große. Stärkere Besteuerung hoher Einkommen stärker zu 

besteuern wäre gerechtfertigt aber schwer realisierbar. Die Zahl der hohen Einkommen sei gering, ihre 

Besteuerung keine Kompensation des Einnahmenentfalls. Große Steuerreform: Hinter jeder 

Begünstigung steht ja eine Lobby, die ihre Interessen geltend macht. Eine völlige Neustrukturierung 

schließt Aufeinanderprall unterschiedlicher Interessen mit ein. Keine Steuerreform könne an der 

Tatsache etwas ändern, dass eine hochentwickelte Volkswirtschaft einen hohen Staatsanteil am 

Nationalprodukt mit ein. Steigerung der Steuerquote mit2,5 % nicht so hoch. 

AZ 26.11.1978 UNSER STEUERSYSTEM – EINFACHER UND BILLIGER. 

Kreisky für große Reform zu Lasten der Privilegien.25.11.1978, Sendung des Bundeskanzlers. Für eine 

Reform des gesamten Steuersystems, die dem einzelnen das Steuerzahlen vereinfacht und vielleicht 

auch verbilligt, sprach sich Samstag Bundeskanzler Kreisky in der Sendung des Bundeskanzlers aus. 

Er könne sich auch vorstellen, dass der Abbau von Privilegien gewisser Gruppen ein Mehr an 

Einnahmen bringt, ohne dass deswegen der Höchststeuersatz hinaufgesetzt werden muss. In der 

Kommission für eine große Steuerreform würden alle Interessengruppen vertreten sein, doch würde es 

natürlich nicht möglich sein, es allen recht zu machen. 

AZ 23.01.1979 ANDROSCH: WIRTSCHAFT WIRD UM 5,5 MDS ENTLASTET.  

Androsch präsentiert eine Novelle zur BAO, die eine Verzinsung von Steuerguthaben vorsieht. Die 

Steuerreformkommission wird nächste Woche ihre Arbeit aufnehmen. 

(AZ 01.02.1979) Steuersystem wird einfacher. Heute tritt im Finanzministerium erstmals die 

Steuerreformkommission zusammen. Ihr gehören rund 130 Vertreter der verschiedenen Berufe sowie 

Experten aus den Interessenvertretungen und der Wissenschaft an. Finanzminister Androsch: Die 

Kommission soll in unabhängiger Arbeit Vorschläge zur Vereinfachung des Steuersystems erarbeiten. 

… Durch den Abbau vielfältiger Begünstigungen könnte der Steuersatz generell gesenkt werden. 

AZ 20.02.1979 ANDROSCH: 13. UND 14. NICHT ANTASTEN. AUCH „SPARBUCHSTEUER“ WIRD 

NICHT EINGEFÜHRT – KEINE ERHÖHUNG DER EINHEITSWERTE. 

Androsch bekräftigte, die Reform des Steuersystems werde keine höhere Besteuerung bringen. … Für 

den Finanzminister ist es am wichtigsten, dass das Geld bei den Banken und Sparkassen bleibt und 

nichts geschieht, was die Sparer irritieren könnte. Die Quellensteuer würde im Widerspruch zum Geist 

des Bankgeheimnisses stehen. Finanzminister Schmitz hat 1964 unglückliche Erfahrungen bei der 
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Neufestsetzung der Einheitswerte gemacht. Viele Menschen haben ihr Eigenheim unter großen Opfern 

errichtet. Sie leben dort als Rentner und müssten dann von einem fiktiven hohen Einheitswert hohe 

Steuern zahlen, obwohl sie gar nicht daran denken, ihr Haus zu verkaufen. Die Diskussion um die 

Besteuerung des 13. Und 14. Monatsgehaltes zeige, dass die Besteuerung in Österreich nicht so hoch 

ist, wie sie oft dargestellt wird. Österreich befinde sich im Mittelfeld der Industrieländer. Und an die 

Adresse der ÖVP: Da wird ein Gummigespenst aufgeblasen, um es dann mit einer Stecknadel zu 

erstechen.  

 

UMSATZSTEUER 

AB 1. JÄNNER 18 % MEHRWERTSTEUER. DAMIT WIRD DAS ALTE STEUERAUFKOMMEN WIEDER 

ERREICHT WERDEN. DER STEUERSATZ VON 8 % FÜR GÜTER DES TÄGLICHEN BEDARFS BLEIBT 

ERHALTEN. 

BG V. 30.11.1976, MIT DEM DAS UMSATZSTEUERGESETZ 1972 GEÄNDERT WIRD. BGBL 666. 

AZ 17.09.1977  BENYA. DIE LUXUSSTEUER IST ÜBERLEGENSWERT.  

ÖGB will über Maßnahmen reden, wenn Budget vorliegt. 

AZ 16.09.1977 ANDROSCH: LUXUSTARIF IST DENKBAR.  

Den höheren Umsatzsteuertarif für Luxusgüter hat Nationalbank-Generaldirektor Kienzl gemacht. 

Kreisky zeigt sich erstaunt über diesen Vorstoß, äußert sich aber nicht in der Sache 

 

AZ 24.09.1977 AUTOS: LUXUSMEHRWERTSTEUER SOLLEN NUR KONSUMENTEN ZAHLEN. 

Der Autohandel sehe keinen Anlass, die Regierung dafür zu belohnen, dass durch 

Regierungsmaßnahmen seine Geschäftstätigkeit erschwert werde. Der Fremdenverkehr befürchtet das 

Ausbleiben von Gästen in besseren Hotels, wenn die Kosten für Hochprozentiges steigen. 

Manfred Scheuch räumt ein, dass Autos als solche kein Luxus sind, ihre Belegung mit einer Luxussteuer 

AZ 13.12.1977 2. ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 

6. Im § 10 ist als Abs. 4 anzufügen: „(4) Die Steuer erhöht sich auf 30 vom Hundert für die Lieferungen, 

den Eigenverbrauch und die Einfuhr der in der Anlage B aufgezählten Gegenstände. Dies gilt nicht für 

die Lieferungen und den Eigenverbrauch von gebrauchten Kraftfahrzeugen, die vor dem 1. Jänner 1978 

erstmalig im Inland zum Verkehr zugelassen worden sind, oder für die Lieferungen von Kraftfahrzeugen, 

wenn bei Ermittlung der Bemessungsgrundlage die Bestimmung des § 4 Abs. 3 letzter Satz in Anspruch 

genommen werden kann." 7 

4. Verzeichnis der dem Steuersatz 30 vom Hundert unterliegenden Gegenstände 1. 

Parfums, Kölnischwasser und anderes Toilettewasser (aus Nummer 33.06 B 2 des 

Zolltarifes). 2. Lichtempfindliche gerollte Filme, auch perforiert, nicht belichtet (Nummer 

37.02 des Zolltarifes). 3. Rohe Pelzfelle (Nummer 43.01 des Zolltarifes). 4. Gegerbte oder 

zugerichtete Pelzfelle, auch zu Platten, Säcken, Vierecken, Kreuzen und dergleichen 

zusammengesetzt (aus Nummer 43.02 des Zolltarifes). 3. Pelzwaren (verarbeitete Pelzfelle) 

(Nummer 43.03 des Zolltarifes). 6. Geknüpfte Teppiche, auch konfektioniert (Nummer 58.01 

des Zolltarifes). 7. Tapisserien, handgewebt (wie z. B. Gobelins, flandrische Gobelins, 
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Aubusson, Beauvais und dergleichen) und Tapisserien als Nadelarbeit (wie 2. B. Petit-Point-, 

Kreuzstich- und ähnliche Arbeiten), auch konfektioniert (Nummer 58.03 des Zolltarifes). 8. 

Figuren, Zier-, Schmuck- und Einrichtungsgegenstände aus Porzellan (Nummer 69.13 A des 

Zolltarifes). 9. Echte Perlen, roh oder bearbeitet, weder gefaßt noch montiert, auch zur 

Erleichterung der Versendung aufgereiht, jedoch nicht assortiert (Nummer 71.01 des 

Zolltarifes). 10. Edelsteine und Schmucksteine, roh, geschliffen oder anders bearbeitet, weder 

gefaßt noch montiert, auch zur Erleichterung der Versendung aufgereiht, jedoch nicht 

assortiert (Nummer 71.02 des Zolltarifes). 11. Synthetische oder rekonstituierte Steine, roh, 

geschliffen oder anders bearbeitet, weder gefaßt noch montiert, auch zur Erleichterung der 

Versendung aufgereiht, jedoch nicht assortiert (Nummer 71.03 des Zolltarifes). 12. 

Schmuckwaren und Juwelierwaren sowie deren Teile, aus Edelmetallen oder 

Edelmetallplattierungen (Nummer 71.12 des Zolltarifes). 13. Gold- und 

Silberschmiedearbeiten sowie deren Teile, aus Edelmetallen oder Edelmetallplattierungen, 

ausgenommen Dukaten und Gegenstände für Kultzwecks der gesetzlich anerkannten Kirchen 

und Religionsgesellschaften (aus Nummer 71.13 des Zolltarifes). 14. Waren aus echten 

Perlen, Edelsteinen, Schmucksteinen, synthetischen oder rekonstituierten Steinen (Nummer 

71.15 des Zolltarifes). 15. Außenbordmotoren (Nummer 84.06 B 1 des Zolltarifes). 16. 

Motoren für Sport- und Luxusboote der Nummer 89.01 A 1 des Zolltarifes (aus Nummer 

84.06 B 2 des Zolltarifes). 17. Motoren für Waren der Nummern 87.02 B und 87.09 A des 

Zolltarife!) (aus Nummer 84.06 C des Zolltarifes). 18. Lautsprecher in Gehäusen (aus 

Nummer 85.14 A des Zolltarifes). 19. Elektrische Tonfrequenzverstärker, andere als 

ausschließlich einkanalige (monaurale), ausgenommen Teile dieser Waren (aus Nummer 

85.14 B des Zolltarifes). 20. Rundfunkempfangsgeräte für dauernden Einbau in 

Kraftfahrzeuge (Autoradios), auch mit eingebautem Kassettenrekorderteil; andere als 

ausschließlich einkanalige (monaurale) Rundfunkempfangsgeräte, einschließlich solcher mit 

eingebautem Plattenspieler, auch mit eingebautem Kassettenrekorderteil; ausgenommen Teile 

dieser Waren (aus Nummer 85.15 C 1 des Zolltarifes).  

5. 21. Schmalfilm-, Tonfilm- und Photolampen und -röhren (aus Nummer 85.20 A 1 des 

Zolltarifes). 22. Personenkraftwagen, einschließlich solcher, die auch zur Warenbeförderung 

eingerichtet sind (Kombinationswagen), ausgenommen Omnibusse (Nummer 87.02 B des 

Zolltarifes). 23. Motorräder, auch mit Beiwagen (Nummer 87.09 A des Zolltarifes). 24. 

Wohnwagenanhänger (aus Nummer 87.14 A des Zolltarifes). 25. Flugzeuge (Landflugzeuge, 

Wasserflugzeuge, Segelflugzeuge, Drachen, Tragschrauber, Hubschrauber, Schwingenflieger 

und dergleichen) (aus Nummer 88.02 des Zolltarifes). 26. Sport- und Luxusboote, 

ausgenommen Schlauch- und Faltboote, ganz oder teilweise aus Kautschuk oder Kunststoffen 

(Nummer 89.01 A 1 und aus Nummer 89.01 B 1 des Zolltarifes). 27. Objektive für Waren der 

Nummern 90.07, 90.08 und 90.09 des Zolltarifes (aus Nummer 90.02 A des Zolltarifes). 28. 

Photographische Aufnahmeapparate; Blitzlichtapparate und -vorrichtungen für 

photographische Zwecke sowie Photoblitzlichtlampen, ausgenommen Entladungslampen und 

-röhren der Nummer 85.20; ausgenommen Teile und Zubehör dieser Waren (aus Nummer 

90.07 des Zolltarifes). 29. Kinematographische Apparate (Bildaufnahme- und 

Tonaufnahmegeräte, auch kombiniert, Wiedergabegeräte, wie Projektionsapparate, auch mit 

Tonwiedergabe), ausgenommen Teile und Zubehör dieser Waren (Nummern 90.08 A und 

90.08 B des Zolltarifes). 30. Stehbildprojektionsapparate; photographische Vergrößerungs- 

und Verkleinerungsapparate; ausgenommen Teile und Zubehör dieser Waren (aus Nummer 

90.09 des Zolltarifes). 31. Taschenuhren, Armbanduhren und ähnliche Uhren, mit Gehäusen 

aus Edelmetallen (aus Nummer 91.01 A des Zolltarifes). 32. Elektromagnetische, 

elektrostatische, elektronische und ähnliche Musikinstrumente (wie z. B. Klaviere, Orgeln, 

Akkordeons) (Nummer 92.07 des Zolltarifes). 33. Andere als ausschließlich einkanalige 

(monaurale) Plattenspieler, Tonbandgeräte, auch mit Tonabnehmer; Bild- und 
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Tonaufnahmegeräte oder Bild- und Tonwiedergabegeräte für das Fernsehen, auch kombiniert 

(aus Nummer 92.11 des Zolltarifes)." 

AZ 06.06.1978 IMPORTBREMSE GREIFT. 60 % WENIGER NEUE PKW. 

AZ 11.01.1979 REGIERUNG STELLT WEICHEN FÜR DIE ACHTZIGER JAHRE. 

Streichung der Investitionssteuer 2,3 MdS. 

Romé:  Die vorzeitige Streichung der Investitionssteuer, die wegen der Umstellung des 

Umsatzsteuersystems durchaus systemkonform war, psychologisch aber sicherlich nicht in eine Zeit 

zurückhaltender Investitionsneigung passte, zeigt den Willen der Regierung, auch in schwierigen 

budgetären Situationen über den Schatten der Staatsfinanzen zu springen.  

22.02.1979 NR XIV (119)  SELBSTVERBRAUCHSTEUER /BUNDESGESETZ VOM 23. FEBER 1979, 

MIT DEM DAS UMSATZSTEUERGESETZ 1972 GEÄNDERT WIRD, BGBL 101/1979 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über den Antrag 147/A (ll-4663 der Beilagen) der 

Abgeordneten Mühlbacher und Genossen betreffend Änderung des Umsatzsteuergesetzes 19'12 in der 

geltenden Fassung 

Die im Zuge der Einführung des Mehrwertsteuersystems in Österreich als übergangsmaßnahme 

geschaffene Selbstverbrauchsteuer würde mit 31. Dezember 1979 auslaufen. Im Interesse der 

Aufrechterhaltung und Förderung eines für die österreichische Wirtschaft günstigen Investitionsklimas 

ist nunmehr vorgesehen, die Selbstverbrauchsteuer bereits um ein Jahr früher - also mit 31. Dezember 

1978 - auslaufen zu lassen. Durch diese Maßnahme tritt insgesamt eine Verminderung des 

Umsatzsteueraufkommens von rund 2,3 Milliarden Schilling ein.  

843 

 

 

 

 

 

KFZ-STEUERN 

 (12.02.1974) ÖVP WIE KOMMUNISTEN IM KAMPF GEGEN DIE KFZ-STEUER-ERHÖHUNG.  

Argument: Die Autopreise sind sogar um 50 % erhöht worden, da macht die Kfz-Steuer-Erhöhung das 

Kraut auch nicht mehr fett. Die Mineralölsteuer soll auch erhöht werden. Die Kfz-Steuer ist sozial 

ausgewogen, weil sie 25 S monatlich für einen Mittelklassewagen ausmacht. 

AZ 07.03.1976 M INERALÖLSTEUER SPÄTESTENS AB MAI 

Sie könnte am 1. April beschlossen werden und 50 Groschen betragen. Die Unternehmer sollen 

antizyklisch investieren und von den Investitionsförderungen Gebrauch machen. Die Aussetzung der 

Investitionssteuer ist zwar noch nicht beschlossen, aber die Unternehmer können derweil so tun, als 

wäre sie bereits in Kraft. 
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(20.03.1976 Androsch, Vorrang für Arbeitsplätze) In den letzten fünf Jahren wurden 930.000 Autos 

importiert. Dazu gehören auch entsprechende Straßen. 

AZ 06.12.1976 LANC: LKW-ABGABE BRINGT KEINE VERSCHLECHTERUNG IM WETTBEWERB. 

Sie kann frühestens 1978 eingeführt werden. 

AZ 29.12.1977 LKW-ABGABE 1 S JE TONNENKILOMETER 

Ab 1.1.1978. Die Abgabe wird etwa 4,5 MdS erbringen, Verwaltungskosten 10 MS 

AZ 03.03.1978 LKW-STEUER: FRÄCHTER KAMEN MIT BLAUEM AUGE DAVON. 

Dies wurde von Finanzminister, Verkehrsminister und Wirtschaftskammerpräsident vereinbart. 

Inländische Frächter zahlen pro Tonnenkilometer für Lkw unter 8 Tonnen 100 für größere 200 S. 

Ausländische Frächter 25 Groschen pro Tonne und Kilometer. Lkw unter fünf Tonnen sind steuerfrei. 

Die AK weist darauf hin, dass die Frächter entschieden zu günstig weggekommen  sind, und es daher 

keinen Lenkungseffekt gibt. 

(AZ 04.03.1977) Auch die sozialistischen Eisenbahner sind kritisch 

29.06.1978 STRAßENVERKEHRSBEITRAGSGESETZ BGBL. NR. 302/1978 

(AZ 06.07.1978) Androsch: Blockadestopp-dann wird verhandelt. Erleichterungen, aber keine 

Rücknahme des Gesetzes. Die Frächter blockierten die Straßen in der schönsten Ferienzeit. 

(AZ 07.07.1978) Erleichterungen, aber viele Frächter stur -ÖGB für Härte. Protestwelle gegen Blockade. 

Frächter umzingeln Salzburg, Kreisky: Rechtsstaat kann Verletzung der Gesetze nicht dulden. 

(AZ 08.07.1978) LKW-Blockade bröckelt ab. Abfuhr für Frächter in Wien. Hart auf hart im Parlament 

„VP vertauscht Recht mit Unrecht. 

Bumser von Kitzbühel: Frächter-Sympathisant Ein Schreibmaschinenmechaniker aus Kitzbühel Auch in 

Schwaz ein ähnlicher Anschlag. Beide auf die dortigen Finanzämter. 

(AZ 11.07.1978) Neuer Skandal: Ausland sollte bei LKW-Erpressung helfen. BRD-Frächter aus 

Österreich um Blockadehilfe gebeten. 

15.12.1978 ÄNDERUNG DES BUNDESMINERALÖLSTEUERGESETZES, BGBL. NR. 631/1978 

 

 

LOHNSTEUER 1976 

AZ 21.10.1976 ARBEITSPLÄTZE WICHTIGER ALS STEUERSENKUNG. BENYA: TERMIN FÜR REFORM 

1979. 

Die Steuerkommission des ÖGB wird nächstes Jahr entscheiden. Es ist gerechter,,so Benya, dafür zu 

sorgen, dass alle Österreicher Arbeit haben, als durch eine verfrühte Steuersenkung, die nur wenigen 

etwas bringt, die Sicherheit der Arbeitsplätze aufs Spiel zu setzen. Neuverteilung der Steuerlast erst, 

wenn die gute wirtschaftliche Konjunktur anhält.  

AZ 26.11.1976 BEI GLEICHEN AUFGABEN KEINE NEUEN STEUERN. ANDROSCH: IN NÄCHSTEN 

JAHREN PROGRESSIONSMILDERUNG NÖTIG. 
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LOHNSTEUER 1977 

AZ 26.02.1977 ANDROSCH NENNT TERMIN FÜR STEUERSENKUNG: 1. JÄNNER 79. 

Für ihn hat die gesicherte Finanzierung der Pensionen Vorrang vor neuen Ausgaben. Die 

Personalkosten des Bundes seien nicht überproportional angestiegen. Sie betrugen 1970 35 % und 

jetzt 34 %. 

(01.03.1977) Metallgewerkschafter Sekanina widerspricht Androsch. Seine Terminvorstellung sei zwar 

für den Finanzminister verständlich, es sei aber denkbar, dass die Gewerkschaften andere 

Terminvorstellungen hätten. 

(02.03.1977) Dallinger unterstützt Sekanina, Androsch verteidigt seinen Terminvorschlag mit dem 

Argument: „Die Leistungsfähigkeit des Budgets muss gerade und vor allem für Zwecke der 

Krisenbekämpfung aufrecht erhalten werden.“ 

(13.04.1977) Androsch ist eher gegen Steuersenkung 1978. Er will mit den Gewerkschaften verhandeln, 

allerdings unter Berücksichtigung der Sicherung von Vollbeschäftigung und öffentlicher Leistung. 

AZ 20.04.1977 KREISKY GIBT VORZEITIGER STEUERSENKUNG KEINE CHANCE. 

Er hält eine Steuersenkung im kommenden Jahr für ausgeschlossen. Auch der Idee einer Vorleistung 

auf eine Steuerreform im Jahr 1979 steht er reserviert gegenüber. „Wenn man Geld abzieht, gibt es 

eine Viertelmillion Arbeitslose. Dazu bin ich nicht bereit.“ 

(21.04.1977) In seinem Interview zum 7. Jahrestag seines Amtsantrittes als Bundeskanzler kündigt 

Kreisky einen Ausgleich für Familien mit geringem Einkommen an. 

(30.04.1977) ÖGB prüft Steuerpläne. 

(AZ 04.05.1977) Zur Steuersenkung äußert sich Androsch vorsichtig. Er verweist darauf, dass die 

Lohnsteuerquote seit 1970 gleich geblieben sei. 

(AZ 13.05.1977) Antwort auf dringliche Anfrage der ÖVP: Steuersenkung, sobald es möglich ist. 

(AZ 24.05.1977) Benya: Arbeitsplätze vor Steuersenkung. 

(AZ 18.06.1977) Benya: Ja zur Steuerkorrektur bei Sicherung der Arbeitsplätze. Vor dem Kongress der 

Gewerkschaft Druck und Papier. 

(AZ 22.06.1977) Steuerreform muss vor allem den Arbeitnehmern Vorteile bringen. Während der ersten 

Monate des Jahres 1977 hat sich die Steuerbelastung weiter von den Unternehmern auf die 

Arbeitnehmer verlagert. Die Lohnsteuereinnahmen sind im Vergleich zur Einkommensteuer wesentlich 

stärker angestiegen, auch wenn man die wachsende Zahl der Unselbständigen berücksichtigt. Wie war 

es mit dem Privileg für das 13. Und 14. Monatsgehalt? 

(AZ 24.06.1977) DALLINGER, BENYA  ZU STEUERREFORM 

Steuerreform muss vor allem Arbeitnehmern Vorteile bringen, insbesondere Alleinverdienern, Familien 

mit Kindern und Pensionisten. Sagt Dallinger: Opposition: ÖGB macht Regierung die Mauer, Termin sei 

schon mit. 1.1.1979 festgelegt. Bei der Progressionsmilderung sei geplant, die Progression von 

Unselbständigen stärker zu senken. 
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Eine Steuerreform soll  9-10 Md kosten, was von den Vorstellungen des Finanzministers nicht 

unwesentlich entfernt sei.  

Im Verhältnis zum Sozialprodukt ist das Steueraufkommen des Bundes seit 1970 laufend gesunken.Von 

1960 auf 1970 von 26,1 auf 25,4 % zurückgegangen1978 nur noch 24,4 %. 

(AZ 22.7.1977) Benya: Steuersenkung kein guter Dienst. Die Vollbeschäftigung muss fianziert werden, 

ein Hinunterlizitieren auf der Steuerseite würde die Vollbeschäftigung in Frage stellen. 

AZ 27.08.1977  BENYA: LOHNSTEUERSENKUNG AB 1.1.1979. 

Androsch würde späteren Termin bevorzugen, 1978 Reallohnerhöhung 1 – 2 %- 

(AZ 01.09.1979) AK-Präsident Czettel: Lohnsteuersenkung vor 1979 ist unrealistisch. Chefredakteur 

Scheuch verweist darauf, dass sich die AK damit in offener Auseinandersetzung mit ÖAAB und 

Kommunisten befindet. Die Solidarität fordere aber, Vollbeschäftigung an die erste Stelle zu setzen. 

AZ 28.09.1977 ÖGB-KOMMISSION STEUERREFORM 1.1.1979 – WENN LAGE ES ERLAUBT. 

Dallinger schlägt die Erhöhung der diversen Absetzbeträge vor, was 8 MdSkosten würde. Zwischen 

dem geplanten Steuerpaket und dieser Reform sehe er keinen Zusammenhang, mit dem Finanzminister 

gebe es keinen Konflikt, höchstens Meinungsverschiedenheiten. 

LOHNSTEUER 1978 

AZ 01.03.1978 STEUERANPASSUNG: BALD KONTAKTE ÖGB-ANDROSCH.  

Über Lohnsteuer soll noch im Frühjahr verhandelt werden. 

 

 

 

AZ 07.03.1978 ANDROSCH: LOHNZULAGEN BLEIBEN STEUERBEGÜNSTIGT. 

Der Kurier hatte behauptet, das Überstundenzuschläge udgl. im Gegenzug zur Lohnsteuersenkung ihre 

Steuerbefreiung verlieren würden. 

(AZ 08.03.1977 Androsch gegen Zulagenschwindel.) Österreich hat, bei nominell hohen Steuersätzen, 

ein insgesamt niedriges Steueraufkommen da bei Lohn und Gewinnsteuern etwa 20 % beträgt. In 

Deutschland sind das 17 %. Echte Zulagen sollen weiterhin nicht versteuert werden, gegen 

Scheinzulagen müsse aber vorgegangen werden. (Beispiel 20.000 S Gehalt, 23.000 S 

steuerbegünstigte Zulagen 

AZ 09.03.1978 UNSERIÖSER ÖVP-KURS. 

 Kohlmaier unterstellt Veselsky, er wolle die Steuerbegünstigung für das 13. Und 14. Monatsgehalt 

abschaffen, Veselsky: Er habe nur gefragt, ob die jetzige Regelung Besserverdiener begünstige, was 

der Fall sei. 

AZ 10.03.1978 ÖVP-BREITSEITE GEGEN KOREN 

Weil dieser vor übereilter Steuerreform warnte. Er hat in einem Zeitungsinterview eine 

Lohnsteuersenkung abgelehnt, weil diese die wirtschaftlichen Probleme nur vergrößere. Das Präsidium 

der ÖAAB-Arbeitsgemeinschaft für verstaatlichte Industrie zeigte sich über Koren empört.  
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AZ 12.04.1978 „STEUERREFORM JETZT NICHT ZIELFÜHREND.“ KREISKY: HÄTTE GEGENEFFEKT ZU 

MAßNAHMENPAKET. 

„Übrigens behaupten viele Fachleute mit Recht, dass diese Art der Konsumförderung zu einem Großteil 

ins Ausland und damit zu Lasten der Handelsbilanz gehen würde.“ Regierungsklausur am 16.04. wird 

keine Belastungen bringen. 

AZ 21.04.1978 STEUERRUNDE STARTET AM 8. MAI. ANDROSCH NENNT TERMIN FÜR GESPRÄCHE 

MIT DEM ÖGB. 

Anlässlich einer Dringlichen Anfrage der ÖVP am 20.4.1978 im Nationalrat zur Lohnsteuersenkung ab 

01.01.1979. NR XIV (92) 

1. Können Sie nunmehr endgültig ausschließen, daß es - soweit es Ihr Ressort betrifft - in dieser 

Legislaturperiode weitere Steuer-, Gebühren-, Beitrags- und Monopolpreiserhöhungen 

beziehungsweise sonstige Belastungen geben wird? 

Hohes Haus! Die Frage 1 darf ich nun wie folgt beantworten: Eine Beantwortung dieser Frage hängt 

sowohl von der wirtschaftlichen Entwicklung als auch allenfalls zusätzlichen Belastungen des Budgets 

ab, wie sie ja auch durch" die Erfüllung Ihrer ständig erhobenen Forderungen auf der Ausgabenseite 

entstehen würden. Eine solche Blankoerklärung wäre daher wohl wenig seriös. 

 2. Warum wurde bei den auf der jüngsten Regierungsklausur zum zweiten Mal beschlossenen 

Förderungsmaßnahmen die mittelständische Wirtschaft vernachlässigt?  

Die in dieser Frage enthaltene Feststellung, wonach bei den beschlossenen Förderungsmaßnahmen 

die mi ttelständische Wirtschaft vernachlässigt wurde, entspricht keineswegs den Tatsachen. Gestatten 

Sie mir zum Beweis die Vielfalt der Förderungsmaßnahmen im Detail anzuführen: Neben dem 

langfristigen Investitionsprogramm des Bundes ist die Förderung und Unterstützung der privaten 

Investitionen ein wichtiger Bestandteil der Beschäftigungs- und Strukturpolitik der Bundesregierung. 

Daher werden auch weiterhin die steuerlichen Förderungen der Unternehmungen aufrechterhalten, die 

einer finanziellen Förderung von jährlich rund 12 Milliarden Schilling gleichzusetzen sind. Ein Betrag, 

der dem Budget nicht zur Verfügung steht. 

3. Werden Sie dem Nationalrat eine Regierungsvorlage auf Milderung der bereits unerträglich 

gewordenen Lohn- und Einkommensteuerprogression so rechtzeitig zuleiten, daß diese am 1. Jänner 

1979 in Kraft treten kann? 4. Falls Sie die Zuleitung einer Regierungsvorlage an den Nationalrat 

beabsichtigen: Wann werden ·Sie diese Vorlage dem Parlament übermitteln, und welche Schwerpunkte 

sollen darin enthalten sein? 5. Falls Sie eine Milderung der Lohn- und Einkommensteuerprogression im 

Jahre 1979 ablehnen: Auf welche Art und Weise sollen die als Folge des dadurch abgeschwächten 

Wirtschaftswachstums gefährdeten Arbeitsplätze gesichert werden? 

ZU den Fragen 3 bis 5: Die Bundesregierung und vor allem der Finanzminister haben bei verschiedenen 

Gelegenheiten geäußert, daß sie für die Forderungen des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, eine 

Lohnsteuersenkung ehemöglichst herbeizuführen, großes Verständnis haben. Für diese 

Verhandlungen mit dem Österreichischen Gewerkschaftsbund ist ein erster Termin tür den 8. Mai 

bereits vereinbart. (Beifall bei der SPO.) Selbstverständlich werden wir entsprechende Gespräche auch 

mit den Vertretern der freien Berufe und der Wirtschaft führen. Wir werden diese Verhandlungen sehr 
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ernst führen, nicht zuletzt auch im Sinne der Entschließung des Nationalrates vom 12. Mai 1977, in der 

es heißt: "Die Bundesregierung wird ersucht, dem Nationalrat zum frühestmöglichen Zeitpunkt, zu dem 

es die wirtschaftliche und budgetäre Lage ermöglicht, eine Regierungsvorlage betreffend die Senkung 

der Lohn- und Einkommensteuer vorzulegen“ Hohes Haus! Bei diesen. Verhandlungen werden aber 

auch - im Sinne dieser Entschließung - alle anderen Zielsetzungen beziehungsweise die allenfalls mit 

einer Steuersenkung verbundenen Auswirkungen zu beachten sein. Dazu gehören vor allem die 

Möglichkeit, Maßnahmen zur Arbeitsplatzsicherung und Wirtschaftsförderung setzen zu können, eine 

Verschlechterung der außenwirtschaftlichen Situation zu vermeiden, die sozialen Leistungen 

garantieren zu können und negativen Verteilungswirkungen entgegenzuwirken. In diesem 

Zusammenhang darf ich auch auf die auf diese Problematik zielenden Meinungen des Herrn 

Generalsekretärs Dr. Mussil oder  Vizekanzler Dr. Androsch Ihres früheren Klubobmannes Prof. Koren, 

die sich auch gegen eine Lohnsteuersenkung richteten, verweisen. Auch sind Ihnen ja 

Meinungsumfrageergebnisse bekannt, aus denen hervorgeht, um wieviel wichtiger die Menschen in 

unserem Lande die Arbeitsplatzsicherung einschätzen als vergleichsweise eine vorzeitige Senkung der 

Einkommen - und Lohnsteuer. (Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Das ist keine 

Beantwortung!) Ich habe vorhin das Institut für Höhere Studien mit seinem Gutachten, und zwar 

vollständig, zitiert. 

 6. Haben Sie die Frage einer Lohn- und Einkommensteueranpassung auf der jüngsten 

Regierungsklausur zur Sprache gebracht? 7. Wenn ja: Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung 

dabei gelangt?  

Bei der Zusammenkunft von Mitgliedern der Bundesregierung am 16. April habe ich über die 

Wirtschaftsentwicklung und die Budgetsituation referiert und dabei auch auf die Konsequenzen einer 

Steuersenkung hingewiesen. Diese bestehen darin, daß es vergangenes Jahr notwendig geworden 

war, im Interesse der Arbeitsplatzsicherung Maßnahmen zu setzen, um das außenwirtschaftliche 

Ungleichgewicht, das 1976 entstanden war und sich 1977 fortgesetzt hat, zu bekämpfen. Es sollte daher 

nichts geschehen, diese Bemühungen nach einem Jahr wieder weitgehend einzuschränken. Außerdem 

würden große Personengruppen, die im Rahmen des Maßnahmenpakets aus den angeführten Gründen 

ihren Beitrag leisten müssen, aus einer Steuersenkung nichts bekommen können. Die Mitglieder der 

Bundesregierung haben meinen Bericht zur Kenntnis genommen. 

8. Welchen Stellenwert räumt die Bundesregierung der Frage der Lohn- und 

Einkommensteueranpassung im Rahmen ihrer künftigen Vorhaben ein? 

Die Bundesregierung hat Verständnis, daß von Zeit zu Zeit Steueranpassungen möglich sein sollen. 

Daher gab es 1971 eine Steuersenkung, 1912 eine Vorleistung, 1913 und 1975 kräftige Senkungen und 

1918 eine soziale Regelung für die Familien. In keinem' Zeitraum zuvor gab es eine so große Anzahl 

von diesbezüglichen Maßnahmen. (Beifall bei der SPO.) Bei allem Verständnis vertritt die 

Bundesregierung allerdings derzeit die Meinung, daß bei dem Maß an Stabilität, das wir erreichen 

konnten, dies keine vorrangige Frage sein kann. Vielmehr muss der Arbeitsplatzsicherung bei 

größtmöglicher Stabilität, dem Gleichgewicht der Außenwirtschaft, bei Sicherung der Sozialleistungen 

für Pensionisten, Familien und nicht zuletzt der Landwirtschaft, wozu entsprechende Budgetausgaben 

und Ausgaben für Wirtschaftsförderung notwendig sind, Vorrang eingeräumt werden. Umso mehr muss 



 194 

man allen Versuchen entschlossen entgegentreten, die offenbar zum Ziele haben, durch eine 

alternativlose Lizitation, nämlich auf der einen Seite Mehrausgaben und auf der anderen Seite 

Mindereinnahmen zu verlangen, dem Staat, das heißt dem Bund, wie auch den von Ihnen geführten 

Gemeinden, auch den von Ihnen geführten Ländern, finanziell Schwierigkeiten zu bereiten oder sie in 

solche zu bringen. Sowohl im beschäftigungspolitischen als auch im sozialen Interesse der Menschen 

dieses Landes werden die Bundesregierung und die Regierungspartei diese Versuche abzuwehren 

wissen. (Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

AZ 09.05.1978 ÖGB BLEIBT DABEI: TERMIN FÜR STEUERREFORM 1. JÄNNER 1979. ÖGB-

VORSCHLAG: MONATLICHE STEUERERSPARNIS ZWISCHEN 258 UND 308 S- 

Vorsitzender der Steuerkommission Dallinger: Sollte im Herbst ein Konjunktureinbruch einen stärkeren 

Einbruch des Budgets zur Arbeitsplatzsicherung erfordern, könnte die Lohnsteuersenkung noch immer 

zurückgestellt werden. 

AZ 25.05.1978 ANDROSCH WIEDERHOLT: STEUER KEINE VORRANGIGE PROBLEMATIK. 

Am 24.05. In der Fragestunde des Parlaments. Inflationsrate gesenkt, beträchtliche Reallohnsteigerung 

trotz Krise, Lohnsteuerbelastung nur 10 %, wegen 13/14. Nichts für jene Million Menschen, die ohnehin 

keine Lohnsteuer zahlen. 

AZ 13.06.1978 STEUER: ZIEL IST DIE GROßE LÖSUNG. 

Androsch in einer Aussprache mit  Sozialpartnern: Das Langzeitziel müsse sein, die Differenz zwischen 

dem derzeit hohen Grenzsteuersatz und der durch viele Begünstigungen in Wahrheit niedrigen 

Durchschnittsbesteuerung auszugleichen und durch eine Durchforstung der unzähligen 

Steuerbefreiungen zu einem niedrigeren Grenzsteuersatz zu kommen. Sallinger legte Androsch ein 

Paket für eine Steuersenkung vor, das insgesamt 8 MdS kosten bzw. 4 Md den Unselbständigen und 

ebenfalls 4 Md der Wirtschaft bringen würde. Androsch: Der Zuschuss des Bundes zur 

Pensionsversicherung der gewerblich Selbständigen übersteige die Einnahmen aus der 

Bundesgewerbesteuer. 

AZ 05.07.1978 EINIGUNG BEI GIPFEL, TERMINPRÜFUNG IM HERBST: STEUERREFORM AB 1. 

JÄNNER 1979 SO GUT WIE SICHER. HÖHERE ABSETZBETRÄGE FÜR ARBEITNEHMER. 

Erhöhung der Arbeitnehmerabsetzbewträge, Korrektur bei der Gewerbesteuer, keine 

Progressionsmilderung. 

AZ 23.08.1978 ANDROSCH RECHNET NUN MIT EINER STEUERSENKUNG AB 1. JÄNNER. 

Wenn es auch keinen sachlichen Grund dafür gebe, sei es aus politisch-pyschologischen Gründen nicht 

zu vermeiden. 

 Die Seidel-Studie zeige, dass die Steuerbelastung durch die Reformen der letzten Jahre nicht 

gestiegen, sondern gesunken ist. Mit Rücksicht auf die notwendige Arbeitsplatzsicherung gebe es 

keinen sachlichen Grund für eine Steuersenkung. 

(AZ 24.08.1978) In Mallorca spricht sich Kreisky für ein Steuerwertpapier aus.Wenn man das nicht 

akzeptiere, könne die Steuersenkung ab 1. Jänner nicht sehr groß sein. 

AZ 20.09.1978 STEUERSENKUNG: WEITGEHENDE ANNÄHERUNG ANDROSCH.ÖGB. 



 195 

Androsch schlägt vor, den allgemeinen Absetzbetrag von 4.400 auf 4.800, den 

Alleinverdienerabsetzbetrag von 2.400 auf 3.200 und den Gewerbesteuerfreibetrag von 40.000 auf 

60.000 S und den Arbeitnehmerabsetzbetrag von 1.200 auf 2800 S anzuheben. Kosten: 4,5 MdS). ÖGB 

will Hinaufsetzung des ANAB auf 3.200 S. 

(10.10.1978) ANNAB auf 3.000.  

07.11.1978 EINKOMMENSTEUERGESETZ-NOVELLE 1978, BGBL. NR. 571/1978 

(08.11.1973) Steuersenkung einstimmig beschlossen. 

 

 

(VERANLAGTE) EINKOMMENSTEUER,KÖRPERSCHAFTSSTEUER 

BG 30.11.1976, MIT DEM PRÄMIENSPARFÖRDERUNGSGESETZ UND DAS 

EINKOMMENSTEUERGESETZ GEÄNDERT WERDEN. BGBL 664 

 (AZ 05.04.1977) VZ AFA 

 Lanc schlägt vor, dass nur noch Spediteure und Gütertransporteure für von ihnen angeschaffte LKW 

die vorzeitige Afa geltend machen dürfen. 

AZ 24.03.1977 FIRMENAUTOS KOSTEN DEN STAAT 500 M IOS JÄHRLICH: FALLEN DIE 

STEUERVORTEILE FÜR KOMBIWAGEN DER FIRMEN? 

 

ANDROSCH: SPAREINLAGEN BLEIBEN FÜR STEUER TABU. 

Auf Zinsen, die anonyme Sparbücher abwerfen, wird auch in Zukunft keine Quellensteuer eingehoben. 

Diese Maßnahme würde nur die kleinen Sparer treffen, oder das Geld würde wieder in den 

Wäschekasten wandern. 

(AZ 06.09.1977) Jetzt schärfere Betriebsprüfungen. Androsch kündigt verstärkte Betriebsprüfungen und 

den Ausbau des abgabenrechtlichen Erhebungsdienstes an. An der Anonymität der Sparbücher werde 

sich nichts ändern. 

AZ 09.09.1977 NUN DOCH ABSCHREIBUNG BEI ECHTEN BETRIEBS-PKW; ROMÉ, UNNÖTIGES 

POLIT-THEATER; VP UND „WIRTSCHAFT“ IM GLEICHSCHRITT. 

Der ÖVP-Wirtschaftsbund schießt aus allen Rohren gegen das 2. Abgabenänderungsgesetz, es soll zu 

einer Demonstration kommen; der Finanzminister verhandelt mit dem Freien Wirtschaftsverband über 

Änderungen am Entwurf. 

(AZ 10.09.1977)  VP-Demonstration „auf jeden Fall“. Mit Aufmarsch will Wirtschaft Verhandlungen 

„erzwingen“, die sie bisher ablehnten.  Kammer-Generalsekretär Mussil und Wirtschaftsbund-

Generalsekretär Schüssel zogen an einem Strang. Sie verlangen Neuwahlen. 

(AZ 12.09.1977) Nach Androsch-Zugeständnissen an Wirtschaft VP-Unternehmer-Marsch nur noch 

politischer Mutwille. Freier Wirtschaftsverband hat Kompromisse bei Kfz und Sozialkapital 

herausverhandelt. Kreisky betont, dass er die Selbständigen niemals pauschal der Steuerhinterziehung 

verdächtigt hat. Geplante Demonstration schadet der Wiener Messe. 
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(AZ 13.09.1977) Kreisky unbeeindruckt von VP-Privilegienmarsch. Das erklärt er vor sozialistischen 

Eisenbahnern.  Der Entwurf wird nicht zurückgezogen. 

(AZ 14.09.1977)  Gespräche ja. Aber Abgabengesetz wird nicht zurückgezogen. Nur 1.000 

Demonstranten folgten VP auf den Ballhausplatz. Die Autokolonne der Demonstranten – insgesamt 

3000 Fahrzeuge behinderten den Verkehr auf dem Ballhausplatz. Sallinger verlangt von Kreisky 

Zurücknahme des Gesetzes, Kreisky lehnt das ab, ist aber zu Verhandlungen bereit. 

(AZ 25.04.1979) Steinhauser veranstaltet noch einmal eine LKW-Demonstration, und zwar vor dem 

Ballhausplatz. Es kamen nur sieben LKW aber zahlreiche Gegendemonstranten. Steinhauser schwang 

sich dabei zu der Behauptung auf, alle Parlamentarier seien Hosenscheißer. 

AZ 18.10.1977 KREISKY SCHARF GEGEN VP-GERÜCHTE 

Südost-Tagespost behauptet, Bankkonten müssten offengelegt und versteuert werden. 

(AZ 19.10.1977) Die SPÖ macht die Gerüchtemacherei zum Gegenstand einer dinglichen Anfrage an 

Finanzminister Androsch. Dieser erklärte, dass es in Ö weiterhin für alle unbeschränkt möglich sei, auf 

anonymen Sparbüchern zu sparen. Das Bankgeheimnis werde auf im neuen KWG ausdrücklich 

verankert.Die Gerüchtemacherei habe zu einem Devisenabfluss aus Österreich von 5.587 MdS geführt. 

AZ 13.12.1977 2. ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 

Keine vorzeitige Abschreibung, kein Investitionsfreibetrag  bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern, PKW 

Abfertigungsrücklage 50 % des zu gewärtigenden Anspruches, das gewählte Ausmaß ist gleichmäßig 

binnen 5 Jahren zu erreichen, mu8 mit Wertpapieren von mindestens 50 %  des gewählten Ausmaßes 

gedeckt sein 

Pensionsrückstellung höchstens bis zur Höhe des laufenden Aktivbezuges 

Erhöhung der Höchstbeträge für Sonderausgaben, Alleinverdienerabsetzbetrag 

Höchstbetrag für die Absetzbarkeit betrieblicher Kraftfahrzeuge, Nutzungsdauer von sieben Jahren 

zugrunde zu legen. 

(AZ 24.12.1978) Die ÖVP verlor die Verfassungsklage gegen das 2. Abgabenänderungsgesetz. 

 

 

GEWERBESTEUER 

AZ 05.07.1978 EINIGUNG BEI GIPFEL, TERMINPRÜFUNG IM HERBST: STEUERREFORM AB 1. 

JÄNNER 1979 SO GUT WIE SICHER. HÖHERE ABSETZBETRÄGE FÜR ARBEITNEHMER. 

Erhöhung der Arbeitnehmerabsetzbewträge, Korrektur bei der Gewerbesteuer, keine 

Progressionsmilderung. 

(10.10.1978) Gewerbesteuerfreibetrag von 40.000 auf 60.000 erhöht. Wirtschaft unzufrieden, weil 

nichts bei der Lohnsummensteuer. 

07.11.1978 GEWERBESTEUERGESETZ-NOVELLE 1978, BGBL. NR. 572/1978 

(08.11.1973) Steuersenkung einstimmig beschlossen. 
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VERMÖGENSTEUER 

BG 30.11.1976,MIT DEM DAS VERMÖGENSTEUERGESETZ 1954 UND DAS 

ERBSCHAFTSSTEUERÄQUIVALENTGESETZ GEÄNDERT WERDEN. 

BGBL 665 

GEBÜHRENGESETZ 

BG V. 30.11.1976, MIT DEM DAS GEBÜHRENGESETZ 1957 GEÄNDERT WIRD. BGBL 668. 

(AZ 07.12.1976) Die ÖVP will im nächsten Jahr einen Initiativantrag zur Abschaffung der 

Kreditgebühren im Parlament einbringen, weil durch diese eine Verteuerung der Kreditzinsen um 0,7 

bis 0,8 % eintrete. Nach Ansicht des Finanzministeriums beträgt sie nur 0,6 % 

(AZ 08.12.1976) Androsch meint, die Banken sollen ihre Kredite verbilligen. 

AZ 26.11.1976 ERP-KREDITE UND GEFÖRDERTE EXPORTKREDITE WERDEN VON DER 

KREDITGEBÜHR BEFREIT BLEIBEN. 

 

AUTO-SONDERSTEUERN,  

AZ 28.03.1977 KLARSTELLUNG BEIM ARBÖ-BUNDESTAG IN WIEN: AUF KEINEN FALL 

AUTOSONDERSTEUER GEGEN IMPORTFLUT. 

AZ 27.07.1977 KREISKY ZU SPITALSFINANZEN: NEUE M ITTEL NUR BEI SPARSAMKEIT 

Abgabe bei Neuwagenimport in der Höhe von 10 % des Importpreises, etwa eine Md, für 

Spitalskostenfinanzierung. Ein Autopickerl soll die Bezahlung des Betrages öffentlich ausweisen. 

(AZ 28.07.1977) DISKUSSION UM SPITALSFINANZIERUNG BRINGT ES AN DEN TAG: AUTOPREISE 

SIND ÜBERHÖHT. 

Und zwar bis um 20 %. Die Importeure haben die Zollsenkung vom 1. Juli 1977 nicht weitergegeben. 

Die Autoimporteure könnten einen Großteil der Steuer auf sich nehmen. ÖVP gegen Spitalssteuer, die 

BWK spricht von skurillen Steuererfindungsplänen. 

(AZ 29.07.1977) Abgabe für Spitäler: VP-Fürsten schweigen. SP-Hartl meint, Kreisky zerbreche sich 

hier unnütz die Köpfe der Länder, welche für die Spitalserhaltung zuständig seien. Nur Kreisky-Fan 

Salcher ist ohne Einschränkung dafür. 

(AZ 05.08.1977) SPITALSFINANZEN: ANDROSCH SCHLÄGT PATIENTENBEITRAG VOR. 

50-100 S Beitrag zu Verpflegskosten. Kinder, Mindestrentner und Langzeitpatienten ausgenommen. 

Zunächst sollten aber die Spitäler rationalisieren und die Kosten senken. Sollte das noch immer nicht 

reichen, ist auch Androsch für die Autosondersteuer, auch wegen ihrer vorteilhaften Auswirkungen auf 

die Zahlungsbilanz. Auch Androsch meint, dass Kreisky mit seinem Vorschlag mehr politische 

Verantwortung  übernommen hat, als in der Bundeskompetenz liegt. 
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Zum Abgabenänderungsgesetz. Ein PKW ist nur in den seltensten Fällen als wertschaffende Anlage z. 

zu sehen. Die vz Afa von Firmenautos und die Steuerunwirksamkeit des Sozialkapitals, von dem 

Großbetriebe profitieren, waren nichts anderes als Beiträge zur Bildung stillen Betriebskapitals 

Angesichts der Zahlungsbilanzsituation sei es nicht möglich, den Autokauf auch noch steuerlich zu 

fördern. Das Handelsbilanzdefizit war im letzten Halbjahr mit 23 MdS um 28 % höher als im Vojahr. Ein 

Viertel davon entfällt auf Autos. Bei der Umsatzsteuer bleiben die Einnahmen zurück. Man weiß nicht, 

warum. 

(AZ 06.08.1977)Kreisky zu Patientenbeitrag: Ich halte nichts davon. Könnte Kranke davon abhalten, ins 

Spital zu gehen, sei schwer administrierbar. Stadtrat Mayr hält den Beitrag für sehr diskussionswürdig, 

Leodolter dagegen, Benya entschlägt sich einer Äußerung. 

(AZ 07.08.1977) Kreisky teilt AZ (aus Bad Wörishofen) telefonisch mit: Spitalssanierung nur mit 

Ländern. Fritz Edlinger von der JG meinte, eine Kostenbeteiligung würde wieder sozial Schwächere 

treffen. Die Finanzierung der Spitäler sei nur auf eine Weise zulässig, die bestehende soziale 

Ungleichheiten nicht zementiert..Die Gesundheitspolitik solle sich mehr um Vorsorgemedizin, 

Ambulatorien und den Ausbau des Betriebsärztesystems kümmern. 

(AZ 11.08.1977) Gratz: Bundesfonds soll Mittel verteilen. Auch Ländersteuer möglich. 

(AZ 13.08.1977) Kreisky: Der Bund wird für die Spitäler keine zusätzlichen Mittel mehr bereitstellen. Bei 

Autoimportabgabe soziale Staffelung. Hartwährungspolitik, die sich aber nicht bloß an der D-Mark 

orientiert. Lohnsteuerreform erst, wenn finanzierbar, keine Spannungen mit Androsch wegen der 

Meinungsverschiedenheiten über die Spitalsfinanzierung. 

(AZ 19.08.1977) Taus ist gegen jede Art von Spitalsabgabe. Er erhofft sich eine Lösung des Problems 

davon, dass die Kostensteigerungen begrenzt und die Kosten neu verteilt werden. Woher die 5 MdS. 

Die derzeit fehlen, herkommen werden, weiß er auch nicht. 

(AZ 20.08.1977) Androsch fliegt nach Mallorca, um mit Kreisky die aktuellen wirtschaftspolitischen 

Fragen zu diskutieren. Gute Steuerzahler werden belohnt, ab 1979 sollen Steuerguthaben verzinst 

werden. 

AZ 05.09.1977  

KREISKY SETZT NUN DAMPF HINTER SPITALSFINANZIERUNG. 

Kreisky kommt aus Mallorca zurück. Androsch holt ihn am Flughafen ab. Kreisky besteht auf der 

10prozentigen Spitalsabgabe. Androsch informiert ihn über die Erfolge der Steuerfandung. Kreisky 

begrüßt, dass die Unternehmervertreter bei den Steuerhinterziehungen einlenken. 

NR XIV GP 04.11.1977 6530 KOREN ÜBER DIE AUSEINANDERSETZUNG KREISKY-ANDROSCH. 

Schließlich verlagert sich dann im Sommer das ganze auf die Regierungsebene, auf die 

Auseinandersetzung zwischen TImen, Herr Bundeskanzler, und dem Finanzminister. Ich darf nur ganz 

flüchtig erinnern: Kurz nach Eröffnung der Salzburger Festspiele ventilieren Sie hier in Wien bei einem 

Ministerrat die Autosondersteuer. Der Finanzminister lehnt dezidiert ab, ist offensichtlich anderer 

Meinung als Sie. Andere sozialistische Spitzenpolitiker sind auch nicht zu begeistern für diese Idee. Der 

Gewerkschaftsbundpräsident meint, vielleicht für die großen, aber nicht für die kleinen -Autos sind 



 199 

gemeint gewesen, nicht Personen -, und es folgt die nächste Phase. Der Finanzminister schlägt einen 

Selbstbehalt bei den Spitälern vor. Sie, Herr Bundeskanzler, reagieren eindeutig negativ auf diese Idee. 

Und so geht der Sommer mit ganz munteren Streitgesprächen auf Regierungsebene in die Lande. Ich 

weiß schon, Herr Bundeskanzler, man kann das umfunktionieren in die offene Partei, in der eben 

öffentlich diskutiert wird. Aber 

BEWERTUNGSGESETZ 

22.06.1977 ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 1977, BGBL 320 

Änderungen des Bewertungsgesetzes, darunter Aufnahme von Begünstigungen für 

Exportunternehmen, Forderungen aus Lieferungen und sonstigen Leistungen müssen nur mit 85 % des 

Nennwertes angesetzt werden. Anhebung von Freibeträgen für die Hauptveranlagung der 

Vermögensteuer zum 1.1.1977. Bei der Einkommensteuer Ausdehnung der vz Afa von 

Herstellungskosten unbeweglicher Wirtschaftsgüter für die Jahre 1978 und 1979, bei Herabsetzung auf 

30 und 25 % 

 

NR XIV (69) S 6523FF. BERICHT DES FINANZ- UND BUDGETAUSSCHUSSES ÜBER DIE REGIERUNGSVORLAGE 

2. ABGABEÄNDERUNGSGESETZ 1977,  

 

 

 

 

TRANSFERS 

SOZIALVERSICHERUNG  

AZ 11.12.1976 BIS FEBRUAR SPARPLAN FÜR KASSEN. 

1976 werden die Kassen ungefähr 800 Mio Defizit haben, 1,2 Md Reserven sind vorhanden. Obwohl 

sich die Ausgaben für Medikamente verdreifacht haben, gehören sie zum kleinsten der drei großen 

Ausgabenposten der Kassen. Ärztehonorare und Spitalskosten belasten mehr, Verwaltungskosten nur 

4 %. Sozialminister Weißenberg lehnt eine Beitragsänderung ebenso ab wie eine Erhöhung der 

Höchstbeitragsgrundlage. 

AZ 13.12.1976 SOZIALTAG IM PARLAMENT: ASVG, BAUERN, FAMILIEN 

709 BG v. 13.12.1976 5. Novelle zum Bauern-Pensionsversicherungsgesetz. 

710 BG v. 13.12.1976 9. Novelle zum Bauern-Krankenversicherungsgesetz. 

AZ 23.01.1977 SPITALFONDS STATT LÄNDERSTEUER.  

Eine eigene Spitalssteuer der Länder sei vermeidbar, wenn man einen Spitalsfonds einrichte, in den 

Bund, Länder und Sozialversicherung einzahlten. Sein Vorteil sei, dass man damit die Ausgaben für die 

Investitionen in die Spitäler plafondieren könne. 

(12.02.1977) Zahlreiche ÖVP-Politiker, aber auch der rote LH-Stv. Hartl hat sich gegen eine 

Spitalssteuer ausgesprochen, Kreisky meint, die Länder hätten sich doch immer eigene 
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Steuerkompetenzen gewünscht. wenn sie aber keine Steuer wollten, dann gebe es auch keine. Vom 

Bund könne es aber keine Budgetmittel dafür geben. 

(16.02.1977) Bund wird keine Abgabe für Länderkassen beschließen.Das würde heißen, so Androsch, 

dass den finanziellen Vorteil die Länder hätten und die politische Verantwortung beim Bund liegen 

würde. 

(19.02.1977) Leodolter ist für eine höhere Beteiligung des Bundes an der Spitalsfinanzierung unter der 

Bedingung, dass der Bund bei der Kostenerstellung und Planung ein Mitspracherecht hat. 

(23.02.1977) Kery ist für einen Zuschlag zur Umsatz- oder Lohnsteuer. Die Bundeswirtschaftskammer 

bezeichnete eine Spitalsfinanzierung durch eine höhere Getränkesteuer auch auf alkoholfreie Getränke 

aus gesundheitspolitischen und aus Gründen des Fremdenverkehrs als widersinnig und indiskutabel. 

Androsch will Lizitation gegen das Budget abwehren. Neu Zuschüsse zur gewerblichen 

Krankenversicherung und andere Länderforderungen im Zusammenhang mit dem Spitalswesen seien 

unerfüllbar. 

AZ (17.02.1977)  ANDROSCH WILL PENSIONSZUSCHÜSSE SENKEN 

Weißenberg lehnt Androschs Vorschlag, die Pensionszuschüsse zu senken, indem man die 

Höchstbeitragsgrundlagen einfriert oder die Beitragssätze erhöht, ab. Der Kostendruck komme von den 

Pensionsversicherungen der Bauern und Selbständigen. Es könne nicht Sache der Arbeiter und Angestellten sein, 

das Budget entlasten zu helfen, damit daraus höhere Leistungen für Arbeiter und Angestellte finanziert werden 

können. 

(18.02.1977) Der Parteivorstand tritt Androschs Anregungen mit der Erklärung entgegen, die SP 

garantiere die Preise und Renten samt deren Anpassung an die steigenden Löhne und Gehälter. 

(19.02.1977) Traxler: Der Sozialversprecher. Kohlmaier verwendet den Androsch-Vorstoß dafür, seine 

Partei als die der wahren Pensionistenfreunde darzustellen. Traxler erinnert daran, dass die 

durchschnittlichen Alterspensionen seit 1970 um 100 % gestiegen sind, und dass die ÖVP gegen die 

Erhöhung der Witwenpensionen gewesen ist. Heute ist dem Sozialsprecher nichts gut genug. 

 

AZ 15.06.1977 SPITALSABGABE NUR IN VERANTWORTUNG ALLER. 

Kreisky: Wenn der Bund schon seinen Apparat für die Einhebung einer Spitalsabgabe zur Verfügung 

stellen soll, dann nur unter der Voraussetzung, dass die Verantwortung von allen getragen wird. Es 

handelt sich um 2 Md, von denen Kreisky verlangt, dass sie bis auf den letzten Groschen den Spitälern 

zur Verfügung gestellt werden. ÖVP und Landeshauptmänner müssen mit im Boot sein. 

AZ 09.10.1977 TROTZ SPARBUDGETS WEITER KAMPF GEGEN DIE ARMUT.  

Kleinste Renten werden ab 1.Jänner um 8.11 % erhöht, normale Pensionen um 6,9 %. 

AZ 03.11.1977 EINIGUNG ÜBER SPITALSFINANZEN. 

Es wird ein Fonds gebildet, in den auch ein Drittel der Erträgnisse aus der Umsatzsteuererhöhung 

eingezahlt werden. 

04.11.1977 KAHLENBERG  ÄNDERUNG SOZIALVERSICHERUNGSRECHTLICHER BESTIMMUNGEN 
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 NR XIV (69) 4. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale Verwaltung über den Antrag 64/A (U-2811 

der Beilagen) der Abgeordneten Pansi und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 

sozialverscherungsrechtliche Bestimmungen geändert werden (Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 

1977 - SV-ÄndG. 1977) (663 der Beilagen)  

"Zur Entlastung des Bundeshaushaltes ergibt sich auch im Bereich der Sozialversicherung die 

Notwendigkeit einer Reihe von Maßnahmen finanzieller Natur. Sie sollen durch entsprechende 

Umschichtung der einfließenden Mittel einerseits die zusätzliche Belastung der 

Versichertengemeinschaft möglichst niedrig halten, andererseits auch gewährleisten, daß dabei die 

finanzielle Situation der Pensionsversicherungsträger und damit die Sicherung der Pensionen nicht 

eingeschränkt wird. Im einzelnen handelt es sich hiebei um folgende Maßnahmen: 1. Die Einführung 

eines Zusatzbeitrages in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz; 

2. die vorübergehende Herabsetzung der Ausfallhaftung des Bundes für die Pensionsversicherungen 

um einen Prozentpunkt; 3. die Einrichtung eines Ausgleichsfonds dPensionsversicherungsträger zur 

bedarfsmäßigen Verteilung der durch den Zusatzbeitrag einfließenden Mittel; 4. die Überweisung eines 

Beitrages aus der Arbeitslosenversicherung an diesen Ausgleichsfonds zur Abgeltung der 

Aufwendungen der Pensionsversicherungsträger aus der Anrechnung der Ersatzzeiten des 

Arbeitslosengeld-und Notstandshilfebezuges; 5. die Erhöhung der Beiträge zu den Selbständigen-

Pensionsversicherungen. . . . Da sich die zu treffenden Maßnahmen nicht nur auf das ASVG, sondern 

auch auf die Sonderversicherungsgesetze und auf andere Gesetze aus dem Sozialbereich, die mit der 

Sozialversicherung in Zusammenhang stehen, erstrecken, werden im vorliegenden Antrag unter der 

.Bezeichnung ,Sozial versicherungs-Änderungsgesetz 1977' alle notwendigen legistischen Änderungen 

in einem Gesetzentwurf zusammengefaßt.  

Dieser Gesetzentwurf enthält darüber hinaus im Bereich der Bauern-Krankenversicherung noch 

Bestimmungen über die Umstellung der Mittelaufbringung auf das System Beitragsgrundlage-

Beitragssatz  

Abg. Blecha 

Wenn nun ein erheblicher Teil des Defizits durch Zuschüsse zu den Pensionsversicherungsanstalten 

letztlich zustande kommt, etwa im Ausmaß von 28 Milliarden Schilling, dann liegt es auf der Hand, daß 

wir zuerst die Belastung des Staatshaushaltes in diesem Punkt reduzieren müssen. Ich glaube, daß die 

vorgeschlagenen Beitragserhöhungen zur Sozialversicherung gerecht und sozial sind, besonders dann, 

wenn man noch zur Kenntnis nimmt, meine geschätzten Damen und Herren, daß gleichzeitig der Kampf 

gegen die Armut fortgesetzt werden kann, daß die Zahl der Ausgleichszulagenbezieher, und zwar der 

Bezieher einer erhöhten, wesentlich erhöhten Ausgleichszulage jetzt erweitert wird und daß sogar auch 

jene Fälle Berücksichtigung gefunden haben, die als Nichtausgleichszulagenbezieher eine niedrige 

Rente haben, aber dennoch durch die Erhöhung am 1. Jänner 1978 bereits der Besteuerung unterliegen 

würden. Sie werden von der Steuer befreit.  

Kohlmaier wirft Fischer vor, dass er den ÖAAB mit den Kommunisten verglichen hat, da wird er lyrisch, 

dann dem linken Sozialminister Weißenberg, der gesagt habe, dass es für ihn keine sozialen Lasten, 

sondern nur eine soziale Verpflichtung des Kapitals gebe,  dass er mit dieser Maßnahme nicht das  
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Kapital, sondern die Arbeiter belaste. Auf die Frage des Finanzministers, wie er denn die 

Pensionsversicherung finanzieren wolle, bekennt er ein, dafür zu wenig Fachmann zu sein, aber er 

glaube, dass es falsch sei, die Arbeitskraft als Hauptquelle der öffentlichen Finanzierung anzusehen 

und gleichzeitig um die Vollbeschäftigung zu kämpfen. 

AZ 04.12.1977ANDROSCH: AUSBAU DER SOZIALLEISTUNGEN VERPFLICHTUNG, NICHT 

GNADENAKT.  

In der Zeitschrift Rentner und Pensionist meint Androsch, die Maßnahmen bei den Pensionen spielten 

eine entscheidende Rolle bei der Aufrechterhaltung der sozialen Errungenschaften. Im Jänner 1978 

werden die Pensionen um 6,9 % erhöht, die kleinen um 8,1 %. Es ist dafür vorgesorgt, dass 

Kleinstpensionisten keine Steuer zahlen. 

30.06.1978 ERRICHTUNG EINES KRANKENANSTALTEN-ZUSAMMENARBEITSFONDS, BGBL. NR. 

454/1978 

30.06.1978 FINANZIELLE BETEILIGUNG DER TRÄGER DER SOZIALEN KRANKENVERSICHERUNG AM 

KRANKENANSTALTEN-ZUSAMMENARBEITSFONDS BGBL. NR. 458/1978 

 

 

AZ 06.08.1978 ANDROSCH:  AUTONOMIE FÜR SOZIALVERSICHERUNG AUCH BEI FINANZEN. 

Androsch im Interview mit  SN vom 05.08.1978Die Sozialversicherungsträger sollen sich auch selbst 

finanzieren.  Der Bund, der die Ausfallshaftung für Defizite übernimmt, wandte 1970 dafür 10 MdS 

auf,1976 aber schon 23 MdS. Durch Beitragserhöhungen gingen die Bundezuschüsse kurzfristig 

zurück, für 1979 erwartet Androsch aber neuerlich einen Mehraufwand von 5 MdS. Androsch 

bezeichnete es als Problem, dass die Sozialversicherungsträger in allem selbständig sind, bis auf das 

Defizit. 

(AZ 23.08.1978) Staatszuschüsse zur Pensionsversicherung seien als Teil der Solidarität der 

Allgemeinheit notwendig, doch müsse ihr Wachstum eingedämmt werden, da sich die Zuschüsse seit 

1970 verfünffacht hätten. Für die Gewerbepensionsversicherung müsse der Bund 70 % zuzahlen, für 

die Bauern sogar noch mehr. 

(AZ 24.08.1977) Kreisky kann sich das sehr schwer vorstellen. Wenn man das will, muss man sich klar 

sein, dass man dann sehr vieles ändern muss. 

AZ 29.11.1978 SPÖ STELLT KLAR: PENSIONEN SIND GARANTIERT. 

Um zu verhindern, dass die ÖVP aus dieser für alle Österreicher wichtigen Sachfragte ein 

Wahlkampfthema macht, hat der SPÖ-Klub am 28.11.1978 in einer Erklärung nicht nur die Sicherheit 

der Pensionen garantiert, sondern auch klargestellt, dass die SPÖ die Bemühungen zum Ausbau des 

sozialen Sicherheitssystems in Österreich konsequent fortsetzen wird. 

Vorausgegangen war eine Forderung des ÖVP-Generalsekretärs Lanner nach einer Pensionsgarantie.  
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FAMILIENLASTENAUSGLEICH 

AZ 15.01.1976 BEHINDERTE KINDER: DOPPELTE BEIHILFE. STATT 340 S BALD 680 S 

MONATLICH. 

(21.01.1976)  Doppelte Beihilfe ab 1. Juli. Es gebe in Ö 50.000 behinderte Kinder, aber nur für 20.000 

seien Anträge auf Zusatzbeihilfe eingebracht worden. „Hier mangelt es vor allem an Information.“  

(25.02.1976) Erhöhung auf das Dreifache. 

(01.03.1976) Die Wiener SP-Frauen fordern am Parteitag, die Kinderbeihilfe nur noch an die Mütter 

auszuzahlen, und diese auf 624 S zu erhöhen. 

AZ 04.04.1976 ANDROSCH KÜNDIGT FÜR 1. JULI AN: M INDESTENS  50 S MEHR JE KIND. 

Die höhere Beihilfe für das dritte Kind soll abgebaut werden. Die Maßnahme kostet 1,8 MdS. Insgesamt 

werden 1976 18 MdS an die Familien ausgezahlt, eine Steigerung von 11 MdS. Die Reserve bleibt 

erhalten. 

AZ 25.04.1976. MUTTER-KIND-PASS RETTETE 500 BABYS. 

Seit 1972 konnte die Säuglingssterblichkeit von 26,2 auf 20,8 Promille gesenkt werden. 

AZ 21.05.1976 UNTERHALTSVORSCHUSS BESCHLOSSEN: STAAT SCHÜTZT ALLEINSTEHENDE 

MÜTTER. 250. BUNDESGESETZ VOM 20. MAI 1976 ÜBER DIE GEWÄHRUNG VON VORSCHÜSSEN AUF 

DEN UNTERHALT VON KINDERN (UNTERHALTSVORSCHUßGESETZ 

Rund 20.000 Müttern und 40.000 Kindern wird das neue Unterhaltsvorschussgesetz einen gesicherten 

Lebensunterhalt ermöglichen. Von allen drei Parteien am 20.5.1976 einstimmig beschlossen, wird am 

1.11.1977 in Kraft treten. Höhe zwischen 1741 und 589 S. 

AZ 13.12.1976 SEIT 1970: LEISTUNGEN FÜR DIE FAMILIEN NAHEZU VERDREIFACHT. 

Elfriede Karl: Sie stiegen um 189 %, der Verbraucherpreisindex um 54,5 % Ab 1.1.1977 8. Erhöhung 

der Familienbeihilfen. Gebarungsüberschüsse dem Reservefonds zugeführt. 

711 BG v. 13.12.1976 Änderung FLAG v.13.12.1976 

AZ 03.05.1977 ANDROSCH PRÜFT FUSION VON KINDERBEIHILFE UND ABSETZBETRAG, 

Kommen 900 S Kindergeld im Monat für alle Familien? 

(AZ 04.05.1977) Androsch: Kinderabsetzbetrag bleibt. Er sieht nun nachteilige psychologische 

Auswirkungen. Familien, die nicht vom Kinderabsetzbetrag profitieren, könnten eine Ausgleichszahlung 

aus dem FLAF bekommen. 

AZ 11.05.1977 HILFE FÜR 300.000 FAMILIEN MIT GLEICHEM EINKOMMEN. GLEICHE FÖRDERUNG 

FÜR ALLE. 880 S KINDERGELD IM MONAT. 

 

AZ 24.08.1977 GEBURTENBEIHILFE 2.000 S HÖHER? LEODOLTER REGT AUFSTOCKUNG AN. 

Dritte Etappe, weil Gesundheitsschäden oft erst im zweiten Lebensjahr des Kindes entdeckt werden. 
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AZ 04.09.1977  HEUER 15 MDS FÜR FAMILIENBEIHILFE 

Gesamtaufwand des Ausgleichsfonds stieg seit 1970 um 189 %. Reservenbildung sichert Leistungen. 

Die Familienbeihilfe pro Kind wurde seit 1970 um 125 % erhöht, die für behinderte Kinder verdreifacht. 

Der Gesamtaufwand stieg von 6,9 MdS im Jahr 1970 auf 15 MdS im heurigen Jahr. Der Aufwand für 

die Geburtenbeihilfe stieg in dieser Zeit von 204 Mio auf 1,5 MdS, der Aufwand je Schüler beträgt jährlich 

1597 S und wird daher heuer insgesamt rund 2 MdS erfordern.  

Durch die Umstellung der steuerlichen Kinderabsetzbeträge auf Familienbeihilfen ab 1978 werden jene 

300.000 Familien mit etwa 600.000 Kindern, die bisher ihre Absetzbeträge wegen ihres geringen 

Einkommens nicht oder nicht zur Gänze in Anspruch nehmen konnten, mit den anderen Familien 

gleichgestellt. Dem Resrvefonds erwächst daraus eine jährliche Belastung von rund 1,6 bis 2 MdS. 

04.11.1977 NR XIV(69) ÄNDERUNG DES FAMILIENLASTENAUSGLEICHGESETZES 1967 

Das derzeitige doppelgleisige System des Familienlastenausgleiches, welches einerseits bei der 

Einkommensteuer einen Kinderabsetzbetrag, andererseits eine vom Einkommen unabhängige 

Familienbeihilfe vorsieht, hat den Nachteil, daß es Familien mit einem geringeren Einkommen und 

Familien mit einer großen Kinderzahl schlechter stellt, weil diese den steuerlichen Kinderabsetzbetrag 

nicht ausnützen können. Die Beseitigung dieses Nachteiles soll dadurch erreicht werden, daß an Stelle 

der steuerlichen Kinderabsetzbeträge eine entsprechend erhöhte Familienbeihilfe tritt. Demnach soll 

der steuerliche Kinderabsetzbetrag in Höhe von 4 200 S jährlich für jedes Kind wegfallen, dafür aber 

die Familienbeihilfe für jedes Kind um 4 200 S jährlich erhöht werden. Weiters soll die Familienbeihilfe 

in Hinkunft nur mehr in zwölf gleich hohen Monatsbeträgen ausgezahlt werden. In finanzieller Hinsicht 

ist vorgesehen, daß das Steuermehraufkommen, welches durch den Wegfall der Kinderabsetzbeträge 

entsteht, dem Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen zugewiesen wird, welcher die Last der höheren 

Familienbeihilfen zu tragen hat. An der Selbstträgerschaft der Gebietskörperschaften soll sich im Prinzip 

zwar nichts ändern, jedoch werden die beiden größten Bundesbetriebe -die Österreichischen 

Bundesbahnen und die Post- und Telegraphenanstalt - von der Selbstträgerschaft herausgenommen 

und den übrigen privatwirtschaftlichen Unternehmungen gleichgestellt. Angesichts der vorhandenen 

Reserven im Familienlastenausgleich ist auch eine Senkung des Dienstgeberbeitrages gerechtfertigt; 

der Beitragssatz soll demnach von 6 vom Hundert auf 5 vom Hundert gesenkt werden. 

 

13.12.1977 ÄNDERUNG DES FAMILIENLASTENAUSGLEICHSGESETZES 1967, BGBL 646 

 

AZ 13.10.1978 AB 1. JÄNNER 30 S MEHR FÜR JEDES KIND. 

50 S für behinderte Kinder. 

07.11.1978 ÄNDERUNG DES FAMILIENLASTENAUSGLEICHSGESETZES 1967, BGBL. NR. 573/1978.  

(AZ 07.11.1978) Einstimmig: Anhebung der Kinderbeihilfen um 30 S ab 1. Jänner. 

 

SPARFÖRDERUNG 

AZ 26.05.1976 BILLIGERE KREDITE SENKEN INFLATION. 
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Beim Kreditgipfel am 4. Juni 1976 wird über die Reform der Sparförderung für das Prämien-, Bau- und 

Wertpapiersparen verhandelt werden. Die S. belastet das Budget mit 4,5 MdS. Die Inflationsrate steigt 

nimmer, und es gibt auch keine Kreditrestriktionen mehr. 

(27.05.1976) Androsch meint, dem Sparer sei durch eine gute Wirtschaftspolitik mehr geholfen als durch 

50 oder 100 S mehr an Zinsen im Jahr. Die Senkung der Habenzinsen von 5 auf 4,5 % könnte die 

Verbilligung der Kredite um 1  % ermöglichen, was die Inflationsrate um 0,3 % drücken müsste. Die 

Einlagenhöhe auf einem Sparbuch beträgt meist zwischen 20.000 und 25.000 S. Weil die meisten von 

ihnen anonym sind, ist der Ertrag praktisch steuerfrei. Daran will Androsch nicht rütteln. 

(06.06.1976) Einigkeit beim Zinsengipfel. Senkung der Sparzinsen auf 4,5 % ab 1. Jänner 

1977.(09.06.1976) Die Bausparprämie wird von 25 auf 17 % gesenkt. 

(09.01.1977) 7 MDS FÄLLIG: KOMMT DURCH PRÄMIENSPARER KONSUMWELLE? 

Die Geldinstitute rechnen damit, dass zwei Drittel der Prämiensparer neue Prämienverträge 

abschließen. 

 

 

 

WÄHRUNG 

CHALOUPEK, DER EURO UND DER AUSTROKEYNESIANISMUS 

Die austro-keynesianische Wirtschaftspolitik war keine abstrakte Kopfgeburt, sie wurde schrittweise aus 

der wirtschaftspolitischen Praxis der Jahre nach dem Wachstumseinbruch 1975 entwickelt (neben 

Kienzl maßgeblich von Finanzminister A ndrosch und Nationalbankpräsident Koren, bei zunächst 

skeptischer Haltung von Bundeskanzler Kreisky). Zunächst (1975 und im Folgejahr) erfolgte eine 

massive fiskalpolitische Gegensteuerung in der Rezession bei gleichzeitiger Desinflationierung. Als sich 

in der Folge ein beträchtliches Leistungsbilanzdefizit mit bis zu 3,9 % des BIP (1977)  ergab und 

international sowie in Österreich selbst Zweifel an der Stärke des Schilling geäußert wurden, stand die 

Wirtschaftspolitik vor der Alternative Abwertung oder  Beibehaltung des Wechselkurses zur DM bei 

Verzicht auf geld- und zinspolitische Handlungsautonomie. Nach einer kurzen Phase des Schwankens 

erfolgte eine  definitive Festlegung zugunsten einer Hartwährungspolitik. In der Kombination mit den 

anderen Elementen wurde diese Hartwährungspolitik zum spezifischen Markenzeichen des Austro-

Keynesianismus. Das Ungewöhnliche an dieser Kombination besteht darin, dass (post-)keynesianische 

Vollbeschäftigungspolitik gemeinhin mit stärkerer Inflationstoleranz identifiziert wird, die es erlaubt, das 

Instrument der Währungsabwertung zur Nachfragesteuerung einzusetzen. Demgegenüber lag im 

Austro-Keynesianismus die Betonung auf einer im internationalen Vergleich hohen, wenngleich nie 

absolut gesetzten Preisstabilität, die durch eine Fixierung des Wechselkurses gegenüber den 

preisstabilen Handelspartnerländern (Deutschland, Schweiz, Benelux) kurz- und langfristig verankert 

wurde. Das Korrelat dazu war eine Lohn- und Einkommenspolitik, die sich an einer 

Lohnstückkostenentwicklung o rientierte, die mit der internationalen Wettbewerbsfähigkeit konform war 

(sog. „produktivitätsorientierte Lohnpolitik“) 
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Dieser Ansatz war Ende der 70-er-Jahre mit erheblicher Unsicherheit verbunden, da der Erfolg davon 

abhängig war, ob eine Eliminierung des Leistungsbilanzdefizits ohne Abwertung möglich sein würde. 

Lohnpolitik und Hartwährungspolitik stehen in einem engen wechselseitigen  Zusammenhang. Eine 

mittelfristig produktivitätskonforme Lohnentwicklung sichert die internationale Wettbewerbsfähigkeit 

gemessen an der Entwicklung der Lohnstückkosten im Verhältnis zu den Handelspartnern, und damit 

– so war die Erwartung – auch das außenwirtschaftliche Gleichgewicht. Gleichzeitig ist die 

Hartwährungspolitik der unabdingbare Garant für die Nachhaltigkeit der Orientierung der 

Lohnabschlüsse an der jeweiligen Zielinflation plus Produktivitätszunahme. Ebenso wichtig ist aber, 

dass die produktivitätsorientierte Lohnpolitik ein paralleles Wachstum von  Konsumnachfrage und 

Produktion ermöglicht. Wie die – positiven und die negativen – Erfahrungen vieler Länder gezeigt 

haben, ist eine solche Form der Nominallohnmoderation nur in einem auf Dauerhaftigkeit angelegten 

System möglich, in dem die Sozialpartner nicht nur in diesem ihrem Kernbereich, sondern relativ 

umfassend an den wirtschafts- und sozialpolitischen Entscheidungen mitwirken können. Die austro-

keynesianische Wirtschaftspolitik  erfordert die permanente und verlässliche Mitwirkung der 

Sozialpartner und ist daher überhaupt nur in einem neokorporatistischen System durchführbar41. Die 

Beteiligung der Sozialpartner an der gesamten Wirtschafts- und Sozialpolitik in Form einer  „tripartiten 

Sozialpartnerschaft“ war durch die 1957 geschaffene Institution der „ Paritätischen Kommission für 

Preis- und Lohnfragen“, die aus Vertretern der Sozialpartner und der Regierung bestand, bereits seit 

längerem eingeführt. Auf der Ebene der Verbände bedarf es dazu der „umfassenden Organisationen“ 

im Sinne der Theorie des kollektiven Handelns von Mancur Olson42. Gewerkschaften und 

Unternehmerseite w aren sich mit der Regierung immer darin einig, dass eine expansive Makropolitik 

durch eine aktive Angebotspolitik ergänzt werden muss. Dazu gehörte insbesondere eine starke 

Förderung der Unternehmensinvestitionen durch steuerliche Anreize und Kreditsubventionen. Damit 

wurde die Anpassung der exportorientierten Industrie vorangetrieben. Im 

AZ 19.10.1976 SCHILLING BLEIBT HART WIE D-MARK. ANDROSCH: GERINGERE INFLATION 

BESTE EXPORTFÖRDERUNG. 

Der D-Mark-Kurs wurde am 18.10.1976 gegenüber den Benelux- und skandinavischen Ländern um 2 

% angehoben. Österreich und die Schweiz ziehen mit. Nationalbankgeneraldirektor Kienzl spricht sich 

gegen eine Abwertungspolitik aus, die er als Irrweg bezeichnet. Auch der Arbeiterkammertag 

befürwortet den Hartwährungskurs. 

AZ 21.01.1977 HANS DIBOLD: DIE LÄCHERLICHE ILLUSION. 

So hat Nationalbankgeneraldirektor Heinz Kienzl die Vorstellung von einer Schillingabwertung genannt. 

Diese Gerüchte seien von Firmen gesteuert, die gegen den Schilling gewettet hatten. Eine davon hat 

bereits 200 MioS dabei verloren. Aber auch aus Kreisen der Exportindustrie besteht Interesse an einer 

Abwertung, weil man mit niedrigeren Preisen leichter exportieren könnte. Dafür würden die Importwaren 

teurer und die Lohn-Preis-Spirale angeheizt. Die Inflationsrate ist in der Schweiz nur 1,7 %, in 

Deutschland 4,5 %, in Österreich aber 7,3 %. Schuld daran sind die Mehrwertsteuererhöhung, die 

Preise für Dienstleistungen und die Mieten. Bei industriell-gewerblichen Waren ist die Differenz 

zwischen Ö und D nur 1 %. Gegenwärtig bestehe kein Grund, die Hartwährungspolitik zu 

verabschieden, und wenn es gelinge, die Exporte zu steigern, auch in Zukunft nicht. 
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AZ 25.01.1977 HELMUT ROMÉ: ÖKONOMISCHE DURSTSTRECKE.97 

Das Handelsbilanzdefizit explodierte von Jänner bis November 1976 um 76 %. Diese starke 

Verschlechterung ist auf einen starken Importsog zurückzuführen. Die Importe stiegen um 26 % an, die 

Ausfuhren nur um 15 %. Der Importsog ist vor allem auf die Importe von Kfz und Energie 

zurückzuführen. 1976 wurde auch weniger Kapital importiert, sodass auch die Währungsreserven 

deutlich abnahmen. Autor spricht sich mit den bekannten Argumenten gegen eine Kurssenkung aus. 

Auch Importsteuern erscheinen ihm als nicht zielführend. Man müsse hingegen die Exporte weiter 

steigern, mit zusätzlichen Förderungen, aber auch mit der Senkung von Lohnnebenkosten und sozialen 

Kosten. 

AZ 18.02.1977 BENYA FÜR HARTEN SCHILLING. 

Eine Abwertung ohne radikale Preis- und Lohnbremsungsmaßnahme würde scheitern. Das erklärte 

Benya vor der Mitgliederversammlung der Industriellenvereinigung. 

AZ 30.03.1977 HELMUT ROMÉ: HARAKIRI MIT DER WÄHRUNG. 

Industriellenvereinigung und Wirtschaftsbunddirektoren fordern Schillingabwertung. Zugegeben, dass 

die Handelsbilanzentwicklung 1976 durch den starken Importboom durch Lageraufstockung, 

Kraftfahrzeugimporte und zusätzliche Energieexporte negativ war. Aber der Export ist ebenfalls um 16,5 

% gewachsen und Ö hat die exportstarken Deutschen überrundet.  Eine Abwertung wurde kurzfristig 

die Exporterlöse erhöhen, die Importpreise aber verteuern, was wieder die Inflation erhöhen würde. 

AZ 03.04.1977 DIE DREI NORDISCHEN KRONEN WERDEN UM 6 BZW. 3 % ABGEWERTET.  Ö 

MACHT NICHT MIT. 

AZ 06.04.1977 DIBOLD: AM BEISPIEL SCHWEDEN. 

Die bürgerlichen  Partei sind weit weniger in der Lage, die Wirtschaftskrise zu bewältigen als die 

sozialdemokratischen. So liegt dort die Inflationsrate bei über 10 %, das Wirtschaftswachstum betrug 

im Vorjahr 1,5 %, in Österreich 3,2 %, das Leistungsbilanzdefizit ist um die Hälfte größer. Trotz des für 

inländische Waren verfügten Preisstopps wird nun in Schweden die Inflation weiter angeheizt, weil die 

Importgüter teurer bezahlt werden müssen. Die Mehrwertsteuer wurde auf 21 % erhöht.  Für den Bau 

von Sport- und Spielplätzen wird eine 15-%ige Sondersteuer eingehoben. 

AZ 14.07.1977 USA WOLLEN D-MARK AUFWERTUNG ERZWINGEN. DOLLAR FAST NUR 16 

SCHILLING WERT. 

 

                                                      

97 Doch wer ist dieser Mann, der zusammen mit seinem Journalistenkollegen Hans Dibold 1980 ein 
Magazin gründete, das die beiden damals eher zufällig »Falstaff« nannten und das heute im gesamten 
deutschsprachigen Raum erscheint? Romé, Jahrgang 1939, promovierte 1966 an der Universität Graz 
zum Doktor der Rechtswissenschaften. Ein Teil seiner Familie war in der alten Südsteiermark, die heute 
zu Slowenien gehört, mit der Weinwirtschaft verbunden. Als junger Publizist im Bereich der 
Wirtschaftspolitik wurde er bereits im Jahr 1974 mit dem Dr. Karl Renner-Publizistikpreis ausgezeichnet. 
Als Brüssel-Korrespondent der damaligen »AZ« (Arbeiter-Zeitung) kam er erstmals mit der feinen 
Gastronomie und den edlen Weinen aus Bordeaux in Kontakt. 
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AZ 29.09.1977 ANDROSCH VON WASHINGTONER WÄHRUNGSKONFERENZ: GERÜCHTE UM 

ABWERTUNG EIN POLITISCHES MANÖVER. 

Er befindet sich dort mit Nationalbankpräsident Kloss und Generaldirektor Kienzl. Um 5 % soll der 

Schilling abgewertet werden. Androsch: das würde die Inflation wieder ankurbeln und die 

Arbeitslosigkeit erhöhen. Eine Weichwährungspolitik sei die Krankheit, für deren Therapie sie gehalten 

wird. 

(AZ 28.09.1977) Kreisky: Trotz aller von gewissen Seiten in Gang gesetzter Manöver lege ich Wert auf 

die Feststellung, dass an eine Abwertung des Schillings nicht gedacht ist. 

(AZ 01.10.1977)  Taus wehrt sich gegen den Vorwurf Kreiskys, er habe die Abwertungsgerüchte 

ausgelöst, nämlich durch ein Interview in den OÖN vom 08.08.1977. Dort habe aber Kreisky gesagt, 

wenn die BRD die D-Mark aufwertet, müsse Ö als selbständiger Staat genau prüfen, ob der S mitzieht. 

Taus aber habe am  07.08. der KTZ erklärt: „Wir würden den Kurs des S ändern.“ 

05.10.1977 WIRTSCHAFTSBERICHT IM NATIONALRAT  

AZ 06.10.1977 KREISKY STELLT IM NR KLAR: DIE SCHILLINGSPEKULANTEN MÜSSEN JETZT 

KOSTEN TRAGEN. 

5 MdS sind ins Ausland geflossen. Wer in der Vorwoche in der Hoffnung, aus einer Abwertung des 

Schillings zu profitieren, Geld ins Ausland transferiert hat, hat die Folgen dieser Disposition selbst zu 

tragen. Energisch wandte sich Kreisky gegen die „Dolchstoßtheorie“ von VP-Chef Taus: vP-Volksblatt 

und Kurier und nicht er haben die Abwertungsgerüchte genährt. 

(AZ 10.10.1977) Manager staatlicher Firmen, die sich mit deren Geld an der Währungsspekulation 

beteiligten, müssen sich verantworten. 

DIBOLD: UNBEZAHLBARE GÜTER. 

Es gibt außer Ö und D in Europa kein Land, in dem die Autos so rasch gewechselt werden. Trotz 

exorbitanten Preiserhöhungen ist die Frage nach Autos nicht gesunken. Die BWK meint, das 

Maßnahmenpaket sei eine weder nützliche noch ungefährliche Mixtur parteipolitscher, gefährlicher 

Pseudosanierung. 

AZ 20.10.1977 HARTE ATTACKEN FISCHERS GEGEN ÖAAB. 

Bei der Klubtagung in Warmbad Villach: Der ÖAAB verbinde Tiefstwerte des Niveaus mit Höchstwerten 

an Demagogie. Er glaube, ihm bleibe nur etwas an der Angel, wenn er im Trüben von sozialer und 

politischer Unruhe fische. Damit bringe er sich in die Nähe einer Partei, die im Parlament seit vielen 

Jahren nicht mehr vertreten sei. 

AZ 23.12.1977 WECHSELKURSPOLITIK BLEIBT FLEXIBEL. 

APA schreibt im Zusammenhang mit einem erwarteten Höhenflug der D-Mark über mögliche Aktivitäten 

der Nationalbank.  Dagegen wendet sich Androsch entschieden. 

AZ 06.03.1978 KOREN UNTERSTÜTZT REGIERUNG: HARTWÄHRUNGSPOLITIK RICHTIG. 

ER ist aber gegen die von Androsch vorgeschlagene Kreditzinsensenkung. Da müsse vorher noch das 

Maßnahmenpaket greifen. Das findet er nun auch gut. 
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AZ 18.03.1978 KREISKY IN LINZ: NEIN ZUR ABWERTUNG. 

Obwohl sich die Regierung der Problematik bewusst ist, die sich daraus für viele Exporteure ergibt. 

AZ 17.10.1978 DER SCHILLING BLEIBT HART – KEIN HÖHENFLUG MIT D-MARK. 

Nach Aufwertung der D-Mark gegenüber norwegischer und dänischer Krone und dem belgischen Franc 

beschlossen Finanzministerium und Nationalbank die Anhebung des D-Mark Kurses von 7,25 auf 7,35 

S, was praktisch einer Abwertung gegenüber der D-Mark um 1 % gleichkommt, Die Schillinganpassung 

bringt einige Erleichterungen für Exporteure, ohne jedoch die Importpreise zu erhöhen. Das hatten 

Androsch und Koren in der Nacht von Sonntag auf Montag vereinbart und den 

Bundeskammerpräsidenten am Montagmorgen damit konfrontiert. Die Wiener Abwertungslobby In 

Industriellenvereinigung und Bundeswirtschaftskammer zogen gegen denösterreichischen 

Währungskurs zu Felde. 

 

ZÖLLE 

AZ 13.04.1977 AUTOS BILLIGER IM AUSLAND KAUFEN? 

Durch die Abwertung der Schwedenkrone werden Autos aus Schweden um 6 % billiger. Nach den EG-

Vereinbarungen fallen alle Zölle ab 1. Juli 1977 weg. Androsch fürchtet, dass diese Verbilligungen nicht 

an die Autokäufer weitergegeben werden, er will daher die Selbstimporte von Autos erleichtern. 

(AZ 14.04.1977 )  

Beim Autohandel zeigt es sich, dass der Wettbewerb nur für die Verkäufer gilt. Die Abwertung der 

Schwedenkrone veranlasste die heimischen Autoimporteure nicht einmal zu einem Achselzucken. Für 

die Weitergabe der Zollsenkungen musste erst ein Preisgesetz geschaffen werden. Die Preisstruktur 

der Autos ist nicht ein Ergebnis des Marktes, sondern der Preispolitik der Stammhäuser. Die 

Erleichterung der Selbstimporte hat die Händler in Rage gebracht, es ist zu erhoffen, dass sie einen 

Druck auf die Handelsspannen auslöst und vielleicht auch zu einer Zahlungsbilanzentlastung führt. Der 

Importboom ist eine Folge der fast grenzenlosen Vorfinanzierung. Die Nationalbank sollte sich einmal 

dieser Frage annehmen. 

15.06.1978 BG, MIT DEM DAS ZOLLGESETZ 1955 GEÄNDERT WIRD, BGBL 286/1978 

AZ 30.06.1977 AB MITTERNACHT: ÖSTERREICH IM MARKT DER 300 MILLIONEN. 

Nur die sog. Sensiblen Produkte (Papier und gewisse Metalle) ausgenommen. 
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NEUWAHLEN 

Erinnerung: Bei diesem Wahlkampf plakatierte die ÖVP Blumen, während als Ranger bezeichnete 

Parteimitarbeiter(nnen) Schmutzpropaganda betrieben. 

AZ 05.01.1979 KREISKY NENNT 6. MAI ALS TAG DER NATIONALRATSWAHL. 

AZ 23.02.1979 NATIONALRATSDEBATTE UM VORZEITIGE AUFLÖSUNG. STABILITÄT WIE BISHER 

ODER RISIKO TAUS-GÖTZ. 

Debatte um die vorzeitige Beendigung der Legislaturperiode. Die AZ zitiert Taus und Fischer. 

28.02.1979 82. BUNDESGESETZ: VORZEITIGE BEENDIGUNG DER XIV. 

GESETZGEBUNGSPERIODE DES NATIONALRATES 

 

AZ 03.03.1979 LINZER PARTEITAG LEGT WAHLPLATTFORM VOR. DIE SPÖ BEREIT: WEITER 

AUF DEM ÖSTERREICHISCHEN WEG. 

Referat Kreiskys: http://www.arbeiter-zeitung.at/cgi-bin/archiv/flash.pl?seite=19790228_A01;html=1 

Entwurf der SP-Wahlplattform: Der österreichische Weg in die achtziger Jahre. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A03.jpg 

Gerechteres Steuersystem: http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A04.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A05.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A06.jpg 

AZ 15.03.1979 VP WÜRDE BUDGETDEFIZIT VERDOPPELN. 

Androsch: Erziehungsgeld für Mütter würde 36 MdS kosten. 

Im Jahr 1978 fielen alle Wirtschaftsdaten außer dem Budgetdefizit besser aus als prognostiziert. Die 

Stabilitätserfolge bewirkten ein mit 51,2 MdS um 11 Md höheres Budgetdefizit. Die Staatsschuld betrug 

zum Jahresende 199 MdS, aber hohe Beschäftigungsrate, niedrige Inflation und das von 29 auf 6 MdS 

reduzierte Defizit der Leistungsbilanz. In den ersten Monaten des Jahres 1979 hat sich die 

Budgetsituation überraschend verbessert. 

AZ 16.03.1979 KREISKY CONTRA CA-DIREKTOR TREICHL: SUPERGEHÄLTER DER 

BANKDIREKTOREN STEHEN IN KEINEM ZUSAMMENHANG MIT DER LEISTUNG. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/cgi-bin/archiv/flash.pl?seite=19790228_A01;html=1
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A04.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A05.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/03/03/19790303_A06.jpg
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Treichl hatte in einem ORF-Interview gesagt, Österreichs Bankdirektoren seien unterbezahlt, was man 

von den Regierungsmitgliedern nicht sagen könne. Kreisky verwies auf die 25 Aufsichtsräte, in denen 

Treichl sitze. Die Bankdirektoren handelten sich ihre Gehälter untereinander aus. Ein international 

brauchbarer Bankdirektor solle so viel verdienen wie im Ausland, aber  die Qualifikation vieler 

Bankdirektoren bestehe in ihren politischen Konnexionen. Was die CA-Konzernpolitik betrifft, wies 

Kreisky darauf hin, dass die Verstaatlichte viermal so viel investiert habe wie diese. 

(AZ 17.03.1978) Kreisky: Die Gehälter der Banker überdenken. In der verstaatlichten Industrie wird 

schon gespart.  

AZ 18.03.1979 ÖSTERREICH UNTER DEN 18 REICHSTEN LÄNDERN 

„Die Zeit“:  Als 18. Zwischen Finnland und Japan mit 6.140 US-Dollar pro Einwohner. Im Vergleich hat 

die Bundesrepublik 8.160, die USA 8.640 und die Schweiz 9.960.  

AZ 19.03.1979 KREISKY: BEI ABSOLUTER 4 JAHRE BUNDESKANZLER 

Er spricht sich gegen eine erneute Große Koalition aus. Diese sei eine politische Totgeburt. Sie war nur 

durch die Besatzung in Österreich und die Notwendigkeit, dass Land wieder aufzubauen, gerechtfertigt 

gewesen. Kreisky bleibt auch bei seiner Aussage, dass ihm ein paar Milliarden Schilling Schulden lieber 

seien als ein paar hunderttausend Arbeitslose. 

(Ohne große Koalition bleibt nur Taus-Götz) 

AZ 21.03.1979 KONFERENZZENTRUM FÜR 6000, NEUE ARBEITSPLÄTZE FÜR WIEN. GROßE 

IMPULSE FÜR FREMDENVERKEHR UND INTERNATIONALE BEGEGNUNG. 

Dies hat der Ministerrat am 20. März 1979 beschlossen. 

AZ 23.03.1979 BENYA: SOZIALER FRIEDE NICHT SO ZERBRECHLICH. ÖGB-PRÄSIDENT WEIST 

ÖVP-UNTERSTELLUNGEN ZURÜCK. 

Wenn eine eventuelle ÖVP-Regierung ihre Versprechungen einlösen müsste, die ÖVP-Politiker nun als 

Wahlkampfzuckerln streuen, wären die Finanzen des Staates kaputt. Kohlmaier: Benya als 

Parlamentspräsident untragbar, weil er mit dieser Aussage den sozialen Frieden gefährde. Benya: Wer 

hat seit 1970 Straßendemonstrationen organisiert und die Sozialpartnerschaft in Frage gestelllt? 

AZ 24.03.1979 TAUS BEIM WORT GENOMMEN: „PRIVILEGIEN“ SOLLEN FALLEN. 

Kreisky schlägt Sofortverhandlungen über Politikersteuer vor. Taus nimmt an. 

(AZ 24.04.1979) Einigung Kreisky-Taus über volle Politikerbesteuerung. 

AZ 22.03.1979 AUCH GRATZ WINKT AB: KEIN KOALITIONSKANZLER. 

Auch mit 90 Mandaten Regierungsauftrag für eine Minderheitsregierung übernehmen. Jedenfalls 

Kreisky an der Spitze, entweder Bundeskanzler oder Oppositionsführer. 

AZ 26.03.1979 NÖ: SP NAHM VP 2 MANDATE AB. 

In Salzburg ein Mandat. 

AZ 28.03.1979 VOLLER EINSATZ DER WIENER SPÖ 
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Gratz verteidigt das Vorhaben Wiener AKH. Die Baukosten von 18 MdS werden gemeinsam von Wien 

und Bund aufgebracht. Das Krankenhaus werde über 2170 Betten verfügen, alle Universitätskliniken 

beherbergen und etwa dreimal so groß wie die UNO-City sein. In Wien gebe des derzeit eine halbe 

Million Autos, die einen Wert von 40-50 Md repräsentieren. Angesichts dieser Zahlen werde man sich 

alle 200 Jahre eine Universitätsklinik  leisten können, die rund 18 MdS koste. 

AZ 25.04.1979 BUSEKS ART ZU SPAREN: HEHLER ALS FREUND, DER AUTO FINANZIERT. 

Bei einer Wahlkampfveranstaltung wirft Androsch Busek vor, sich von einem Hehler Auto und Sekretärin 

finanziert lassen zu haben. Darauf lässt Busek diese Ausgabe beschlagnahmen. 

AZ 01.05.1979 STEUERFREIHEIT DES 13. UND  14. GEHALTS VOR PARLAMENT BETONT. 

Erst die SPÖ-Regierung hat 1973 die Besteuerung des 13. Und 14, Gehalts fast auf null reduziert. Die 

ÖVP beharrte darauf, Androsch habe, indem er in der Steuerkommission auf die Einnahmenentfälle aus 

diesen Begünstigungen hinwies, die Steuerfreiheit dieser Bezüge ins Gerede gebracht. Kreisky sagt, er 

könne sich die nächste Regierung ohne Finanzminister Androsch nicht vorstellen. 

AZ 03.05.1979 TAUS-BUDGET FÜHRT ZU MASSENARBEITSLOSIGKEIT. 

Weil ÖVP die Verwendung von Krediten zur Sicherung der Vollbeschäftigung ablehne. 

Verleumdungskampagne gegen Androsch: Kurier und Wochenprersse behaupten, der Wiener 

Gesundheitsstadtrat keile unter den Klinkchefs des AKH Kunden für die Consultatio. 

(Die Seite 3 , welche das diesbezügliche Interview enthält, fehlt in dieser Ausgabe.) 
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ALLEINREGIERUNG 1979-1983 

ALLGEMEINES 

07.05.1979 DIE MEHRHEIT AUSGEBAUT: 51,16 % FÜR DIE SPÖ98 

Vorläufiges Ergebnis: SPÖ 96 (93) ÖVP 76 (80) FPÖ 11 (10) 

(AZ 08.05.1979) Ein Mandat wandert noch von der SPÖ zur ÖVP. 

 

05.06.1979 HEUTE WIRD DIE REGIERUNG ANGELOBT. – KONSTITUIERUNG DES 

NATIONALRATS99 

Mitglieder des Finanz- und Budgetausschusses: 

Finanz- und Budgetausschuß M i t g l i e der: Czettel, Dallinger, Hirscher, Mondl, Mühlbacher, Dr. 

Nowotny, Pfeifer, Prechtl, Josef Schlager, Dr. Erich Schmidt, Dr. Tull, Dr. Veselsky (SPÖ); Dr. Feurstein, 

Dkfm. Dr. Keimel, Kern, Dkfm. DDr. König, Dr. Pelikan, Sandmeier, Dkfm. Dr. Steidl, Josef Steiner, 

Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (ÖVP); Dr. Broesigke (FPÖ). Ersatzmitglieder: Babanitz, Braun, Egg, Dr. Heindl, 

Kunstätter, Maderthaner, Maria Metzker, Rechberger, Remplbauer, Dr. Stippel, Timthai, Wille (SPÖ); 

Dr. Hafner, Dr. Johann Haider, Hietl, Koppensteiner, Dr. Leibenfrost, Dr. Mock, Dipl.-lng. Riegler, 

Schauer, Dr. Taus (ÖVP); Dr. Steger (FPÖ).  

 

15.06.1979 (RÜCKTRITT ÖVP-OBMANN TAUS. ER WOLLTE DIE BÜNDE AUFLÖSEN.) 

KREISKY: KEIN VP-CHEF ÜBERSTEHT  NIEDERLAGE.100 

 

20.06.1979 REGIERUNGSERKLÄRUNG KREISKYS: MEHR DEMOKRATIE, ABBAU VON 

VERBOTEN, NEUE ARBEITSPLÄTZE101 

NR XV(2) 19.06.1979  S 17. 

Regierungserklärung Bundeskanzler Kreisky 

… 19, Die Beziehungen des Bundes zu den Gebietskörperschaften erschöpfen sich aber nicht in den 

Beziehungen des Bundes zu den Ländern. Sie umfassen auch in besonderem Maße die Beziehungen 

zu den Gemeinden. Die Gemeinden - und die österreichischen Gemeinden seit langer Zeit - 

entsprechen infolge ihrer Bürgernähe dem Gedanken der demokratischen Dezentralisation am ehesten 

und unmittelbarsten. Dem immer größer werdenden Aufgabenbereich der Kommunalpolitik wurde 

                                                      

98 AZ 07.05.1979 

99 AZ 05.06.1979 

100 AZ 15.06.1979 

101 AZ 20.06.1979 



 215 

schon / bisher durch den Bund vor allem in finanzieller Weise Rechnung getragen. Bei der 

Spitalsfinanzierung und der stärkeren Dotierung . des  

Wasserwirtschaftsfonds kam es der Bundesregierung vor allem darauf an, den Gemeinden eine 

zusätzliche Hilfestellung zu geben. (Beifall bei der SPtJ.)  

 

Der Anteil an den Investitionen der Gebietskörperschaften, der durch die Gemeinden in Angriff 

genommen werden muß, beträgt ungefähr 60 Prozent und ist demgemäß außerordentlich hoch. Von 

den Investitionen der Gemeinden dienen wiederum 90 Prozent der Verbesserung der Infrastruktur, das 

heißt der Erfüllung von Gemeinschaftsaufgaben. Es muß daher weiterhin die Sorge der 

Bundesregierung sein, der Wirtschaftskraft der Gemeinden Rechnung zu tragen.  

Für manche österreichische Städte wird nach den Jahren der notwendigen und erfolgreichen' 

Stadterweiterung nun auch die Stadterneuerung immer wichtiger, die als umfassender 

gesellschaftlicher Prozeß aufzufassen ist. Stadterneuerung soll der städtischen Bevölkerung eine 

Verbesserung ihrer Lebensqualität bringen. In Ergänzung der schon bestehenden und in den letzten 

Jahren verbesserten gesetzlichen Regelungen zur Bodenbeschaffung und Stadterneuerung wird die 

Bundesregierung die Möglichkeiten von zusätzlichen Finanzhilfen zur Durchführung von 

Stadterneuerungsmaßnahmen über die derzeitigen Normen der Wohnbauförderung hinaus prüfen. 

(Beifall bei der SPtJ.) 

Hohes Haus! Die heutige Situation der Weltwirtschaft ist undurchsichtig und durch starke 

Krisenelemente und Unsicherheitsfaktoren gekennzeichnet. Auch in der ersten Hälfte des Jahres 1979 

sind rund 18 Millionen Menschen in den Industriestaaten ohne Arbeit gewesen, die Arbeitslosenrate 

beträgt etwa 51/ 2 Prozent im Durchschnitt. Beveridge, der Schöpfer des Begriffes der 

Vollbeschäftigung, hat unter Vollbeschäftigung seinerzeit, als er sein epochales Werk veröffentlichte, 

eine Arbeitslosenrate von unter 3 Prozent verstanden. Es gibt also gegenwärtig in Europa innerhalb des 

OECD-Bereiches - und das ist das industrialisierte Europa - nur sehr wenige Länder darunter ist 

Österreich eines -, die diesen statistischen Anforderungen der Vollbeschäftigung entsprechen. (Beifall 

bei der SPO.)  

Die weltweite Währungsunsicherheit hält weiter an. Wenngleich zu hoffen ist, daß durch die 

Verwirklichung des europäischen Währungssystems und durch neue Gesichtspunkte in der 

Währungspolitik der Vereinigten Staaten ein höheres Maß an Stabilität erreicht werden kann. Die 

Inflationsrate im Durchschnitt der OECD-Länder wird 1979 voraussichtlich 9 Prozent betragen. Und zu 

alledem kommen neue Symptome einer Energiekrise, die man, wie ich glaube, richtigerweise als eine 

kontinuierliche bezeichnen kann. Sie hat zur Jahreswende 1973i74 begonnen, ist bisher nicht zur Ruhe 

gekommen und läuft immer wieder in neuen, erregenden Phasen ab. Sie belastet in hohem Maße nicht 

nur die Energie- und die Industriepolitik der Staaten, sondern auch ihre Zahlungsbilanz.  

Es gibt unter jenen, die diese Entwicklung wissenschaftlich beobachten, Meinungen, die ihr einen neuen 

Inhalt geben wollen. Einen, wonach die Arbeitslosigkeit keine richtige Arbeitslosigkeit, die Inflation keine 

richtige Inflation wäre. Kurz, man interpretiert hier in einer Weise Erscheinungen, die den Verdacht 

aufkommen lassen, daß es sich dabei nicht um Funktionsschwächen unseres Wirtschaftslebens 
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handelt. Hier sollen offenbare Mängel der bestehenden Wirtschaftsordnung verhüllt oder beschönigt 

werden oder gar durch neodogmatische Formulierungen weginterpretiert werden.  

Diesen Auffassungen kann sich die Bundesregierung in keiner Weise anschließen. Sie sieht daher ihre 

wichtigsten Aufgaben in einer Zeit, in der es in der modernen Industriegesellschaft 

Massenarbeitslosigkeit gibt, darin, das Recht auf Arbeit in der Weise zu verwirklichen, daß 

arbeitsfähigen und arbeitswilligen Staatsbürgern auch Arbeitsmöglichkeiten geboten werden. (Lebhafter 

Beifall bei der SPO.)  

ZU den weiteren wichtigen Aufgaben der österreichischen Wirtschaftspolitik gehört, daß  

das Zahlungsmittel der Republik, der Schilling, stabil erhalten und seine Kaufkraft im Interesse 

der Lohn- und Einkommensbezieher geschützt wird.  

Ferner sind jene energiepolitischen Voraussetzungen zu schaffen, die Österreich auch in Zukunft eine 

positive wirtschaftliche Entwicklung erlauben und seinen Menschen wachsenden Wohlstand 

ermöglichen.  

Hohes Haus! Das sind die Hauptpostulate der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung, und es ist 

interessant, daß erst unlängst der berühmte Professor Leontief, wie die "Washington Post" zitiert, in 

einem Bericht an den amerikanischen Kongreß unter anderem auf das gute. Beispiel Österreichs und 

Deutschlands hingewiesen hat. Er empfahl in diesem Bericht an den amerikanischen Kongreß, das 

deutsche und österreichische Beispiel näher zu betrachten: diese Staaten seien die einzigen westlichen 

Nationen, die hohe Beschäftigung, befriedigendes Wirtschaftswachsturn und eine mäßige 

Preissteigerungsrate aufweisen.  

Unter den großen wirtschaftspolitischen Aufgaben der Zukunft seien noch die folgenden erwähnt: Durch 

die geburtsstarken Jahrgänge wird das Arbeitskräftepotential in den nächsten vier Jahren in Österreich 

weiter steigen. Rund 200000 neue Arbeitsplätze werden notwendig sein, um den jungen Menschen, die 

ins Arbeitsleben treten, Beschäftigung zu geben. Darüber hinaus müssen diese Arbeitsplätze auch in 

qualitativer Hinsicht und in ihrer räumlichen Verteilung den Bedürfnissen entsprechen. Daneben werden 

weltweite Strukturverschiebungen und Rationalisierungserfordernisse zwangsläufig zu 

Umstrukturierungen innerhalb des bestehenden Arbeitsmarktes führen. Aufgabe der Wirtschaftspolitik 

wird es daher auch in den nächsten Jahren sein, Ersatz für verloren gehende Arbeitsplätze zu schaffen. 

Die Bewältigung dieser Aufgabe wird in vielen Fällen nur mit einem höheren Maß an betrieb li eher, 

regionaler, vor allem jedoch auch beruflicher Mobilität erreichbar sein sowie durch eine qualifizierte 

Ausbildung und permanente Fortbildung. Alle diese Umstellungen sind nicht ohne ein ausreichendes 

Wirtschaftswachstum zu bewältigen.  

Die Verflechtung Österreichs mit der Weltwirtschaft bedingt, daß die weltweiten Veränderungen in 

zunehmendem Maße und rasch auch auf die österreichische Wirtschaft Einfluß gewinnen. Als 

außenhandelsorientiertes Land ist Österreich im besonderen Maße vom freien Zugang zu den 

Weltmärkten abhängig. Wir werden daher für die Aufrechterhaltung des freien Welthandels eintreten 

und protektionistische Maßnahmen bekämpfen. (Beifall bei der SPG.)  
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Angesichts der weltweit steigenden Inflationsraten gilt es, die Stabilitätserfolge abzusichern. Daraus 

ergibt sich die Notwendigkeit, die im internationalen Vergleich noch immer zu hohen Kapitalkosten in 

Österreich im Griff zu behalten und die gesamtwirtschaftlich orientierte Einkommensentwicklung 

fortzusetzen. Wie alle wirtschaftspolitischen Bemühungen werden wir auch diese Aufgabe in enger 

Zusammenarbeit mit den Wirtschaftspartnern verfolgen. Ihre Zusammenarbeit untereinander und ihre 

Kooperation mit der Bundesregierung haben geradezu grundlegende Bedeutung für die von der 

österreichischen Bundesregierung zu befolgende Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der SPG.)  

Die österreichische Währungspolitik hat sich seit 1970 an jener der Hartwährungsländer orientiert. 

Damit wurden in Zeiten weltweiter Währungsunsicherheit für den größtmöglichen Teil unserer 

Außenwirtschaft stabile Orientierungs- und damit Entscheidungsgrundlagen geschaffen. Darüber 

hinaus wurden die Auswirkungen aus den Veränderungen der Austauschrelationen wie zum Beispiel 

beim Erdöl so klein wie möglich gehalten, die Stabilitätsbemühungen erfolgreich unterstützt und die 

notwendigen Strukturanpassungen beschleunigt. Mit der Schaffung des europäischen 

Währungssystems wurde die Zone stabiler Währungsverhältnisse vergrößert. Österreich begrüßt und 

unterstützt diese Entwicklung, und wir werden uns so wie früher an diesem System, am 

Hartwähnmgsblock, orientieren. Darüber hinaus sind wir grundsätzlich bereit, unter Berücksichtigung 

unserer strukturellen Besonderheiten, auch in geeigneter formeller Art an diesem wichtigen 

europäischen Integrationsschritt teilzunehmen 

… Die im internationalen Vergleich außerordentlich günstige wirtschaftliche Entwicklung Österreichs in 

den letzten Jahren ist darauf zurückzuführen, daß die Bundesregierung nicht nur den Bundeshaushalt 

in besonderem Maße zur Erhaltung der Nachfrage eingesetzt hat, sondern daß sie gleichzeitig in einer 

Phase des weltweit niedrigen Wirtschaftswachstums durch die Steigerung der öffentlichen Investitionen 

und der Investitionsförderung zur raschen Modernisierung der nationalen Infrastruktur Österreichs 

beigetragen hat. Diese Finanzpolitik nahm ganz bewußt ein Steigen der Defizite und damit der 

Finanzschulden des Bundes in Kauf.  

Ich habe schon einmal im Hohen Haus, und zwar am 24. Jänner 1979, versucht, diesen Umstand in 

einer zahlenmäßigen Relation darzustellen. Ich führte damals aus:  

"Wenn man die gesamten Investitionen summiert, so repräsentieren sie für 1970-1978 einen Wert von 

294 Milliarden Schilling, dem eine Nettoverschuldung des Bundes von 152 Milliarden Schilling 

gegenübersteht."  

Hiebei ist zu beachten, daß seit 1970 fünf Steuersenkungen durchgeführt wurden und vor allem infolge 

der Zugehörigkeit Österreichs zu dem großen europäischen Freihandelsmarkt der 300 Millionen die 

Zölle in signifikanter Weise abgebaut wurden. Das brachte einen Einnahmenausfall in der Höhe von 

120 Milliarden Schilling. Eine einfache Rechnung zeigt somit, daß dieser Einnahmenausfall wohl in sehr 

beträchtlicher Weise zur Erhöhung der Staatsschuld beigetragen hat, jedoch andererseits ein 

Gleichbleiben der Abgabenquote des Bundes bewirkte.  

Die Vollbeschäftigungspolitik und eine relativ niedrige Steuerquote durch periodische Steuersenkungen 

waren vom österreichischen Staatshaushalt zu tragen: Der Anteil, den Zinsund Tilgungszahlungen von 

den Einnahmen beanspruchen, ist deutlich angestiegen. Angesichts einer sich andeutenden besseren 
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Konjunkturentwicklung - weltweit und in Österreich - müssen wir uns nun um eine deutliche 

Budgetverbesserung bemühen. Dies erfordert:  

1. Für einen voraussehbaren Zeitpunkt kein neuerlicher Verzicht auf Einnahmen des Staates.  

2. Stabilisierung der Ausgaben für Investitionen auf ihrem jetzigen hohen Niveau für zwei Jahre.  

3. Grundsätzlich keine Steigerung der Ausgaben für Förderungen und Subventionen. Von diesem 

Prinzip darf nur dort abgegangen werden, wo übergeordnete Ziele der ökonomischen oder allgemeinen 

Politik dies rechtfertigen 

Im österreichischen Staatshaushalt gibt es Ausgabenblöcke, die nur noch historisch zu rechtfertigen 

sind. Ihre Anpassung an die sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten der achtziger Jahre ist 

unumgänglich.  

Hohes Haus! Die Bundesregierung plant, wie bereits ausgeführt, die hohen öffentlichen Investitionen 

aufrechtzuerhalten. Sie wird daher das zehnjährige Investitionsprogramm des Bundes unter 

Bedachtnahme auf die vorstehend genannten Grundsätze verwirklichen.  

Die technische Modernisierung der Finanzverwaltung bietet neue Möglichkeiten für die Gestaltung des 

Steuersystems. Die Bemühungen um eine Vereinfachung und Durchforstung unseres historisch 

gewachsenen Steuersystems werden im Rahmen der großen Steuerreformkommission fortgeführt. Bis 

Ende dieses Jahres soll die Kommission in unbeeinflußter Arbeit Vorschläge erarbeiten, die unter 

anderem die folgenden drei Grundsätze berücksichtigen:  

Beseitigung der Durchlöcherungen des Einkommensteuertarifes,  

Einschränkung ungerechtfertigter Steuerbegünstigungen und  

ein hohes Maß an Verteilungsgerechtigkeit.  

Ein weiteres Ziel des allmählichen Strukturwandels des Steuersystems ist, auf der Grundlage des 

Vertrauensprinzips neue Formen der Selbstveranlagung zu verwirklichen, wobei natürlich auf eine 

Überprüfung nicht verzichtet werden kann. Den Verteilungswirkungen der öffentlichen Einnahmen und 

Ausgaben wird die Bundesregierung besondere Aufmerksamkeit schenken. Sie wird bei der Erstellung 

öffentlicher Leistungen weiterhin darauf achten, daß dem Prinzip der sozialen Gerechtigkeit Rechnung 

getragen wird. (Beifall bei der SPO.)  

In den frühen Phasen unserer wirtschaftlichen Entwicklung galt es vor allem, den Arbeitnehmer vor 

übergroßer Inanspruchnahme seiner Arbeitskraft und vor der Vorenthaltung eines zu großen Teils 

seines Arbeitsertrages zu schützen, also vor dem, was man in der klassischen politischen Terminologie 

die Ausbeutung der Arbeiter nannte - eine Aufgabe, der sich die frühen Sozialreformer und die moderne 

Arbeiterbewegung mit großer Kraft und historischem Erfolg gewidmet haben. (Beifall bei der SPO.)  

Innerhalb von zwanzig Jahren gelang es, die Arbeitszeit von 48 auf 40 Stunden zu reduzieren. Und das 

einst "eherne Lohngesetz", wonach dem unselbständig arbeitenden Menschen nur soviel an 

Einkommen zustand, wie zur Erhaltung seiner Arbeitskraft und deren Reproduktion notwendig war, 

gehört durch den Kampf der Gewerkschaften und dank dem siegreichen Vordringen der modernen 

Sozialpolitik längst der Vergangenheit an. (Neuerlicher Beifall bei der SPÖ.) 
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20.06.1979 DEBATTE ZUR REGIERUNGSERKLÄRUNG102 

Aus der Rede des neuen ÖVP-Obmannes Mock 

…  45 Ein konkretes Beispiel ist die von der Regierung beschlossene Zinsstützungsaktion. Zuerst hat 

man durch eine Novelle zum Gebührengesetz eine neue Kreditsteuer eingeführt. Diese Kreditsteuer 

bringt 500 Millionen Schilling und verteuert die Kredite um 1 bis 1,5 Prozent. Dann beklagt man die 

hohen Kreditkosten, beschließt eine Zinsstützungsaktion und gibt großzügig gnadenhalber 400 

Millionen Schilling zur Verteilung. Und auf diesem Umweg verlieren sich für sozialistischen 

Bürokratismus in Kommissionen und Büros 100 Millionen Schilling!  

… Ich möchte hier sehr klar sagen: Nach unserer Auffassung wird noch immer über Investitionen am 

besten in einem Betrieb und nicht am grünen Tisch eines Ministeriums entschieden. Nach unserer 

Auffassung entscheiden noch immer am sorgsamsten jene über Investitionen, die wissen, daß eine 

Fehlinvestition ihre eigenen Arbeitsplätze oder ihren eigenen Kapitaleinsatz gefährdet. Diese 

Überlegungen zur sozialen Marktwirtschaft gehen natürlich, meine Damen und Herren, auch in die 

steuerpolitischen Überlegungen hinein. Wir wollen eine Steuerpolitik, die sich vor allem auch an der 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit orientiert. Nach unserer Auffassung soll eben die Verfügung über 

Einkommen, Vermögen und Eigentum primär bei der Einzelperson liegen und nicht beim Kollektiv. Im 

Gegensatz dazu stehen die Tendenzen der Steuerpolitik der Regierung, wie ich sie vorhin an einem 

konkreten Beispiel geschildert habe, wo man sagt, man gibt Hilfen. Tatsächlich kollektivisiert man, 

sozialisiert man Eigentum und den Arbeitsertrag des einzelnen.  

… 46 Eigenvorsorge ist im sozialistischen Selbstverständnis kein eigenes gesellschaftspolitisches 

Anliegen, sondern - wenn ich mir die Zeitpunkte ansehe, wo davon gesprochen wird - nur der Ausdruck 

des Versagens zentralistischer Umverteilungskonzeptionen. Nicht anders ist es wohl erklärlich, daß der 

Finanzminister immer wieder zwar davon spricht, wie ich vorhin zitiert habe, aber dann sehr oft das 

Gegenteil macht: Reduzierung der Sparförderung, Griff auf das Sozialkapital durch das 2. 

Abgabenänderungsgesetz, Verbot des Betriebssparens im Kreditwesengesetz, um nur einige Beispiele 

zu nennen.  

Das ist mit unseren Vorstellungen nicht vereinbar. Unsere steuerpolitischen Überlegungen werden 

getragen von den Prinzipien der Leistungsfähigkeit des einzelnen, der Eigenvorsorge und auch vom 

Gedanken der steuerlichen Gleichmäßigkeit, das heißt der Gleichbehandlung aller. Steuerpolitik kann 

und darf in der Demokratie nicht Mittel des Klassenkampfes werden.  

Natürlich, Herr Bundeskanzler, sind auch wir für die Vereinfachung des Steuerrechtes. Nur: Sie 

verkünden es und machen das Gegenteil. Allein die Vorgangsweise beim 2. Abgabenänderungsgesetz 

war eines der prominentesten Beispiele für eine unsystematische, sprunghafte Veränderung der 

Steuergesetzgebung und für eine Verunsicherung der Rechtsnormen 

                                                      

102 NR XV(3) 20.06.1979 
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08.07.1979 DER 9. VP-OBMANN HEIßT ALOIS MOCK103 

97,5 % für Mock 

 

09.07.1979 KEIN ÖVP-KANDIDAT FÜR PRÄSIDENTENWAHL. MOCK: KIRSCHSCHLÄGER 

WAR KORREKT UND OBJEKTIV.104 

(AZ 11.09.1979) Präsidentenwahl: Gredler nach Kampfabstimmung FP-Kandidat. 

(AZ 12.09.1979) Kreisky wird der SPÖ empfehlen: Präsidentenwahl ohne Parteipropaganda. Das habe 

Kirchschläger nicht notwendig. 

 

19.07.1979 KREISKY KÜNDIGT FÜR HERBST REGIERUNGSUMBILDUNG AN105. 

Das Ausscheiden von Bautenminister Moser gilt als sicher. 

 

11.08.1979 KREISKY GEGEN TRENNUNG VON PARTEIVORSITZ UND KANZLERSCHAFT.106 

Gratz würde gerne Parteivorsitzender werden, aber Kreisky erteilt ihm eine klare Absage. Wenn Gratz 

so denke, sei das verständlich, aber in der SPÖ könne das niemand für sich entscheiden oder sich 

anmelden. Die Trennung von Regierung und Parteiamt habe sich immer als Katastrophe erwiesen. 

 

03.10.1979 LEODOLTER: „BLICKE ZURÜCK OHNE ZORN“107 

Die Gesundheitsministerin hat ihren Rücktritt eingereicht, nachdem er ihr schon vorher in einem 

Leitartikel in der AZ die Rute ins Fenster gestellt hatte. 

(AZ 09.10.1979) Neuer Minister für Gesundheit: Salcher bereit. 

 

13.10.1979 KREISKY: DAS IST DAS TEAM BIS INS JAHR 1983- BERUFUNG VON 4 FRAUEN 

„KALKULIERTER SCHOCK“.108 

Salcher Gesundheitsminister, Sekanina Bautenminister, Staatssekretärinnen Dohnal Albrecht, 

Eypeltauer, Fast. 

(AZ 06.11.1979) Neue Regierung heute im Parlament. Angelobung neuer Minister und 

Staatssekretärinnen – Salcher umreißt sein Programm. 

                                                      

103 AZ 08.07.1979 

104 AZ 09.07.1979 

105 AZ 19.07.1979 

106 AZ 11.08.1979 

107 AZ 03.10.1979 

108 AZ 13.10.1979 
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15.11.1979HEUTE BEGINN DES 24. SPÖ-PARTEITAGES.109 

Kreisky: Wir gehen mit dem guten Gefühl in das 10. Jahr unserer Regierungstätigkeit, dass vieles 

anders geworden ist in Österreich, vieles wurde geräumiger und freier, und das Leben für viele wurde 

weniger entbehrungsreich, manche haben es sogar zu bescheidenem Wohlstand gebracht. 

… Wiederholt wird in den Anträgen auch eine gerechtere Einkommensverteilung verlangt, wobei 

sozialistische Spitzenpolitiker Vorbilder sein sollten. Die absolute Trennung von Politik und 

Geschäft, die Integrität der führenden Persönlichkeiten sollen deshalb stets außer Zweifel 

stehen. 

(AZ 16.11.1979) Meinungsumfrage vor SP-Parteitag bestätigt: Bei Wahlen jetzt hätte SPÖ sogar 53 %. 

ÖVP 41,5, FPÖ 4,5. 

 

28.06.1980 SCHEUCH, UMVERTEILUNG.110 

Die Umverteilung der Einkommen ist, wie auch aus den Roten Markierungen 80 hervorgeht, nicht 

geglückt, das habe die Regierung aber auch nicht versprochen. Versprochen hat sie, Österreich 

moderner zu machen, die Arbeitsplätze zu sichern und den Wohlstand zu mehren. Und diese 

Versprechen hat sie gehalten. 

 

20.12.1980 NUN IST ES SO GUT WIE SICHER: SALCHER NEUER FINANZMINISTER111 

(AZ 05.01.198!) Kreisky, Salcher in höchstem Maße qualifiziert, die Berufung von Prof. Hans Seidel zum 

StS im Finanzministerium sei sicher nicht abwegig. Er selber wolle 1983 nicht mehr kandidieren. 

 

15.01.1981 NUN IST ES FIX: SINOWATZ VIZEKANZLER. NEUE IN REGIERUNG AB DIENSTAG 

IM AMT.112 

Gesundheitsminister Salcher wird neuer Finanzminister, der SP-Abgeordnete und Arzt Steyrer 

Gesundheitsminister, der Chef des Wifo, Seidel, StS im Finanzministerium. 

Herbert Salcher (* 3. November 1929 in Innsbruck) ist ein ehemaliger österreichischer 

Politiker (SPÖ).  

Herbert Salcher gehörte von 1960 bis 1969 dem Innsbrucker Gemeinderat an und war von 

1969 bis 1981 Parteiobmann der Tiroler SPÖ. Als Landeshauptmann-Stellvertreter in Tirol 

war er von 1970 bis 1979 zuständig für Gesundheit und Soziales. 1979 berief ihn Bruno 

                                                      

109 AZ 15.11.1979 

110 AZ 28.06.1980 

111 AZ 20.12.1980 

112 AZ 15.01.1981 
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Kreisky in sein Kabinett als Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz. Von 1981 bis 

1984 war er Bundesminister für Finanzen.  

Hans Seidel (* 14. Oktober 1922 in Wien; † 1. September 2015[1][2] ebenda) war ein österreichischer 

Wirtschaftswissenschaftler und Wirtschaftshistoriker. 

Von 1981 bis 1983 war Seidel Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen, 1984 bis 1990 Leiter 

des Instituts für Höhere Studien (IHS), von 1985 bis 1989 war er Österreichischer Vertreter im Economic 

Policy Committee der OECD, von 1986 bis 1989 Vorsitzender des Economic Committee der EFTA. 

Weiters war Hans Seidel Honorarprofessor der Universität Wien. 

 

21.01.1981 REGIERUNGSUMBILDUNG NUN AUCH FORMELL ABGESCHLOSSEN. „NEUE“ IN 

DER REGIERUNG ANGELOBT.113 

20.01.1981 Gleichzeitig Geburtstagsfeier zu Kreiskys Siebzigsten. Androsch hält noch eine Rede auf 

Kreisky und überreicht ihm „Silbermünzen als Symbolgeschenk“ Journalisten witzelten, es sei das 

eigentliche Geburtstagsgeschenk für Kreisky, dass er den Androsch nun losgeworden sei. 

Befürchtungen wurden auch ausgesprochen, die Regierung gehe nun auf Linkskurs. 

Interview mit Finanzminister Salcher: 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/01/21/19810121_A03.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/01/21/19810121_A06.jpg 

 

01.05.1981 STADTRAT NITTEL ERMORDET. 

(08.10.1981) Nittel-Mörder hat gestanden. Es war der Synagogen-Attentäter Hussham Rajih 

22.-24.05.1981 GRAZER PARTEITAG 

AZ 22.04. Firnberg fordert Kreisky dazu auf, 1983 wieder zu kandidieren. Kreisky will das erst in einem 

Jahr entscheiden. 

 Offenbeck wird neue Frauenvorsitzende. Kreisky mit 99 % zum Parteivorsitzenden wiedergewählt. 

Gegen die Androsch-Kandidatur sprachen sich Brigitte Ederer und Walter Guggenberger aus. Die 

beiden Vertreter der Jugendorganisationen wurden deshalb bei ihrer Wiederwahl von den 

KandidatInnen abgestraft. 

Ederer war damals stellvertretende Vorsitzende der SJ. Sie bezweifelte, dass ein Vertreter der 

Geldwirtschaft im Parteivorstand zur Durchsetzung kreditpolitischer Ziele der Partei dienen würde. 

Das neue Wirtschaftsprogramm wird beschlossen. 

 

                                                      

113 AZ 21.01.1981 
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Kreisky-Rede: 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/05/25/19810525_A09.jpg 
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AZ 23.10.1981 MARSHALL-PLAN KREISKYS: SOFORTAKTION FÜR DRITTE WELT. 

In der Botschaft an die Teilnehmer der Nord-Süd-Gipfelkonferenz in Cancun, die von Außenminister 

Pahr verlesen wurde, sprach sich Bundeskanzler Kreisky nachdrücklich für ein sofortiges 

Aktionsprogramm aus, das ähnlich wie der Plan des US-Außenministers Marshall beim europäischen 

Wiederaufbau vor allem den ärmsten Ländern zugutekommen soll 

 

AZ 27.10.1981 KREISKY: ARBEIT FÜR ALLE VOR RENTABILITÄT. 

Vor allem müssen die Menschen Arbeit haben, damit sie ein Leben in Würde und Wohlstand führen 

können, sagte Bundeskanzler Kreisky Montag bei der Festsitzung des Ministerrats zum 

Nationalfeiertag. Selbst dann, wnn es mit den Prinzipien der Rentabilität im Widerspruch stehe, werde 

in Österreich alles geschehen, um den Menschen die Arbeit zu erhalten. 

 

AZ 30.12.1981 „PUMPERLGSUND BIN ICH NICHT. 

Sagt Kreisky der Bunten zu seinem Gesundheitszustand. Chronische Bronchitis. Aber bis 1983 könne 

er durchhalten. 

AZ 13.01.1982 NUN IST ES FIX: WAHL IM FRÜHJAHR 1983. 

So beschließt es der Parteivorstand. Wahrscheinlich April. Ein halbes Jahr vorher Parteitag. Im Mai 

1982 Entscheidung Kanzler Kreisky über die Wiederkandidatur. 

AZ 10.03.1982 KREISKY: GADAFFI EIN GANZ NORMALER PARTNER. 

Ist in Österreich auf Besuch. Kreisky meint, Österreich könne nicht auf die Zusammenarbeit mit ihm 

verzichten. Die ÖVP meint, der Kontakt mit Gadaffi gefährde die Neutralität. 

(11.03.1982) Kreisky-Gadaffi: Erstes Gespräch fast 2 Stunden. Außenminister Pahr wird die USA über 

libyschen Besuch informieren. 

(12.03.1982) Libyen bietet Großaufträge, will Öllieferung ankurbeln. 

(13.03.1982) Minister Staribacher nach den Wirtschaftsgesprächen mit Libyern: Größere Aufträge sind 

zu erwarten. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/05/25/19810525_A09.jpg
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http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/05/25/19810525_A12.jpg
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AZ 17.04.1982 KREISKY: ICH BLEIBE BIS 1985, WENN ICH WIEDER KANDIDIERE. 

Das hänge aber noch von der Zustimmung der Ärzte ab. Im Augenblick fühle er sich sehr gut. 

(22.04.1982) Scheuch: Stein im Wasser. Kreisky schließt nun nicht mehr aus, Kanzler einer Koalition 

zu sein. 

(26.04.1982) Blecha: Kreisky-Nachfolger soll schon im Jänner 1983 bestimmt werden. 

(28.04.1982) Nun erklärt Kreisky wieder, er wolle die ganze Legislaturperiode durchdienen, wenn er 

nach den Wahlen wieder Bundeskanzler werde. 

(22.05.1982) Kreisky will wieder kandidieren, verlangt, dass auch Benya bleibt, dass Umweltschutz 

mehr Bedeutung erhält, dass die Regierungsmitglieder auf ihre Mandate verzichten. 

 

AZ 29.10.1983 KREISKY AM PARTEITAG: ALLE KRAFT, UM DÄMME GEGEN 

WELTWIRTSCHAFTSKRISE ZU BAUEN. 

 Cap stellt seine drei berühmten Fragen an Kery (Ob er mehr verdient als Bundeskanzler, billigen Strom 

bezieht und in der Freizeit mit Maschinenpistolen schießt) und wird zur Strafe nicht in den Parteivorstand 

gewählt. (Unter 50 % der Stimmen) Salcher fast einstimmig gewählt) 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/10/16/19821016_A01y.jpg 
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1.11.1982 LACINA STAATSSEKRETÄR IM BUNDESKANZLERAMT. 

Bisheriger Kabinettschef als Nachfolger des verstorbenen Nussbaumer, mit zusätzlichem Schwerpunkt 

Unterstützung des Bundeskanzlers bei der Verstaatlichten. Nachfolger als Kabinettschef wird Herbert 

Amry. 

AZ 08.01.1983 AUCH W IEN-WAHL AM 24. APRIL. 

 

24.01.1983 GRAZ: SP GEWANN MANDAT, VP-FP VERLOR DIE ABSOLUTE. 

Grüne vier Mandate. 

Bürgermeister Götz darf als gestürzt gelten. Das Bundes-Steuerpaket hat der SPÖ nicht geschadet. 

(26.01.1983) Kreisky ist nun von absoluter Mehrheit bei den Nationalratswahlen überzeugt. 

 

LITERATUR 

8. BARTIK: POLITISCHER UMSCHWUNG IN FOLGE DER ZWEITEN ÖLPREISKRISE 
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 Zu Beginn der 80er Jahre beginnt der Austrokeynesianismus nicht nur als ideologisches Konstrukt zu bröckeln. 

Auch zentrale Rahmenbedingungen dieser politischen Doktrin sind nicht mehr aufrechtzuerhalten.  

Ab 1981 geht die Ära der Vollbeschäftigung zu Ende. Die Verstaatlichte sollte, die ihr in den 70er Jahren 

zugedachte Rolle als arbeitsmarkt- und regionalpolitischer Puffer immer weniger spielen. Hinzu kam, dass sich 

die Krise auf den Stahlmärkten im Zuge der Rezession schwerwiegend auswirkte. Das Übergewicht der 

Grundstoff- und Schwerindustrie in der Verstaatlichten, das durch das politische Verbot, in die Finalindustrie zu 

expandieren, lange Zeit konserviert wurde, wog nun wie ein Mühlstein am Hals. Die (meist private) Konkurrenz 

aus der Europäischen Gemeinschaft erhielt im Vergleich zur VOEST-Alpine aber mehr als doppelt so viel an 

staatlichen Subventionen, wodurch sie auf den internationalen Märkten weit billiger anbieten konnte.114[29] In 

den 80er Jahren wurde die Verstaatlichte voll von Preisverfall und „Überkapazitäten“ im Zuge der 

internationalen Stahlkrise getroffen.  

Der Startschuss für eine politische und ideologische Attacke auf die Verstaatlichte war gegeben. Dem 

Privatkapital ging es einerseits darum, profitable Teile der Verstaatlichten fit für die Privatisierung zu machen – 

mit staatlichen Geldern versteht sich –, um gewinnbringende Anlagemöglichkeiten für überschüssiges Kapital zu 

gewährleisten und sicherzustellen, dass keinerlei Subventionen mehr an die Verstaatlichte „verschwendet“ 

würden. Andererseits war man aus Sicht der Industrie nicht an niedrigen Arbeitslosenzahlen interessiert, 

erhöhten die doch die potentielle Verhandlungsmacht der Gewerkschaften.  

Folgerichtig stieg die Arbeitslosigkeit bis 1983 auf 4,5%.  

Eine weitere Änderung erfolgt in der Zinspolitik. Die vor allem von Gewerkschaften bis heute als zentral 

angesehene Politik der niedrigen nominal Zinsen war nicht mehr aufrecht zu erhalten. Kapitalabflüsse hatten die 

Währungsreserven um ein Drittel reduziert. Die Inflation stieg wieder auf über 6%. 1980 steigen daher die 

Zinsen für den Taggeldsatz auf 10,3% und 1981 sogar auf 11,4%.115[30]  

 Die Krise der 80er Jahre brachte in allen wichtigen Industrieländern einen nachhaltigen Umschwung auf 

politischer Ebene. Spätestens ab 1982 mit der Wahl Helmut Kohls übten die Konservativen eine klare 

Hegemonie aus. Vor allem in den USA und in Großbritannien begann eine beispiellose Offensive gegen die 

Errungenschaften der Arbeiterbewegung – eine Offensive für die freilich schon in den 70er Jahren von der 

internationalen Sozialdemokratie die Basis gelegt wurde. Das Scheitern des sogenannten Keynesianismus und 

die Etablierung des Neoliberalismus wurde auch von sozialdemokratischer Seite ideologisch mit vorbereitet. So 

sagte 1976 der damalige britische Ministerpräsident und Labour-Party Vorsitzenden James Callaghan: „Wir 

glaubten, man müsse nur genügend ausgeben, um aus der Rezession heraus zu kommen und die Beschäftigung 

durch Steuersenkungen und größere Staatsausgaben steigern. Ich sage euch in aller Offenheit, dass diese Option 

nicht länger existiert, und insofern sie jemals existiert hat, hat sie nur funktioniert, indem man die Inflation in die 

Wirtschaft injizierte. Und jedes Mal wenn das passiert ist, stieg das durchschnittliche Niveau der 

                                                      

114[29] vgl., Gernot Trausmuth, Die Geschichte der Verstaatlichten, S.13 

115[30] Butschek, S.170 
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Arbeitslosigkeit. Höherer Inflation folgte eine höhere Arbeitslosigkeit. das ist die Geschichte der letzten zwanzig 

Jahre.“116[31] 

Auch in Österreich verstärkten sich ab Mitte der 70er Jahre die Argumente gegen den Sozial- und 

Wohlfahrtsstaat und die damit verbundene angebliche Einschränkung des Wettbewerbes. Die Abkehr von 

keynesianistischen Vorstellungen des Krisenmanagements, die Einschränkung des Geldangebots u.ä.m., 

bedeutet freilich zu keiner Zeit, dass sich die ökonomische Rolle des Nationalstaates abschwächte. Auch und 

gerade der Neoliberalismus betreibt antizyklische Politik. In Krisenzeiten ist das offensichtlich, wenn der Staat 

mit Steuergeldern, die fast ausschließlich aus den Taschen der Lohnabhängigen kommen, das Privatkapital aus 

der Bredouille holt. Verluste werden sozialisiert, Gewinne privatisiert. Oft übersehen wird aber die Rolle des 

„neoliberalen“ Staates in der dauerhaften Aufrechterhaltung der Profitwirtschaft. Ohne staatliche Subventionen 

aller Formen und Schattierungen, ohne die Sozialisierung des unternehmerischen Risikos durch staatliche 

Maßnahmen wäre der Kapitalismus überhaupt nicht überlebensfähig. Das Kapital erwartet vom Staat die 

permanente Unterstützung seiner Produktion – um die dafür notwendigen Geldmitteln aufzubringen ist eine 

Reduzierung der staatlichen Leistungen in anderen Bereichen notwendig.  

Insofern besteht zwischen der Wirtschaftspolitik der 60er und 70er Jahre, die unter dem Begriff Keynesianismus 

zusammengefasst wird, und dem Neoliberalismus unserer Tage kein grundsätzlicher Unterschied. 

Keynesianismus war nie Umverteilungspolitik zugunsten der Lohnabhängigen in Form von Nachfragepolitik. 

Das Privatkapital wurde immer staatlich subventioniert. In Österreich nicht zuletzt durch die Existenz der 

Verstaatlichten, die ihre Produkte weit unter Weltmarktpreis an die heimische Privatindustrie abgeben musste. 

Der Unterschied zwischen Keynesianismus und Neoliberalismus legt in den gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen. Der lange Nachkriegsaufschwung bot die ökonomische Basis für sozialpolitische 

Zugeständnisse an die Arbeiterklasse. Staat und Kapital waren aufgrund der günstigen wirtschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen in der Lage nicht nur angebotsorientierte Politik zu machen sondern auch Elemente der 

Nachfrageorientierung zuzulassen. Für das Kapital war diese Politik zu keinem Zeitpunkt mit erhöhten 

Gewinnsteuern verbunden. Mit der Krise von 1973/74 war diese Politik aus Sicht der UnternehmerInnen immer 

weniger möglich. Es begann daher ein Prozess die Nachfragekomponente zurück zu drängen. Möglich wurde das 

nur auf Basis einer Verschiebung des gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses zuungunsten der Arbeiterklasse. 

Neoliberale Politik braucht eine Arbeiterbewegung, die sowohl politisch als ideologisch in der Defensive ist. Ab 

Mitte bzw. Ende der 70er Jahre verstärkte sich daher die Offensive auf soziale Errungenschaften. In einer Reihe 

von gesellschaftlichen Auseinandersetzungen und Abwehrkämpfen wurde die Arbeiterbewegung besiegt und so 

langsam aber sicher sturmreif geschossen. Diese Entwicklung entsprang keineswegs einer unabwendbaren 

Notwendigkeit sondern einzig und allein der völligen Unfähigkeit der Spitzen von Arbeiterparteien und 

Gewerkschaften effektiven Widerstand gegen die Kapitaloffensive zu organisieren. In Österreich sorgte die 

Gewerkschaftsspitze sogar in weiten Bereichen dafür, dass die neoliberalen Attacken ohne nennenswerten 

Widerstand über die Bühne gingen. Dort wo es Widerstand gab, erwies sich der ÖGB als der beste Verbündete 

von Kapitalinteressen. 

                                                      

116[31] zit. nach, Der Funke, Weltwirtschaft in der Krise, S.24 
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9. BARTIKRESÜMEE 

In der historischen Darstellung ist die Politik des sogenannten Austrokeynesianismus sowohl in negativer wie 

auch in positiver Hinsicht überbewertet. Weder ist er für den Schuldenberg und die nachfolgenden 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten ursächlich verantwortlich, noch hat er dazu geführt, dass Österreich die Krise 

dauerhaft und ohne Opfer seitens der Lohnabhängigen überstanden hätte.  

Die Krise der 70er Jahre gab es in allen wichtigen Industriestaaten. Überall führte sie zu einer Explosion der 

Staatsverschuldung. Nicht zuletzt auch in den Mutterländern des Neoliberalismus, Großbritannien und den USA. 

Der Schuldenberg resultiert nicht aus einer besonderen Form der Wirtschafts- und Finanzpolitik, sondern ist 

direktes Resultat der Verwertungsschwierigkeiten des Privatkapitals im Zuge der Weltwirtschaftskrise der 70er 

Jahre. 

Die Politik des „Austrokeynesianismus“ schaffte es, wie von seinen Apologeten gern behauptet, nicht, 

Österreich von der internationalen Entwicklung abzukapseln. Weder das Wachstum des BIP noch das Wachstum 

der Industrieproduktion waren in der untersuchten Periode höher als im internationalen Durchschnitt. Einzig die 

Ausschläge, sowohl nach unten als auch nach oben, waren nicht so heftig wie in einigen anderen europäischen 

Industriestaaten. Dort wo es im statistischen Vergleich Vorteile gab (z.B. Arbeitslosenrate), waren diese 

einerseits einer nachholenden wirtschaftlichen Entwicklung geschuldet und andererseits spezieller 

Rahmenbedingungen, wie die Existenz einer großen Verstaatlichten Industrie. Die niedrig gehaltenen Inflation 

bezahlte man einerseits durch ein hohes Leistungsbilanzdefizit und in weitere Folge durch höhere 

Budgetdefizite.  

  

Der Austrokeynesianismus war weder von seinem Ansatz noch von seinen konkreten Auswirkungen etwas 

Außergewöhnliches. Die Politik Kreiskys war über weite Strecken mit den Wünschen des österreichischen 

Kapitals durchaus kompatibel. Als man sich schließlich begann, von der Sozialdemokratie abzuwenden, war der 

ausschlaggebende Grund das zu langsame Reformtempo – die Richtung stimmte aus ihrer Sicht nach wie vor. 

Als sich im Zuge der ökonomischen Krise die wirtschaftlichen Bedürfnisse des Privatkapitals änderten, änderte 

sich schließlich auch die sozialdemokratische Politik. So weit, dass man letztlich der neoliberalen Offensive 

nicht nur nichts entgegen gesetzt hat, sondern aktiver Träger dieser Politik wurde.  

Der Austrokeynesianismus war ein weiterer sozialdemokratischer Versuch die Krise des Profitsystems im Sinne 

der Kapitalbesitzer zu lösen. Er war weder links noch besonders fortschrittlich. Alle sozialpolitischen 

Fortschritte, die in der Kreisky-Ära erzielt wurden, waren keine Errungenschaften, die aufgrund der Existenz des 

Austrokeynesianismus und der dazu gehörigen Sozialpartnerschaft zustande gekommen sind. Was der 

Sozialpartnerschaft geschuldet ist, ist der amputierte Charakter dieser Reformen. Das gesellschaftliche 

Kräfteverhältnis hätte ungleich tiefergehende Veränderungen erlaubt. Das zu erreichen war aber nicht im 

Interesse der Partei- und Gewerkschaftsspitze.  
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Für die österreichische Gewerkschaftsbewegung wäre es fatal, sich in der heraufziehenden Wirtschaftskrise auf 

keynesianistische Rezepte zu verlassen. Jede Hoffnung auf ein Management von kapitalistischen Krisen führt 

nur zu Schaffung von Bedingungen, in denen das Kapital umso unverschämter seine Forderungen diktieren 

kann. 

ZWEITE ÖLKRISE 

AZ 08.06.1979 BEVÖLKERUNG ENTSCHEIDET MIT UMFRAGE ZU AUTOFREIEM TAG. 

Im Laufe des Herbstes sollen die Entscheidungen fallen. Kein autofreier Tag: extremer Preissprung bei 

Benzin oder Treibstoffrationalisierung. 

(AZ 30.06.1979) Androsch meint, die zusätzliche Belastung Österreichs durch die jüngste Ölteuerung 

mit 7,5 MdS sei kein unlösbares Problem. Man könne energiesparende Autos bauen. Die Regierung 

werde ihr Energiesparkonzept am 10. 07. Vorlegen. Auch Heizöl muss teurer werden, weil man es nicht 

mehr stützten kann. 

(AZ 03.07.1979) Staribacher: Versorgung mit Öl und Benzin bei uns gesichert. Urlaubssommer ohne 

Treibstoffsorgen – Ofenöl bald teurer. 

(AZ 11.07.1979) Energieprogramm der Regierung mit 22 Sofortmaßnahmen. Kosten für Energiesparen 

als Sonderausgabe absetzbar. Erhöhung der Umsatzsteuer für Heizöl und Strom von 8 auf 18 %. 

(AZ 18.07.1979) Operationskalender für Energiesparen. 

(AZ 11.08.1979) Kreisky sieht keinen Grund für Benzinrationierung. Es gebe keine Mengen- sondern 

Preisprobleme und Inflationsgefahr. 

 

 

 

AZ 14.08.1979 SPEKULANTEN SCHULD AN ÖLKRISE 

Staribacher: Kampf gegen Spekulation wichtiger als Verbrauchsdrosselung. 

„Die Ölkrise ist eine Erfindung der Spekulanten“, stellte Handelsminister Staribacher Montag fest. Daher 

ist die Bekämpfung der Spekulation kurzfristig vordringlicher als die Drosselung des Erdöl- und 

Benzinverbrauchs. In Österreich konnten durch die Politik der Bundesregierung und die Tatsache, dass 

die Ölmultis hier weniger Einfluss haben und ein hohes Maß an Verantwortung an den Tag legten, 

Auswüchse der Spekulation verhindert werden. 

 

AZ 04.09.1979 ANDROSCH WILL ENERGIESPARER MIT STEUERRABATT BELOHNEN. 

STARIBACHER: AUTOFREIER TAG NICHT NOTWENDIG. 

 

BUDGETS 

1980 
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AZ 05.09.1979 ANDROSCH: ETAPPENWEISE BUDGETVERBESSERUNG 

1980 soll das Defizit von 50 auf 40 MdS reduziert werden und das Nettodefizit auf unter 4 % des BIP. 

 

AZ 24.10.1979 BUDGET 80 IM ZEICHEN DER STABILITÄTSPOLITIK. ANDROSCH SENKT 

DEFIZIT DURCH EINSPARUNG BEI AUSGABEN. 

Die Regierung wird gemeinsam mit der Nationalbank die Stabilität mit allen Mitteln verteidigen, sagte A. 

anlässlich seiner gestrigen Budgetrede im NR. Keine Steuer- und Tariferhöhungen, Budgetausgaben 

302,2 MdS, Einnahmen 253,2. Nach Abzug der Schuldentilgungen verbleibt ein Nettodefizit von 30,7 

MdS ggüb. 34-36 MdS im laufenden Jahr. 

Die Budgetschwerpunkte: Auf soziale Sicherheit, Familie, Gesundheit und Wohnbau entfallen 23,8 % 

der Ausgaben, auf Erziehung, Unterricht, Forschung, Wissenschaft und Kunst 13,5 %. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/10/24/19791024_A03.jpg 

OPPOSITION KRITISIERT BUDGET 

Mock: Keine Ansätze zum Einsparen, öffentliche Verwaltung Mehrbedarf von 3,5 MdS, verstärkte 

Zunahme der Zentralstellen. Budgetstruktur substanziell verschlechtert, Investitionen des Bundes 

gehen auf 8 % zurück. Kein Ergebnis der Budgetsanierungskommission, über Steuerbelastung und 

Energiesparen sei nicht gesprochen worden. In der Pro Kopf-Sozialleistung  der OECD Ländersein 

Österreich vom 2. Auf den 5. Platz zurückgefallen.  

 

AZ 08.11.1979 AUFTAKT DER BUDGETDEBATTE: ÖVP BLEIBT IM ALTEN FAHRWASSER. 

Lanner sagt, die Regierung verbessere das Budget ausschließlich auf Kosten der Bevölkerung und 

spare nicht im Bereich der Verwaltung. 

Tull: Die expansive Budgetpolitik zwischen 1974 und 1979 hat den Erhalt der Vollbeschäftigung 

ermöglicht, da musste aber ein Ansteigen der Finanzschuld von 10 auf 25 % des BIP in Kauf genommen 

werden. Jetzt muss man durch Einsparungen den Handlungsspielraum des Budgets erhalten. 

(AZ 06.12.1979) 10- SP-Budget beweist Stabilität. Fischer: Ö ist das einzige OECD-Land, in dem es in 

den 70-er Jahren niedrigere Arbeitslosenraten gab als in den 60-ern. Das Bruttodefizit ist 1980 niedriger 

als 1979. Die Steuerquote lag 1970 4 % über dem OECD-Durchschnitt, heuer nur noch 1 % 

 

02.01.1980 BUNDESGESETZ VOM 19. DEZEMBER 1979 ÜBER DIE BEWILLIGUNG DES 

BUNDESVORANSCHLAGES FÜR DAS JAHR 1980 (BUNDESFINANZGESETZ 1980) 

O2.07.1980 BUDGETÜBERSCHREITUNGSGESETZ 1980, BGBL 302/1980 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (347 der Beilagen): 

Bundesgesetz. mit dem Überschreitungen der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1980 genehmigt 

werden (Budgetüberschreitungsgesetz 1980) (411 der Beilagen) 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/10/24/19791024_A03.jpg
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Berichterstatter Mondl: Herr Präsident! Hohes Haus! Die Bundesregierung hat am 6. Mai 1980 den 

Entwurf eines Budgetüberschreitungsgesetzes 1980 im Nationalrat eingebracht. Der 

Gesamtüberschreitungsbetrag von rund 2214 Millionen Schilling soll durch Ausgabenumschichtungen 

und Rücklagenauflösungen von rund 63 Millionen Schilling, Mehreinnahmen von rund 1151 Millionen 

Schilling und durch Entnahmen aus der zweckgebundenen Einnahmen-Rücklage in Höhe von 1 000 

Millionen Schilling bedeckt werden. Die näheren Einzelheiten über die Überschreitungen enthalten die 

Erläuterungen der Regierungsvorlage zu den betroffenen finanzgesetzlichen Ansätzen. Durch dieses 

Überschreitungsgesetz erfährt der Budgetabgang keine Erhöhung, die Gesamtausgaben erhöhen sich 

wie die Gesamteinnahmen um rund 2 151 Millionen Schilling 

Dr. Lanner: Herr Finanzminister! Ihr großes Versäumnis der Finanzpolitik der letzten Jahre war es, daß 

Sie zwar die Notwendigkeit einer Budgetsanierung erkannt, aber nicht die notwendigen und richtigen 

Maßnahmen gesetzt haben. (Beifall bei der ÖVP.)  

Nun stehen wir vor der Situation - ich beziehe mich auf das Interview mit Professor Frisch -, daß wir 

möglicherweise einer nicht nur international, sondern auch national schwierigen Wirtschaftsentwicklung 

entgegengehen, daß diese möglicherweise schwierige Wirtschaftsentwicklung Rückwirkungen auf die 

Arbeitsplatzsicherung, auf die Beschäftigungslage, auf die Einkommenslage der österreichischen 

Bevölkerung haben wird und daß Sie, weil Sie die Zeichen der Zeit nicht erkannt haben, nun nicht in 

der Lage sind, jene budgetpolitischen Maßnahmen zu setzen, die auch in Hinkunft Arbeitsplätze und 

Einkommen der österreichischen Bevölkerung sicherstellen. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.)  

6. Der Nationalrat hat beschlossen: § 1. Für verschiedene unabweisliche Maßnahmen 

werden Überschreitungen folgender Ausgabenansätze des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 

1980, BGBl. Nr. 1, genehmigt: § 2. Die Bedeckung der im § 1 genehmigten Überschreitungen 

ist bei folgenden Ansätzen sicherzustellen:  

7. § 3. Aus Anlaß der Wiederkehr des 60. Jahrestages der Volksabstimmung in Kärnten 

werden bei einem neu zu eröffnenden finanzgesetzlichen Ansatz 1/53267/43 „Bundeszuschuß 

an das Land Kärnten" Mittel in Höhe von 20,000.000 S bereitgestellt. Die Bedeckung erfolgt 

in Mehreinnahmen beim Ansatz 2/50104. § 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, 

unbeschadet der Befugnis der obersten Organe zur Bestreitung der einzelnen Ausgaben 

innerhalb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister für Finanzen betraut.  

05.12.1980 2. BUDGETÜBERSCHREITUNGSGESETZ 1980, BGBL 529/1980 

 

AZ 11.03.1982: „FROHBOTSCHAFT“ BEI NATIONALRATSDEBATTE: DEFIZIT 1,5 MD 

GERINGER ALS ERWARTET. 

 

1981 

BUDGET 1981: GEBÜHREN UND TARIFE WERDEN ERHÖHT. ANDROSCH BAUT DEFIZIT 

WEITER AB. 

1981 müssen Tarif- und Gebührenerhöhungen, die im laufenden Jahr zurückgestellt wurden, 

nachgeholt werden. Keine Steuersenkung. Budgetklausur am 02.06.1980. Eventuell Erhöhung der 

Mehrwertsteuer auf Energie. Gegen Quellensteuer sind 90 % der Bevölkerung. 
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(03.06.1980) Budgetklausur stellt Weichen für den Abbau des Defizits. Kreisky verspricht: Trotz 

Ausgabenbremse keine sozialen Härten. 

 (10.07.1980) Einsparungsziel 15 Md. Der Hobel wird über alle Ressorts hinweggehen, kündigt Kreisky 

an- Was in den einzelnen Ressorts gespart wird, wollte er jedoch mit Rücksicht auf das 

Budgetgeheimnis nicht sagen. 

Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen, Budgetvorschau bis 1984. Karl Socher: Hauptproblem liegt in 

der Budgetstruktur, im steigenden Anteil der Staatsschuldenlast. Er betrage 1980 1^2 %, 1984 

voraussichtlich bereits 15,6 %.  Unter Berücksichtigung einer Steuersenkung von 12-13 MdS würden 

sich die Einnahmen des Bundes von 253 auf 341 MdS erhöhen, was einer Zunahme von fast 35 % 

entspricht. Personalaufwand von 102 auf 133, Sozialaufwand von 64 auf 94, Ausgaben von 302 auf 

414, Gesamtdefizit von 49 auf 73 MdS, das Nettodefizit würde von 3,1 auf 2,7 % des BIP zurückgehen. 

Die Tilgungen würden von 18,3 auf 35,4 MdS steigen. 

 

AZ 11.09.1980 BUDGET 1981: ENERGISCHER ABBAU DER VERSCHULDUNG. 

SONDERSTEUER FÜR BANKEN UND ÖLFIRMEN. 

Eine Sondersteuer für Bankplätze und Tankstellenplätze sowie einen Mehrwertsteuersatz von 12-14 % 

für Gas und Strom kündigte Finanzminister Androsch Mittwoch bei den Budgetberatungen auf der 

Regierungsklausur an. Der Abbau der Neuverschuldung von 30 auf 25 MdS soll ferner durch 

Einsparungen, höhere Tarife bei Bahn und Post, sowie durch Umschichtungen im Sozialbereich 

innerhalb der Fonds und die Einstellung der staatlichen Förderung des Prämiensparens erreicht 

werden. 

 

AZ 23.10.1980 SPARBUDGET 1981: RESERVEN GEGEN DIE DROHENDE KRISE 

Androsch senkt Nettodefizit auf 25 MdS. Ausgaben 335,1, Einnahmen 285,3. Das ist der niedrigste Wert 

seit 1974. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/10/23/19801023_A03.jpg 

 

17.12.1980 BUNDESFINANZGESETZ 1981, BGBL 1/1981 

 

06.05.1981 225. BUNDESGESETZ: BUDGETÜBERSCHREITUNGSGESETZ 1981 

 

06.05.1981 224. BUNDESGESETZ: BUNDESFINANZGESETZNOVELLE 1981 

 

20.05.1981 298. BUNDESGESETZ: ÄNDERUNG DES ÖIAG-ANLEIHEGESETZES UND 

SICHERUNG VON MAßNAHMEN FÜR EINE FINANZIERUNG DER VEREINIGTEN 

EDELSTAHLWERKE AG (VEW) 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/10/23/19801023_A03.jpg
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14.10.1981 465. BUNDESGESETZ: 2. BUNDESFINANZGESETZNOVELLE 1981 

 

14.10.1981 466. BUNDESGESETZ: 2. BUDGETÜBERSCHREITUNGSGESETZ 1981 

 

1982 

AZ 31.03.1981 

Sparprogramm der Regierung für das Budget 1982. Das kündigt der Bundeskanzler am 31.03.1981 

nach dem Ministerrat an. Es soll an allem außer Sozialpolitik und Wirtschaftsförderung gespart werden. 

Die Einsparungen von mehreren Milliarden sollen eine Lohnsteuersenkung ermöglichen, die vom ÖGB 

geforderten 12 Md seien aber viel zu hoch. 

Verschoben werden soll der Bau der w1222222s (für fünf Jahre) und der Ankauf von Abfangjägern, 

beim AKH-Bau soll gespart werden, und auch bei den Personalkosten, wie üblich.  

AZ 05.05.1981 ANONYMITÄTSABGABE KEINE VORBEDINGUNG FÜR GESPRÄCHE. 

Salcher: Noch im Mai werden die Verhandlungen für das Budget 1982 auf Beamtenebene beginnen. 

Im September kommen die Ressortminister dran. Bedingungslose Gespräche mit der Opposition über 

Wirtschaftsfragen. Ein Arbeitskreis soll eine praktikable Variante prüfen, die Einlagen zum Eckzinssatz 

ausschließt. Länder und Gemeinden sollten sich nicht vor der Beteiligung an der Steuerdiskussion 

drücken, sonst müsste man schließen, dass ihnen Einnahmenverluste nichts ausmachen.  

(08.07.1981 S.2) GEWISSE PRIVILEGIEN EINSCHRÄNKEN. 

Kreisky: kein Anlass für Katastrophenstimmungen 70 Md-Defizit finanzierbar. 

14.07.1981 SALCHER LEGT HALBJAHRESBILANZ  VOR. BUDGETSANIERUNG NUR ÜBER 

AUSGABEN 

87 % der Haushaltsposten sind durch gesetzliche Verpflichtungen gebunden, auch unter den restlichen 

gibt es welche, die man, wie den Bergbauernzuschuss, als praktisch gebunden betrachten muss. Echte 

Kürzungen nur bei den Ermessensposten und hier bei den großen oder kleinen Subventionen. 

Zuwendungen für Parteien oder Zeitungen sollen um je 10 % gekürzt werden, parallel die Überstunden 

in der Hoheitsverwaltung. Selektiv vorgehen bei den Subventionen, dies betreffe aber auch VEW und 

ÖIAG, um die österreichische Stahlproduktion auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu erhalten. Eumig, 

ÖBB noch nicht klar,  

 

AZ 08.09.1981  SALCHER SETZT SPARSTIFT AN: SUBVENTIONEN ZURÜCKGESTUTZT 

Jede Subvention muss vom Ministerrat genehmigt werden. Weniger Überstunden für die 

Bundesbeamten, kein Kauf von Abfangjägern. Ohne Steuererhöhungen! 

Kommentator Herbert Lackner feiert Salcher als einen ganz harten Hund mit Stabilität des Rückgrats. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/09/08/19810908_A03.jpg 
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Der Schotte aus Tirol: 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/09/21/19810921_A03.jpg 

AZ 12.10.1981 SPARBUDGET – ABER NICHT AUF KOSTEN DER SOZIAL SCHWACHEN. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/10/15/19811015_A03.jpg 

 

AZ 16.11.1981 KREISKY IN DORNBIRN ZUR LAGE DER BAUWIRTSCHAFT.  

Bauvorhaben können aus der zweiten Budgethälfte 1982 vorgezogen werden. Die Bauwirtschaft darf 

nicht zusammenbrechen.  

(AZ 17.11.1981) Minister und Interessenvertreter  bei  Kreisky: Baugipfel gegen die Baumüdigkeit. 

Bauarbeiter-Obmann Rautner befürchtet eine größere Winterarbeitslosigkeit. Die ÖVP-

Landeshauptmänner meinen, Schuld an den Schwierigkeiten der Regierung sei die Regierung. 

(AZ 31.12.1981) Kreisky bekräftigte in einem ORF.Interview, dass eine Ausweitung des Defizits der 

Arbeitslosigkeit vorzuziehen sei. Österreich sei noch immer kreditwürdig. 

AZ 20.02.1982 „DAS DEFIZIT WIRD AUCH HEUER NICHT EXPLODIEREN.“ 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/02/20/19820220_A05.jpg 

 

1983 

AZ 17.07.1982 SALCHER: BUDGET FÜR 1983 OHNE ZUSÄTZLICHE STEUERN. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/07/17/19820717_A05.jpg 

 

AZ 21.07.1982  MILLIARDENSPRITZE FÜR BAUBELEBUNG. 

Baugipfel von Ministern, Wirtschaft und Gewerkschaft zur Vermeidung der Winterarbeitslosigkeit. Die 

neugegründete ASFINAG soll Kredite aufnehmen und das Autobahn-Grundnetz fertigstellen. Bezahlt 

sollen die Kredite aus der Mineralölsteuer werden. 

(26.11.1982) Androsch sagte Winterarbeitslosigkeit am Bau von 100.000 voraus. Kreisky kritisiert das 

scharf. Wenn Androsch was zu sagen habe, solle er es im Parteivorstand sagen. 

 

 

SCHEUCH. ANGSTMACHER 

Der Kurier veröffentlicht die Summe der Verluste, welche die Verstaatlichte im Jahr 1981 gemacht hat.  

Man hätte doch vergleichen müssen welche Summen andere Staaten in ihrer Metallindustrie gesteckt 

haben, nämlich zwischen 92 und 210 MdS. Die VEW hat nur 6 MdS bekommen, wovon 5,8 für 

Investitionen verwendet wurden. Diese waren notwendig, um auf qualifizierte Produkte umzurüsten, 

was die ÖVP lange verhindert hat.  

 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/09/21/19810921_A03.jpg
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AZ 21.10.1982 SKANDALÖSE STÖRAKTION DER ÖVP BEI BUDGETREDE, 

In Salchers Bundeshaushalt hat Beschäftigungspolitik wieder Vorrang. 

Die VP stellte nach der Budgetrede des Finanzministers eine Dringliche Anfrage, in welcher sie dem 

Finanzminister Unredlichkeit des Bundesvoranschlages vorwarf. Das Budgetdefizit 1983 sei ebenso wie 

das von 1982 wesentlich höher zu erwarten als präliminiert. Salcher gab Erklärungen zu der 

Budgetabweichung für 1982 ab: Gezielte Beschäftigungs- und Strukturpolitik, von den Prognosen 

abweichende Wirtschaftsentwicklung etc. 

 

AZ 10.11.1982 BUDGET 83 MIT VORRANG FÜR DIE ARBEITSPLÄTZE 

In MdS Gesamtausgaben 399,4, Gesamteinnahmen 325,6, Bruttodefizit 73,8, davon 

Finanzschuldentilgung 25,9.Konjunkturausgleichsbudget 6,3. 

Staatsverschuldung pro Kopf in TS: Ö 55, Belgien 125  USA 95, GB 84 Schweiz 62 BRD 61. 

(02.12.1982) Erster Tag der Budgetdebatte im Parlament. Fischer: Von 1.000 arbeitslosen 

Westeuropäern waren 1970 26 Österreicher, jetzt sind es nur 6,4. Das Budget für 1983 sei ohne 

Alternative.  Mock fasste die düsteren Prognosen seiner Partei zusammen: Höheres Defizit als 

vorgesehen, öffentliche Verschwendung, Steuererhöhung nach der Wahl, Pleiten. Die Sozialisten 

hätten keine weltanschauliche Ethik, sie führe zum Wegwerfbuch, zur Wegwerffrau und zum 

Wegwerfkind. 

(17.12.1982) Salcher gibt Konjunkturausgleichsbudget schon jetzt frei. Investitionen in Hochbau, 

Bundesbahnen, Heer, Wasserbau und Landwirtschaft. 

 

(AZ 01.02.1982) GRAF WILL 80 MD SPAREN FISCHER: VP PLÄNE KOSTEN 40.000 

ARBEITSPLÄTZE. 

ÖBB:18, Öffentlicher Dienst 8, Straßenbau 6, Urlaubsverlängerung u. Witwerpension 4, 

Konferenzzentrum 10 (pikant, weil es nur 7 Md kosten soll) 3-5 beim AKH, 2 Schulbücher, 1 

Bundestheater, 10 Verwaltung, 2 Subventionen für Betriebe. 

(AZ 03.02.1983 VP-Sparpläne absurd und sozialfeindlich. Durch Dringliche Anfrage im NR offengelegt. 

(11.02.1983) Ewald Nowotny rechnet sogar mit 108.000 Arbeitslosen bei Kürzungsplan . 

(14.02.1983) Kreisky: ÖVP-Sparprogramm „frivoles Spiel, Täuschung.“ 

 

ERRUNGENSCHAFTEN 

AZ 19.08.1979 400 MS FÜR DIE KÄRNTNER SÜD. EINMALIGER BUNDESZUSCHUSS – 

STAATSVERTRAG REPUBLIK-KÄRNTEN AM 11. SEPTEMBER 

Landeshauptmann Wagner nach Rückkehr aus Mallorca. Auch andere Wohltaten sollen auf Kärnten 

zukommen. 
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AZ 23.08.1979 HEUTE ERÖFFNUNG DER UNO-CITY: W IEN WIRD ZENTRUM DER 

INTERNATIONALEN POLITIK. 

Wien ist nun eine der drei UNO- Städte der Welt. 

(AZ 24.08.1979) UNO-City: Symbol des Friedens und der sicheren Zukunft der Jugend. Feierliche 

Übergabe – Blaue UNO-Fahne weht über dem neuen Wahrzeichen Wiens. 

 

AZ 28.12.1979 UNTERHALTSVORSCHUSS: STAAT WILL NOCH MEHR KINDERN HELFEN. 

Broda: Unterhaltsvorschussgesetz wirksam, in drei Jahren Zuschüsse für 30.000 Kinder in der Höhe 

von ½ MdS. Eine Novelle des Gesetzes soll die Sache noch verbessern. 

 

SEIT 1975 5,2 MD FÜR VERBESSERUNG DES NAHVERKEHRS. 

Verkehrsminister Lausecker: Vom Bund bei 20 % Beteiligung der Länder. Großteil für den Bau von 

Schnellbahnen in Ballungsgebieten, außerdem für Straßenbahnen und Autobusse. Nur Salzburg, 

Kärnten und Steiermark haben an diesen Investitionen nicht teilgenommen. 

 

AZ 28.10.1980 OBERSTEIERMARK: GRÖßTES REGIONALKONZEPT, DAS ES JE IN 

ÖSTERREICH GAB. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/10/28/19801028_A03.jpghttp://www.arbeiter-

zeitung.at/archiv_bilder/1980/10/28/19801028_A01.jpg 

 

AZ  19.01.1981 KREISKY: GROßER REGIONALPLAN FÜR KUFSTEIN WIE IN 

OBERSTEIERMARK. 

Kreisky schlug einen Dreistufenplan vor, der billige Kredite aus dem ERP-Fonds, die Gründung einer 

Gesellschaft Bund, Land, Tirol und betreffende Gemeinde für Zuschüsse sowie zusätzliche Kredite der 

Arbeitsmarktverwaltung vorsieht. Kreisky sprach sich auch für Mitbestimmung der Arbeiter aus. 

 

KONFERENZZENTRUM 

AZ 30.01.1981 NEUES KONFERENZZENTRUM SICHERT FÜNF JAHRE 3.000 

ARBEITSPLÄTZE. 

Die VP wollte in einer dringlichen Anfrage im Bundesrat wissen, ob auf den Bau des Konferenzzentrums 

bei der UNO-City verzichtet werde. Kreisky dazu: Bautenminister Sekanina will nicht prinzipiell 

verzichten, er halte aber die Modernisierung des Zentrums in der Hofburg für vordringlich. 

Das Austria Center Vienna wurde 1987 eröffnet, ist Österreichs größtes Kongresszentrum. Mit seinen 

24 Sälen, 180 Nebenräumen, 22.000 m2 Ausstellungsfläche und einer Kapazität von 20.000 Personen 

gehört es zu den Top-Playern im internationalen Kongresswesen.  

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/10/28/19801028_A03.jpg
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(AZ 06.03.1981) Bürgermeister Gratz sagt ja zum Konferenzzentrum, aber das sei kein 

Prestigestandpunkt. 

31.03.1981 

Sparprogramm der Regierung für das Budget 1982. …Verschoben werden soll der Bau der 

Konferenzzentrums (für fünf Jahre) und der Ankauf von Abfangjägern, beim AKH-Bau soll gespart 

werden, und auch bei den Personalkosten, wie üblich.  

 

AZ 26.06.1981 MEHR URLAUB UND RUHEPAUSEN FÜR 70.000 SCHICHTARBEITER 

Nachtschicht- und Schwerarbeitergesetz wird am 01.07.1981 in Kraft treten. Solche Arbeiter dürfen 

schon mit 57 Jahren in Pension gehen. Von den Kosten zahlen 70 % die Unternehmer und 30 % der 

Staat. Es gibt auch zwei bis sechs zusätzliche Urlaubstage 

(AZ 03.07.1981) Österreich ist das erste Land der Welt, das einer Gruppe von Arbeitnehmern, die durch 

ihren Beruf physisch, psychisch und gesellschaftlich besonders gefährdet ist, über den normalen 

Rahmen hinaus besondere soziale Leistungen erbringt.  Der damals noch links ausscherende Jörg 

Haider behauptete, das Gesetz sei viel zu wenig weitgehend, weil Dallinger die Handschellen der 

Sozialpartnerschaft angelegt worden seien. Von VP-Seite hörte man, Dallinger sei ein Knüppel aus dem 

Sack gegen die Wirtschaft. 

 

AZ 15.05.1982 KREISKY BEI ERÖFFNUNG DES GÜTERBAHNHOFS WOLFURT: IN 

BUNDESLÄNDERN WURDEN 100 MD INVESTIERT. 

Allein in Vorarlberg wurden in dieser Zeit der Arlbergtunnel, die Rheintalautobahn, der Pfändertunnel, 

das Festspiel- und Kongresshaus gebaut und die Eisenbahnlinien ausgebaut. Kreisky: Wie wäre es 

wohl ausgegangen, wenn man damals die Wiener gefragt hätte, ob man so viel Geld in Vorarlberg oder 

doch lieber in Wien investieren wolle. 

 

AZ 25.03.1983 GROßE LÖSUNG STATT FLÖTZERSTEIGSTRAßE. W IENTALTUNNEL BESTE 

LÖSUNG FÜR WESTEINFAHRT 

17 km langer Tunnel im Wientalflussbett. Die bestehenden Straßen bleiben als Reserve erhalten. 

 

 

TRANSFERS 

AZ 14.02.1980 TAUSEND SCHILLING FÜR JEDES KIND. 

Karl: Ab 01.01.1981 auch Altersstaffelung bei Familienbeihilfen. 

(AZ 27.02.1980) Eine Staffelung nach Einkommen lehnt StSin Karl ab, wegen des 

Verwaltungsaufwandes bei 2,5 Mio anspruchsberechtigten Kindern, der Schwierigkeit des Festsetzung 
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von Einkommensgrenzen, der Frage, ob das Familieneinkommen von einem oder zwei Kindern erzielt 

wird, und der Frage der Berücksichtigung der Kinderzahl.  

(AZ 04.06.1980) Altersstaffelung erst ab 01.01.1982, und zwar auf 1.200 S. Die Staffelung nach Anzahl 

der Kinder lehnt Kreisky ab. 

 

BG V. 03.06.1980 ÄNDERUNG DES FAMILIENLASTENAUSGLEICHSGESETZES 1967, BGBL 

269/1980 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (312 der Beilagen): 

Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird, über den Antrag 49/ 

A (ß-896 der Beilagen) der Abgeordneten Dr. Marga Hublnek und Genossen betreffend die Änderung 

des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 und über den Antrag 23/ A (11-300 der Beilagen) der 

Abgeordneten Dr. Jörg Haider und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird (374 der Beilagen) 

Berichterstatter Pfeifer: Herr Präsident! Hohes Haus! Die Bundesregierung hat dem Nationalrat am 15. 

April 1980 den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

geändert wird (312 der Beilagen), vorgelegt.  

Diese Regierungsvorlage sieht vor, daß an die Stelle der derzeitigen Staffelung nach der  
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3530 Nationalrat XV. GP - 36. Sitzung - 3. Juni 1980  

Pfeifer Anzahl der Kinder eine Staffelung nach dem Alter der Kinder tritt. Demnach soll die 

Familienbeihilfe für jedes Kind einheitlich 1 000 S betragen, für Kinder, die das 10. Lebensjahr vollendet 

haben, ist ein Zuschlag von vorerst 50 S vorgesehen. Diese Erhöhung soll mit 1. Jänner 1981 in Kraft 

treten, zumal die Umstellung im Auszahlungsverfahren eine entsprechende Vorbereitungszeit erfordert. 

Eine Neuregelung ist auch bezüglich der verheirateten Kinder in Aussicht genommen, für die in Hinkunft 

Familienbeihilfe dann gewährt werden soll, wenn die Eltern noch Unterhalt zu leisten haben. Die 

Abgeordneten Dr. Marga Hubinek, DipI.lng. Dr. Leitner, Dr. Kohlmaier und Genossen haben am 16. 

April 1980 den Antrag 49/A auf Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 im Nationalrat 

eingebracht.  

Durch diesen Gesetzesantrag soll für Kinder, die das 10. Lebensjahr vollendet haben, eine 

Altersstaffelung von 150 S eingeführt, die Mehrkinderstaffelung für das dritte und jedes weitere Kind 

deutlich verbessert sowie verheirateten Studenten Familienbeihilfe und Schulfahrtbeihilfe gewährt 

werden.  

Am 23. Oktober 1979 war von den Abgeordneten Dr. Jörg Haider, Dr. Broesigke, Dr. Frischenschlager 

und Genossen der Antrag 23/A betreffend die Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 

im Nationalrat eingebracht worden. Dieser Initiativantrag sieht vor, daß die Familienbeihilfe für jedes 
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Kind einheitlich mit 1 000 S festgesetzt wird. Bezüglich der vorgeschlagenen Altersstaffelung ist 

vorgesehen, daß sich die Familienbeihilfe ab dem 10. Lebensjahr des Kindes um 100 S und ab dem 

15. Lebensjahr des Kindes um weitere 100 S erhöht.  

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diese Vorlagen in seiner Sitzung am 21. Mai 1980 in Verhandlung 

genommen. Der Ausschuß beschloß, die gegenständlichen Vorlagen gemeinsam in Verhandlung zu 

ziehen.  

8. Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967,. 

BGBl. Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 550/1979, wird wie folgt 

geändert: 1. Im § 2 Albs. 1 lit. c tritt an die Stelle des Punktes ein Beistrich; dem § 2 Abs. 1 

ist anzufügen: „d) für volljährige Kinder, die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

für die Dauer von drei Monaten nach Abschluß der Berufsausbildung, sofern sie weder den. 

Präsenzdienst noch den Zivildienst leisten, e) für volljährige Kinder, die das 27. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben, für die Zeit zwischen der Beendigung des Präsenz- oder 

Zivildienstes und dem Beginn oder der Fortsetzung der Berufsausbildung, wenn die 

Berufsausbildung zum frühestmöglichen Zeitpunkt nach dem Ende des Präsenz- oder 

Zivildienstes begonnen oder fortgesetzt wird." 2. § 5 Abs. 3 hat zu lauten: „(3) Kein Anspruch 

auf Familienbeihilfe besteht für Kinder, denen Unterhalt von ihrem Ehegatten oder ihrem 

früheren Ehegatten zu leisten ist." 3. § 6 Albs. 1 hat zu lauten: „§ 6. (1) Anspruch auf 

Familienbeihilfe haben auch minderjährige Vollwaisen, wenn a) sie im Inland einen Wohnsitz 

oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, b) ihnen nicht Unterhalt von ihrem Ehegatten 

oder ihrem früheren Ehegatten zu leisten ist und c) für sie keiner anderen Person 

Familienbeihilife zu gewähren ist." 4. § 6 Abs. 2 hat zu lauten: „(2) Volljährige Vollwaisen 

haben Anspruch auf Familienbeihilfe, wenn auf sie die Voraussetzungen des Abs. 1 lit. a bis c 

zutreffen und. wenn sie a) das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet halben und für einen Beruf 

ausgebildet werden oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, 

sofern ihnen durch den Schulbesuch die Ausübung ihres Berufes nicht möglich ist, oder b) 

das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, für die Dauer von drei Monaten,  

9. nach Abschluß der Berufsausbildung, sofern sie weder den Präsenzdienst noch den 

Zivildienst leisten, oder c) das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, für die Zeit 

zwischen Beendigung des Präsenz- oder Zivildienstes und dem Beginn oder der Fortsetzung 

der Berufsausbildung, wenn die Berufsausbildung zum frühestmöglichen Zeitpunkt nach dem 

Ende des Präsenz- oder Zivildienstes begonnen oder fortgesetzt wird, oder d) wegen einer vor 

Vollendung des 21. Lebensjahres oder während einer späteren Berufsausbildung, jedoch 

spätestens vor Vollendung des 27. Lebensjahres, eingetretenen körperlichen oder geistigen 

Behinderung voraussichtlich dauernd außerstande sind, sich selbst den Unterhalt zu 

verschaffen, und sich in keiner Anstaltspflege befinden." 5. § 8 Abs. 1 bis 3 hat zu lauten: „§ 

8. (1) Der einer Person zustehende Betrag an Familienbeihilfe bestimmt sich nach der Anzahl 

und dem Alter der Kinder, für die ihr Familienbeihilfe gewährt wird. (2) Die Familienbeihilfe 

beträgt für jedes Kind monatlich 1000 S. Die Familienbeihilfe erhöht sich für jedes Kind ab 

Beginn des Kalenderjahres, in dem das Kind das 10. Lebensjahr vollendet, um monatlich 50 

S. (3) Die Familienbeihilfe einer Vollwaise (§ 6) beträgt monatlich 1000 S; sie erhöht sich ab 

Beginn des Kalenderjahres, in dem die Vollwaise das 10. Lebensjahr vollendet, um monatlich 

50 S." 6. § 12 Abs. 3 hat zu lauten: „(3) Erstreckt sich die Auszahlungsverfügung gemäß Abs. 

2 nicht auf die gesamte, dem Anspruchsberechtigten zustehende Familienbeihilfe, sondern nur 

auf die Familienbeihilfe für einzelne Kinder, so sind die aus Gründen des Alters oder einer 

erheblichen Behinderung vorgesehenen Erhöhungen den Kindern zuzurechnen, für welche die 

Erhöhungen gewährt werden." 7. Nach § 42 wind eingefügt: „§ 42 a. Das Bundesministerium 

für Finanzen kann die Arbeitslöhne bestimmter Dienstnehmer von der Beitragsgrundlage für 
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den Dienstgeberbeitrag zum Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen ausnehmen, wenn die 

Dienstnehmer von einem Dienstgeber im Ausland zur Dienstleistung in das Inland entsendet 

wurden oder die Dienstnehmer von einem Dienstgeber im Inland zur Dienstleistung in das 

Ausland entsendet wurden und die Dienstnehmer vom Anspruch auf die Familienbeihilfe 

gemäß § 4 ausgeschlossen sind." Artikel II (1) Art. I Z 5 und 6 tritt mit 1. Jänner 1981 in 

Kraft. (2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen 

betraut.  

 

19.05.1981 296. BUNDESGESETZ: ÄNDERUNG DES 

FAMILIENLASTENAUSGLEICHSGESETZES 1967 

 

AZ 22.11.1982 SALCHER: 60 MILLIONEN FÜR DEN HEIZKOSTENZUSCHUSS NUN FIX 

Aufzubringen von Bundesregierung und Ländern, 4 Schilling pro Einwohner, das verkündet Salcher in 

Feldkirch. 

 

 

 

 

 

SKANDALE 

AKH 

AZ 09.04.1980 AKH: KORRUPTIONSVORWÜRFE – FRIST FÜR DIREKTOREN BIS 

DONNERSTAG. 

Eine Welle von Dementis und gerichtlichen Schritten lösten die schweren Korruptionsvorwürfe aus, die 

in der letzten Nummer von profil im Zusammenhang mit dem Bau des Allgemeinen Krankenhauses 

erhoben werden, insbesondere gegen AKPE-Direktor Winter. Gratz, Androsch und 

Aufsichtsratspräsident Waiz kündigten entschiedene Konsequenzen an, sollte daran etwas Wahres 

sein. Bis zur Aufsichtsratssitzung am Donnerstag müssen die Direktoren Klarheit über ihr Verhalten in 

der Sache schaffen. 

Aufsichtsratspräsident Waiz habe Druck auf den Vorstand ausgeübt, um der ABO einen Auftrag über 

122 Mio, der dann auf 370 Mio aufgestockt wurde, zuzuschanzen. Allein die 122 Mio-Rate habe einen 

Reingewinn von 80 Mio abgeworfen, der zur Parteienfinanzierung gedient hätte, und der mit Hilfe der 

ÖKO-DATA Spezialisten geschickt verschoben worden sei. 

Direktor Winter habe von Siemens Provisionen erhalten, wovon 16 Mio auf ein Konto in Liechtenstein 

geflossen seien. Waiz: Das ist eine absurde Klitterung, mit der man eine Korruptionsverbindung 

zwischen der ABO und Androsch herstellen will. 



 240 

(AZ 10.04.1980) ABO = Arbeitsgemeinschaft Betriebsorganisationsplanung dazu gehört die Odelga-

Tochter Med-Consult, die Ökodata, das Deutsche Krankenhausinstitut und der Planer Professor 

Riethmüller. 

 

AZ 11.04.1980 PARLAMENT ÜBERPRÜFT AKH -VORWÜRFE. SUSPENDIERUNG W INTERS? 

Die ÖVP griff Donnerstag das Angebot der Sozialisten vom 19. März auf, sachliche und sinnvolle 

Schritte zur Kontrolle zu setzen und kündigte einen Antrag auf Einsetzung eines parlamentarischen 

Untersuchungsausschusses an. SP-Klubobmann Fischer begrüßte das. 

Direktor Winter erschien nicht mehr zur Aufsichtsratssitzung. Seine Suspendierung zeichnete sich 

schon ab. 

(AZ 12.04.1980) Sektionschef Waiz klagt gegen unbekannte Täter. Siemens Austria brachte drei Klagen 

gegen profil  ein und will eine Million Schadenersatz für die Ehrenbeleidigung. Die ÖVP Wien brachte 

gleich neun Klagen ein. 

Zentralsekretär Blecha erklärte, die SPÖ sei bereit, jederzeit ihre Finanzquellen offenzulegen. 

Waiz: Ein gewisser Dr. Wilfling habe die ABO empfohlen. Winter, inzwischen suspendiert, nahm den 

Vorwurf zurück, Waiz habe Druck auf den Aufsichtsrat ausgeübt. 

(AZ 10.07.1980) Expitalsmanager Wilfling und noch zwei Siemens-Angestellte verhaftet. 

(Der Spiegel 15.09.1980) Direktor Winter war jahrelang -zusammen mit dem für Wiener Krankenhäuser 

verantwortlichen Beamten Siegfried Wilfling -- die wichtigste Anlaufstelle, wenn es um Aufträge für das 

AKH ging. Auch Wilfling ist in Haft. 

AZ 14.04.1980 KREISKY ZUR DISKUSSION UM DAS AKH: HÖHERE MORAL IST FÜR 

SOZIALISTEN PFLICHT. 

Bei der Landeskonferenz der nö SJ in Ybbs. Für die SPÖ, für die Sauberkeit im öffentlichen Leben stets 

eine Selbstverständlichkeit gewesen sei, sei es wichtig, dass kein Verdacht aufkomme, es würde nicht 

alles zur Aufdeckung der Vorgänge beim AKH geben. 

Androsch verteidigte sich in den SN. Freiberufler hätten es eben schwerer als pragmatisierte Beamte. 

Wie weit er von der Sache AKH entfernt sei, zeige doch, dass man krampfhaft versuche, dem 

parteilosen Sektionschef Waiz etwas umzuhängen. 

 

AZ 16.04.1980 KREISKY: PARLAMENTSAUSSCHUSS FAST WIE GERICHT. FÜNFFACHE 

KONTROLLE FÜR DAS ALLGEMEINE. 

Kontrollamt, Rechnungshof, parlamentarischer Untersuchungsausschuss, Straf- und Zivilgerichte. 

Ausschuss wird heute im Parlament von der SPÖ beantragt. Ein Oppositionsabgeordneter soll ihn 

leiten. Er wird ein Jahr lang arbeiten. Kreisky betonte, die Verbindungen zur Consultatio seien noch 

nicht erwiesen. Kreisky wiederholte seinen Standpunkt, dass man es sich leichter macht, wenn man 

neben einer führenden politischen Funktion keine wirtschaftlichen Verpflichtungen hat. Er habe 
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Androsch auch nicht vorgeschlagen, seinen Anteil an der Consultatio zu verkaufen, sondern sich 

möglichst weit davon zu lösen. Die Treuhandlösung halte er für einen ersten und wichtigen Schritt. 

Sicher sei er für die strengsten Unvereinbarkeitsbestimmungen, aber die Opposition habe bisher nicht 

einmal den vorliegenden Vorschlägen zugestimmt. 

Androsch will seine Consultatio-Anteile nicht verkaufen. Schwimmer wurde sogar Direktor in der 

Sozialversicherung. Jedenfalls sehe er keinen Anlass für eine Verstimmung im Verhältnis zwischen dem 

Bundeskanzler und ihm. 

 

AZ 17.04.1980 AKPE WEIST DIE VORWÜRFE DES KONTROLLAMTES ZURÜCK. 

103 Seiten starke Stellungnahme. Siemens-Direktor versichert Kreisky, dass es kein Bestechungsgeld 

gegeben habe: Die Nutzer wurden in die Planung einbezogen, Planungsleistungen müssen nicht 

ausgeschrieben werden, ABO war zwar nicht Billigst- aber Bestbieter. Organisationsmängel wurden 

bereits beseitigt. Weitergabe eines ABO-Auftrages zwar unkorrekt, aber es ist kein Schaden 

entstanden. 

 

AZ 15.07.1980 KREISKY VON KORRUPTION ZUTIEFST ERSCHÜTTERT. IN ALLER SCHÄRFE 

GEGEN DIESE MAFIA. 

(AZ 16.07.1980) Steger, FP-Parteiobmann und Obmann des AKH-Untersuchungsausschusses 

verdächtigt SPÖ und ÖVP, AKH-Gelder genommen zu haben, ohne dies allerdings beweisen zu 

können. Entsprechend scharf die Gegenrede von Kreisky und Gratz. 

 

AZ 17.07.1980 ITT-DIREKTOR VERHAFTET, ÖKODATA-BOSS GEFLOHEN? 

Es handelt sich um Armin Rumpold, der nicht bei Untersuchungsrichterin Partik erschienen ist. 

Angeblich kommt er erst Ende August von einer Urlaubsreise zurück. 

(03.09.1980) Rumpold hatte am 3. September vor der Untersuchungsrichterin HelenePartik-Pabl¤1835 

ausgesagt, dass es eine verdeckte Beteiligung Androschs an der »Ökodata« gebe – eine Aussage, die 

nach einem großen Artikel im »Profil« Ende September 1980 auch die Öffentlichkeit beschäftigte, von 

Rumpold aber nie bewiesen werden konnte. 

(AZ 29.07.1980) ARGE Kostenrechnung: Gesundheitsminister Salcher deckt auf. Staatsanwalt 

überprüft: Fälschte Rumpold Belege? 

Die Staatsanwaltschaft muss jetzt auch bei der ARGE Kostenrechnung tätig werden. Montag sandte 

das Gesundheitsministerium eine Sachdarstellung über Unklarheiten in den Abrechnungen der Firma 

Ökodata an den Staatsanwalt. Der frühere Geschäftsführer und Mitinhaber der Ökodata, Rumpold, hatte 

diese Unklarheiten nicht rechtzeitig aufgeklärt.  
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AZ 14.08.1980 KREISKY EXKLUSIV ZUR AZ: NICHTS VERTUSCHEN, PROTEKTION 

ABSTELLEN, SONDERINTERESSEN KLÄREN. „DAMIT ALLE WIEDER AN EINEM STRANG 

ZIEHEN. 

Kreisky in großem Interview mit Chefredakteur Scheuch.  

Ist die Affäre imstande, die Partei zu demoralisieren, oder ist sie schon Ausdruck einer 

Demoralisierung? 

Vier Fragen: 1. War es richtig, ein Spital von dieser monumentalen Größe in der Mitte der Stadt zu 

errichten? Antwort ja.  

2. Hat es beim Bau des AKH eine Bestechung öffentlicher Funktionäre gegeben? Wenn ja, schärfste 

Bestrafung, Verbesserung der Kontrolle 

3. Frage der Schwarzgeldkonten, Honorare an Beratungsfirmen, die irgendwo versickern. Ich hoffe, 

dass das Gerichtsverfahren klarstellen wird, wohin. 

4. Frage: Millionenbeträge an Parteien? Dafür keinerlei Beweise. Bringt vielleicht Gerichtsverfahren. 

Steger soll liefern. 

Liegen die Wurzeln der Affäre darin, dass verantwortungslose oder unfähige Personen ausgesucht 

worden sind, oder Symptom, dass die Sozialdemokratie sich sehr schwer tut, das kapitalistische System 

zu ändern, dass sie vielmehr immer wieder dem korrumpierenden Sog dieses Systems ausgeliefert ist? 

Kann eine große Partei in einer auf dem Profit basierenden Gesellschaft sich von gewissen 

Verfallserscheinungen freihalten? Erstens kann auch eine große Partei nicht die Verantwortung für 

menschliche Schwächen übernehmen. Wir befinden uns immer wieder in dem Dilemma, dass wir Leute 

suchen, die sehr tüchtig sind, und dass wir halt nicht immer wissen, ob sie auch die moralische Kraft 

haben, in dieser Funktion allen Anfechtungen standzuhalten. 

Man darf seine Position nicht dazu benützen, alle Positionen mit seinen Freunden zu besetzen. Das 

gehört zu den gefährlichsten Dingen in der Demokratie. 

Könnte man bei Maßnahmen der Kontrolle nicht zu neuen Formen kommen, die Mitverantwortung und 

Mitbestimmung größeren Gremien anvertraut? 

Das löst ja das Problem überhaupt nicht. Die größeren Gremien können ja nicht in die Menschen 

besser hineinschauen, als das die dafür Verantwortlichen können. … Es gibt hier nichts anderes 

als große Wachsamkeit, große maximale begleitende Kontrolle. Wir müssen die Kontrolle noch 

besser entwickeln. Wir müssen die Kontrollinstanzen des Staates noch besser ausrüsten. Ich 

für meinen Teil bin schon seit langem der Auffassung, dass auch innerhalb der Ministerien die 

innere Kontrolle verschärft werden muss,  vor allem dort, wo große Beträge verwaltet werden. 

Wir können nicht warten, bis der Rechnungshof etwas enthüllt oder aufdeckt, sondern wir 

müssen selbsttätig innere Kontrollen aufbauen. Man darf ja nie vergessen, dass die ganze AKH-

Geschichte durch einen Bericht des Wiener Kontrollamtes ins Rollen gekommen ist. 
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Auf Androsch gemünzt: Ich bin der Auffassung, dass Männer und Frauen, denen die höchste 

Verantwortung übertragen ist, diese am besten erfüllen können und am sichersten sind, wenn ihnen 

keine Sonderinteressen unterschoben werden können. 

 

AZ 04.09.1980 BEDINGUNG FÜR WEITERE VERANTWORTUNG ALS KANZLER: KREISKY: 

ZEHN PUNKTE FÜR SAUBERKEIT IN DER POLITIK. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/09/04/19800904_A01.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/09/04/19800904_A02.jpg 

(AZ 09.09.1980) Heute Entscheidung über Finanzminister. Nach Gespräch mit Kreisky. Der glaubt nicht, 

dass sich Androsch entsprechend den 10 Punkten mit einem abgemagerten Finanzministerium 

zufrieden geben würde. 

 

AZ 30.10.1980 PARTIK-PABLE LIEß EX-ÖKODATA-GESCHÄFTSFÜHRER RUMPOLD 

VERHAFTEN. 

Der sozialistische Fraktionsführer im AKH-Untersuchungsausschuss Hobl sagt: Es gibt überhaupt 

keinen Beweise, dass der Finanzminister direkt oder über einen Treuhandvertrag Gesellschafter der 

Ökodata ist. Ebenso klar ist, dass er von der Ökodata auch keinerlei Geld oder Vermögenswerte 

erhalten hat. 

(13.11.1980) Rumpold gegen 3 Millionen Kaution  enthaftet. 

 

 (AZ 10.01.1981) EINE WINTER-NOTIZ 

Steinbauer behauptet, die AKPE sei so konstruiert worden, dass die Androsch-Firma Consultatio 

maximal beteiligt werden könne und dass Androsch persönlich aus dem AKH-Bau profitiert habe. 

Steinbauers Beweis ist ein von Winter im Juli 1975 also zwei Monate vor Gründung der AKPE erstelltes 

Papier, in dem dieser seine Gedanken zur Projektmanagementsituation niedergelegt Habe. Darin heißt 

es ua., dass man für das gesamte Finanzwesen einen kaufmännischen Konsulenten, z.B. Consultatio, 

heranziehen könne. Dass derartige Überlegungen nie verwirklicht wurden, gibt Steinbauer zu.  Laut 

Steinbauer habe die Gründung der Ökodata nur zur Verschleierung der Consultatio-Beteiligung gedient, 

und es stehe außer Streit, dass Androsch an den AKH-Aufträgen persönlich profitiert hat. 

 

AZ 15.03.1981 KREISKY SCHLÄGT MOCK SACHVERSTÄNDIGENTRIO VOR: DIE 

FIRMENPLEITEN UNTERSUCHEN LASSEN. 

Nämlich die von Privatfirmen. Die Kommission soll aus Rot/Schwarz/Neutral bestehen . Mock und 

Sallinger sind empört. Privatfirmen machen keine Fehler. 

 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/09/04/19800904_A01.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/09/04/19800904_A02.jpg
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AZ 18.03.1981 KRITIK DES KONTROLLAMTES AN AKH-PLANUNG UND BAU. SAG MIR, WO 

DIE MILLIONEN SIND. 

968 Seiten-Traktat Und Mängel fanden sich genug – solche, die dem Baumanagement anzulasten sind, 

solche, für die die ausufernden Wunschlisten der Ärzte verantwortlich sind, und solche … dass sich so 

manche Firma ein kleines oder auch größeres Sümmchen vom öffentlichen Baubudget ohne 

entsprechende Gegenleistung unter den Nagel reißen wollte. 

Und der Salcher will jetzt energisch durchgreifen: Straffung der begleitenden Kontrolle, stengere 

Prüfung der Ärztewünsche, neue Rechtsform 

(AZ 24.03.1981) Rede des Bürgermeisters Gratz zum Thema-: Gratz will kein Köpferollen und keine 

Neuwahlen. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/03/24/19810324_A03.jpg 

 

AZ 26.03.1981 AKH-BERICHT: KONSEQUENZEN NACH PRÜFUNG DURCH 4 

SPITZENJURISTEN:  

Aus Verfassungsdienst, Finanzprokuratur, Justizministerium und UniLinz 

 

AZ 28.03.1981 KNALLEFFEKT IM GEMEINDERAT: KANDUTSCH OBERSTER AK-CHEF 

Damit Eigentümer besser durchgreifen können: AKPE wird GesmbH. Kandutsch wird hauptberuflicher 

Aufsichtsratsvorsitzender und Chef der begleitenden Kontrolle. 

Jörg Kandutsch (* 14. Jänner 1920 in Leoben; † 11. November 1990 in Wien) war 

österreichischer Rechnungshofpräsident von 1964 bis 1980.  

Kandutsch promovierte Staatswissenschaften an der Universität Graz. Ab 1949 war er 

sozialpolitischer Referent der WdU und der FPÖ, 1958 wurde er Abgeordneter zum 

Steiermärkischen Landtag.[1] Von 1953 bis 1964 war er Abgeordneter zum österreichischen 

Nationalrat. Gemäß den politischen Usancen zur damaligen Zeit wurde er 1964 als Vertreter 

der kleinen parlamentarischen Opposition in die Kontrollfunktion des 

Rechnungshofpräsidenten gewählt.  

 

AZ 03.04.1981 GESCHICHTEN VOM DR. KREISKY. 

Diese Wahlkampfaktion für die Nationalratswahlen 1979 soll mit 5 MioS von unbekannten Schweizer 

Gönnern finanziert worden sein. Die SPÖ habe 1 Mio S zugeschossen. Im AKH-Ausschuss soll 

überprüft werden, ob sie mit AKH-Geldern finanziert worden ist. Auch der Bundeskanzler musste 

aussagen. 

 

AZ 13.05.1981 AKH: GEMEINSAMER SP-FP-BERICHT ABER ANDERE 

SCHLUSSFOLGERUNGEN. VP TROTZ – FORDERT ABER KÖPFE. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/03/24/19810324_A03.jpg
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Für Steger sind die Fehler bei der Personalauswahl (Winter,Wilfling) und das Delegieren von 

Entscheidungen an die Manager die Hauptfehler, deshalb sollen Ministerin Firnberg und die Stadträte 

Mayr und Stacher zurücktreten. ÖVP will Minderheitsbericht abgeben. 

 

AZ 26.05,1981 NACH 3. AKH-BERICHT PRUTSCHER VERHAFTET. 

Der Sohn eines ehemaligen ÖVP-Stadtrates wird verdächtigt, die gemeindeeigene Firma Odelga und 

die Wiener Spitäler um 20 MioS geschädigt zu haben. 

 

AZ 09.07.1981 SPRENGSTOFF IM NEUEN AK<H-GUTACHTEN. NOCH 3 AKH-MANAGER IN 

HAFT. 

Darunter auch der Consultatio-Mann Franz-Bauer. Es geht um Aufträge an die Ökodata. Veranlasst 

durch Untersuchungsrichterin Partik-Pable 

(AZ 10.07.1981) Scheuch, Schnell eingesperrt. Spricht schon von einer Übermacht der 

Untersuchungsrichterin, die es richten kann, dass man als Untersuchungshäftling in die Zeitung kommt. 

Aber kein Missverständnis: Die AKH-Verbrechen müssen aufgeklärt werden. 

 

AZ 02.12.1981 VOEST  IM PRINZIP BEREIT, DEN AKH-BAU ZU VOLLENDEN. 

Bedingung: Aus dem politischen Streit heraushalten. 

 

 

ANDROSCH 

AZ 21.04.1980 HEUTE GESPRÄCH KREISKYS MIT ANDROSCH ÜBER CONSULTATIO. 

Finanzminister Androsch hatte eine neue, erweiterte Treuhandlösung angeboten. 

(AZ 22.04.1980) Kreisky: Habe kein Interesse am Rücktritt von Androsch. Er sei mit Androsch als 

Finanzminister immer zufrieden gewesen. Es gehe nur um die Verbindung von Androsch zur 

Consultatio. 

(AZ 23.04.1980) Klubobmann Fischer plädiert für Aufnahme ins Gesetz. Consultatio-Lösung auch für 

die anderen Mitglieder der Bundesregierung und für die Mitglieder der Landesregierungen. 

(AZ 28.04.1980) Gratz: Wien würde zustimmen. 

 

AZ 23.05.1980 SP ZU VERSCHÄRFUNG DER UNVEREINBARKEIT BEREIT. 

Sagt Kreisky in Reaktion auf eine Dringliche Anfrage der ÖVP im Bundesrat, die ein Volksbegehren 

zum Thema fordert. 

(AZ 24.05.1980) Die Wochenpresse verdächtigt die SPÖ über eine Firma Mediplan Gelder vom AKH 

erhalten zu haben. 
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AZ 09.08.1980 UNTERSTELLUNGEN UND BRUNNENVERGIFTUNG. ANDROSCH KONTERT 

VP-ANGRIFFE. 

Er habe Wilfling seinerzeit für den freiwerdenden Posten als Geschäftsführer der Odelga genannt, aber 

weder auf dessen Bestellung im Jahre 1970 noch auf dessen Bestellung zum Spitalsbereichsleiter 1978 

Einfluss genommen, sagte Androsch. Die Consultatio habe für die Ökodata Leistungen erbracht und 

Gegenleistungen in Anspruch genommen, von einer ‚Verflechtung der beiden Gesellschaften könne 

keine Rede sei. Eine Leistung einer Steuerberatungskanzlei für einen Klienten sei etwa anderes als 

eine wirtschaftliche Verflechtung. 

 

21.08.1980 NR XV (44) DRINGLICHE ANFRAGE  

DER ABGEORDNETEN DR. MOCK UND GENOSSEN AN DEN BUNDESKANZLER BETREFFEND 

DIE ENTLASSUNG VON FINANZMINISTER DR. HANNES ANDROSCH (742/J) (S.4231) 

 Dazu der Bundeskanzler: Ich habe nicht die Absicht, dem Bundespräsidenten die Entlassung des Herrn 

Finanzministers vorzuschlagen, und zwar deshalb, weil die Begründung dieser Anfrage sich im 

wesentlichen auf Zeitungsmeldungen beruft, denen gegenüber der Finanzminister eine Reihe von 

Richtigstellungen noch in der heutigen Sitzung vorzunehmen beabsichtigt. 

 

 ANFRAGE Entgegen der Behauptung, daß es keine Geschäftsverbindungen zwischen der 

"Consultatio" und dem AKH gibt (Entgegnung gegenüber der "Presse" vom Juli 1980), hat die 

ÖKODA TA, die sich den Großteil des unter zweifelhaften Umständen vergebenen 

Betriebsorganisations-Auftrages beim AKH sicherte, Zahlungen in Millionenhöhe an die 

"Consultatio" erbracht.  

 ANDROSCH: Es gab und gibt keine Geschäftsverbindungen zwischen dem AKH und der 

Consultatio. Geschäftsbeziehungen zwischen der privaten Gesellschaft ÖKODATA und der 

Consultatio begründen weder direkte noch indirekte Geschäftsverbindungen der Consultatio 

zum AKH. (Heiterkeit bei der ÖVP)  Leistungen der Consultatio an die öKODATA erfolgten im 

Rahmen der Wirtschaftstreuhänderberufsordnung und betreffen insbesondere Buchführung, 

Lohnverrechnung, Bilanzerstellung und Steuerberatung für diese Gesellschaft. Andererseits 

nahm die Consultatio Leistungen der privaten Gesellschaft öKODATA in Anspruch in Fällen, für 

die es sich anbot, das speziell qualifizierte Personal der öKODATA heranzuziehen. In all diesen 

Fällen handelt es sich um die Bearbeitung von Aufträgen, die mit dem AKH in keiner Verbindung 

standen oder stehen, sondern private Auftraggeber betreffen, was auch von dem 

Treuhänderkollegium überprüft wurde.  

 Die Leistungsbeziehungen sind im Ergebnis im übrigen dadurch gekennzeichnet, daß per Saldo 

eine höhere Zahlung seitens der Consultatio an die öKODATA erfolgte. 
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 ANFRAGE: Entgegen der Behauptung, wonach der Finanzminister auf die Bestellung von Dr. 

Siegfried Wilfling zum Geschäftsführer der  gemeindeeigenen Firma ODELGA keinerlei Einfluß 

genommen habe (Entgegnung gegenüber der "Presse" vom März 1980), regte Dr. Hannes 

Androsch im Jahre 1970 bei Dr. Josef Machtl die Einstellung Wilflings an.  

 ANDROSCH: Tatsache ist, daß ich in meiner Eigenschaft als ausübender Wirtschaftsprüfer - 

also noch vor meiner Bestellung zum Finanzminister - im Bereich der Gemeinde Wien dazu 

aufgefordert wurde, für einen freiwerdenden Posten innerhalb der gemeindeeigenen Firma 

Odelga Vorschläge für ausbildungsmäßig dazu geeignete Personen zu unterbreiten. Ich habe 

1969 mehrere Namen, darunter auch Dr. Wilfling, als Möglichkeit genannt. Auf die Auswahl und 

auf die Entscheidung habe ich und konnte ich gar keinen Einfluß nehmen, da diese nur durch 

die zuständigen Organe im Bereich der Gemeinde Wien erfolgen konnte und auch erfolgt ist. 

Seit meiner Berufung in die Bundesregierung war ich in keiner Weise mit Fragen oder gar 

Entscheidungen, die die Person des Dr. Wilfling betreffen, befaßt. Daher auch nicht, was seine 

Bestellung zum Spitalsbereichsleiter der Gemeinde Wien im Jahre 1978 betrifft. 

 

 ANFRAGE: Entgegen der Behauptung, wonach der ÖKODATA-Geschäftsführer, Dipl.-Ing. 

Armin Rumpold, niemals der "Consultatio" angehört haben soll (Entgegnung gegenüber dem 

"profil" vom August 1980), war dieser zwischen 15. 11. 1972 und 31. 1. 1976 Mitarbeiter der 

"Consultatio" und erhielt darüber sogar ein Dienstzeugnis ausgestellt, auf Grund dessen er 

später seine eigene Gewerbeberechtigung erlangte.  

 

 ANDROSCH: Tatsache ist vielmehr: Dipl.-Ing. Rumpold, den ich persönlich gar nicht kenne, 

war im Rahmen eines Werkvertrages, also selbständig und eigenverantwortlich, zeitweise für 

die Consultatio tätig und hat hierfür zwei Honorarnoten gelegt, einmal für 72 und ein weiteres 

Mal für 165 Mann-Tage zuzüglich Barauslagen. Zu keinem Zeitpunkt war Dipl.-Ing. Rumpold 

Dienstnehmer und daher auch nicht Angehöriger des Mitarbeiterstabes der Consultatio, konnte 

daher auch kein Dienstzeugnis erhalten, sondern nur eine Bestätigung, eine Referenz, ein 

Zeugnis über die Tatsache seiner eigenverantwortlichen Konsulententätigkeit. keinem 

Zeitpunkt war Dipl.-Ing. Rumpold Dienstnehmer und daher auch nicht Angehöriger des 

Mitarbeiterstabes der Consultatio, konnte daher auch kein Dienstzeugnis erhalten, sondern nur 

eine Bestätigung, eine Referenz, ein Zeugnis über die Tatsache seiner eigenverantwortlichen 

Konsulententätigkeit.  

 

 ANFRAGE: Entgegen der Behauptung, wonach Dipl.-Ing. Armin Rumpold niemals Vertreter der 

"Consultatio" gewesen sei (Entgegnung gegenüber dem "profil" vom Februar 1979), nahm Dipl.-

Ing. Armin Rumpold im Jahre 1974 an 21 Arbeitsgesprächen mit der Gemeinde Wien als 

Vertreter der "Consultatio" teil.  

 ANDROSCH: Sie behaupten ferner, daß Dipl.-Ing. Rumpold als Vertreter der Consultatio an 

Arbeitsgesprächen mit der Gemeinde Wien teilgenommen hätte. Auch dies ist unrichtig. Dipl.-

Ing. Rumpold nahm an solchen Besprechungen als selbständiger Konsulent teil und konnte nie 
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als Vertreter der Consultatio auftreten, weil er dazu gar keine wie immer gearteten Vollmachten 

besessen hatte. Im übrigen wurde auch diese Entgegnung nicht vom Finanzminister, sondern 

durch die Geschäftsführung der Consultatio begehrt 

 

 ANFRAGE: Entgegen der Behauptung, wonach Dkfm. Franz Bauer niemals im Zusammenhang 

mit der Spitalskostenrechnung und der Krankenhausrationalisierung als Unterhändler 

aufgetreten sei (Entgegnung gegenüber dem "profil" vom Februar 1979), war Dkfm. Franz 

Bauer bei den Arbeitsgesprächen des Jahres 1974 über das Thema "Kostenrechnung" 

anwesend. 

 ANDROSCH. Schließlich behaupten Sie, daß Dr. Bauer als Unterhändler aufgetreten ist. Die 

diesbezügliche Entgegnung erfolgte von Herrn Dr. Bauer persönlich. Er nahm an derartigen 

Besprechungen in seinem eigenen Namen und nie als Unterhändler, jedenfalls nicht als 

Unterhändler für die Consultatio, teil. 

Der ÖVP-Abgeordnete Steinbauer verliest ein anonymes Schreiben, mit dem Androsch und seinem 

Schwiegervater Untreue im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung vorwirft. Steinbauer ist die 

Sache selbst nicht ganz geheuer. 

(28.08.1980) Sagt Rumpold am Mittwoch im AKH-Ausschuss aus? Wirtschaftspolizei prüft in Sachen 

Kreditgewährung an Androsch-Schwiegervater. 

 

AZ 22.08.1980 BEI AKH-SONDERSITZUNG IM NATIONALRAT MISSTRAUENSANTRÄGE DER 

OPPOSITION GEGEN ANDROSCH UND DIE GESAMTE REGIERUNG: ÖVP MIT ANONYMEN 

BRIEFEN GEGEN ANDROSCH. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/08/22/19800822_A02.jpg 

 

AZ 30.08.1980 ANDROSCH ZU RÜCKTRITTSGERÜCHT. 

Gegenüber SN: Er wolle sich nicht in der Phase der Budgeterstellung aus der Verantwortung stehlen, 

es müssten für sein Verbleiben aber die notwendigen Voraussetzungen gegeben sein. Wenn solche 

Bedingungen herrschten, wie in diesem Sommer, könne man das kaum annehmen. 

 

AZ 01.09.1980 BUNDESKANZLER WILL KLÄRUNG NICHT AUF DIE LANGE BANK SCHIEBEN. 

KREISKY: ENTSCHEIDUNG ÜBER ANDROSCH NOCH IM SEPTEMBER. 

Er; Kreisky, verteidige zwar die Politik des Finanzministers, nicht aber seine politischen Positionen. Sein 

Nachfolger müsse nicht unbedingt ein Steuer- oder Bankfachmann sein, wohl aber ein eminent 

politischer Kopf. 

Staribacher meint, Androsch müsse die Consultatio stillegen. Blecha ist für die Quellensteuer als 

Bankabgabe und für die Energiesteuer als erhöhte Umsatzsteuer, und auch noch für die sozialistische 

Moral. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/08/22/19800822_A02.jpg
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(02.09.1980) Androsch hat in Alpbach gesagt, er bleibe in der Politik, etwas anderes komme für ihn 

nicht in Frage. Dazu Kreisky nach Rückkehr aus Polen in Schwechat. Wer ein öffentliches Amt bekleidet, 

muss immer wieder bereit sein, die strengen Anforderungen zu erfüllen, die mit ihm verbunden seien. 

Wer Privatinteressen und  Amt nicht trennt, hat eine der wichtigsten Voraussetzungen nicht erfüllt. 

 

AZ 10.09.1980 ANDROSCH BLEIBT. VOLLE ANNAHME VON KREISKYS 10 PUNKTEN. 

Androsch verkauft Firma. Teilung im Finanzressort, Abtrennung der Bundesbeteiligungen. 

 

15.09.1980 DER SPIEGEL: IM STILLEN KAMMERL. DIE STAATSANWALTSCHAFT IST 

ÜBERZEUGT: BEI DER AUFTRAGSVERGABE FÜR DAS NEUE WIENER KLINIKZENTRUM 

WURDE MASSIV GESCHMIERT.  

Per Interpol ließ der Wiener Staatsanwalt Herbert Hofer wochenlang zwei Zeugen suchen. 

Dann drängte sich ihm der Verdacht auf, "daß es die beiden Herren überhaupt nicht gibt".  

Staatsanwalt Hofer, der Schmiergeldzahlungen beim Bau des Allgemeinen Krankenhauses 

(AKH) in Wien nachweisen will, scheint damit einen Schritt weiter. Einige deutsche Manager 

in Österreich allerdings stehen ein wenig dümmer da als zuvor.  

Die beiden Gesuchten nämlich, Sternheim und Puroir mit Namen, waren angeblich 

Geschäftspartner der Siemens AG in Wien. Sie sollten bezeugen, daß die Österreich-Tochter 

des deutschen Elektrokonzerns für rätselhafte Millionen-Überweisungen auch ganz normale 

Leistungen bezogen hat -- daß mithin von Schmiergeldern im Falle Siemens keine Rede sein 

könne.  

Es sei "nicht die Art des Hauses Siemens", hatte auch Ernst Swoboda, S.188 Direktor des 

Wiener Unternehmens, erklärt, "zur Klimaverbesserung" bei der Vergabe von Aufträgen 

Provisionen zu zahlen. Der Staatsanwalt schien nicht überzeugt. Ende Juli mußte Swoboda in 

Untersuchungshaft. Zwei seiner Kollegen, Abteilungsleiter Johann Mück und dessen 

Mitarbeiter Otto Schweitzer, waren schon Wochen zuvor verhaftet worden.  

Zehn Männer sitzen damit inzwischen in Untersuchungshaft, darunter der Präsident des 

österreichischen Industriellenverbandes, der früher die ITT Austria leitete, sowie der 

derzeitige ITT-Vertriebschef. Der monströse Klinikbau AKH -- 2100 Betten, bisherige 

Bauzeit 16 Jahre, Kosten bis Fertigstellung rund sieben Milliarden Mark -- hat sich längst zu 

einem abenteuerlichen Fall von Verfilzung privater und öffentlicher Interessen entwickelt.  

Für Siemens und andere wurde der Fall erst so richtig ärgerlich, als Staatsanwalt Hofer auf 

Reisen ging. Nach einem kritischen Bericht des Wiener Kontrollamtes (Rechnungshof) über 

das AKH, der durch Schmiergeld-Enthüllungen des Wiener Nachrichtenmagazins "profil" 

ausgelöst wurde, wollte Hofer es genau wissen und reiste nach Liechtenstein.  

Von seiner zweiten Reise Mitte Juni brachte der Fahnder heiße Nachrichten mit. Zahlreiche 

Elektrofirmen sowie mehrere Privatleute, erfuhr Hofer im Fürstentum, hätten zwischen 1972 

und 1978 mindestens 50 Millionen Schilling (rund sieben Millionen Mark) auf die Konten 

zweier Liechtensteiner Firmen überwiesen. Die Zahler -darunter Siemens, Standard Elektrik 

Lorenz, ITT Austria -- waren alle an Aufträgen für das neue Superklinikum in Wien 

interessiert.  

Über die Konten der beiden Briefkastenfirmen verfügte allein ein Mann, ein gewisser Adolf 

Winter. Dem aus Wien angereisten Staatsanwalt war er nicht unbekannt: Winter, früher 

Direktor des AKPE, der staatlichen Planungs- und Errichtungsgesellschaft für das Allgemeine 

Krankenhaus, saß seit Hofers erstem Besuch in Vaduz (12. Mai 1980) daheim in U-Haft.  
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Direktor Winter war jahrelang -zusammen mit dem für Wiener Krankenhäuser 

verantwortlichen Beamten Siegfried Wilfling -- die wichtigste Anlaufstelle, wenn es um 

Aufträge für das AKH ging. Auch Wilfling ist in Haft.  

Wer der letzte Empfänger der Gelder war, die Winter von den Konten seiner Liechtensteiner 

Firmen abhob, ist bislang nicht geklärt. Sicher scheint nur, daß auch für den AKPE-Direktor 

selbst einiges übrigblieb: Er kaufte in Vaduz unter anderem größere Mengen Goldbarren und 

Münzen.  

Vor allem aber haben die Ermittlungsbeamten in Wien trotz intensiver Recherchen bislang 

nicht feststellen können, welche Leistungen denn eigentlich die Liechtensteiner Firmen 

Plantech und Geproma für die Millionenzahlungen geliefert haben. Und die beteiligten 

Unternehmen haben den Staatsanwalt nur in dem Verdacht bestärkt, daß die Leistung null 

war.  

"Ich glaube", gibt ITT-Generaldirektor Edmund Hanisch zu, "diese beiden Firmen haben 

nichts gearbeitet." Doch, etwas: Sie seien, so Hainisch, wohl bei der "Auftragsbeschaffung" 

behilflich gewesen.  

Andere Manager von Elektrofirmen bleiben jedoch lieber bei der traditionellen Deutung ihrer 

Geschäftsbeziehungen S.190 zum Fürstentum Liechtenstein: Plantech und Geproma hätten 

Software geliefert.  

Das sagte auch Siemens: Die beiden Firmen hätten wirklich etwas für ihr Geld getan. So hätte 

Siemens etwa für gut 1,7 Millionen Schweizer Franken wichtige Unterlagen für die 

Bewerbung um Großaufträge gekauft -- ein teurer Service in jedem Fall.  

Die Siemens-Leute konnten auch Material vorweisen. Dem Staatsanwalt fiel allerdings auf, 

daß auf keinem der Papiere in irgendeiner Form die Firmennamen Plantech oder Geproma zu 

finden waren; es hätte immer nur "Siemens" draufgestanden.  

Von Gutachtern ließen sich die Ermittler zudem erklären, daß die angeblich in Liechtenstein 

gekauften Planungsunterlagen nur aus Deutschland kommen könnten. Plantech und Geproma 

seien nicht in der Lage, derart komplizierte Arbeiten durchzuführen.  

Überdies schien dem Staatsanwalt die Geschichte, die ihm Siemens-Manager über ihre 

Beziehungen zu den Liechtensteinern erzählten, von Anfang an zu abenteuerlich. Da hätten 

nur die Herren Sternheim und Puroir, nach denen Interpol vergeblich fahndete, weiterhelfen 

können.  

Siemens-Direktor Swoboda war ganz sicher, daß er "die zwei Personen in ihrer physischen 

Gestalt gesehen habe". Die Plantech-Vertreter Sternheim und Puroir, so Swoboda und 

Kollegen, seien plötzlich dagewesen und hätten geliefert. Eine Korrespondenz mit den 

tüchtigen Partnern fehlt indes.  

So blieb dem Staatsanwalt bislang nur eine Schlußfolgerung: daß die Geschäftspartner in 

Liechtenstein -- und damit letztlich Winter -- wohl auch in diesem Falle nur ein wenig bei der 

Auftragsbeschaffung behilflich waren.  

Das sei, meinen Kenner der Wiener Wirtschaft, doch längst guter Brauch. Ohne Provisionen 

liefe insbesondere bei öffentlichen Aufträgen nichts.  

Franz Bauer etwa, ein privater und geschäftlicher Freund des Finanzministers Hannes 

Androsch, meint, das sei doch alles "branchenüblich", was sich um das AKH abgespielt 

habe. Bauer war früher Geschäftsführer und Miteigentümer in Androschs 

Steuerberatungsfirma "Consultatio", über ein anderes Unternehmen ist er bei der 

Auftragsvergabe für das AKH dabei.  

Daß Winter auch die "Consultatio" bei der Vermittlung von AKH-Großaufträgen 

einschalten wollte, könnte aus den bei ihm gefundenen Unterlagen geschlossen werden. 

Androsch, der nicht nur den früheren Beamten Winter, sondern auch viele von dessen 

Geschäftspartnern gut kannte, bestreitet energisch, mit seiner Firma an der AKH-

Affäre beteiligt zu sein. Ein parlamentarischer Untersuchungsausschuß soll auch hier 

klären.  
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Was inzwischen über die Praktiken bei der Vergabe von AKH-Aufträgen bekannt wurde, läßt 

allerdings erahnen, daß wohl in der Tat nicht nur der Ruf eines Unternehmens für den 

Zuschlag entscheidend war. Firmen von Weltruf, monierte Rechnungshof-Präsident Jörg 

Kandutsch, seien oft gar nicht zum Zuge gekommen.  

Laut Kandutsch haben Winter und ein Mitarbeiter die Leistungsangebote der verschiedenen 

Firmen im stillen Kammerl bewertet. Sie hätten sich niemals vergewissert, ob die Firmen, die 

schließlich den Auftrag bekamen, ihn auch ausführen konnten. Unter solchen  Umständen war 

natürlich auch für die großen Elektrofirmen wie Siemens. ITT oder AEG die Aussicht 

verlockend, über die Liechtensteiner Software-Briefkästen mit AKH-Chef Winter ins 

Geschäft zu kommen. Denn der Sieben-Milliarden-Bau ist gerade für Elektrounternehmen ein 

interessanter Brocken.  

Siemens hat bislang nur für drei bis vier Millionen Mark Kabel, Leitungen und Schalter 

geliefert. Aber die Anschlußaufträge könnten den großen Umsatz bringen: Röntgen- und 

Diagnosegeräte, Monitoren für Intensivstationen, Strahlenkanonen für die Krebsbehandlung.  

Was daraus nun wird, ist derzeit noch offen. Zwar wollen die Wiener, obwohl sie seit Jahren 

wissen, daß ihr Klinikbunker nach allen Maßstäben viel zu teuer wird und bereits jetzt von der 

Konzeption her überholt ist, am AKH weiterbauen und in sechs Jahren damit fertig sein. Aber 

einigen der bislang beteiligten Unternehmen stehen noch kritische Wochen bevor.  

Firmen wie Siemens bangen um ihren Ruf. In Schmiergeldaffären, barmt die Konzernmutter 

in München, sei der Konzern kaum je verwickelt gewesen -- genauer gesagt, seit 1912 nicht 

mehr, als ein Siemens-Mann wegen Bestechung in Japan verurteilt wurde.  

Da könnte es nun in Österreich kritisch werden. Noch in diesem Jahr sollen in Wien wegen 

der AKH-Affäre Verfahren gegen die zehn U-Häftlinge und andere Beschuldigte eröffnet 

werden.  

Offenbar im Hinblick auf diese Verfahren und im Angesicht der bereits aufgehäuften Belege 

haben die Siemens-Manager inzwischen zu einer vorsichtigen Haltung gefunden. Rundheraus 

möchte auch bei Siemens niemand mehr bestreiten, daß einige Millionen Schilling vielleicht 

auf die falschen Konten geflossen sind.  

"In der ersten Phase" der Enthüllungen, wie ein Firmensprecher erläutert, habe Siemens auf 

massiven Druck der Stadt Wien hin mit millionenschweren Schadenersatzklagen die 

Presseveröffentlichungen beantwortet. Solche Prozesse scheinen nun eher schädlich: Drei 

noch anstehende Schadenersatzklagen gegen die Zeitschrift "profil" möchte Siemens 

zurückziehen.  

Inzwischen ist auch eine Sonderprüfung fast abgeschlossen, die Ergebnisse sollen schon in 

wenigen Tagen dem Aufsichtsrat in Wien vorgelegt werden. Diese internen Recherchen 

haben zu "neuen Erkenntnissen" geführt.  

Was das für Erkenntnisse sind, läßt sich leicht erahnen. Siemens hat bereits vorsorglich bei 

der österreichischen Nationalbank den Transfer von neuneinhalb Millionen Schilling (rund 

1,3 Millionen Mark) angemeldet -- wohl um die böse Geschichte mit den Liechtenstein-

Geldern nachträglich zu einem korrekten kaufmännischen Ende zu bringen.  
 

AZ 20.09.1980 ANDROSCH WEIST RUMPOLDS ÖKODATA-VORWURF ZURÜCK. 

Exgeschäftsführer Rumpold behauptet, dass ihm Bauer bei Firmengründung mitgeteilt habe, es sei 

auch noch Finanzminister Androsch zu einem Drittel über Treuhänder an der Firma beteiligt. Es besteht 

eine schriftliche Aufzeichnung Bauers darüber.  Androsch und Bauer dementierten diese Behauptungen 

in Stellungnahmen gegenüber der AZ. 

 

AZ 01.10.1980 ANDROSCH-TREUHÄNDER: LÖSUNG FÜR CONSULTATIO BIS JAHRESENDE. 
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= Präsident der Kammer der Wirtschaftstreuhänder Franz Burkert. Auch Frau Androsch muss aus 

politischen Gründen Anteile verkaufen 

 

 

AZ 19.11.1980 KREISKY SCHLÄGT KOMMISSION VON W IRTSCHAFTSTREUHÄNDERN ZUR 

KONTROLLE DER PARTEIFINANZEN VOR. 

SPÖ würde ein solches Gesetz auch im Alleingang beschließen. 

 

AZ 03.12.1980 KREISKY WILL ANDROSCH NICHT ENTLASSEN. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/cgi-bin/archiv/flash.pl?seite=19801128_A01;html=1 

(AZ 06.12.1980) Androsch: Kein Sesselkleber, Ehebaldigst eine Lösung? 

 

AZ 12.12.1980 ANDROSCH GEHT IM JÄNNER IN CREDITANSTALT-VORSTAND. 

Das ist, kurz gefasst, das Ergebnis einer Sitzung des Bundesparteivorstandes der SPÖ vom 

11.12.1980, in der Androsch- entsprechend den 10 Punkten – seine Pläne zur Trennung von der 

Consultatio vorgelegt, aber seine Befürchtung ausgesprochen hat, dass auch eine Trennung das 

Kesseltreiben gegen ihn nicht beenden werde. 

(02.01.1981) RUNDFUNKINTERVIEW KREISKY ZU CA: ANDROSCH SOLL TREICHL ALS CA-

GENERALDIREKTOR FOLGEN. 

 Die Unvereinbarkeit des Besitzes einer Steuerberatungskanzlei mit der Funktion des Finanzministers 

sei noch keine Disqualifizierung für ihn als Bankdirektor. Die Villenfinanzierung sei maßgeblich nicht 

von Androsch, sondern von seinem Schwiegervater erfolgt. An Zusammenhänge zwischen Androsch 

und der Firma Ökodata glaube er, Kreisky, nicht. Zu einer angeblichen Erklärung ‚Androschs, wonach 

dieser den CA-Posten nur annehmen wolle, wenn die Entscheidung bereits am 15. Jänner falle, sagte 

Kreisky, Androsch habe dies nicht zu erkennen gegeben. 

 

 (AZ 13.01.1981) WAHLONKEL STEINER: BENYA: ES BLEIBT DABEI – ANDROSCH IN DIE 

CA.  

Nach einem Gespräch mit Bundeskanzler Kreisky. Diesmal hatte VP-Anwalt Graff eine neue Anzeige 

erstattet, diesmal im Zusammenhang mit einer angeblichen Steuerhinterziehung.  Man beschuldigt 

Androsch und einen Consultatio-Prokuristen, sie hätten den greisen Wahlonkel des Ministers, 

Medizinalrat Steiner, veranlasst, Selbstanzeige wegen der Nichtversteuerung von Wertpapieren im 

Werte von 4,4 MioS zu erstatten, die in Wahrheit Androsch gehörten. Graff deutete auch an, das Geld 

könne aus der Ökodata geflossen sein. 

Scheuch: Der CA soll kein Politruk aufgezwungen werden, für den ein Versorgungsposten gesucht wird, 

sondern die Leitung der größten verstaatlichten Bank soll von dem dafür bestgeeigneten Mann 

http://www.arbeiter-zeitung.at/cgi-bin/archiv/flash.pl?seite=19801128_A01;html=1
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übernommen werden. Die ÖVP wäre mit ihrer Verhinderungskampagne noch einigermaßen 

glaubwürdig, wenn die bisherige Führung des Unternehmens – insbesondere auch im Hinblick auf die 

Konzernbetriebe über jede Kritik erhaben wäre… 

(AZ 14.01.1981) Kreisky rechnet damit, dass Androsch am 15.01.1981 im CA-Aufsichtsrat zum 

stellvertretenden Vorsitzenden gewählt wird und am 01.02. seinen Posten antritt. Zu diesem Zweck 

muss Vranitzky, der diesen Posten bisher innehatte, in die Länderbank versetzt werden, wo ihm die 

Funktion des Generaldirektors winkt. Damit die Schwarzen auch etwas haben, wurde mit Manfred 

Drennig ein zweiter Stellvertreter installiert. 

AZ 06.04.1981 CA: HEUTE BESTELLUNG ANDROSCHS 

Zum Generaldirektor, mit Hilfe des freiheitlichen Aufsichtsrates Kabas. Kreisky bestreitet in der ORF-

Pressestunde, dass es diesbezüglich einen Geheimpakt gebe. 

 

AZ 04.06.1981 NEUE KAMPAGNE GEGEN ANDROSCH MIT GEFÄLSCHTEN BANKBELEGEN. 

Von Winter-Firmen. Tatsächlich gebe es die angeführten Konten gar nicht, und eine Firma, die 1978 

überwiesen haben soll, wurde schon 1975 stillgelegt. 

(AZ 06.06.1981) Die Belege sind der Untersuchungsrichterin Partik-Pable schon am 30. April 

vorgelegen, sie hat den Überbringern Anonymität zugesichert. Kurier und profil haben nun mit einer 

Pressekampagne nachgefeuert. 

 

AZ 24.08.1981 KONTROVERSE UM INTERVIEW VON ANDROSCH 

Dieser hat im Bild am Sonntag gesagt, dass er sich von Kreisky verraten fühle. Den bourgeoisen 

Lebensstil habe er von Kreisky gelernt. Über Wien und Österreich: „In dieser Stadt und in diesem Land 

ist es erwiesenermaßen angemessener, duckmäuserisch, heuchlerisch, versteckt und grau zu sein. 

 DER SPIEGEL 10.02.1986 ÖSTERREICH NEUN LEBEN  

Für den Untersuchungsrichter steht fest: Hannes Androsch, einst Finanzminister, heute Chef der 

größten Staatsbank Österreichs, hat Steuern hinterzogen. Doch die Wiener Regierung will davon nichts 

wissen. *  

Wäre Androsch ein Deutscher und hätte die Story im SPIEGEL gestanden, würde die Bundesrepublik 

beben, vermutet Peter Michael Lingens, Chefredakteur des österreichischen Nachrichtenmagazins 

"Profil". Lingens fühlt sich frustriert. Denn Österreich bebt kein bißchen, obgleich es allen Grund dazu 

gäbe.  

Vor drei Wochen brachte "Profil" die größte Sensation seiner Blattgeschichte heraus - den kompletten, 

59 Seiten starken und geheimen Gerichtsbeschluß "in der Strafsache gegen Dkfm. Dr. Hannes 

Androsch wegen 33 FinStrG".  

An diesem Dokument hat Untersuchungsrichter Anton Zelenka, der im Auftrag der Wiener 

Staatsanwaltschaft ermittelte, 14 Monate lang gearbeitet, 61 Zeugen befragt und 317 Konten bei elf 

Geldinstituten überprüft. Die Akte stützt den Verdacht, daß Androsch in seiner Amtszeit als 
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Finanzminister (1970 bis 1980) ausgiebig Steuern hinterzog und überdies bei den 

Korruptionsgeschäften rund um das neue Wiener Allgemeine Krankenhaus (AKH) mitmischte.  

Gravierende Bedeutung kommt vor allem drei Erkenntnissen des Richters zu: *___Androsch habe 1975 

den Kauf seiner 1,7-Millionen-Villa ____im feinen Wiener Viertel Neustift zum Teil mit ____Schwarzgeld 

finanziert, das nachweislich ihm und nicht, ____wie er behauptet, seinem inzwischen verstorbenen 

____"Wahlonkel" Gustav Steiner gehört hat. *___Zusätzlich zu den angeblichen Steiner-Konten sollen 

____noch weitere Schwarzkonten existieren, die dem ____nimmermüden Geld-Rastelli zuzuschreiben 

sind. So wurden ____von einem Innsbrucker Konto mit dem Losungswort ____"Alexander" im Januar 

1977 rund 286000 Mark abgebucht, ____die nach etlichen Zwischenstationen auf einem Wiener 

____Konto mit dem Geburtsdatum Androschs landeten. Allein ____daraus entsteht eine 

Steuernachforderung von 190000 ____Mark. *___Androsch habe von einem "ungeklärten 

Vermögenszuwachs" ____in Höhe von 800000 Mark profitiert, der sich aus 

____Gewinnausschüttungen der Beratungsfirma Ökodata ____erklären könnte.  

Gerade der letzte Punkt, harmlos klingend, enthält einen "ungeheuerlichen Verdacht" (Wiener "Kurier"). 

Der 1975 gegründeten Ökodata gelang es nämlich, beim AKH-Bau ohne adäquate Gegenleistung  

kräftig zu kassieren: die öffentlichen Gelder dafür mußte der damalige Finanzminister Androsch 

bewilligen. Offiziell gehörte die Firma dem Androsch-Freund Franz Bauer und einem gewissen Armin 

Rumpold, der jedoch schon 1980 zu Protokoll gab, er habe "den Herrn Minister" stets als Dritten im 

Bunde betrachtet.  

In seinem Bericht weist Zelenka die Finanzbehörden deshalb an, sich noch einmal mit den 

mutmaßlichen Steuerhinterziehungen des nunmehrigen Bankchefs Hannes Androsch zu beschäftigen, 

weil dessen bisherige Verteidigung nach den neuen Ergebnissen der gerichtlichen Voruntersuchung "in 

wesentlichen Teilen ernstlich anzweifelbar" erscheine.  

"Profil"-Chef Lingens glaubt fest: "Nach der Veröffentlichung eines solchen richterlichen Beschlusses 

hätte Androsch in keinem anderen zivilisierten Land der Welt auch nur einen einzigen Tag länger im 

Amt bleiben können."  

In Österreich bleibt er sehr wohl im Amt. Er hat sogar gute Chancen, im Mai abermals zum 

Generaldirektor des größten staatlichen Geldinstituts, der CA (Creditanstalt-Bankverein), bestellt zu 

werden und damit weiter das zweithöchste Gehalt der Republik zu beziehen.  

Nicht nur das Gros der österreichischen Zeitungen und der ORF des Androsch-Freundes Gerd Bacher 

blieben weitgehend stumm. Auch die Regierung und die SPÖ möchten den Fall möglichst gar nicht zur 

Kenntnis nehmen.  

Er habe weiß Gott "viele andere Sorgen" und denke nicht daran, sich "inhaltlich mit der Sache 

auseinanderzusetzen", versucht Bundeskanzler und SPÖ-Chef Fred Sinowatz die Affäre zu 

bagatellisieren. Der Beschluß eines Untersuchungsrichters stelle kein Urteil dar. Zunächst gelte es, die 

Ermittlungen der Finanzbehörde abzuwarten.  

Der sozialistische Parlamentspräsident Anton Benya geht so weit, die Kompetenz Zelenkas in 

finanztechnischen Fragen anzuzweifeln. Im übrigen verläßt er sich auf seine Menschenkenntnis: "Wenn 
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Androsch nicht unschuldig wäre, hätt' er doch das alles die vielen Jahre hindurch gar net 

durchg'standen."  

Finanzminister Franz Vranitzky schließlich - ein ehemaliger Androsch-Sekretär - ruft nach dem 

Staatsanwalt. Der soll wegen Amtsmißbrauchs gegen Unbekannt vorgehen und schleunigst 

herausfinden, wer das Zelenka-Papier an die "Profil"-Redaktion weitergegeben und somit den 

"Medienskandal" verschuldet habe.  

Aller Voraussicht nach dürfte Androsch also auch diesmal mit einem blauen Auge davonkommen - 

selbst Altkanzler Kreisky auf dem Gipfel seiner Autorität brauchte immerhin drei volle Jahre, um den 

zögernden Genossen beizubringen, daß ein Finanzminister mit einer privaten Steuerberatungskanzlei 

auf Dauer unerträglich sei und besser ins Bankmanagement übersiedele.  

Da sich Vranitzky strikt weigert, die Prüfer des inzwischen auf 20000 Seiten angewachsenen Dossiers 

zu besonderer Eile anzutreiben, sieht CA-Chef Androsch friedlichen Monaten entgegen.  

"Neun Leben hat die Katze", zitiert die "Wochenpresse" den Volksmund; sechsmal sei "Kater Hannes" 

bereits davongekommen, die "verflixte Sieben" werde er möglicherweise ebenfalls überstehen.  

Dieses fulminante Überlebenstalent des flotten Karrieristen, der 1970 mit 32 Jahren jüngster 

Finanzminister Europas wurde, erklärt das frühere SPÖ-Mitglied Lingens mit dem schier 

unaufhaltsamen Vormarsch der Neuen Klasse innerhalb des alten Austro-Marxismus.  

Die neuen Aufsteiger weigern sich, zwischen Macht und Geld zu wählen, sie verlangen beides. Sie 

verteilen die ergiebigen Posten fast ausschließlich unter ihresgleichen. "Und wenn einer von ihnen 

strauchelt, eilen die anderen selbstverständlich zu Hilfe", so Lingens. Denn: "Was heute dem Androsch 

passiert, passiert vielleicht schon morgen ihnen selbst."  

 

RABLBAUER 

AZ 28.08.1980 IM GELDKOFFER AUS DER SCHWEIZ. 4 MILLIONEN FÜR DIE ÖVP 

Im Koffer von Rabelbauer an ÖVP-Geschäftsführer Bergmann. Im Beisein von Mock. Kauf eines 

Nationalratsmandats? 

(13.09.1980) Handelte es sich bei den 10 Mio um Schmiergelder aus der AKH? Landeshauptmann 

Kessler muss zugeben, dass er schon im Juni mit Rabelbauer gesprochen hat. 

 

WBO 

AZ 05.02.1982 VP-FUNKTIONÄR GIBT ZU: WBO-GELD FÜR PARTEIBÜRO. 

Obmann der Wohnbau Ost Rauchwarter befindet sich in Untersuchungshaft. Rauchwarter und sein 

Erfolgszwilling Sauerzopf, der nun jede Verantwortung von sich weist, 

(AZ 08.02.1982) Kreisky zu Kurier-Bericht, der VP-WBO-Skandal mit SP verknüpft: „Dieser Versuch ist 

eine unerhörte Frechheit.“ 
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VERKEHRSBÜRO 

AZ 06.02.1982 Verkehrsbüro-Vorstandswechsel: Sokol und Feltl entlassen. Die Geshäftsführung wurde 

von zwei gleichsberechtigten Geschäftsführern, dem Direktor des Wiener Kongresszentrums Hofburg 

Ernst Stock und von Diplomkaufmann Dr. Edith Kitzmantel aus dem Finanzministerium übernommen. 

 

SOZIALVERSICHERUNG 

AZ 03.10.1979 HÖHERE PENSIONSBEITRÄGE SIND FIX. KREISKY: BESCHEIDENE 

ERHÖHUNG. DALLINGER: DAS MUSS DAS LETZTE MAL GEWESEN SEIN. 

Erhöhung etwa 1 %- Sozialminister Weißenberg verwies auf die ausschließlich budgetpolitische 

Ursache für diese Maßnahme. Dallinger: Letzte Aktion dieser Art, weil Grenze der Belastbarkeit erreicht. 

 

 

 

STEUERN 

1979 

AZ 08.08.1979 (S.4. ANDROSCH: STREICHUNG DER WERTPAPIERFÖRDERUNG MÖGLICH.) 

Reduktion der Sparförderung noch nicht entschieden. Sparen sei eine Funktion des Einkommens und 

Vertrauens und nicht der Förderung. Man habe seinerzeit die Sparförderung eingeführt, um die Inflation 

abzubremsen und habe dabei bewusst eine große Budgetbelastung in Kauf genommen. Dzt. gebe der 

Bund bereits 5 MdS also fast 2 % der Gesamtausgaben für die Sparförderung aus. Bis 1983 könnte 

sich der Betrag verdoppeln. Man dürfe nicht nur an die Geförderten denken, müsse auch jene in 

Betracht ziehen, welche dadurch belastet werden, ohne etwas davon zu haben. 

 

AZ 18.08.1979 DALLINGER,SEKANINA: DURCHFORSTUNG DES STEUERSYSTEMS. 

Sowohl Dallinger als auch Sekanina bekannten sich im Zusammenhang mit der Arbeit der 

Steuerreformkommission zu einer generellen Durchforstung des Systems. Eine durchgreifende Reform 

sollte sich bis spätestens 1980 abzeichnen. Angesichts der angespannten Budgetsituation müsse die 

Durchforstung für den Finanzminister aufkommensneutral bleiben. 

Sekanina wandte sich gegen eine Mehrbesteuerung der Überstunden, weil der einzelne Arbeitnehmer 

keinen Einfluss auf die Frage der Überstunden habe. 

 

AZ 26.08.1979 ANDROSCH: SPARFÖRDERUNG OHNE EINGRIFFE IN BESTEHENDE 

VERTRÄGE. 

Es gehe vor allem darum, die Realverzinsung auf ein Maß zu bringen, das den Stabilitätserfolgen 

Rechnung trage. Darüber hinaus wolle man vermeiden, dass durch Abreifen geförderter Sparformen 
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Liquiditätsstöße entstehen. Man wolle auch ein Mindestmaß an Wettbewerbsgleichheit zwischen den 

Bausparkassen und anderen Kreditinstituten herstellen. 

 

AZ 04.09.1979 ANDROSCH WILL ENERGIESPARER MIT STEUERRABATT BELOHNEN.  

Solche Anschaffungen, wie Wärmepumpen, Wärmerückgewinnung und Solaranlagen,  sollen ab 1. 

Jänner 1980 von den Steuerpflichtigen in der Höhe von 10.000 S und 5.000 S pro Kind von der Steuer 

absetzbar sein. 

 

AZ 12.09.1979 ANDROSCH: FÜR FIRMEN-PKW HÖHERE ABSCHREIBUNGSGRENZEN. 

Neben den neuen Bestimmungen für die Sparförderung und die steuerlichen Begünstigungen für 

Energiesparen enthält die von A. angekündigte Novelle zum Einkommensteuergesetz auch bessere 

Abschreibungsmöglichkeiten für betrieblich genutzte PKW. Die Novelle, die heute zur Begutachtung 

ausgeschickt wird, bringt darüber hinaus österreichischen Arbeitern, die im Ausland auf Montage 

arbeiten, eine Erleichterung: Diese Montageeinkünfte sind steuerfrei. 

AZ 17.10.1979 KEINE STEUERSENKUNG BIS 1983: KREISKY-ANDROSCH EINER MEINUNG 

Wenn Androsch eine Absenkung der Lohn- und Einkommensteuer für die nächsten 3 Jahre 

ausschließe, habe er sicher triftige Gründe. Die Senkung sei ein Zugeständnis, das der 

Gewerkschaftsbund der Regierung abgezwungen habe. 

(AZ 20.10.1979) Dallinger: Nächste Steuerreform kann nicht vier Jahre warten. 

(AZ 26.10.1979) Benya: Steuersenkung bleibt auf dem Tisch. Zunächst Ergebnis der Steuerkommission 

abwarten. Forderungen des ÖGB-Vorstandes:  

 Verringerung der Begünstigungen für Bezieher von Einkommen aus selbständigen Tätigkeiten 

 Änderung der Steuerprogression zugunsten der Arbeitnehmer 

 Umgestaltung der steuerlichen Investitionsförderung 

 Stärkere Erfassung der Spekulationsgewinne bei Grund und Boden 

 Stärkere Kontrolle im Bereich der Mehrwertsteuer 

(AZ 29.10.1979) Androsch: Steuersenkung brächte Ärmeren nichts. Einkommenspolitik mit Stabilität 

absichern. Eine Steuersenkung wäre auch aus sozialer Sicht problematisch, da sie den Beziehern 

kleiner Einkommen nichts brächte, aber gerade diese Gruppe betroffen wäre, wenn die öffentliche Hand 

weniger Leistungen erbringen kann. 

Die Erhöhung oder Senkung von Steuern ist für Androsch eine politische Frage und keine der 

Steuerreformkommission. 

(AZ 03.11.1979) Androsch im Exklusivinterview mit de AZ: Steuersenkung ginge jetzt nur zu Lasten der 

Ärmsten. Es gibt rund eine Million Lohnsteuerpflichtiger, die wenig bis keine Steuer zahlen. Gerade die 

brauchen aber die Transferleistungen. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/11/03/19791103_A03.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/11/03/19791103_A03.jpg
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AZ 20.11.1979 STEUERREFORM SO BALD WIE MÖGLICH. AK-MEMORANDUM AN 

REGIERUNG. 

Verbesserung der Budgetlage durch Beseitigung steuerlicher Missbräuche und durch eine Umstellung 

der Investitionsförderung. 

Steuerliche Begünstigung nur für jene unternehmerischen Maßnahmen, , daher die das Unternehmen 

strukturell verbessern, daher Abschaffung des Strukturverbesserungsgesetzes, genaue 

Überprüfung der steuerlichen Investitionsförderung und der Gestaltungsmöglichkeiten im Einkommen- 

und Körperschaftssteuergesetz.  

In der Land- und Forstwirtschaft sollen die Einkommen auf der Basis von Buchführungsergebnissen 

individuell ermittelt werden. Die Sonderausgaben für Versicherungen und Wohnraumbeschaffung sollen 

in  Zuschüsse, der Alleinverdienerabsetzbetrag in eine Beihilfe umgewandelt werden, die der 

Familienerhalter bekommt. Bei Grundstücken sollte man zu einer realistischen Bewertung kommen.  

(AZ 24.11.1979) AK: Bei Sparförderung nicht nur an die Höchstverdiener denken.Nur das Prämien- und 

Bausparen wird verkürzt, nicht aber das Versicherungssparen. Durch Versicherungssparen 

Steuerausfall jährlich 1,5 MdS. Steuersparen geht vor Vorsorge. AK fordert Prämienregelung. 

Vorzeitige Abschreibung beruht auf dem Gewinn, was derzeit dazu führt, dass Investitionen in Branchen 

gefördert werden, die nicht im internationalen Konkurrenzkampf stehen und damit zur Lösung der 

wirtschaftlichen Probleme Österreichs kaum etwas beitragen. An ihre Stelle sollte ein 

Investitionsfreibetrag treten. 

Die Beschaffung von Wohnraum ist steuerlich derart begünstigt, dass der am meisten profitiert, der am 

meisten verdient. Besser und gerechter wäre eine direkte Förderung. Dasselbe gilt für die steuerliche 

Begünstigung des Energiesparens. Die Förderung sollte auch Mietern zugutekommen. Warum 

Begünstigung für PKW, die nicht energiesparend sind. 

 

AZ 12.12.1979 KEINE EILE BEI MINERALÖLSTEUER.  

Kreisky: Zuerst Prioritätenliste für Straßenbau. 

 

1980 

AZ 15.01.1980 INDUSTRIE UND ÖVP GEGEN BENYAS PLÄNE FÜR EINE STEUERREFORM. 

In einer Fernsehdiskussion am Sonntag,  14.01.1980 schlägt B eine Verschärfung der Progression für 

Spitzenverdiener und eine Direktbesteuerung der Grauen Zinsen vor. Klassische Gegenargumente: Die 

Industrie warnt vor einer Verschlechterung des Investitionsklimas, die Progressionsverschärfung würde 

vor allem die Klein- und Mittelbetriebe treffen. Besser sei eine höhere Spargesinnung der öffentlichen 

Hand und steuerliche Maßnahmen zugunsten eines Investitions- und Innovationsklimas. Die 

Besteuerung grauer Zinsen würde nach Ansicht der Bundeswirtschaftskammer zu einem verstärkten 

Konsum und damit zu einem Inflationsdruck und einer Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit und 
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der Zahlungsbilanz führen. Außerdem warnt die Kammer vor einer weiteren Beeinträchtigung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung aller Steuerzahler. Eine Chuzpe. 

(AZ 17.01.1980) Benya rudert zurück. Eine Quellensteuer komme nur in Frage, wenn die Banken ihr 

Vorhaben in die Tat umsetzten, Großanlegern mit Guthaben über 3 MS höhere Zinsen zu zahlen. Eine 

Besteuerung der Guthaben kleiner Leute sei nie zur Debatte gestanden. Für die fernere Zukunft schloss  

Benya eine Quellensteuer nicht  aus. 

Bundeskanzler Kreisky hält den Gedanken einer Quellensteuer für begrüßenswert. Die Steuer  sozial 

und erschließe dem Staat neue Einnahmequellen. Es gebe hohe Konten, die nicht deklariert seien. Eine 

Quellensteuer gebe es auch in den Nachbarländern. Nun müsse auch der Finanzminister seine 

Meinung dazu sagen. 

Der Finanzminister wolle, dass eine Änderung der Steuerprogression aufkommensneutral bleibe. 

AZ 25.01.1980 RAUCHERSCHÄDEN BELASTEN VOLKSWIRTSCHAFT MIT 14 MDS, 

 denen 8,7 MdS aus der Tabaksteuer gegenüberstehen, sagt Abg. Steyrer. 

 

AZ 09.02.1980 DALLINGER FÜR GROßE STEUERREFORM AB 1982. 

Stärkere Entlastung bis 20.000 – Höchstsatz 65 %. 

 

AZ 27.02.1980 GERECHTE EINKOMMEN NUR ÜBER STEUERPOLITIK. 

Sagt Kreisky am Dienstag 26.02.1980 nach dem Ministerrat Vizekanzler Androsch meinte, dass eine 

zusätzliche Besteuerung des 13. Und 14. Monatsgehaltes sicher nicht komme. Die 

Steuerreformkommission hat in einjähriger Arbeit 200 Vorschläge zur Durchforstung des gegenwärtigen 

Steuerdickichts erarbeitet. Androsch kündigte ein Steueränderungsgesetz an, das einige dieser 

Vorschläge berücksichtigen werde. Das Gesetz werde mit 01.01.1982 in Kraft treten. Eine 

Steuersenkung komme jedoch erst ein Jahr später in Betracht. Kreisky kann sich eine Erhöhung des 

Spitzensteuersatzes von derzeit 62 % vorstellen. Eine Staffelung von Beihilfen, wie von Klubobmann 

Fischer vorgeschlagen, werde auf große administrative Schwierigkeiten stoßen. 

 

BG V. 19.03.1980, MIT DEM DIE BAO, DAS ERBSCHAFTS- UND 

SCHENKUNGSSTEUERGESETZ 1955, DAS ZOLLGESETZ 1955 UND DAS GERICHTS- UND 

JUSTIZVERWALTUNGSGEBÜHRENGESETZ 1962 GEÄNDERT WERDEN. 

Durch eine Novellierung der seit 1. Jänner 1962 in Geltung stehenden Bundesabgabenordnung soll 

eine noch weitergehende Verbesserung der Rechtsstellung der Parteien des Abgabenverfahrens 

herbeigeführt und das Abgabeneinhebungs- und Verrechnungswesen automationsgerechter gestaltet 

werden. Außerdem sind bei der jahrelangen Anwendung der Bundesabgabenordnung einige Lücken 

zutage getreten, deren Schließung ebenso wie die Beseitigung verschiedener Unklarheiten zu den 

Zielsetzungen des vorliegenden Gesetzentwurfes gehört.  
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Die Bestimmungen der Regierungsvorlage, die eine Änderung des Erbschafts- und 

Schenkungssteuergesetzes 1955, des Zollgesetzes 1955 und des GeIrchts- und 

Justizverwaltungsgebührengesetzes 1962 zum Ziele haben, stehen in engem Zusammenhang mit der 

Novellierung von einzelnen Bestimmungen der Bundesabgabenordnung. 

 

AZ 10.04.1980 STEUER: ÖGB BESTEHT AUF 1982. 

Von der Lohnsteuersenkung erwartet Dallinger im Einzelnen, dass für Bezüge bis 20.000 im Monart 

eine ganz starke Progressionsmilderung eintritt, bis 27.00 eine spürbare, und dass ab 35.000 die 

Progression bleibt, wie gehabt. Erhöhung des Spitzensteuersatzes aus Gründen der sozialen 

Symmetrie notwendig. 

 

AZ 07.06.1980 STEUERMORAL IST BESSER ALS ERWARTET., 

Untersuchung von IFES und Fessel über die Steuermentalität der Österreicher: 

Gespart werden soll bei den Bundestheatern und beim Bundesheer, nicht aber bei Pensionen und 

Spitalsfinanzierung. Pfusch und privater Schmuggel werden als Kavaliersdelikte angesehen. Nur 28 % 

halten eine Steuersenkung für möglich, davon 83 % der Lohnsteuer und 53 % der Umsatzsteuer. Ein 

weiterer Ausbau des Sozialstaates bei Steuererhöhung wird von der überwiegenden Mehrheit 

abgelehnt.  

Als wirtschaftspolitische Ziele soll die Bundesregierung die Arbeitsplätze sichern, Preissteigerungen 

verhindern, die Energieversorgung senken, die Staatsausgaben kürzen und Steuern senken. 

 

AZ 18.06.1980 ANDROSCH LEHNT QUELLENSTEUER WEITERHIN AB, „ICH KANN MEIN 

WORT NICHT BRECHEN“ 

„Ich habe vor den Wahlen im Parlament und vor der Öffentlichkeit erklärt, dass an eine Einführung der 

Quellensteuer nicht gedacht ist. Die Umstände haben sich seither nicht geändert. Ich wäre daher nicht 

in der Lage, einen solchen Vorschlag zu initiieren oder durchzuführen.“ Sein Versprechen gilt, wie er 

ergänzte, für die ganze Legislaturperiode. Der Vorsitzende der ÖGB-Steuerkommission, Dallinger, und 

der SP-Abgeordnete und Finanzwissenschafter Professor Nowotny sprachen sich für die Quellensteuer 

aus.  So auch Kreisky. Ob er denn gegebenenfalls zurücktreten wolle? Nein, auch der Kanzler habe 

betont, dass man gegebene Versprechen halten müsse.  

Mehr als 80 % der von IFES/Fessel Befragten würden eine Quellensteuer ablehnen. Zinseinnahmen 

auch nach geltendem Recht steuerpflichtig, es gehe nur um die Erhebungsform. Wenn, wie etwa in der 

Schweiz, die Quellensteuer auf die Einkommensteuer angerechnet würde, gebe es wenig Ertrag und 

viel administrativen Aufwand. Da es für Zinseinnahmen einen Freibetrag von 7.000 S gebe, könnte die 

Quellensteuer von bis zu 3 Millionen Antragstellern im Jahresausgleich zurückverlangt werden. Bei 

Nichtanrechenbarkeit blieben auf Grund der Anonymität der Sparbücher auch die Mindestrentner auf 

ihren Zinszahlungen sitzen. 
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Beträchtliche Scheinheiligkeit. Androsch wusste wohl am besten, wie viel an Schwarzgeldern auf 

anonymen Konten lagen. 

 

AZ 21.06.1980 SPÜRBARE ENTLASTUNG DER MEISTEN EINKOMMENSBEZIEHER AB 

1.1.1982.GROßE STEUERREFORM KOSTET 12 MILLIARDEN. 

Das kündigt Dallinger, Vorsitzender der ÖGB-Steuerreformkommission an. Hauptnutznießer der 

Steuersenkung sollten Einkommen zwischen 10.000 und 20.000 S sein. Bei der Mehrwertsteuer regte 

Dallinger eine Rechnungslegungspflicht an. 

 Benya meinte, dass mit 1. Jänner 1981 nur eine kleine Reform für die Bezieher von Mindesteinkommen 

möglich sei.  

Die ÖVP brachte am 20.06.1980 ihren Antrag auf Steuersenkung ab 01.01.1981 ein. Die 

Progressionsstufen sollte um 10 % verschoben und die Absetzbeträge angehoben werden. 

 

AZ 23.06.1980 ANDROSCH: LIEBER HÖHERE ENERGIE- ALS QUELLENSTEUER. “KLEINE 

SPARER NICHT VERUNSICHERN.“ 

Androsch im Fernsehen: Psychologischer Faktor, dass man kleine Sparer, die durch Wirtschaftskrisen 

ihre Ersparnisse bereits mehrmals verloren haben, nicht verängstigen soll. 

Bei Energiesteuer gebe es sicher Möglichkeiten, Mindestrentner und Familien über Beihilfen zu 

berücksichtigen.  

Kapital könnte ins Ausland abfließen, die Banken könnten die Quellensteuer nicht tragen, ohne sie 

wieder auf die Darlehenskosten abzuwälzen, was wieder junge Menschen, die einen Hausstand 

gründen oder eine Wohnung kaufen wollten, hart treffen würde. 

Scheuch warf der bürgerlichen Presse in seinem Kommentar vor, die Debatte durch maßlose 

Personalisierung in den vom Wunschdenken herbeigesehnten Bereich innersozialistischer 

Machtkämpfe zu entrücken, einer allgemeinen Angstmacherei, mit der die nichtsozialistischen 

Zeitungen Stimmung zu machen suchen. Androschs lausige Argumente zieht Scheuch nicht in Betracht, 

er hält ihm sogar zugute, dieses fiskalische Instrument nicht prinzipiell abzulehnen. 

 

AZ 25.06.1980 QUELLENSTEUER – SOZIALER ALS HOHE MEHRWERTSTEUER AUF STROM. 

Sagt Kreisky. Er wolle aber Androschs Argumente sehr ernst nehmen. Für die Arbeitsplatzsicherung 

brauche man weitere 15 Md, die nicht nur auf dem Steuerweg, sondern auch durch Einsparungen bei 

den Ressorts hereingebracht werden sollten. Die Quellensteuer werde auch bei der Sitzung der 

Bundesregierung am 9. Juli diskutiert werden, ohne dass es gleich zu einer Entscheidung kommen 

müsse. Kreisky wies darauf hin, dass es zahlreiche Länder in Europa gebe, die ein vergleichbares 

Steuersystem mit Quellensteuer haben. 
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Dallinger unbedingt für Quellensteuer, Energieabgabe erst, wenn alles andere ausgeschöpft, weil diese 

vor allem die kleinen Einkommensbezieher belaste. 

Innenminister Lanc ebenfalls für Quellensteuer. Wifo verlangt Senkung des Nettodefizits, darum 

Einsparung von mehr als einem Dutzend Milliarden. Da aber nur 14 % des Budgets frei fungibel sind, 

kann diese Summe nicht durch Einsparungen gewonnen werden. Lanc ist für eine temporäre 

Energieabgabe, die der Elektrizitätswirtschaft für Investitionen zur Verfügung steht.  

Keine Erhöhung der Pensionsversicherungsbeiträge mehr, weil diese bereits zweimal erhöht wurden 

und wegen der Einkommensobergrenze nicht progressiv eingehoben werden können. 

 

AZ 10.07.1980 KREISKY: QUELLENSTEUER WIRD WEITER DISKUTIERT. 

Finanzminister Androsch hat der Regierung ein umfassendes Papier über alle Aspekte der 

Quellensteuer vorgelegt. Nunmehr werden Ökonomen und Finanzpolitiker diese Papiere studieren und 

ihre Meinung abgeben. Man solle auch hier eine Konsenslösung anstreben. Die Entscheidung über die 

Quellensteuer werde vielleicht im Herbst fallen. 

(AZ 24.07.1980) Quellensteuer: Kreisky kontert Flöttl. Bankdirektoren für mich kein Credo. 

Flöttl: Banken müssen überwälzen. Kreisky: Und wie haben das die Banken beim Zinsenwettlauf 

gemacht? 

Flöttl teilt nicht die Ansicht, dass es sich bei den anonymen Geldanlagen um Schwarzgeld handelt. Er 

meint, das seien Pensionisten. Flöttl räumt ein, dass die Zinsen aus Spareinlagen steuerpflichtig sind, 

gab aber zu bedenken, dass man sich 20 Jahre nicht darum gekümmert habe. Die Leute sagen sich 

aber auch: Jetzt habe ich schon Lohnsteuer bezahlt, warum soll ich jetzt für mein Geld noch einmal 

Steuer zahlen. Als Widerspruch bezeichnete Flöttl auch das Nebeneinander von von staatlicher 

Sparförderung und Quellensteuer. 

 

AZ 31.07.1980 FINANZMINISTER ANDROSCH LEGT STEUERLICHE KORREKTUREN VOR: 

KEINE STEUER FÜR MINDESTEINKOMMEN. 

Verbesserungen für Körperbehinderte, bei der Mietzinsbeihilfe, Forschungsaufwand, 

Abschreibungsmöglichkeiten für ‚Autos. Gebührenerhöhungen. 

 

AZ 14.08.1980 GROßES KREISKY-INTERVIEW 

s. unter Skandale. 

In nächster Zeit finanzielle Situation zu meistern, die mindestens so schwierig ist, wie 1974. Daher 

zusätzliche Mittel notwendig. Ich habe nicht für die Quellensteuer plädiert, aber die Herren 

Bankdirektoren sind mir die wenigst überzeugenden Kronzeugen dagegen, wenn man weiß, was 

gegenwärtig an grotesker Entwicklung bei den Zinssätzen abspielt. Also, die Banken, die noch vor 

einem Vierteljahr nicht das eine Prozent hätten verkraften können, das sie die Quellensteuer gekostet 

hätte, zahlen jetzt bis zu 10 % Zinsen bedenkenlos, obwohl sie doch wissen müssten, dass sie auf 
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diesem Niveau nicht bleiben können, und dass sie den Sparern das alles wieder wegnehmen müssen. 

Wir haben das beste Bankgeheimnis, das es heute in Europa gibt. Mögen viele Gründe dafür sprechen, 

es sprechen auch einige dagegen. Ich nehme das zur Kenntnis. Wollen wir also, zum Teufel herein, für 

dieses beste Bankgeheimnis wenigstens 1 % von seiten der Banken für das Budget haben. Sie sagen 

ja, das müssen sie dann denjenigen aufrechnen, die sich Geld bei den Banken ausborgen. Na, wie ist 

es denn jetzt, wo sie bis zu 10 % hinaufgegangen sind, wem rechnen sie das auf? 

 

AZ 07.10.1980 BANKEN, ÖLFIRMEN MÜSSEN ZAHLEN – ABER STEUERFREIHEIT FÜR 

KLEINSTE EINKOMMEN. 

 

AZ 16.10.1980 ÖGB SETZT DEM FINANZMINISTER EINEN TERMIN – STEUERREFORM BIS 

ZUM 1. JÄNNER 1982. 

Weiters fordert der ÖGB, dass eine Korrektur der Steuer schon ab 1. Jänner 1981 so erfolgen muss, 

dass Mindesteinkommen nicht versteuert werden. 

 

26.11.1980 BELASTUNGSPAKET  

NR XV (52) ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 1980  

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident! Hohes Haus! Ich bringe den Bericht des Finanz- und 

Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (457 der Beilagen): Abgabenänderungsgesetz 1980.  

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll zunächst verhindert werden, daß Bezieher von 

Mindesteinkommen infolge nomineller Einkommenserhöhungen zum 1. Jänner 1981 

einkommensteuerpflichtig werden.  

Weiters soll durch Novellierungen des Einkommensteuergesetzes 1972, des Umsatzsteuergesetzes 

1972, des Gewerbesteuergesetzes 1953, des Vermögensteuergesetzes 1954 sowie des 

Strukturverbesserungsgesetzes - dessen Geltungsdauer gleichzeitig um weitere drei Jahre verlängert 

werden soll - Anregungen der Steuerreformkommission entsprochen werden. Es handelt sich hiebei vor 

allem um die Beseitigung von Härten sowie um Änderungen, die in einem höheren Maße dem 

Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung oder der Vereinfachung der Verwaltung dienen 

ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 1980, BGBL 563 

Bundesgesetz vom 26. November 1980, mit dem das Einkommensteuergesetz 1972, das 

Umsatzsteuergesetz 1972, das Gewerbesteuergesetz 1953, das Vermögensteuergesetz 1954, das 

Strukturverbesserungsgesetz, das Gebuhrengesetz 1957 und das Familienlastenausgleichsgesetz 

1967 geändert werden ( 

 

ÄNDERUNG DES PRÄMIENSPARFÖRDERUNGSGESETZES 

NR XV (52) 
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Abg. Mondl: Mit der staatlichen Förderung des Prämiensparens wurde neben einem verstärkten Anreiz 

zum. Sparen auch ein Hinlenken des Sparers zur längerfristigen Sparform angestrebt.  

Während es früher erst die staatliche Förderung beim Prämiensparen dem kleinen Sparer ermöglichte, 

deutlich über den Zinsen anderer Spareinlagenkategorien liegende Erträge zu erzielen, sind bei der 

heutigen Zinsensituation auch bei anderen nicht subventionierten Einlageformen ähnliche Ertragssätze 

wie beim Prämiensparen erzielbar.  

Dieser geänderten Situation Rechnung tragend' sieht der vorliegende Gesetzentwurf den Entfall der 

Vergütung der Prämien durch den Bund vor, sodaß die Kreditunternehmungen die Prämienleistung 

selbst tragen sollen. 

BG 26.11.1980 

Artikel II Der Bund hat die in Verträgen der Republik Österreich mit Kreditunternehmungen oder mit 

deren Fachverbänden vorgesehene Vergütung der geleisteten Sparprämien, beginnend mit den gemäß 

diesen Verträgen am 20. Dezember 1980 dem Bund bekanntzugebenden Beträgen, nicht mehr zu 

leisten. 

 

BG 26.11.1980 ERHEBUNG EINER SONDERABGABE VON KREDITUNTERNEHMUNGEN, 

BGBL 553/1980 

NR 26.11.1980 XV (52) , 

Der Bundeshaushalt wurde in den siebziger Jahren in einer Zeit schwerster weltwirtschaftlicher 

Erschütterungen konsequent und erfolgreich zur Erhaltung der Vollbeschäftigung eingesetzt. Dadurch 

ist ein Konsolidierungsbedarf entstanden, der nicht all eine durch Einsparungen und Umschichtungen 

auf der Ausgabenseite erfüllt werden kann. Eine ausreichende Flexibilität des Bundeshaushaltes zur 

Konjunktursteuerung wird aber in den kommenden Jahren unabdingbar sein.  

Eine der Maßnahmen zu diesem Zweck soll die Einführung einer zeitlich befristeten Sonderabgabe von 

Kreditunternehmungen sein. Durch die Zweiteilung dieser Abgabe in einen Grundbetrag und einen 

Zusatzbetrag soll vor allem erreicht werden, daß die Filialausweitung gebremst wird. Zur Vermeidung 

von Härten soll die Abgabenbelastung mit 1 vT der Bemessungsgrundlage begrenzt sein.  

GESETZESTEXT 

§ 1. Der Sonderabgabe von Kreditunternehmungen unterliegt der Betrieb von Kreditunternehmungen. 

Kreditunternehmungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind jene Kreditunternehmungen, auf die das 

Kreditwesengesetz, BGBl. Nr. 63/1979, anzuwenden ist, und Bausparkassen 

§ 3. (1) Bemessungsgrundlage für die Sonderabgabe ist die Bilanzsumme der Kreditunternehmung, 

vermindert um die in Abs. 2 genannten Beträge. Bilanzsumme ist die Summe der von der 

Kreditunternehmung auf Grund der gesetzlichen Vorschriften über die Rechnungslegung 

aufzustellenden Jahresbilanz 

3) Maßgebend ist die Bilanzsumme für jenes Kalenderjahr, für das die Sonderabgabe festgesetzt wird 

(§ 5 Abs. 1). 
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§ 4. (1) Die Sonderabgabe beträgt 0,5 vT der Bemessungsgrundlage (§ 3). Sie erhöht sich für jede im 

Laufe des Kalenderjahres unterhaltene Betriebsstätte (Abs. 2) um 100000 S, bei Kreditunternehmungen 

mit eingeschränktem Wirkungsbereich (Abs. 3) für jede Betriebsstätte um 10000 S, sie beträgt aber 

höchstens 1 vT der Bemessungsgrundlage. 

6. Die Erhebung der Sonderabgabe obliegt dem für die Erhebung der Umsatzsteuer der 

Kreditunternehmung zuständigen Finanzamt. Abschnitt II § 1. Dieses Bundesgesetz ist für die 

Kalenderjahre 1981 bis 1985 anzuwenden. § 2. Die Sonderabgabe stellt eine Betriebsausgabe (§ 4 

Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 440) dar. § 3. Die Sonderabgabe ist eine 

ausschließliche Bundesabgabe 

udgetausschusses über die Regierungsvorlage (476 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem eine 

Sonderabgabe von Kreditunternehmungen erhoben wird.  

 

26.11.1980 ERHEBUNG EINER SONDERABGABE VON ERDÖL.  

NR XV (52) 

Berichterstatter Dr. Nowotny: Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe zu berichten über die 

Regierungsvorlage (477 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben 

wird.  

Die Sonderabgabe von Erdöl ist eine befristete Maßnahme. Sie beträgt für jeden abgabenpflichtigen 

Vorgang bei Rohölen 2,4 vH der Bemessungsgrundlage und bei Erdölprodukten 8 vH der 

Bemessungsgrundlage. 

BGBL 554/1980 

§ 1. (1) Der Sonderabgabe von Erdöl unterliegen folgende Vorgänge: 1. Die Gewinnung von Rohölen 

(Abs. 2) im Zollgebiet (§ 1 des Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129), 2. die Einfuhr von Rohölen und 

Erdölprodukten (Abs. 3) in das Zollgebiet, 3. die Erzeugung von Erdölprodukten im Zollgebiet aus 

anderen Stoffen als Rohölen. (2) Rohöle im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Erdöle und Öle aus 

bituminösen Mineralien der Nummer 27.09 des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958, BGBl. Nr. 74). (3) 

Erdölprodukte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Motorenbenzine der Nummer 27.10 A und Gasöle 

für motorische Zwecke (Dieselkraftstoff) der Nummer 27.10 D des Zolltarifes. 

§ 3. (1) Bemessungsgrundlage ist das Eigengewicht (§ 1 Abs. 5 des Taragesetzes, BGBl. Nr. 130/1955) 

der Rohöle und Erdölprodukte vervielfacht mit dem durchschnittlichen Grenzwert von Rohölen. (2) Der 

Grenzwert von Rohölen ist der nach § 18 des Handelsstatistischen Gesetzes 1958, BGBl. Nr. 137, 

ermittelte Wert. 

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind in den Fällen des § 1 Abs. 1 Z 1 und 3 auf Vorgänge 

anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1980 und vor dem 1. Jänner 1986 bewirkt werden; in den 

Fällen des § 1 Abs. 1 Z 2 sind sie auf Vorgänge anzuwenden, bei denen der nach den zollgesetzlichen 

Vorschriften für die Anwendung der Zolltarif arischen Bestimmungen maßgebliche Zeitpunkt nach dem 

31. Dezember 1980 und vor dem 1. Jänner 1986 liegt. ( 

OPPOSITION 
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5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über den Antrag 43JA (11-755 der Beilagen} der 

Abgeordneten Ing. SalIinger und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 

Einkommensteuergesetz 1972, das Körperschaftsteuergesetz 1966 und das Umsatzsteuergesetz 1972 

geändert werden (518 der Beilagen)  

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über den Antrag 50JA (11-921 der Beilagen) der 

Abgeordneten Dr. Jörg Haider und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 

Umsatzsteuergesetz 1972 geändert wird (519 der Beilagen)  

7. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über den Antrag 63/A (11-1126 der Beilagen) 

der Abgeordneten HieU und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Umsatzsteuergesetz 

1972 geändert wird (520 der Beilagen)  

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über den Antrag 67JA (11-1195 der Beilagen) 

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 

Umsatzsteuergesetz 1972 geändert wird (521 der Beilagen 

 

DEBATTE: 

Abg. Lanner: Er ist auch für eine Verminderung des Budgetdefizits, aber er meint, das mit einer 

Verringerung der Schreibtische in der Ministerialbürokratie, die Einsparung der Staatssekretäre, die 

Abschaffung der Regierungspropaganda, die Einsparung der Repräsentationsspesen und die 

Einsparung von Steuergeldern beim AKH zu erreichen ist. Die Sozi sollen sich den Raab-Kamitz-Kurs 

zum Vorbild nehmen, daher auch der Antrag auf rasche Anpassung der Lohn- und Einkommensteuer.  

Lanner wirft der Regierung auch einen Zickzackkurs vor: Erst Liberalisierung der Filialgründungen, dann 

Filialsteuer, erst Zinsstützungsaktion, dann Kreditsteuer, Streichung der Sparprämien sogar 

rückwirkend. 

Allein den Kindern nehmen Sie über den Familienlastenausgleich 2,5 MdS weg, Mit der Erhöhung der 

Mehrwertsteuer für Strom, Gas und Heizöl treffen Sie vor allem Rentner, Pensionisten und kinderreiche 

Familien. 

Auch die ÖVP ist für Sicherung der Arbeitsplätze, aber auch in Kärntner Seitentälern oder im 

Südburgenland, wo sie besonders hoch ist.. 

 

Abg. Mühlbacher: Mit dem Abgabenänderungsgesetz ist abgesichert, daß die Mindesteinkommen auch 

ab dem 1. Jänner, 1981 trotz Erhöhung nicht steuerpflichtig werden. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. K 

ei m e 1 : Im Ausschuß gerade noch repariert!)  

Weiters ist eine Verbesserung der steuerlichen Begünstigung für Forschung und Entwicklung 

vorgesehen, sehr bedeutend, wenn wir daran denken, daß wir unsere Wirtschaft umstrukturieren 

müssen, um auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig bleiben zu können ..  
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Weiters: Das Strukturverbesserungsgesetz wird auf weitere drei Jahre verlängert und damit die 

Begünstigung für unsere Wirtschaft, die Betriebsform dementsprechend umzustellen. um erfolgreich 

arbeiten zu können. (Abg. Dr. K ei me 1: Das OVP-Strukturverbesserungsgesetz!)  

Weiters ist eine steuerliche Besserstellung bei der Betriebsveräußerung hinsichtlich der 

Betriebsgrundstücke vorgesehen. Hier wird ein Weg geschaffen, der es auch ermöglicht, den aus der 

Selbständigentätigkeit Ausscheidenden beim Übergang, nämlich beim Ausscheiden aus 

Mit 1. Jänner 1981 werden die Personenkraftfahrzeuge und auch die Kombifahrzeuge mit ihren Kosten 

wieder voll abschreibbar sein. Ebenso auch der Anschaffungspreis bis zu einer Höhe von 175 000 S. 

(Abg. Dipl.-Vw. Josseck: Da freut sich der Dallinger!) Ich kenne bereits Ihren Einwand. Sie werden 

sagen, das ist ja nichts Besonderes. Und ich muß dazu sagen, damit wollen Sie ja nur diesen Erfolg 

verkleinern. 

Nun, verehrte Damen und Herren, zu dem 13prozentigen Mehrwertsteuersatz und den sich daraus 

ergebenden Schwierigkeiten beim Fremdenverkehr. Es ist uns bewußt, daß sich mit der Einführung des 

13prozentigen Umsatzsteuersatzes hinsichtlich der Beheizung für unsere Fremdenverkehrsbetriebe 

beim Verwaltungsaufwand, bei der Herausrechnung des Beheizungskostenzuschlages sowie bei der 

Festsetzung des Zimmerpreises oder des Pensionspreises eminente Schwierigkeiten ergeben werden. 

Es ist uns auch bewußt, daß es Schwierigkeiten hinsichtlich der Überprüfung gegeben hätte, welche Art 

Heizkosten für den Energiebezug zu den Beheizungskosten anzurechnen sind. Ich darf daher einen 

Abänderungsantrag einbringen, der besagt, daß für die Beherbergung nicht der 13prozentige Steuers 

atz angewendet werden wird, sondern daß es bei 8 Prozent bleibt 

Verehrte Damen und Herren! Zur Sonderabgabe von Kreditunternehmungen. Hiezu darf ich auch einen 

Abänderungsantrag einbringen. Er beinhaltet im wesentlichen drei Punkte, und zwar einmal, daß jene 

Filialen, die als reine Wechselstuben dienen, nicht dem hohen Filialsteuersatz von 100 000 S 

unterliegen, sondern nur dem von 10 000 S. Sie wissen, daß Filialen, soweit dort Berechtigungen sowohl 

für das Einlagen- als auch für das Kreditgeschäft vorhanden sind, dem höheren Steuersatz von 100000 

S unterliegen werden. In diesem Antrag wird klar festgelegt, daß reine Wechselstuben eben nur dem 

verminderten Satz von 10000 S unterliegen sollen,  

Als zweiten Punkt werden in diesem Antrag die neun Landeshaftungs- und Garantiegesellschaften von 

der Sonderabgabe ausgenommen. Darüber hinaus beinhaltet noch ein Punkt eine formelle Berichtigung 

bei den Exporthaftungsübernahmen für die Kontrollbank. Da steht nämlich zurzeit: "soweit der Bund für 

diese Verbindlichkeiten haftet", Es hat richtig zu heißen: "soweit der Bund für diese Rechtsgeschäfte 

oder Rechte haftet" 

Verehrte Damen und Herren! Vielleicht noch ein paar Worte zum Prämiensparen. Hier möchte ich Herrn 

Abgeordneten Lanner und auch zu den Ausführungen, die sicherlich noch kommen werden, eindeutig 

sagen: Der Vertrag zwischen dem Institut, dem Kreditunternehmen, der Sparkasse und dem Sparer 

wird nicht geändert. Das heißt, das Prämiensparen bleibt im vollen Umfang für den Sparer aufrecht. 

Was mit dem Gesetz geschieht, ist folgendes: Der Staat leistet für den Zinsendienst die Prämien nicht 

mehr. (Zwischenrufe bei der FPo'j  
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Verehrte Damen und Herren! Wenn ich für normale Spareinlagen heute einen Zinssatz erhalte, der weit 

höher ist, als es das seinerzeitige Prämiensparen ausgemacht hat, dann hat sich das ja automatisch 

erübrigt. Ich glaube, wenn Sie jetzt wirklich in sich gehen und sagen: Wir müssen in unserem Staat 

sparen, wir wollen unser Defizit vermindern und wir wollen die Mittel schaffen, um in schlechteren Zeiten 

entgegenwirken zu können, wir wollen die notwendigen Mittel für die Vollbeschäftigung bereithalten!, 

dann müssen Sie auch hier Verständnis aufbringen. 

Holger Bauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte zum Schluß kommen und 

zusammenfassen: 1. Die sozialistische Bundesregierung ist zu einem neuerlichen konzentrierten 

Generalangriff auf die Brieftaschen der Familie Österreicher angetreten, weil für sie Sparen zehn Jahre 

lang ein Fremdwort war und ist. (Ruf bei der ÖVP: Heute auch!)  

2. Die durchaus notwendige, aber von ihr selbst verschuldete Budgetsanierung soll und wird 

ausschließlich auf dem Rücken der Bevölkerung und der Bundesländer ausgetragen.  

3. Die ins Auge gefaßten Maßnahmen lassen keine durchgehende wirtschaftspolitische Linie erkennen. 

Man schröpft die Bevölkerung willkürlich einfach dort, wo man glaubt, daß es noch etwas zu schröpfen 

gibt.  

4. Die geplanten neuen Steuern und Abgaben sind konjunkturpolitisch falsch bis gefährlich, und  

5. und letztens: Die Not des Staatshaushaltes oder die Selbstherrlichkeit dieser sozialistischen 

Alleinregierung ist so groß, daß man sich beim Steuereintreiben nunmehr sogar über rechtsstaatliche 

Prinzipien hinwegsetzt.  

Dr. Keimel: In diesem unserem Budget- und Steuerkonzept gibt es zwei Schwerpunkte. Zum einen: Die 

Sanierung des Budgets ist nur über die Ausgabenseite möglich durch ein Ende der Verschwendungs- 

und maßlosen Bürokratisierungspolitik, das heißt, nur mit einer gezielten Ausgabenpolitik in Richtung 

Leistungs-, Wirtschafts- und Familienförderung. 

Und der zweite Schwerpunkt unserer Konzepte bewegt sich auf der Einnahmeseite mit einem 

unabdingbaren Steuerstopp. 

Die sozialistische Regierung geht nun und ging vor allem etwa seit 1974 den genau entgegengesetzten 

Weg einer auf der Ausgabenseite ungehemmten Ausgaben- und auch Verschwendungspolitik, ohne 

die erwähnten Schwerpunkte, ja sie zerstört mit dieser Politik diese Schwerpunkte.  

Um diese - noch einmal sei es erwähnt - in Zahlen gegossene Regierungspolitik gegen alle österreicher 

zu exekutieren, liegen heute im Hohen Haus eine Anzahl von Belastungsgesetzen. Es hat gestern 

begonnen, es wird morgen fortgesetzt, verbunden mit der Erfindung neuer Steuern fast mittelalterlicher 

Art. 

Zu dieser Meinung kommen wir, meine Damen und Herren, wenn wir an die Bankensteuer, an die 

Treibstoffsteuer denken. Es liegen vor: Abarten von manipulativen Umbuchungen, etwa von den 

Zweckbindungen für die Familien hin zur Pensionsfinanzierung bei einem stetig fallenden Bundesanteil 

zu den Pensionen, die folgendes bringen sollen: betraglieh etwa 13,5 Milliarden Schilling, meine Damen 

und Herren! Da ist als ganz großer Betrag die Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes auf Energie, auf 

Strom und so weiter um 62,5 Prozent enthalten; das ist nämlich die Erhöhung von 8 auf 13 Prozent. Der 
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Herr Finanzminister hat am 31. 7. 1980 erklärt, er sei hier, also bei der elektrischen Energie, 

kompromißbereit, er könne sich eine Etappenlösung der Anhebung der Mehrwertsteuer von 8 auf 18 

Prozent vorstellen.  

Wir haben die Erhöhung der Stempelgebühren, begründet im Gesetz bitte mit der Anpassung an die 

Indexentwicklung. Das ist ja' Zynismus, meine Damen und Herren, da wird die wesentlichste 

Stempelgebühr von 15 auf 100 S binnen vier Jahren um 560 Prozent erhöht, und es steigen fast alle 

Gebühren von 1979 auf 1980 um über 40, teilweise 50 Prozent.  

Sonderabgabe für Kreditunternehmungen. Das wird die Sparer und die Wirtschaft wieder treffen.  

Sonderabgabe auf Erdölprodukte: Das trifft bereits alle, auch die Pendler. Die Arbeiterkammer erzählt 

uns, 74 Prozent benützen ihr Auto als Pendler. Die Arbeitnehmer trifft die Erhöhung bereits seit gestern 

mitternacht.  

Änderung des Mineralölsteuergesetzes, der Postgebühren, Fernmeldegebüh 

Erhöhung der Personen- und der Gütertarife 

der ÖBB, der Arbeitslosenversicherungsbeiträge. Abzweigung von Familiengeldern.  

Streichung der Prämien nach dem Prämiensparförderungsgesetz und so weiter.  

13,5 Milliarden Schilling I  

Meine Damen und Herren! Das sind die direkten Belastungen, die heute die Sozialistische Partei in 

diesem Haus beschließen wird. Aber das ist nur eine Seite.  

Den größten Brocken an Steuererhöhungen holt sich der Finanzminister dadurch, daß er die 

Einkommen- und die Lohnsteuer, deren Tarife, Frei- und Absetzbeträge teilweise seit vielen Jahren 

nicht an die Inflation anpaßt, etwa nach dem Motto "Inflation plus progressives Steuersystern ist gleich 

kalte Enteignung".  

Wenn die Österreichische Volkspartei daher heute die neuerliche Belastungslawine durch die 

vorliegenden Steuergesetze ablehnt, so muß sie auch und gerade die fast noch größere Belastung an 

Einkommensteuer und an Lohnsteuer zurückweisen, welche sich der Finanzminister ohne Befassung 

des Parlaments in Koalition mit der Inflation holt. (Beifall bei der ÖVP.)  

Und das, meine Damen und Herren, geht nur dadurch, daß alle Parlamentarier dem Antrag der ÖVP 

zur Steueranpassung ab 1. 1. 1981 zustimmen. Ich darf ihn in Kürze erläutern und abschließend zur 

Verlesung bringen.  

Meine Damen und Herren! Die Anpassung der Lohn- und Einkommensteuer an die Inflation hat auch 

die Steuerreformkommission des Finanzministers empfohlen und hat wörtlich unter Punkt 7. erklärt: Zur 

Ausschaltung der Inflationseffekte, die sich bei progressivem Tari ergeben, kommt am ehesten die 

Fortschreibung der Freibeträge, Abzüge und Tarifstaffel in Betracht.  

Der vorliegende Antrag der ÖVP deckt sich also völlig mit den Vorschlägen der 

Steuerreformkommission des Finanzrninisters.  
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Budgetrealistisch sieht der Antrag von einer Inflationsanpassung seit 1975 - damals war die letzte - ab 

und basiert nur auf der Entwertung seit der Minikorrektur ab 1. 1. 1979. Allerdings werden zwei Gruppen, 

die durch die Sozial- und Steuerpolitik besonders benachteiligt sind, herausgegriffen, sie müssen durch 

unseren Antrag und ich hoffe auf Ihre Zustimmung - herausgehoben und besonders berücksichtigt 

werden, nämlich die Familien durch die Angleichung des Alleinverdienerabsetzbetrages auf die Höhe 

des allgemeinen Absetzbetrages und die Pensionisten durch die Nachziehung des seit 1975 

gleichgebliebenen Pensionistenabsetzbetrages, was einer Entwertung von über 35 Prozent 

gleichkäme:  

 

AZ 27.11.1980 NEUE EINNAHME FÜR DAS BUDGET BESCHLOSSEN. MINDESTEINKOMMEN 

STEUERFREI. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/11/27/19801127_A02.jpg 

 

1981 

AZ 19.01.1981 STS SEIDEL: DIREKTE STEUERN BESSER AUSSCHÖPFEN. HARTE 

WÄHRUNG, HABENZINSABKOMMEN. 

Seidel in der Pressestunde: Hauptproblem Leistungsbilanzdefizit, notwendig: Maßnahmen zur 

Verbesserung der heimischen Wirtschaftsstruktur zur Anpassung an die neuen, internationalen 

Entwicklungen. Zinsniveau zu hoch. Neues Habenzinsabkommen zu begrüßen. Steuer- und 

Sozialabgabenquote liegt mit 41 % deutlich unter dem Schwedens, zur Abdeckung des Budgetdefizits 

müsse man aber verstärkte Ausgabenkürzungen überlegen. Auf die Frage einer möglichen 

Besteuerung des 13. und 14.Monatsgehalts: System der direkten Steuern effizienter machen und die 

Steuerbelastung des Einzelnen durch Abbau der zahlreichen Sonderregelungen transparenter. Zum 

Beispiel, indem man das gesamte Jahreseinkommen nach einem bestimmten Satz besteuere. 

(AZ 20.01.1981) Diskussion um 13. und 14. Gehalt. Die Gewerkschaften verweisen auf die 

Steuerkommission, die Oppositionsparteien sind strikt dagegen. Androsch sagt, solche Überlegungen 

habe es im Finanzministerium noch nicht gegeben. Veselsky bezeichnet es als übles Spiel, in die 

Ausführungen Seidels ein Bekenntnis zu einer Besteuerung des13. Und 14. Monatsgehalts 

hineinzuinterpretieren. 

(AZ 22.01.1981) AK-Präsident Czettel und die sozialistischen Gewerkschafter im öffentlichen Dienst 

sprechen sich gegen die Besteuerung des 13. und 14. Gehalts aus. 

 

21.01.1981 ÄNDERUNG DES GEBÜHRENGESETZES BGBL 48/1981 

 

21.01.1981 NR XV(63) ENTSCHLIEßUNGSANTRAG GRAF UND GENOSSEN. 

Der Nationalrat wolle beschließen:  

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1980/11/27/19801127_A02.jpg
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Der Bundesminister für Finanzen wird aufgefordert, alle Maßnahmen zu unterlassen, die zu einer 

Verschärfung der Besteuerung des 13. und 14. Monatsgehaltes führen.  

Darüber hinaus wird der Bundesminister für Finanzen aufgefordert, jede weitere Verunsicherung der 

Bevölkerung in dieser Frage zu vermeiden. 

 

AZ 27.01.1981 STEUERREFORM AB 1. JÄNNER 1982 NUN FIX. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/01/27/19810127_A02.jpg 

(AZ 28.01.1981) Kreisky: Keine Mehrwertsteuererhöhung bei Autos, aber soziale Abstufung bei 

Energie. Er fragt sich, ob der alte sozialdemokratische Grundsatz, dass direkte Steuern gerechter seien 

als indirekte, in Zeiten, da auch Arbeiter teure Geräte kaufen können, noch Gültigkeit hat. Auch bei 

indirekten Steuern könne man soziale Rücksichten nehmen. So habe man die Mehrwertsteuer auf Autos 

auch deshalb erhöht, weil diese Ursache von vielen Unfällen und Krankheiten seien.  Prohibitive 

Wirkung habe das nicht gehabt, weil bei den Autoimporten schon fast wieder die alten Rekorde erreicht 

worden seien. Kreisky erinnert auch an die Breitner-Steuern, ohne Breitner zu nennen. Er hielte es auch 

gut, etwa für Schwimmbäder und Saunen höhere Energiesteuern einzuführen. 

 

AZ 29.01.1981 SALCHER: NIEMAND DENKT DARAN, MASSENEINKOMMEN ZU BELASTEN. 

Gewisse Privilegien und Begünstigungen, die heute kaum noch verständlich sind, müssen aber 

durchforstet und gegebenenfalls abgeschafft werden. Auf die Grenze angesprochen, ab der der 13. Und 

14. Monatsbezug stärker als jetzt besteuert werden ollen, meinte der Finanzminister, er werde etwas 

niedriger als der Monatsbezug eines Nationalratsabgeordneten sein müssen, sonst hieße es, die 

Politiker haben es sich gerichtet. 

(AZ 30.01.1981) Fischer, Czettel: Soziales Gleichgewicht herstellen. Steuerreform für die Arbeitnehmer. 

Laut Czettel ist die soziale Symmetrie in Österreich dadurch abhandengekommen, dass die 

Unternehmer große Gestaltungsmöglichkeiten bei der Steuerentrichtung haben, während die 

Arbeitnehmer voll getroffen und übermäßig belastet werden. Beide Politiker lehnten eine generelle 

Besteuerung des 13. und 14. Monatsgehaltes ab, deuteten aber die Möglichkeit einer stärkeren 

Besteuerung  bei Spitzeneinkommen an. Fischer ist gegen Privilegien und Einkommensunterschiede, 

die nicht mit Leistung zu erklären sind. 

(AZ 31.01.1981) AK: Ohne Steuerreform kein Antasten der Sonderbezüge. Dem Vorteil der 

Lohnsteuerpflichtigen beim 13.und 14. Monatsgehalt stünden nämlich weit größere im Bereich der 

anderen Einkommensteuerpflichtigen gegenüber. 

 

AZ 02.02.1981 KREISKY IN TV-PRESSESTUNDE: 13.,14. BLEIBT FÜR MEHRHEIT 

UNANGETASTET.  

Als der 13. und 14. Monatsbezug steuerfrei erklärt wurde, hat man sicher nicht an Spitzenverdiener 

gedacht, die etwa bei sich selbst angestellt sind und Einkommen von 50.000 S und mehr beziehen. Man 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1981/01/27/19810127_A02.jpg
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werde die Frage prüfen müssen, wo die Grenzen zu ziehen sind, und die Politiker, die das beschließen, 

sollen sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie sich selbst ausgeschlossen hätten. 

Heftige Kritik übte der Bundeskanzler auch wieder an den Gehältern der Bankdirektoren 

 

AZ 18.02.1981 SALCHER ZU DISKUSSION UM QUELLENSTEUER: NICHT AKTUELL. 

Weil erst die dafür eingesetzte Kommission zu entscheiden habe. Er wolle die Arbeit der Kommission 

nicht präjudizieren. Schüssel und Haider sind dagegen, weil es sich um die Doppelbesteuerung von (AZ 

schon einmal versteuertem Geld handelt. Wie ist es dann bei der Umsatzsteuer?  

(AZ 25.02.1981) Beim Denkmodell Quellensteuer gehe es vor allem um die vielen anonymen Gelder, 

die unversteuert auf österreichischen Bankkonten lägen. Ob die Quellensteuer tatsächlich eingeführt 

wird, hängt von den Ergebnissen genauer Berechnungen ab. 

Auf keinen Fall sollten legitimierte Sparguthaben von den Quellensteuer angetastet werden . Allerdings 

lägen in österreichischen Banken viele anonyme Gelder (Ich möchte nicht sagen, Schwarzgelder )aus 

denen ungerechtfertigte Vorteile gezogen werden können. Für diese Großzügigkeit des 

Bankgeheimnisses sei eine geringfügige Prämie gerechtfertigt. 

Heftig reagierte die Opposition: Graf meinte, damit sei das Tor zu sozialistischer Umverteilungspolitik 

geöffnet, Haider und Stix nannten die Salcher Pläne ein Steuer-Attentat. 

 

AZ 18.02.1981 PROGRESSIONSMILDERUNG FÜR KLEINERE EINKOMMEN. 

Bei der Progressionsmilderung für mittlere und niedrige Einkommen ist Salcher in der Tendenz dafür, 

aber er müsse auch an die Grenzen der Machbarkeit denken. 

 

AZ 25.02.1981  ABSETZBARKEIT VON SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGEN. 

Finanzminister Salcher bestätigte, dass aus Gründen der Steuergerechtigkeit die Abschaffung der 

Absetzbarkeit von Sozialversicherungsbeiträgen überlegt werde, weil je nach Progressionsstufe der 

Vorteil aus diesem Abzug höher sei. 

(AZ 26.02.1981)  

Der ÖGB lehnt diesen Vorschlag ab. Salcher sagt, der Ertrag von etwa 12 MdS sollte für die Anhebung 

der geringeren Einkommen verwendet werden, der Staat solle nicht davon profitieren. 

Gewerkschaftssekretär Hofstetter sagte, man könne nicht das private Versicherungssparen steuerlich 

begünstigen, während die Sozialversicherungs-Pflichtbeiträge nicht begünstigt sind. Durch die 

Höchstbeitragsgrundlage kommt es dazu, dass die Mehrverdienenden einen noch höheren 

Steuervorteil haben. 

(27.02.1981) Salcher rudert zurück. Es habe ich nur um einen Debattenbeitrag gehandelt. 

(06.03.1981) Mit Beschluss vom 05.03.1981 lehnt der ÖGB-Bundesvorstand die Aufhebung der 

Steuerfreiheit für Sozialversicherungsbeiträge offiziell ab. Er fordert  für den 01.01.1982 eine 
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Herabsetzung der Progression, der Bezügen bis 15.000 S die größten Vorteile bringt. Auch die 

Besteuerung der höheren Sonderbezüge zieht der ÖGB in Erwägung. 12 MdS soll das kosten. 

Es sei nicht Sache des ÖGB, das Geld für die Steuersenkung hereinzubringen, man habe aber da 

Ideen: 

Bei der Umsatzsteuer könnte  die Rechnungslegungspflicht eingeführt werden; an die Stelle der 

indirekten Investitionsförderung die direkte treten. Die Berechnung der Elterneinkommen für Stipendien 

udgl soll die Unselbständigen nicht mehr benachteiligen. 

 

AZ 09.03.1981 SALCHER IN DER PRESSESTUNDE: KEIN ANSCHLAG AUF HÖHERE 

EINKOMMEN ABER ÜBERPRÜFUNG. 

Die Einnahmen des Staates müssen nach sozial gerechten Kriterien aufgebracht werden, er glaube 

aber nicht, dass es zielführend sei, die besser Verdienenden noch stärker zu belasten. In Einzelfällen 

müsse man aber höhere Einkommen punktuell überprüfen. Es werde keinen Anschlag auf 

Besserverdienende geben, aber man werde sicher die asymetrischen Auswirkungen von staatlichen 

Begünstigungen überprüfen müssen. So seien die Maßnahmen für die Bekämpfung von Tbc mit 80 

MioS veranschlagt, was wohl nicht mehr den medizinischen Notwendigkeiten entspreche. 

 

AZ 16.03.1981 STEUERSYSTEM AN DIE PREISE ANPASSEN? 

Ewald Nowotny schlägt eine automatische, auf Indexregeln aufbauende Steueranpassung vor. 

 

18. 03.1981 BUNDESGESETZ VOM 18. MÄRZ 1981, MIT DEM DAS 

BUNDESMINERALÖLSTEUERGESETZ GEÄNDERT WIRD, BGBL. NR. 163/1981 

(AZ 18.02.1981) Von den 80 Groschen Preiserhöhung für Benzin sollten 20 Groschen der 

Mineralölsteuer zugutekommen. Dieses Geld würde für vordringliche Bauprojekte in der Obersteiermark 

verwendet werden. Zudem hätten, wegen den Unterschieden in der Höhe der Beiträge Beamte einen 

höheren Vorteil als Angestellte, diese wieder einen größeren als Arbeiter. 

 

AZ 20.03.1981 SALCHER TROTZ KOREN-BEDENKEN: STEUERSENKUNGSBESCHLUSS GILT. 

BENYA BLEIBT DABEI: STEUERSENKUNG 1982. 

Salcher äußert dies am 19.03.1981 in der Parlamentsdebatte. 

 

AZ 25.03.1981 SALCHER: SCHRITT ZU TREIBSTOFFSPAREN DURCH 

HUBRAUMSTAFFELUNG. HÖHERE KFZ-STEUER FÜR „BENZINFRESSER“  

Ab 1. Oktober. Andererseits wird die Steuer für Diesel-Pkw gesenkt. 

Salcher tritt der „Panikmache“ der Autohändler entgegen, die den Handel mit dem Schreckgespenst 

einer Mehrwertsteuer-Erhöhung auf 40 % anregen wollen. 
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(AZ 29.04.1981 Wer sich „Benzinschlucker“ leistet, muss mehr zahlen. Ab 1.10. steigt bei 1740 cm3 die 

Kfz-Steuer. 

 

20.05.1981 299. BUNDESGESETZ: ÄNDERUNG DES KRAFTFAHRZEUGSTEUERGESETZES 

1952 

Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952, BGBl. Nr. 110, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 138/1978 wird wie folgt geändert: 1. Der Abs. 2 des § 2 

hat zu lauten: „(2) Für Körperbehinderte zugelassene Kraftfahrzeuge, die von diesen Personen infolge 

körperlicher Schädigung zur persönlichen Fortbewegung verwendet werden müssen, sind auf Antrag 

von der Steuer zu befreien." 2. § 5 Abs. 1 Z 2 hat zu lauten: „2. für Personenkraftwagen (ausgenommen 

Omnibusse) sowie Kombinationskraftwagen a) bei einem Hubraum bis 1000 cm³ .. 660 S, b) bei einem 

Hubraum über 1000 cm³ bis 1250 cm³ 780 S, c) bei einem Hubraum über 1250 cm³ bis 1500 cm³ 900 

S, d) bei einem Hubraum über 1500 cm8 bis 1750 cm³ 1440 S, e) bei einem Hubraum über 1750 cm³ 

bis 2000 cm³ 1800 S, f) bei einem Hubraum über 2000 cm³ bis 2500 cm³ 2700 S, g) bei einem Hubraum 

über 2500 cm³ bis 3000 cm³ 3600 S, h) bei einem Hubraum über 3000 cm³ bis 3500 cm³ 4500 S, i) bei 

einem Hubraum über 3500 cm³ bis 4000 cm³ 5400 S, j) bei einem Hubraum über 4000cm³ .. 8100 S. 

Hat für ein gemäß lit. f bis j zu besteuerndes Kraftfahrzeug die Steuerpflicht für insgesamt 36 

Kalendermonate vor dem 30. September 1981 bestanden, so ermäßigt sich in der Folge die für dieses 

Kraftfahrzeug maßgebliche Jahressteuer um ein Drittel. Die gemäß Z 2 zu besteuernden Kraftfahrzeuge 

mit Dieselmotoren sind in die nächstniedrigere als die für sie nach dem Hubraum maßgebende Stufe 

einzureihen." Artikel II Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 1981 in Kraft. Artikel III Mit der 

Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Verkehr betraut. 

 

AZ 27.03.1981 MANFRED SCHEUCH: ANGSTMACHER. 

Ein Flugblatt droht mit der Sparbuchsteuer, die den kleinen Einkommensbeziehern das Guthaben 

wegsteuert. Es seien Verhältnisse wie in der Ersten Republik zu befürchten. Das ist ein Kampfmittel 

gegen die in Erwägung gezogene Anonymitätsabgabe. Was hätte denn ein kleiner Sparer für einen 

Grund, nicht seinen Namen auf dem Sparbuch anzugeben? 

AZ 07.04.1981 SCHEUCH: MITTELWEG GESUCHT. 

Kreisky sagt in der Fernsehpressestunde, er würde sich lieber einen anderen Termin für eine 

Steuersenkung aussuchen, wenn er es sich aussuchen könne. Es sei eben schwer, ausgerechnet im 

nächsten Jahr auf mehrere Milliarden zu verzichten. Verhandlungsgegner ist der ÖGB, dem klar zu 

machen ist, dass man nicht mehr geben kann, als die Wirtschaft verkraftet, dass man aber die 

Steuerzahler nicht in ihren Erwartungen gar zu sehr enttäuschen könne. 

 

AZ 24.04.1981 SALCHER: KFZ-PAUSCHALE FÄLLT, DAFÜR ERHÖHUNG FÜR PENDLER. 

Es handelt sich um das kleine Pauschale, das Salcher durch ein Arbeitswegpauschale ersetzen will. 
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AZ 25.04.1981 STEUERERLEICHTERUNG AUCH FÜR ALLEINSTEHENDE MÜTTER. 

Salcher-Vorschlag bedeutet mehr Geld für 180.000 Frauen. Alleinerhalter-Absetzbetrag für 

alleinstehende Mütter. Soll aber aufkommensneutral sein. Salcher bestreitet, für einen Selbstbehalt bei 

Krankenhausaufenthalten zu sein. „Es kann doch niemand etwas dafür, wenn er krank ist.“ 

Nationalbank-Generaldirektor Kienzl will Lohnpause im Gegenzug zu Steuersenkung. Dallinger hält 

dies für eine Privatmeinung. 

 

AZ 02.06.1981 ÖGB: ALLES FÜR VOLLBESCHÄFTIGUNG. 

Der Bundesvorstand des ÖGB hat am 01.06.1981 sein wirtschaftspolitisches Forderungspaket auf den 

Tisch gelegt. Die Gewerkschafter wollen niedrigere Zinsen, schärfere Preisgesetze, bessere 

Rechnungslegung der Betriebe (damit man rechtzeitig erfährt, wenn sie in Konkursgefahr sind) und ab 

1. Jänner eine Steuerreform, die allen Einkommensbeziehern mit weniger als 15.000 S monatlich (das 

sind 75 %) Begünstigungen bringt. 

 

AZ 05.06.1981 WENIGER STEUERN FÜR ALLE, DIE BIS 25.000 S VERDIENEN. 

Steuerreform in zwei Etappen (1982/1983), jede kostet 4-4,8 MdS. Ebenfalls enthalten der von der 

Gewerkschaft nicht geforderte Alleinerhalter-Absetzbetrag. Größte Ersparnis für Bezügen unter 8.000 

S, sie zahlen bis zu 5.000 S keine Steuer vom Einkommen mehr, Empfänger zwischen 8.000 und 15.000 

S. Bei über 25.000 S komme es zu einer leichten Steuererhöhung. Gewerkschaft nicht prinzipiell 

dagegen. 

 

AZ 16.06.1981 JETZT HEFTIGE STEUERDEBATTE UM 13. UND 14.  

Angeworfen von Kreisky himself: „Man muss sich überlegen, ob man höher Verdienenden so große 

Steuerprivilegien einräumt.“ Die Oppositionssprecher sind freilich dagegen, und auch der ÖGB 

empfiehlt, die Frage auf die lange Bank zu schieben. 

(08.07.1981 S.2) Gewisse Privilegien einschränken. Kreisky schlägt eine Grenze von 35.000 S vor. 

Damit könnte auch Benya leben. 

 

AZ 23.06.1981 SALCHER NUN MIT ÖGB EINIG. 9 MD STEUERNACHLASS 

1982 6 Md, 1983 3 Md. 

(24.06.1981) S.3. Das bringt die Steuerreform 

 

14.07.1981 SALCHER LEGT HALBJAHRESBILANZ VOR.  

Abgabenänderung wurde zur Begutachtung versandt, enthält ua. die Lohnsteueranpassung 1982/83 . 

1982 wird Alleinerzieher- und Alleinerhalterabsetzbetrag erhöht, bei der zweiten der 
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Arbeitnehmerabsetzbetrag, der allgemeinen Absetzbetrag und der Pensionistenabsetzbetrag. Die 

Normalsätze der vz Afa, des Investitionsfreibetrages und der Abschreibung für unbewegliche 

Wirtschaftsgüter werden erhöht, dafür wird die Wirtschaftsförderung verstärkt. Bei der Gewerbesteuer 

wird der Freibetrag von 60.000 auf 80.000 erhöht. 

 

30.06.1981 336. BUNDESGESETZ: ÄNDERUNG DER BUNDESABGABENORDNUNG  

Der Nationalrat hat beschlossen: Artikel I Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 151/1980, wird wie folgt geändert: § 125 wird wie folgt 

geändert: 1. In Abs. 1 lit. a und lit. b ist jeweils der Betrag von „3000000 S" durch den Betrag von 

„3500000 S" und in lit. d der Betrag von „700000 S" durch den Betrag von „900000 S" zu ersetzen. 2. 

In Abs. 1 lit. e ist der Betrag von „150000 S" durch den Betrag von „195000 S" zu ersetzen. 3. In Albs. 

2 und Albs. 3 ist jeweils der Betrag von „700000 S" durch den Betrag von „900000 S" zu ersetzen. Artikel 

II Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1981 in Kraft. Artikel III Mit der Vollziehung dieses 

Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 

 

30.06.1981 337. BUNDESGESETZ: ÄNDERUNG DES 

ABGABENVERWALTUNGSORGANISATIONSGESETZES 

 

AZ 21.09.1981 TALENTLOS FÜR HAUPTROLLE IM VERSCHWENDER 

Salcher schwadroniert von der Steuerreformkommission, die so intensiv arbeite, und nächstes Jahr mit 

einem Ergebnis herauskomme, das Hand und Fuß habe. Einen Termin für eine große Steuerreform 

könne er nicht geben. Steuerreform sei ein permanenter Vorgang. Aus der Rechnungslegungspflicht 

bei der Umsatzsteuer erwarte er sich wesentlich mehr Einnahmen. Der Gesetzesentwurf liege schon 

vor. Die Strafen in der BAO (sic) reichen aus. Wenn Rechnung nicht gelegt werde, dürfe zur 

Steuerschätzung gegriffen werden. Das sei eine Umkehr der Beweislast. 

 

 

23.12.1981 ÄNDERUNG DES FINANZAUSGLEICHSGESETZES 1979 BGBL. NR. 569/1981 

 

09.12.1981 ÄNDERUNG DES ABGABENVERWALTUNGSORGANISATIONSGESETZES, BGBL. 

NR. 570/1981 

 

09.12.1981 MINERALÖLSTEUERGESETZ 1981 — MINSTG 1981 BGBL. NR. 597/1981 

 

15.12.1981 BGBL 620/1981. 
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mit dem das Einkommensteuergesetz 1972, das Körperschaftsteuergesetz 1966, das 

Gewerbesteuergesetz 1953, das Umsatzsteuergesetz 1972, das Bewertungsgesetz 1955 und die 

Bundesabgabenordnung geändert werden, eine Sonderregelung für bestimmte Personenvereinigungen 

in bezug auf die Erhebung der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital 

sowie in bezug auf die Erhebung der Steuern vom Einkommen und Vermögen ihrer Mitglieder getroffen 

wird, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert und der Art. XII des Bundesgesetzes vom 5. 

November 1980, BGBl. Nr. 545, außer Kraft gesetzt wird (Abgabenänderungsgesetz 1981) 

 

AZ 30.12.1981 KREISKY: FÜR 1982 KEINE NEUEN STEUERN. 

Keine Besteuerung der Sparzinsen, keine Besteuerung des 13.und 14. Monatsgehalt.  

 

 

1982 

AZ 16.04.1982 SALCHER GIBT STEUERSÜNDERN CHANCE.  

Sie sollen hinterzogenes Geld einzahlen können. Nutzen sie diese Chance nicht, geht es ihnen an den 

Kragen. Dies verkündete Finanzminister Salcher in Japan. Die Chance, einem Treugeber (wie Banken, 

Notaren, Rechtsanwälte) seine Schwarzgelder einzuzahlen, besteht ab 1. Jänner 1963. Nur wenn dann 

Reue zeigt, entgeht der Strafe. Drei bis sechs Monate später beginnt die „Aktion scharf.“ Salchers 

Hintergedanke: „Dadurch wird schwarzes Geld weiß gemacht und der Geldtopf für Budget wird größer.“  

(AZ 14.05.1982) Steueramnestie wird konkret. Schon im Juni kommt Entwurf. 

(11.11.1982)t Amnestiegesetz am 10.11.1982 beschlossen, soll 7 Md bringen, davon 4 für den Bund. 

(04.12.1982) 

Artikel in der Zeitschrift Öffentliche Sicherheit: 10 % der Steuern werden hinterzogen, das sind 30 MdS. 

Mit diesem Geld könnte die Verstaatlichte leicht saniert werden. 

 

AZ 08.06.1982 SCHEUCH: „LEERE WOHNUNGEN“. 

In Wien sind von 816.000 Wohnungen 103.000 nicht vermietet. Wien bereitet deshalb eine 

Leerstandabgabe vor. Damit könnten auch die Hausbesetzungen verhindert werden. 

(18.06.1982)  Bürgermeister Gratz und Stadtrat Mayr präsentieren einen Gesetzesentwurf, der die 

Hauseigentümer ab Jänner 1983 der die Hauseigentümer zur Zahlung des dreifachen Hauptmietzinses 

verpflichtet. 

Die Bundessteuerquote betrug 1965 14,2 %, 1970 14,7 %, hält derzeit bei 14,5 %. 

 

21.12.1982 SALCHER DEMENTIERT: KEIN „PAKET“ VON STEUERERHÖHUNGEN 
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Die Horrormeldung des Kurier erweist sich als Seifenblase: Finanzminister Salcher bestritt Montag 

energisch, dass in seinem Ressort ein Paket von Steuererhöhungen ausgearbeitet werde. Ausnahme 

vielleicht die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. 

(30.12.1982)  Salcher: Die Hysterie ist unbegründet. Keine Steuerbelastungswelle nach den  

Wahlen. Fix ist die zweite Etappe der Lohnsteuersenkung,bei der der Bund auf 3 Md an Einnahmen 

verzichtet. 

 

AZ 31.12.1982 KREISKY: ALLE MÜSSEN OPFER BRINGEN: GESPRÄCH MIT SALCHER UM 

DEN 6. JÄNNER HERUM. 

Salcher muss zum Rapport nach Mallorca. Man müsse den Menschen genau und deutlich sagen, was 

zu erwarten ist, damit wir in Österreich die Krise wirkungsvoll bekämpfen können. Opfer werden alle 

bringen müssen. 

(04.01.1983) Kreisky bekräftigt Offenlegung der künftigen Pläne. „Klare Auskunft noch vor der Wahl“ 

Das sagt Kreisky in einem Rundfunkinterview. Keine absolute Mehrheit, Verzicht auf das 

Bundeskanzleramt, aber Parteichef bis zum Ablaufen der zweijährigen Periode. 

 

1983 

(07.01.1983) Die Mallorca-Gespräche beginnen heute. Auch Quellensteuer, Mehrwertsteuer und 13. 

Und 14. Monatsgehalt sind Gegenstände der Beratung. 

 

AZ 10.01.1983 MAßNAHMENPAKET NUN IN DEN MINISTERRAT UND PARTEIVORSTAND. 

Kreisky: Offene und ehrliche Politik. Künftig soll ein gewisser Prozentsatz der Zinsen aller Sparbücher 

einbehalten werden, weil durch das beste Bankgeheimnis der Welt für diese anonymen Zinsen keine 

Steuern errichtet werden. Etwa 20-25 % des Zinsertrags. Höhere Besteuerung des 13. Und 

14.Monatsgehalts bei höheren Einkommen, vielleicht ab 20.000 S monatlich. Erhöhung des 

Spitzensteuersatzes von bisher 62 % wird diskutiert. Salcher sagt, die Subventionen seien um 15 % 

zurückgegangen, die Personalkosten könne man nicht senken. Graff sagt: Die Verschwender besteuern 

die Sparer. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1983/01/08/19830108_A03.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1983/01/08/19830108_A04.jpg 

(11.01.1983) Benya verlangt, dass die Mehreinnahmen nur für arbeitsplatzsichernde Maßnahmen 

verwendet werden, nicht für Schuldenabbau.  Salcher: Besteuerung 13./14. Erst ab 1984. Für 

Alleinverdiener und Kinder wird es weiterhin Begünstigungen geben. Als Kompensation für die 

Einführung der Kapitalertragssteuer etwa Abschaffung der Kreditsteuer. 

(12.01.1983) Zinsen: Kreisky glaubt nicht an Kapitalflucht. „Wohin soll das Kapital denn abgezogen 

werden? Dorthin, wo man nur 3 % Zinsen bekommt, aber 35 % Zinsertragsteuer zahlen muss?“ 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1983/01/08/19830108_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1983/01/08/19830108_A04.jpg
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(13.01.1983) Staberl meint, die Behauptung des Scheuch, Zinsen seien arbeitsloses Einkommen, sei 

so schlimm wie die Kampagne der Bolschewiken gegen die Kulaken. Von 40 Md Zinsen, die 1982 von 

Banken und Sparkassen gezahlt wurden, sind nur 1,5 Md deklariert. Wenn das alles kleine Sparer 

werden, hätte jeder Österreicher vom Baby bis zum Greis 100-000 S auf seinem Sparbuch liegen. 

Das „Paket“ soll 12 MdS bringen. Von den jährlichen Sparzinsen sollen 20 % eingehoben werden. Eine 

schwer administrierbare Schonung des echten „kleinen Sparens“ wird noch erwogen. 13/14 erst ab 

20.000 S, Fixbetrag 20 % (darunter 8 %), für jedes Kind 4 % weniger. Arbeitslosenversicherungsbeitrag 

um 1 % erhöht, 30 S Wohnbeihilfe soll – außer bei Ausgleichsrentnern fallen. Aber auch die Kreditsteuer 

soll aufgehoben werden. 

(14.01.1983) Zinsen von Einlagen auf Namenssparbücher, die 100.000 S nicht übersteigen und zum 

Eckzinssatz angelegt sind, sind quellensteuerfrei. Ein Sparbuch für jedes Familienmitglied (auch Kinder) 

(17.01.1983) Salcher: Weiter expansiv für hohes Beschäftigungsniveau. 

(18.01.1983) VP-Schattenminister für Quellensteuer. Universitätsprofessor Gunther Tichy. 

(19.01.1983) . Der Kurier hatte behauptet, dass Ausgleichszulagen für die Mindestrentner gekürzt 

werden, sofern sie ein Sparbuch haben. Das war schon bisher Vorschrift gewesen, gab Scheuch in 

seinem Kommentar zugegeben, aber niemand hatte sich darum gekümmert. Warum jetzt? 

Kreisky: Ich garantiere für die kleinen Sparer, falls die SPÖ wieder die absolute Mehrheit erhäl (Worin 

besteht die Garantie? Darf man auf sein Privatvermögen greifen?) 

(20.01.1983) Kreisky in der Nationalrats-Fragestunde: Kein Groschen des Geldes, das durch die 

geplanten neuen Steuern hereinkommt, wird für den Bau des Konferenzzentrums verwendet, alles für 

die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. Aber das Konferenzzentrum soll doch auch 

Arbeitsplätze sichern? 

(29.01.1983) Scheuch fragt sich, ob Mock die Mehrwertsteuer erhöhen will. Dagegen Knapp: Das würde 

einen Indexsprung von 1,5 % hervorrufen und das Ende des Inflationsabbaus bedeuten- 

(17.03.1983) Salcher. Zinsertragsteuer, 80 % fühlen sich nicht betroffen, 50 % würden ihr Sparverhalten 

nicht ändern. Mehrwertsteuererhöhung würde Inflationsrate erhöhen und wäre sozial ungerecht, weil 

sie jene, die ihre Einkommen gänzlich für den täglichen Lebensbedarf brauchen, am stärksten belasten 

würden. 

 

AZ 19.03.1983 STEUERQUOTE LAG ERSTMALS SEIT 1979 WIEDER UNTER 40 %. 

Abgabenquote bereinigt um Transfers. 
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TRANSFERS 

AZ 26.06.1979 SCHÜLERBEIHILFEN WERDEN ERHÖHT 

Initiativantrag von Stadtschulratspräsident Schnell: Erhöhung der S. um 8,5 %, der Grenzen der 

elterlichen Einkommen um 12 %.  

AZ 15.11.1979 HÖHERE BEIHILFEN FÜR KINDER AB DEM 10. LEBENSJAHR 

Kündigt StS Karl an. Damit soll die in der Regierungserklärung versprochene Staffelung verwirklicht 

werden. Details noch nicht entschieden. Erhöhung um 100 S würde zwischen 1,5 und 2 MdS kosten. 

(AZ 29.11.1979) Karl präsentiert einen Vorschlag, die Beihilfe ab 01.01.1981 auf 1.000 S pro Kind zu 

erhöhen und ab 01.01.1982 zu staffeln, was insgesamt 2,5 MdS kostet. Diskutiert wird auch die 

Dreiteilung der Geburtenbeihilfe verbunden mit zusätzlichen Untersuchungen nach dem Mutter- Kind-

Pass und die Erhöhung der Schulfahrtbeihilfe. 

AZ 29.04.1981 VERBESSERUNG DER FAMILIENBEIHILFEN 

Der Alterszuschlag für Kinder ab 10 Jahren zur Familienbeihilfe wird von 50 auf 200 S erhöht.  

(14.07.1981) auch bei allen anderen Begünstigungen Erhöhungen. 

 

AZ 05.01.1983 KREISKY SCHLIEßT SOZIALABBAU AUS. 

Interview mit der Bunten: „Unsere Sozialleistungen sind von Anfang an zurückhaltender gewesen als in 

vielen anderen Ländern, wir haben nichts überzogen. Gerade in Zeiten wie diesen müsse das 

Sozialnetz so bleiben, wie es ist, meinte der Bundeskanzler, der konkret auf die Geburten- und 

Heiratsbeihilfe angesprochen worden war. 

 

 

 

 

UNVEREINBARKEIT,PRIVILEGIENABBAU 

AZ 09.11.1979 PRIVILEGIENABBAU: ERSTER ERFOLG. 

Der Unvereinbarkeitsausschuss des Nationalrats beschließt einstimmig, dass wirtschaftliche 

Funktionen im Vorstand oder Aufsichtsrat einer Kapitalgesellschaft, die der Aufsicht des 

Rechnungshofes unterliegen, nicht mit einem Aufsichtsratsmandat vereinbar sind. Zehn Mandatare (6 

v, 3 S 1 F) müssen ihre Wirtschaftsfunktionen zurücklegen. 

 

AZ 05.12.1979 PRIVILEGIENABBAU: VP WILL POLITIKERZULAGE ALS AUSGLEICH FÜR 

NIEDRIGERES STEUERPAUSCHALE.  

Fischer-Vorschlag würde die Politikereinkünfte reduzieren. 
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AZ 08.01.1983 KREISKY IN AZ-INTERVIEW : KLARHEIT ÜBER SUPERGAGEN  

Bundeskanzler Kreisky will die Privilegienkommission nach seiner Rückkehr aus Mallorca einberufen. 

(Lacina, Löschnak, Seidl, Adamocivh und Pelinka. 

 

 

VERSTAATLICHTE 

AZ 17.07.1979 WEITERE STRUKTURVERBESSERUNG IN DER VERSTAATLICHTEN NÖTIG. 

Sagt Kreisky auf Hauptversammlung der ÖIAG. Er lobt aber die verbesserte Wettbewerbsfähigkeit 

durch die branchenweise Zusammenfassung der Unternehmen und die expansive Investitionspolitik. 

Trotzdem kann die ÖIAG heuer erstmals keine Dividende an den Bund. 

 

 

 

AZ 24.08.1979 KREISKY: GM-WERK IST ERST DER ANFANG. 

Eröffnung des Motorenwerks von GM in Wien-Aspern. Durch die Förderung solcher Projekte soll auch 

weiterhin die Vollbeschäftigung gesichert werden. Mit der Produktion soll 1980 begonnen werden und 

ab 1982 sollen jährlich 270.000 Motoren vom Band laufen. Direkt 1500 Beschäftigte, indirekt, mit 

Zulieferern, 5000 weitere. Das Motorenwerk wird 4,5 MdS kosten, Bund beteiligt sich mit 

Grundstücküberlassung (Grundstück größer als unmittelbar benötigt) und einem 

Finanzierungszuschuss von 1,5 MdS. 

(AZ 24.01.1980) Staatssekretär Nussbaumer: GM will in Aspern in der Projektstufe 2  jährlich 385.000 

Getriebe erzeugen. Investitionsvolumen 3,6 MdS, Bund und Land Wien zahlen je ein Drittel. Damit gibt 

es in Aspern 2.650 Arbeitsplätze. Auch ein drittes Projekt ist in der Schwebe. Es wird auch versucht, in 

Moskau die Gespräche über die Lizenzproduktion von Lada-Geländewegen wiederaufzunehmen. 

(16./17.10.1982) Großer Tag in Wien-Aspern. Nun läuft die GM-Produktion an. 3000 Arbeitsplätze allein 

im Werk – Zuschüsse werden in drei Jahren amortisiert sein. 

 

10.10.1979 NATIONALRAT XV. GP - 8. SITZUNG - 

Bericht des Ausschusses für verstaatlichte Betriebe über den Bericht des Bundeskanzlers (111-8 der 

Beilagen) über die Lage der verstaatlichten Industrieunternehmungen zum 31. Dezember 1978 (85 der 

Beilagen)  

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: Bericht des Bundeskanzlers 

über die Lage der verstaatlichten Industrieunternehmungen zum 31. Dezember 1978.  

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete lng. Willinger. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen.  

BERICHTERSTATTER ING. WILLINGER:  
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Herr Präsident! Hohes Haus! Der Bundeskanzler hat am 3. Juli 1979 den gegenständlichen Bericht dem 

Nationalrat zugeleitet. Der Bericht gibt zunächst einen allgemeinen Überblick über die internationale 

Wirtschaftslage und die österreichische Wirtschaft jeweils im Jahre 1978. Er behandelt dann die Lage 

der verstaatlichten Industrie, befasst sich mit der wirtschaftlichen Gesamtentwicklung in den Zweigen 

der verstaatlichten Industrie in den Jahren 1977/78 und mit den in den verstaatlichten Unternehmungen 

aufgewendeten Investitionsmitteln für Sachanlagen.  

Der Bericht gibt ferner Auskunft über die Entwicklung der einzelnen Produktionszweige in der 

verstaatlichten Industrie. Am Schluss wird ein Ausblick auf die kommende Entwicklung aus 

internationaler und aus gesamtösterreichischer Sicht sowie im Hinblick auf die einzelnen Branchen 

gegeben.  

Der Ausschuss für verstaatlichte Betriebe hat den vorliegenden Bericht in seiner Sitzung am 3. Oktober 

1979 in Verhandlung genommen. Nach einer Debatte, an der sich außer dem Berichterstatter und dem 

Ausschuss Obmann die Abgeordneten Dipl.-Vw. Josseck, Dr. Erich Schmidt, Dkfm. Gorton, Burger, 

Ruhaltinger, Wimmersberger, Rechberger, Fauland, ModI, Samwald, Steinhuber, Neumann, Kraft, Dr. 

Veselsky und Kern sowie die Staatssekretäre Dr. Löschnak und DDr. Nussbaumer beteiligten, wurde 

einstimmig beschlossen, dem Nationalrat die Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen.  

Der Ausschuss für verstaatlichte Betriebe stellt somit den An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht des 

Bundeskanzlers über die Lage der verstaatlichten Industrieunternehmungen zum 31. Dezember 1978 

(III-8 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

ENTSCHLIEßUNGSANTRAG DER ÖVP, VORGELEGT VON ABGEORDNETEM GRAF. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert:  

1. die Wirtschaftspolitik wieder an den Grundsätzen der sozialen Marktwirtschaft zu orientieren;  

2. für die Herstellung eines positiven Wirtschaftsklimas in Österreich zu sorgen und auf dieser Basis 

Maßnahmen zur Einleitung einer dritten Industrialisierungswelle zu setzen, um die erforderlichen 

Arbeitsplätze in Gegenwart und Zukunft zu sichern;  

3. neuerliche Belastungen für die Wirtschaft - also auch für die verstaatlichte Industrie hintanzuhalten, 

um die Export- und Arbeitsplatzsituation der Unternehmungen nicht weiter zu schwächen und die 

Erwirtschaftung von Eigenkapital zu ermöglichen;  

4. umgehend neue Finanzierungsquellen für die ÖIAG-Gruppe unter Beibehaltung der 

Eigentumsverhältnisse zu eröffnen, anstatt diese Wirtschaftsgruppe weiter finanziell auszuhungern;  

5. die Umstrukturierungsbestrebungen der Unternehmungen durch Förderungsmaßnahmen für die 

betriebliche Forschung und Entwicklung zu erleichtern und nicht zu behindern;  

 

6. die Sicherheit der politischen Gesinnungsfreiheit am Arbeitsplatz zu gewährleisten - für alle! - und 

das Arbeitsklima in der verstaatlichten Industrie durch einen Ausbau der individuellen Mitarbeiterrechte 

- insbesondere die Direktwahl der Belegschaftsvertreter in den Aufsichtsrat - zu verbessern;  
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7. mehr Effizienz bei der Führungskräfteauswahl durch Verbesserung der 

Ausschreibungsbestimmungen herbeizuführen;  

8. die Eigenverantwortung der zuständigen Organe der einzelnen Unternehmen in allen Fragen der 

Betriebsführung zu stärken, die Koordination und Zusammenarbeit im gesamten Bereich der 

verstaatlichten Industrie und innerhalb einzelner Konzernunternehmungen zu fördern sowie 

obrigkeitsstaatliche Eingriffe in Managemententscheidungen auszuschalten;  

9. Voraussetzungen zu schaffen, daß den Grundsätzen der Subsidiarität, Dezentralisation und 

Betriebsnähe wieder stärker als seit der Fusion Rechnung getragen werden kann;  

10. die von der Bundesregierung beziehungsweise ihren Mitgliedern der verstaatlichten Industrie 

gegenüber gegebenen Versprechungen auch tatsächlich 

AUS DER REDE DES ABG. HELLWAGNER117 

Darf ich auch daran erinnern, daß um den Betrag von 1,8 Milliarden Schilling die Republik Österreich 

Eigentümer der verstaatlichten Industrie geworden ist. (Abg. Dr. K e i me l: Lesen Sie den 

Rechnungshofbericht) Und heute repräsentiert die verstaatlichte Industrie ein Gesellschaftskapital von 

etwa 9,2 Milliarden Schilling und besitzt ein Sachanlagevermögen in der Höhe von 43 Milliarden 

Schilling.  

Bis 1978 - dieses Jahr mit eingeschlossen zahlten die verstaatlichten Betriebe etwa 5,5 Milliarden an 

Dividenden. Die verstaatlichten Industriebetriebe haben insbesondere in den ersten zehn Jahren ihres 

Bestehens auf Wunsch des- Eigentümers der Allgemeinheit große Belastungen abgenommen 

beziehungsweise große Leistungen erbracht. (Abg. Grabher - Meyer: Wunderschön formuliert!)  

Ich darf in Erinnerung bringen: Preisvorteile für die private Wirtschaft etwa 8,4 Milliarden Schilling, 

Ablösen für die USIA-Betriebe 1,25 Milliarden Schilling, Erdölablöselieferung an die Sowjetunion 910 

Millionen Schilling, Entschädigung an Vorbesitzer 90 Millionen Schilling, Milchpreisstützung 1956 300 

Millionen 

Schilling, Lieferung von Erdgas an Niederösterreich - preisbegünstigt - 1,1 Milliarden Schilling, 

Vergütung an Niederösterreich für das Erdgasnetz der NIOGAS insgesamt über 12 Milliarden Schilling.  

Ich habe einleitend gesagt, man kann die verstaatlichte Industrie und deren Leistungen nicht von einem 

ganz bestimmten Zeitpunkt aus beurteilen, sondern man muss im großen Zeitraum die Leistungen der 

verstaatlichten Industrie sehen.  

Die verstaatlichte Industrie investierte bisher über 100 Milliarden Schilling, zum übergroßen Teil sogar 

aus Eigenmitteln, in den sechziger Jahren bis in die siebziger Jahre etwa pro Jahr 2 bis 3 Milliarden 

Schilling, seit 1970 bis jetzt durchschnittlich zwischen 7 und 9 Milliarden Schilling pro Jahr.  

Die verstaatlichte Industrie zahlt“, weil auch das für die gesamte Wirtschaft so notwendig und wichtig 

ist, pro Jahr etwa 20 Milliarden Schilling an Löhnen und Gehältern aus.  

                                                      

117 Franz Hellwagner  (1916-2012), NSDAP-Aktivist (Österreichische Legion)  in der Wehrmacht, ab 
1947 in den Vereinigten Metallwerken Ranshofen. Führender Gewerkschafts- und SPÖ-Funktionär. 
1966-1982 im Nationalrat 
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Der Anteil der verstaatlichten Industrie am Forschungsaufwand der gesamten Industrie beträgt etwa 33 

Prozent, und dies bei einem Anteil der Beschäftigten von nur 17 Prozent.  

Trotz vieler Schwierigkeiten ist im Jahre 1978 der Gesamtumsatz der ÖIAG-Gruppe von 100 auf 105 

Milliarden Schilling weiter gestiegen. In Prozenten ausgedrückt ist dies eine Steigerung, ein 

Umsatzzuwachs von etwa 5 Prozent jährlich. (Abg. Dr. Stix: "Enorm"!)  

Der Export hat sich von den sechziger Jahren bis in die siebziger Jahre deutlich erhöht. Von 1974 bis 

1978 erhöhte sich der Export von 27 Milliarden auf 37 Milliarden Schilling. Das ist sehr wohl eine 

großartige Leistung, die damit in der verstaatlichten Industrie erbracht worden ist und der gesamten 

österreichischen Wirtschaft dient.  

Der Pro-Kopf-Umsatz stieg von 676000 S im Jahre 1974 auf 913 000 S im Jahre 1978. Daraus ist zu 

entnehmen, daß auch die Produktivität in den verstaatlichten Betrieben kräftig erhöht worden ist. Es 

ergibt sich somit die bedeutende Steigerung von 40 Prozent.  

Im Export gab es im gleichen Zeitraum eine Pro-Kopf-Steigerung von 228000 Sauf 321 000 S. Auch 

dies ist eine Steigerung von 40 Prozent. (Zwischenruf des Abg. G Grabher-Meyer. -Abg. Sekanina: Was 

erlauben Sie sich?! - Rufe und Gegenrufe bei SP () und FP ().)  

Mein Vorredner, der ÖVP-Abgeordnete Graf, hat schon darauf verwiesen, und Dr. Schmidt wird ganz 

sicher auf diese Problematik noch mehr eingehen, aber trotzdem möchte auch ich hier sagen, daß die 

verstaatlichte Industrie große Leistungen hinsichtlich der Vollbeschäftigung in Österreich mit erbracht 

hat. Die ÖIAG-Gruppe ist der Industriekonzern mit der größten Lehrlingsbeschäftigung. Gerade 

hinsichtlich der Jugendbeschäftigung hat das besondere Bedeutung. Seit 1946 wurden insgesamt 

40000 Lehrlinge ausgebildet. Derzeit stehen 6 500 Lehrlinge in 50 Lehrwerkstätten und in 60 Berufen 

in Ausbildung.  

Auch die Patentbilanz ist in der verstaatlichten Industrie sehr positiv. Jährlich werden etwa 1 350 Patente 

weltweit angemeldet. Sicherlich gibt es auch in einigen Betrieben Schwierigkeiten; ich möchte darauf 

nicht im Besonderen eingehen. Zu diesen Problemen werden noch einige andere Redner meiner 

Fraktion Stellung nehmen.  

Ich möchte aber doch noch bemerken, daß diese Schwierigkeiten weltweit sind. Kein Industriestaat 

wurde von den Branchenkrisen verschont, so auch nicht die verstaatlichte Industrie. Im Jahre 1977 gab 

es in den EG allein im Bereich der Stahlindustrie Verluste von etwa 72 Milliarden Schilling. Das heißt 

ein Abgang in der Höhe von 720 Schilling pro Tonne.  

Dies trotz eines großen Beschäftigtenabbaues von etwa über 100000 Mitarbeitern und massiver 

Staatshilfen in diesen Staaten.  

Ich möchte zwischendurch bemerken, daß man Leistungen einer bestimmten Gruppe nur dann noch 

gerechter und besser beurteilen kann, wenn man die Leistungen mit den Problemen gleichwertiger 

Industriegruppen des Auslandes vergleicht.  

In der Chemie gab es im Rahmen des EG-Bereiches 33 Milliarden Schilling an Verlusten, ebenfalls trotz 

Massenabbaues und massiver Staatshilfen. Dasselbe gilt für den Aluminium- und Buntmetallbereich 
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sowie für die übrigen Industriebereiche, die auch in den anderen Staaten in diesen Jahren größte 

Schwierigkeiten gehabt haben und dort noch immer haben.  

Wenn man nun die österreichische Industrie, insbesondere die verstaatlichte Industrie, der übrigen 

europäischen Industrie gegenüberstellt, so muss man mit Genugtuung zu der Überzeugung kommen, 

daß wir die Krisenjahre besser gemeistert haben, als dies den anderen Staaten möglich war. Wir als 

Parlament, wir als Abgeordnete sollten daher ohne Einschränkung der verstaatlichten Industrie und 

insbesondere den Beschäftigten in diesen Betrieben unsere Anerkennung und unseren Dank für ihre 

Leistung zum Ausdruck bringen.  

Abschließend möchte ich noch der Bundesregierung und auch der OIAG Dank sagen für die sehr 

umfassenden und wirkungsvollen Hilfestellungen, die der verstaatlichten Industrie gegeben wurden. 

(Beifall bei der SPÖ.) 

 

 AZ 11.10.1979 EINHELLIGES JA ZU VERSTAATLICHTER – TROTZ VERBESSERUNG 

PROBLEME 

Grundsätzlich bejahten alle drei Parteien die verstaatlichte Industrie. Die SPÖ-Redner unterstrichen, 

dass die verstaatlichte Industrie trotz einer weltweiten Krise am Stahlsektor in hohem Maße Anteil an 

der Vollbeschäftigung in Ö hat durch ihre Aufträge an Klein- und Mittelbetriebe auch die Privatwirtschaft 

fördert. 

 

AZ 16.12.1979 EUMIG-KRISE: NUN GEHT ES UM ERSATZARBEITSPLÄTZE. 

Eumig hat kurz vor Weihnachten 1.200 MitarbeiterInnen gekündigt. Kreisky meint, es hätte keinen Sinn, 

die Kündigung zurückzunehmen, weil der Markt die Eumig-Produkte nicht mehr ausreichend annimmt. 

Er, Kreisky, werde sich da nicht einmischen. Solle doch die Arbeitsmarktverwaltung für 

Ersatzarbeitsplätze sorgen.  

(AZ 19.12.1979) Eumig: Nun wird verhandelt. Weißenberg: Frühwarnsystem hat sich bewährt, keine 

Kündigungen in Fohnsdorf. 

(AZ 22.01.1980) Kreisky setzt sich für Eumig ein. Ersatzarbeitsplätze für die Gekündigten. Beteiligung 

von CA und Z geplant. 

(AZ 12.08.1981) Länderbank gibt kein Geld mehr. Eumig vor Ende. Hilfe für die 3.000 Beschäftigten. 

Generaldirektor Vranitzky begründete dies mit der Höhe der zu erwartenden Verluste. Grund der Krise: 

Unternehmerische Fehler in der Vergangenheit sowie die weltweite Krise auf dem Photo- und 

Kinosektor. 

Peter Pelinka, … Deswegen aber jetzt so zu tun, als sei staatliche Wirtschaftspolitik am drohenden 

Eumig-Ausgleich schuld und nicht in erster Linie privatkapitalistische „Tüchtigkeit“, ist ein leicht zu 

durchschauendes Spiel. Nach dem alten VP-Prinzip: Erfolge privatisieren, Pleiten verstaatlichen. 
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(AZ 13.08.1981) Kreisky unterbricht Urlaub für Eumig-Gipfel. ER habe mit Salcher vereinbart, dass das 

Eumig-Werk in Fohnsdorf, das als Ersatz für das geschlossene Bergwerk mit Hilfe der Bundesregierung 

errichtet wurde, voll erhalten bleibt. 

Gewerkschaft und Arbeiterkammer üben scharfe Kritik an Eigentümer Vockenhuber. Und seiner 

eigenbrötlerischen und unqualifizierten Betriebsführung. Dieser sei ein Techniker aber kein 

Unternehmer gewesen. 

(AZ 14.08.1981) Eumig-Gipfel im Bundeskanzleramt, an dem alles teilnimmt, was Rang und Namen 

hat,  berät Hilfe für Arbeiter. VP will aus Pleite politisches Kapital schlagen. 

(24.08.1981) Schon sieben Interessenten für Eumig-Werk Fürstenfeld. 

AZ 25.03.1982 LÄNDERBANK: SANIERUNG EINSTIMMIG. 

Nach zweimaligem Kurswechsel stimmt auch die ÖVP zu. Zu Vorwürfen von VP-Seite, Salcher sei nicht 

genügend vorbereitet in die Verhandlungen gegangen, sagte der Finanzminister: „Das ist eine glatte 

Frechheit. Die ÖVP ließ sich die Zustimmung teuer abkaufen: 170 MioS Insolvenzhlfe für Klein- und 

Mittelbetriebe, 80 Mio für Agratinvesttionskredite und 30 Mio für die Agrarindustrie in Gmünd. 

AZ 21.06.1982 SCHEUCH: DER FALL EUMIG. 

Eumig saniert, auch Fohnsdorf gerettet, Verdienst von Kreisky und Regierung. Man braucht nicht gleich 

von einem österreichischen Modell sprechen, aber bemerkenswert ist es schon.  

Wikipedia: 1982 kam es zum Konkurs des ehemaligen Vorzeigebetriebs. Das Eumig-Hochhaus in 

Wiener Neudorf wurde an die Palmers AG vertkauft, der Markenname an eine luxemburgische Firma. 

Das Werk Fohnsdorf ging an AT & S. 

 

AZ 07.03.1981 KREISKY VOR STAHLARBEITERN: VEW  MUSS ERHALTEN BLEIBEN. 

Vereinigte Edelstahlwerke AG, VEW: Mit Gesetz vom 11. 6. 1975 wurden die Gebrüder Böhler & Co 

AG (Böhler-Werke), die Schoeller-Bleckmann Stahlwerke AG und die Steirische Gussstahlwerke AG 

Judenburg rückwirkend mit 1. 1. 1975 zur VEW als 100%iger Tochter der VOEST-Alpine AG 

zusammengeschlossen. Damit sollten die österreichischen Betriebe auf dem Edelstahlsektor 

international konkurrenzfähig gemacht werden, die Zusammenarbeit sollte koordiniert und eine 

einheitliche Organisationsstruktur geschaffen werden. Die Konstruktion führte aber zu großen 

Verlusten, die bis 1987 eine Kapitalzufuhr von 17,3 Milliarden Schilling erforderlich machten und 1988 

die Auflösung des Konzerns bewirkten. Ursachen waren die internationale Stahlkrise, 

Organisationsprobleme des Konzerns, traditionelle Produktionsbereiche der einzelnen Betriebe und 

politische Einflüsse auf die Führung.118 

Trotz schwieriger Edelstahl-Situation, die weltweite Krise in der Stahlindustrie habe schon 

hunderttausende Arbeitsplätze gekostet, in Deutschland herrschte die höchste Arbeitslosigkeit seit 

Kriegsende: Judenburg bleibt geöffnet.  Kreisky verspricht bei einer Betriebsversammlung des Werkes 

                                                      

118 Aus aeiou Österreich-Lexikon. 

http://www.aeiou.at/aeiou.encyclop.b/b616525.htm
http://www.aeiou.at/aeiou.encyclop.s/s316513.htm
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Ternitz weitere finanzielle Unterstützung für die VEW. Man werde dem Booz-Allen-Vorschlag, dass 20 

% der Beschäftigten entlassen werden sollen, nicht nachkommen. Jetzt müsse die ÖIAG im Rahmen 

ihrer Haftung aktiv werden. Aus dem Budget seien nur geringe Mittel für soziale Maßnahmen 

vorhanden. 

Scheuch meint dazu, man könne ein Unternehmen wie die VEW nicht ohne Rücksicht auf die 

Marktgesetze führen, aber ebenso wenig könne gelten, dass die Arbeiter, die nicht mehr gebraucht 

werden, kurzerhand gefeuert und Betriebe ohne Alternative geschlossen werden. Entgegen 

konservativen Konzepten glaubten nämlich Österreichs Sozialdemokraten immer noch, dass alles 

darangesetzt werden müsse, um die in jeder Beziehung teure Massenarbeitslosigkeit zu vermeiden. 

(AZ 21.03.1981) VEW-Vorstand: Ab 1983 können wir aus den roten Zahlen sein, 1985 wieder in der 

Gewinnzone. Voraussetzung: Erfüllung des Strukturverbesserungs--Programms und vor allem eine 

Eigenmittelzuführung von 4,3 MdS.  Statt Booz-Allen 1700 statt 4000 Kündigungen, Umstellung 

Judenburg von Hüttenproduktion auf Weiterverarbeitung. 

(AZ 27.04.1981) Judenburg wird kein Industriefriedhof. 

Kreisky beim Verbandstag des Freien Wirtschaftsverbandes. Man wird dort 1200 Arbeitsplätze halten 

können und in der gesamten VEW die Freisetzungen von 1700 auf 1439 reduzieren. Von diesen können 

700 in Frühpension gehen. 

(AZ 07.05.1981) Nach Antrag im Parlament kann ÖIAG jetzt einspringen. 2 Md-Spritze für VEW fix. Das 

ÖIAG-Anleihegesetz wurde verändert. Der Haftungsrahmen des Bundes wurde von 5 auf 7,5 MdS 

erhöht. Die ÖIAG nimmt Kredite auf, welche der Bund zur Gänze bedient. Wird den Bund mit 3,3 MdS 

belasten. 

AZ 18.05.1981 KREISKY: RÜSTUNG FÜR DAS HEER UND FÜR EXPORTE NOTWENDIG. 

Das sagt er beim Kärntner Landesparteitag. Man könne die Betriebe nicht zur Einstellung der 

Rüstungsproduktion zwingen, auch das Bundesheer müsse aus der eigenen Produktion versorgt 

werden. Dies sei ohne Exporte nicht möglich. Keine Waffen in Kriegsgebiete, aber sonst keine Verbote. 

Darum sei er auch kürzlich nach Saudi-Arabien gefahren. 

(AZ 21.05.1981) Salcher zu Waffenproduktion: Sollten neue Wege suchen. Österreich solle auf 

Aufrüstung verzichten, dann brauche es keine Waffen. FPÖ-Sprecher Josseck hält diese Idee für 

staatsgefährdend. 

(AZ 20.06.1981) Argentinien: Panzer für 3 Md. 

(08.07.1981 S.2) Gewisse Privilegien einschränken. 

Kreisky: Nicht die Regierung liefert Waffen, sondern eine Firma, die im Sinne der Arbeitsplatzsicherung 

unterstützt werden müsse. Daher werde Steyr 10-15 Md bekommen. 

AZ 19.05.1981 DACHGLEICHE BEI GM: NOCH 300 ARBEITSPLÄTZE MEHR. 

Mitte Oktober kommen die ersten Automotoren aus Aspern.  Kreisky: Die Kritik an der GM liegt in der 

österreichischen Mentalität. Erst wenn alles fertig ist, wollen alle dabei gewesen sein. 

AZ 20.10.1981 KREISKY: VERSTAATLICHTE WIRD SANIERT 
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Man könne nicht bestreiten, dass sich die Stahlindustrie in einer Krise befinde. Trotzdem sei sie 

Situation besser als in anderen Ländern. Das ist eben die Marktwirtschaft. Wenn ich glaube, dass wir 

in der besten aller Welten leben, müsste ich ja nicht Sozialist sein. 

(21.10.1981) Verstaatlichte: Jetzt kommt rasch Hilfe. Kein VOEST-Betrieb wird geschlossen, vielmehr 

seien Umstrukturierungen geplant. Die Gesellschaft werde von der ÖIAG 1,5 Md € erhalten. Der Bund 

wird die Abdeckung des Haftungsrahmens, den die ÖIAG bekommt, übernehmen, solange es keine 

Erträge gibt. 

(28.10.1981) Kreisky bei SP-Tagung zur Lage der Verstaatlichten. Die ÖVP trägt Mitverantwortung. Von 

den 183 Aufsichtsratsposten besetzt sie 61, von den 10 Aufsichtsratsvorsitzenden gehören 5 zur ÖVP, 

ebenso 18 der 37 Vorstandsmitglieder. Auch habe die ÖIAG eine Geschäftsordnung, die Überstimmen 

praktisch unmöglich macht. 

(03.11.1981) Scheuch: Zweifach falsch. Die  ÖVP tut so, als sei die österreichische Eisen- und 

Stahlindustrie durch Versäumnisse der Regierung in eine Krise geraten. Es handelt sich aber um eine 

internationale Krise. Die westeuropäischen Regierungen haben schon 300 MdS an Subventionen 

ausgeschüttet, Österreich bisher noch nichts. Da ist es nur recht und billig, dass jenen Unternehmen, 

die Österreich schon Milliarden eingebracht haben, nun unter die Arme gegriffen wird. 

(04.11.1981) VP zog Zustimmung zur VOEST-Finanzspritze von 1,5 MdS im ÖIAG- Aufsichtsrat zurück. 

(AZ 11.12.1981) Einigung mit der VP: VOEST bekommt 1,5 Md Eigenmittel, dafür gibt es auch 

Unterstützung  in derselben Höhe für Klein- und Mittelbetriebe. 

 

AZ 02.07.1982 SCHEUCH, UM EINE KERNREGION. 

Die Obersteiermark darf nicht zu einem neuen Notstandsgebiet werden. Ein Grund für die Not ist das 

Unrentabelwerden des Erzbergs, daher hat die Regierung Industrie angesiedelt. Dass nun die 

andauernde Krise einige dieser neuen Betriebe gefährdet, hat nichts mit der ursprünglichen sinnvollen 

Planung zu tun.  Also weiter so, mit der für heute angesetzten Regionalkonferenz in Mürzzuschlag; auch 

um einen neuen grünen Faschismus zu verhindern. 

(03.07.1982) Kreisky denkt an gemeinsame Sonderförderungsaktion und Aufstockung des ERP-

Sonderprogramms zur Ansiedlung neuer Betriebe. 

Sanierung ist nationale Aufgabe. Eine Studie sagt, die Obersteiermark habe zu wenig 

Wachstumsindustrie, zu wenig mittlere und kleinere Betriebe, das Lohnniveau sei zu hoch. Kreisky 

meint, in der Studie seien zu viele Leerformeln. Vor dem Tagungsgebäude demonstrieren die 

Kommunisten.  

 

AZ 03.07.1982 KLIMATECHNIK: JETZT AUCH EXCHEF DER ELIN VERHAFTET. 

Es handelt sich um den ehemaligen Elin-Generaldirektor Kohlruß, Elin-Prokurist Mylnek und den 

ehemaligen Geschäftsführer der Klimatechnik Schallhart. Sie stehen in Verdacht, im Zusammengang 

mit der Klimatechnik-Milliardenpleite Untreue verübt oder zumindest Beihilfe dazu geleistet zu haben. 
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Elin war an der Klimatechnik zu 50 % beteiligt. Tautner, der von Spanien ausgeliefert wurde, hat 

ausgepackt. Bilanzen wurden frisiert, die Länderbank hat dementsprechend Millionen-Kredite gegeben 

und ist selbst in Schwulibus gekommen. 

 

1.11.1982 LACINA STAATSSEKRETÄR IM BUNDESKANZLERAMT. 

Bisheriger Kabinettschef als Nachfolger des verstorbenen Nussbaumer, mit zusätzlichem Schwerpunkt 

Unterstützung des Bundeskanzlers bei der Verstaatlichten. Nachfolger als Kabinettschef wird Herbert 

Amry. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/10/30/19821030_A04.jpg 

 

(08.11.1982) Lacina: Grundstoffbranche bei uns noch besser dran. Es sei nicht einfach, 

Unternehmungen der Grundstoffindustrie in die Finalindustrie überzuleiten, schon gar nicht in 

Krisenzeiten. In der Stahlbranche Entwicklung auf dem Weltmarkt aber auch Managementfehler. Man 

könne es sich nicht so leicht machen und sagen: „Setzen wir die Leute einfach auf die Straße.“ In den 

nächsten Jahren brauche die Verstaatlichte öffentliche Hilfe für Investitionen. 

 

AZ 09.11.1982 VEW: KÜNDIGUNGSPLAN DER MANAGER UM 75 % GESTUTZT. 

Mehr Kurzarbeit – Nur 350 statt 1670 Kündigungen. 

 

AZ 18.11.1982 „AUCH PRIVATE BEKAMEN MILLIARDEN. 

Die ÖVP hat nun doch der 3,5 MdS-Spritze für die Verstaatlichten zugestimmt. Dies sei aber das letzte 

Mal, sagt Mock. Die SP weist darauf hin, dass die Klein- und Mittelbetriebe in den letzten Jahren 

Milliarden durch die Bürges-Aktion, die ERP-Kredite und die Topkreditaktion erhalten hätten und dass 

auch in den Verstaatlichten ÖVP-Funktionäre an leitender Stellung sitzen, was Mitverantwortung 

bedeute. 

(01.12.1982) 3,5 Md Spritze beschlossen: Abg. Wille, in den EG-Staaten erhält Stahlindustrie sieben 

Mal so viel Subvention. Lacina: VEW hat Personalstand um 4.000 MitarbeiterInnen verringert, die 

Verbliebenen müssten auf Einkommenszuwächse verzichten. 

 

AZ 04.02.1983 VOEST-CHEF APFALTER: VOEST-EXPORTE BRACHTEN 25 MDS 

DEVISENPLUS. 

Werk Linz beschäftigt 67.000 Mitarbeiter, aus den Einkäufen der Mitarbeiter und Bestellungen bei oö 

Firmen ergibt sich ein unmittelbarer Beschäftigungseffekt für weitere 16.000 Arbeitsplätze. 

 

WÄHRUNG 

AZ 08.09.1979 SCHILLING WIEDER HÄRTER. AUFWERTUNG UM 1,5 %. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/10/30/19821030_A04.jpg
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Mit 7,20 S kostet D-Mark soviel wie vor anderthalb Jahren (7,20 statt 7,31 S) 

Koren: Durch die österreichische Wirtschaftspolitik konnte die Inflationsentwicklung so weit eingebremst 

werden, dass Österreich eine der niedrigsten Inflationsraten aufweist. Dies ist für die Notenbank Anlass 

gewesen, den Intentionen der Bundesregierung nachzufolgen, deren Politik auf Erhaltung der Stabilität 

und möglichste Eindämmung des Preisauftriebs ausgerichtet ist. 

 

AZ 25.09.1979 STÜTZE FÜR STABILITÄT: SCHILLING HÄLT D-MARK-KURS 

HARTWÄHRUNGSKURS VERHINDERT IMPORTVERTEUERUNG.  

Bei der weiteren Aufwertung der D-Mark in der Währungsschlange um 2 % macht Österreich nicht mit. 

 

AZ 21.03.1983 KREISKY: BEI DM-AUFWERTUNG ZIEHT AUCH DER SCHILLING MIT. 

Während Sonntag (20-03-1983) zweitägige Verhandlungen der Europäischen Gemeinschaft über eine 

Neuordnung des Europäischen Währungssystems (EWS) in Brüssel ohne Ergebnis beendet wurden, 

stellte Bundeskanzler Kreisky bei einer Wahlveranstaltung in Villach das klar. 

 

WIRTSCHAFTSPOLITIK 

AZ 17.05.1979 ANDROSCH WILL OHNE HÖHERE MASSENSTEUERN AUSKOMMEN. 

BUDGETVERBESSERUNG DURCH KONJUNKTURAUFSCHWUNG. 

Die Absicherung des Stabilitätserfolges, die Modernisierung der Wirtschaft und die Verbesserung der 

Energiebilanz bezeichnete A. als die drei wichtigsten Aufgaben der Wirtschaftspolitik. Für das 

kommende Budget „Verbesserung in Grenzen“, Neuverschuldung geringer als heuer, keine Erhöhung 

der Lohn- und Einkommensteuer, der Mehrwertsteuer oder der Vermögensteuer, keine Besteuerung 

der Spareinlagen. Budgetverbesserung durch Konjunkturaufschwung, Subventionsabbau und 

Tarifanpassungen. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/05/17/19790517_A03.jpg 

 

AZ 19.05.1979 PREISANSTIEG IN ÖSTERREICH NUN SOGAR UNTER BRD, 

ZWEITSTABILSTER LAND 

Steigerungsrate der Preise 3,3%, Schweiz 2,6 % 

(AZ 23.05.1979) Androsch: Die Konjunktur entwickelt sich besser als erwartet, Verbesserung der 

Beschäftigungssituation, beträchtliche Stabilitätserfolge. 

(AZ 20.07.1979) Stabilitätserfolg: Österreich auf Platz 1 von BRD und Schweiz. Index mit 3,2% niedriger 

als in anderen Industrieländern. 

 

AZ 08.08.1979 GÜNSTIGE W IRTSCHAFTSENTWICKLUNG IM ERSTEN HALBJAHR. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1979/05/17/19790517_A03.jpg
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Androsch in Vertretung des in Mallorca urlaubenden Kreisky, den er am Wochenende dort besucht hat, 

um mit ihm die Umsetzung des Regierungsprogramms für die erste Phase nach dem Sommer zu 

besprechen. 

Im ersten Hj Steigerung des BIP um 5,3 %, reales Wirtschaftswachstum von 4,5 % erwartet, Steigerung 

Exporte von 14, Importe von 12 %. Für Energieimporte im 1. Hj 2,1 MdS mehr als 1978. Allein durch 

die höheren Energiepreise wird die Handelsbilanz um 6-7 MdS belastet. Die Deviseneingänge aus dem 

Fremdenverkehr stiegen um 7 % auf 30 MdS an, die Devisenausgänge betrugen 14 MdS. 

 

AZ 03.10.1979 1979 UM 1 % WENIGER ARBEITSLOSE ALS IM VORJAHR. 

Weißenberg: Durchschnittliche Arbeitslosenrate von 2 %. 

 

AZ 01.11.1979 ÖSTERREICHS SPARER AUF DEM VIERTEN PLATZ.  

Weltspartag: Neuer Rekord bei Sparkassen. Nur die Schweizer, Japaner und Belgier sparen mehr. 

 

AZ 21.11.1979 ANDROSCH DRÄNGT AUF ENERGIESPAREN. GEORDNETER RÜCKZUG VOM 

ÖL NOTWENDIG. 1980 DROHT EIN PREISSCHUB. 

Bei der Präsentation der Investitionsanleihe des Bundes. 1980 werden die Energieimporte rund 40 MdS 

kosten, 20-30 % des Energieverbrauches könnten eingespart werden, das wären 2.000 S pro Haushalt. 

Das Handelsbilanzdefizit würde dadurch um 10 MdS vermindert. 

Wurden 1970 rund 50 % des Energiebedarfes importiert, so waren es 1968 bereits 68 %, 1980 werden 

es 70 % sein. Die Kosten für die Energieimporte haben 1970 nur 8 MdS betragen.Davon entfielen 70 

% auf Erdöl. Treibstoff für einen PKW von5.800 auf 10.000 S, pro Haushalt von 5.300 auf 14.000 S- 

 

AZ 21.12.1979 KONJUNKTURBAROMETER FÄLLT. ÖSTERREICH HOFFT AUF 2,5 % 

WACHSTUM. 

OECD: 1980 Nullwachstum bei Inflationsrate von 10 % und 20 Mio Arbeitslosen. Ö Halbierung des 

erwarteten Wachstums, im ersten Halbjahr kaum Zeichen einer Konjunkturabschwächung. Wegen der 

Energiepreise sollen die Importe um 10 MdS teurer werden, die Inflation unter 5 % bleiben, die 

Arbeitslosigkeit leicht von 2 auf 2,3 % steigen. Alle Hoffnungen werden auf Belebung der Investitionen 

als Wachstumsmotor gesetzt. Günstigstenfalls Realeinkommensstagnation. 

(AZ 01.01.1980) Benya: Auch 1980 müssten 1 bis 2 % höhere Reallöhne drinnen sein. 

(AZ 19.03.1980) Dallinger fordert 6-7 % Lohnerhöhung. 

 

AZ 22.12.1979 SO WILL ANDROSCH ERDÖLKRISE BEGEGNEN. ÖLIMPORT SOLL UNTER 

NIVEAU VON HEUER BLEIBEN. 
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Das will er als Wunderwuzzi in Verhandlungen mit der OPEC erreichen. Dafür war er doch nicht 

zuständig. 

 (31.12.1979) In einer Fernsehdiskussion schlägt Kreisky vor, eine internationale Paritätische 

Kommission  nach österreichischem Vorbild zur Lösung der Erdölkrise einzusetzen. 

(02.01.1980) Wenn Ölkonzerne bei Sparkurs nicht mitmachen: Androsch erwägt Steuer auf Öl-Extra-

Gewinne. Auf einer Regierungsklausur am 17. und 18.01.1980 in Mallnitz wird A vorschlagen, dass die 

Erdölindustrie selber eine Drosselung der Erdölexporte vornehmen und auch Vorschläge dafür 

unterbreiten wird, wie ihre Extraprofite zur Finanzierung von Energiesparmaßnahmen verwendet 

werden können. Anderenfalls würde er eine Windfall-Profit-Steuer in Erwägung ziehen. 

Auf die Frage, ob es nicht vernünftiger gewesen wäre, die höheren Energiepreise wie in der Schweiz 

und Frankreich sofort durchschlagen zu lassen, anstatt die Preiserhöhungen aufzuschieben und 

etappenweise in Kraft treten zu lassen, bis im Frühjahr der Preisbuckel erreicht wird, gibt A zu bedenken: 

Das hat uns auf der Kostenseite einen Wettbewerbsvorteil gebracht, der auch im Export genutzt werden 

konnte. Die niedrigste Inflationsrate Europas ermöglichte eine maßvolle Einkommenspolitik, die die 

Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft vergrößerte und ihre Schubkraft auf dem Weltmarkt verstärkte. 

Auch wenn uns in der Zwischenzeit der Index treffen wird, sollten wir diesen Wettbewerbsvorteil auch 

für 1981 wahren. 

(AZ 17.01.1980)  Benya meint, die Benzinpreise müssten nun erhöht werden. Man habe die 

Ölgesellschaften ein Jahr ruhig gehalten, aber auf dem freien Markt seien die Preise gestiegen und man 

müsse auch an die ÖMV denken. Ein gespaltener Heizölpreis sei zwar sozial, aber dennoch ungerecht 

jenen gegenüber, die mit anderen Brennstoffen heizten. Auch eine Erhöhung der Mineralölsteuer für 

den Ausbau der Straßen sei notwendig. 

AZ 18.01.1980) bei der Klausur in Mallnitz wurde man sich darüber einig, dass Super- und Normalbenzin 

um je 50 Groschen teurer werden, dass die Mineralölsteuer aber nicht angehoben wird. Die neuen 

Preise treten sofort in Kraft.  Das Ofenheizöl zieht bei der Preiserhöhung mit, was die AK für überzogen 

hält. 

(AZ 25.01.1980) Ölkapital für Energiesparen. Androsch überzeugte Konzerne von der Nützlichkeit der 

Mitarbeit. Sie sollen sich um eine Verringerung der Ölimporte um 540.000 t bemühen. 

(AZ 31.01.1980) Die Ölkonzerne stellen schon wieder einen beträchtlichen Preisantrag, dessen 

Wirksamkeit allerdings von der Entscheidung der Preiskommission abhängt. Dabei erzielen die 

internationalen Ölkonzerne astronomische Gewinne.  

(AZ 12.02.1980) Benzin knapp: Multis drosseln Lieferungen. Wollen Ölfirmen Preisantrag Nachdruck 

verleihen? 

 

AZ 20.01.1980 „KALTER KRIEG“ PRÄGT WELTWIRTSCHAFT. 

Minister Staribacher in Zürs: Das Wiederaufleben des Kalten Krieges zwischen den Großmächten führt 

dazu, dass die Rüstungsindustrie und andere Bereiche einen Boom erleben, die Inflationsrate steigen 

wird, die Unsicherheit zu einer Ausgabenwurt führt, von der auch der Tourismus profitieren werde. 
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Kreisky möchte im nördlichen Waldviertel ein Schichtarbeitergesundheitszentrum mit 8.000 Betten 

errichten lassen. Die Bundeswirtschaftskammer ist aus Konkurrenzgründen dagegen. 

 

AZ 24.01.1980 KREDITZINS WIRD HÖHER 

Diskontsatz um1,5 % erhöht. Androsch sieht die Chance, die Inflationsrate unter 5 % zu drücken. Die 

pessimistischen Annahmen über die Weltwirtschaft sind durch die Rüstungskonjunktur überholt. 

 

AZ 01.02.1980 NEUER MARSHALLPLAN ALS MODELLVERSUCH. 

Den schlägt Kreisky auf der 3. Generalversammlung der UNIDO in Neu-Delhi vor. Es müssten sich nur 

3 bis 4 kleinere europäische Industriestaaten mit zwei oder drei erdölproduzierenden Staaten und 

einigen Entwicklungsländern zusammentun. 

 

AZ 14.03.1980 VOR HÖHEREN SPARZINSEN. BENYA FÜR 5 %. 

Der Kreditapparat ist nur für 4,75 %. Die Abwehr der Inflation, die international bereits 10 % beträgt, 

bezeichnete Benya neben der Arbeitsplatzsicherung als vorrangiges Wirtschaftsproblem. Man muss 

aber warten, bis Androsch aus Jordanien zurückkehrt. Er war in den arabischen Ländern und hat das 

wohl seinem Herrn und Meister nachgemacht. 

(15.03.1980) Androsch versteht Benya, gibt aber zu bedenken, man sollte die Auswirkungen des 

starken internationalen Preisauftriebs auf Österreich im Interesse der Inflationsbekämpfung und zur 

Absicherung der Stabilitätserfolge möglichst gering halten. 

 

AZ 23.12.1980 DÜSTERE PROGNOSE: NULLWACHSTUM 1981. 

Wirtschaftsforscher: Einkommen stagnieren, Inflation 6 %. Möglicherweise wird die Wirtschaft sogar um 

ein halbes Prozent schrumpfen. Die Arbeitslosenrate wird von 1,9 auf 2,4 % steigen. Die privaten 

Einkommen werden nach Abzug der Teuerungsrate keine reale Zunahme aufweisen. 

(AZ 03.01.1981) Dallinger glaubt  trotz der ungünstigen Wirtschaftsprognosen, dass auch 1981 die 

Vollbeschäftigung erhalten, und damit auch die Steuerreform für 1982 durchgeführt werden kann. Die 

Arbeitslosenrate werde bei 2,5 % liegen, einen Reallohnzuwachs werde es nicht geben. 

Der Bundesbeitrag zu den Pensionen solle von 18 auf 21 % erhöht werden. Für die Schaffung neuer 

Arbeitsplätze stehen 2 MdS zur Verfügung. 

(AZ 05. 01.1981) Benya in der ORF-Pressestunde: Eine moderne Gewerkschaftsbewegung müsse 

Interesse an einer florierenden Wirtschaft haben und in diesem Sinne mit der Unternehmerseite 

zusammenarbeiten. Wirtschaftlicher Aufschwung frühestens 1982. Auf eine Frage nach einer 

Verlagerung der ideologischen Schwerpunkte vom Produktions- zum Verteilungssozialismus und zum 

Vorwurf, der ÖGB mache keine sozialistische Politik erklärte Benya, ohne Produktion gebe es nichts zu 

verteilen. Sozialismus sei, das Leben der Menschen schöner, besser und friedlicher zu gestalten. Dies 

sei mit hohem Beschäftigungsniveau und sozialer Sicherheit gewährleistet. 
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WIRTSCHAFTSKOMMISSION 

AZ 15.01.1981  

(s. Allgemeines. Ab Dienstag gibt es neue Minister) 

Am Freitag (16.01.1981) wird die Wirtschaftskommission der SPÖ unter Vorsitz von Bundeskanzler 

Kreisky und ÖGB-Präsident Benya zum ersten Mal zusammentreten. Zehn Arbeitsgruppen sollen dann 

Vorschläge ausarbeiten, die in den darauffolgenden Wochen in großen öffentlichen Konferenzen, die 

allen politisch relevanten Gruppen zugänglich sein werden, diskutiert und anschließend als erster 

Entwurf für ein neues Wirtschaftsprogramm der Partei formuliert werden. Verabschiedung auf den auf 

22.-24. Mai vorverlegten Parteitag. 

(AZ 17.01.1981) Kreisky und Benya gaben Startschuss für Arbeit der Wirtschaftskommission: Neue 

Ideen sammeln für weitere zehn gute Jahre. 

ABSCHLUSSKONFERENZ ZUM SPÖ-W IRTSCHAFTSPROGRAMM IN LINZ 

Benya: Nur Wachstum sichert Arbeitsplätze: Vorrang für Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung, 

ein Appell für Nutzung der Kernenergie und kritische Worte für die Umweltschützer. Finanzminister 

Salcher kündigt Diskussionen mit den Wirtschaftspartnern an, um zu einer Übereinstimmung bei der 

Investitionsförderung zu kommen. 

AZ 03.06.1981 DAS „WUNDER“ HÄLT: WENIGER ARBEITSLOSE. 

Von Ende April auf Ende Mai von 2 auf 1,7 % gesunken. Das sind 8.321 weniger Arbeitslose. Den 

47.745 Arbeitslosen stehen 33.272 offene Stellen gegenüber. 

 

20.08.1981 DALLINGER KÜNDIGT SCHWERPUNKTPROGRAMM AN. 60 MIOS FÜR SICHERE 

ARBEITSPLÄTZE. 

 

AZ 04.12.1981 3,2 % ARBEITSLOSE IM NOVEMBER. DALLINGER: 1982 UNTER 3 %. 

Sozialminister Dallinger warnte vor Horrormeldungen …  

 

AZ 24.12.1981 1982 SCHWIERIGES JAHR. HOFFNUNG: MEHR WACHSTUM. 

Sagen die beiden Arbeitnehmer-Präsidenten. Es gebe wenig Spielraum für Sozialpolitik. 

 

AZ 28.11.1981 SALCHER:5,5 MD GEGEN ARBEITSLOSIGKEIT AM BAU. 

Das will Salcher bei der Regierungsklausur am 11. Jänner vorschlagen. 

(AZ 29.12.1981) ÖGB: Alle Mittel für die Vollbeschäftigung. 
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(AZ 30.11.1981) Salcher gedämpft optimistisch.  „Mit Zähnen und Klauen für jeden Arbeitsplatz.) 

Obwohl ein staatliches Konjunkturbelebungsprogramm nicht in solchem Umfang wie 1974 aus dem 

Budget finanzierbar sei … 

 

AZ 07.01.1982 KONGREßZENTRUM (KONFERENZZENTRUM)  SCHAFFT RUND 4000 

ARBEITSPLÄTZE. 

Startschuss nur bei stagnierender Bauwirtschaft sinnvoll. Kosten 5 MdS.Aufbringung im Inland 

unproblematisch, aber auch Bemühungen, ausländische Interessengruppen für eine spezielle, 

kostengünstige Finanzierung zu gewinnen. An die Busek-Vollksbefragung (16.3 % der Wiener 

signalisierten zu 90 % Ablehnung) fühle man sich nicht gebunden, weil es sich hier ja um ein Bundes- 

kein Landesprojekt handle. Vizebürgermeister Busek will alle demokratischen Möglichkeiten nützen, um 

das Großprojekt doch noch zu verhindern. 

(08.01.1982) Steigen Araber bei Kongresszentrum ein? Kreisky: Die Österreicher und die Wiener 

müssen entscheiden, ob sie lieber ein Kongresszentrum oder 150.000 Arbeitslose 

 haben wollen. 

Kreisky-Interview: Arbeitslosigkeit ist uns viel zu kostspielig:  

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/01/08/19820108_A03.jpg 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/01/08/19820108_A05.jpg 

(09.01.1982 Benya für raschen Bau des Kongresszentrums) 

(AZ 10.05.1982) Heute beginnt Volksbegehren gegen Konferenzzentrum 

AZ 13.05.1982 Salcher legt Studie vor: Jährlich für mehr als 2.000 Personen Beschäftigung. 

Konferenzzentrum: 9.000 Arbeitsplätze in 4 Jahren. Dazu sekundärer Beschäftigungseffekt von 2581 

Arbeitsplätzen. Das hat eine Studie von Frisch/Wörgötter ergeben. 

(AZ 19.05.1982) 1,3 Millionen StimmbürgerInnen haben das Volksbegehren unterzeichnet, das sind 

25,71 % des gesamten Elektorats. Am größtem war der Anteil mit 43,05 % in Vorarlberg. Fair war das 

nicht, wenn man bedenkt, wieviel Steuergeld in dieses Bundesland gesteckt worden ist. In Wien selbst 

waren auch noch 18,61 % gegen das Konferenzzentrum, am nobelsten waren die Kärntner mit 14,87 

%. Sie haben sich wohl an ihr Landesmotto Lei losn gehalten.Kreisky betont, dass 75 % nicht 

hingegangen sind. Er betont, dass das Volksbegehren für parteipolitische Zwecke der ÖVP 

(Probegalopp für Nationalratswahlen) missbraucht worden ist. 

(02.06.1982) VP-Wirbel bei Dringlicher Anfrage. Kreisky: Kein Baustopp für Konferenzzentrum 

Weil Bundeskanzler Kreisky den ÖVP-Vorwurf, die Regierung zeige in der Frage des 

Konferenzzentrums mangelndes Demokratieverständnis nicht auf sich sitzen lassen wollte und 

entgegnete, gerade ihn, der von zwei Diktaturen ins Gefängnis genbracht wurde, von denen eine die 

Vorgängerpartei der ÖVP gewesen sei, müsse man nicht Demokratie lehren, beantragte die ÖVP eine 

Sitzungsunterbrechung. Kreisky bestätigte, dass das bestehende Beschäftigungsprogramm der 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/01/08/19820108_A03.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/01/08/19820108_A05.jpg
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Regierung durch Maßnahmen für entwicklungsschwache Gebiete ausgedehnt werden solle. Das sei 

aber kein Tauschgeschäft für die ÖVP. Die Lehrwerkstätten in der Obersteiermark müssten auf jeden 

Fall aufrecht erhalten werden. 

 

AZ 11.01.1982 ARBEIT AUCH DURCH WOHNUNGSBAU 

Salcher wird einer Regierungstagung im Renner-Institut Vorschläge für Arbeitsplatzbeschaffung 

vorlegen. Es enthält: Ein Sofortprogramm für den Bau von 5.000 Wohnungen, eine Investitionsprämie 

von 6 % auch für kleinere und mittlere Unternehmen, Versicherungssparen für die Altstadtsanierung. 

(AZ 12.01.1982) Milliardenimpulse für 23.000 neue Arbeitsplätze. Kreisky schlägt auch eine neue 

Zwentendorf-Volksabstimmung nach der nächsten Wahl vor. 

(AZ 07.06.1982) Scheuch: Widersinnig. In Osttirol sind alle 17 Gletscherbäche wegen des geplanten 

Kraftwerkbaus in Gefahr. Letztverantwortlicher ist der Tiroler Landeshauptmann. Und dabei gäbe es ein 

um Milliarden errichtetes und jährlich Millionen verschlingendes Kraftwerk, das weder die Luft verpestet 

noch eine Naturlandschaft zerstört. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/01/12/19820112_A02.jpg 
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(AZ 15.01.1982) VP-Volksbegehren gegen UNO-Konferenzentrum. Das beschloss am 14.01. der 

Parteivorstand. 

 

AZ 26.02.1982 SPIEL MIT ARBEITSPLÄTZEN: VP BLOCKIERT WOHNBAUGESETZ. 

Bauarbeiter warten auf Beschäftigung- aber VP „nutzt“ Bundesratmehrheit. (AZ 02.04. Das kostet die 

Bauarbeiter 1.500 Arbeitsplätze im Jahr 1982. 

Metaller Sepp Wille schlägt 30-Stunden-Woche für Metaller vor. 

(AZ 02.04.1982)  Zwei Beharrungsbeschlüsse im Bundesrat: zu Wohnbausonderprogramm und 

Budgetüberschreitungsgesetz. 

 

AZ 02.03.1982 ZUM ERSTEN MAL SINKEN DIE ARBEITSLOSENZAHLEN WIEDER. 

Seit Ende Jänner von 155.000 auf 146.000, auch Sinken der Arbeitslosenzahlen in der Baubranche 

(AZ 03.03.1982) Kongresszentrum rasch beginnen. Kreisky: Höchste Bedeutung für Bauwirtschaft und 

Fremdenverkehr. 

(AZ 01.04.1982)  Lichtblick: um 41.000 Arbeitslose weniger. Sie beträgt jetzt 4 % oder 115.800 

 

AZ 03.06.1982 KREISKY UND SALCHER ÜBER DIE W IRTSCHAFTSLAGE: INFLATIONSRATE 

SINKT (AUF 5,5 %), WENIGER ARBEITSLOSE (2,8 %), WACHSTUM BIS ZU 2 %. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/01/12/19820112_A02.jpg
http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/01/12/19820112_A03.jpg
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(03.07.1982) Die Arbeitslosenrate betrug Ende Juni 2,3 %, 1 % mehr als ein Jahr zuvor. Dallinger 

verlangt eine Woche mehr Urlaub und die 35 Stunden-Woche. 

 

AZ 13.07.1982 MIT NUR 2,3 % ARBEITSLOSEN EIN WELTREKORD. 

Kreisky, Benya, Salcher zogen Bilanz. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/07/13/19820713_A02.jpg 

 

AZ 30.08.1982 SALCHER FÜR SENKUNG DER ZINSEN. 

Sowohl Senkung des Diskontsatzes, als auch Zurücknahme der Anleihezinsen. Das könne zu einer 

spürbaren Zinssenkung durch die Kreditinstitute führen und damit die Investitionstätigkeit beleben. 

(31.08.1982) Die Nationalbank senkte am Vortag den Diskont- und Lombardsatz um ein halbes Prozent. 

Jetzt beraten die Banken, in welchem Ausmaß die Kredite billiger und die Zinsen für Spareinlagen 

niedriger werden. 

 

AZ 13.10.1982 OECD-ANALYSE DES W IRTSCHAFTSEINBRUCH SEIT 1973. ÖSTERREICH 

WURDE AM BESTEN MIT DER KRISE FERTIG. 

 Im realen Wirtschaftswachstum vom 6. Auf den 2. Rang (hinter Norwegen) vorgerückt. 

 

AZ 14.10.1982 STRAßENBAU: W IEDER VP VERZÖGERUNG. BUNDESRAT LEHNT ASFINAG-

GESETZ AB. 

 

AZ 04.11.1982 RATSCHLÄGE BEI VP-TAGUNG: ARBEITSLOSIGKEIT BIS 1990. 

Der Schweizer Ökonom Walter Wittmann erklärte in einem Interview, Arbeitslosigkeit sei bis 1990 

„zumutbar“ „Die Vorstellung, dass man so etwas grundsätzlich ablehnen muss, mit der kann ich mich 

nicht befreunden, auch wenn einzelne Schicksale schwer betroffen sind.“ Die hohe und wachsende 

Arbeitslosigkeit sei der Preis dafür, dass wir später eine bessere Zukunft haben.“ 

(AZ 19.11.1982)  Industriellen-Generalsekretär Krejci fragt in der Zeitschrift „Industrie“ welcher Teufel 

denn die Veranstalter der Klubklausur geritten habe, den Wittmann einzuladen. 

 

AZ 09.11.1982 NEUER SOZIALBERICHT. NOCH IMMER GROßE UNGLEICHHEITEN. 

Österreich vor dem Röntgenschirm: Die Einkommensverteilung hat sich in den letzten beiden 

Jahrzehnten kaum verändert, Frauen verdienen trotz besserer Aufstiegsmöglichkeiten wesentlich 

weniger als Männer, das gesundheitliche Befinden ist nach wie vor geschichtsspezifisch äußert 

unterschiedlich. 

 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/07/13/19820713_A02.jpg
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AZ 19.11.1982  GERINGSTE TEUERUNG IN EUROPA: NUR 4,6 % 

Oktober 1981 zu Oktober 1982. Bester Wert in Europa. Nur Japan ist noch besser. 

 

AZ 20.11.1982 VERHINDERT VP-LANDESCHEF 800 ARBEITSPLÄTZE IN STEYR? 

Es geht um Ausbau des BMW-Betriebs. Der Bund will 2/3 leisten, auch die Stadt will zahlen,nur das 

Land nicht. Die AZ vermutet christlichsoziale Industriefeindlichkeit hinter dieser Haltung. 

Salcher: Für den Bau des Konferenzzentrums sind schon Aufträge von mehr als 700 Mio vergeben 

worden, für Rohrbau- und Baumeisterarbeiten. 

(AZ 03.12.1982) Abg. Burgstaller behauptet, es sei vertragswidrig italienischer Baustahl eingekauft 

worden, kann diese Behauptung aber nicht aufrecht erhalten. 

 

AZ 25.11.1982 MILLIARDEN-SPRITZE FÜR ARBEITSPLÄTZE IN W IEN. 

U-Bahn-Bau, Stadterneuerung und Fernwärme 

 

VERSTAATLICHTE KEIN FASS OHNE BODEN. 

Kreisky auf Konferenz mit GenDir Grünwald und fast allen Firmendirektoren:: Tausende kleine Firmen 

erhalten Aufträge.1981 25,6 MdS Kumulierter Verlust der Verstaatlichten 1981 6,75 MdS, 1982 wird es 

um 500 Mio bis 1 Md besser. Für 1982 und 1983 Kapitalzuführungen von 3,5 MdS. 

 

AZ 23.12.1982  NOCH KEIN AUFSCHWUNG IN SICHT. OECD: 35 MIO ARBEITSLOSE.  

Wifo und IHS:Die Wirtschaft wird höchstens um 1 % wachsen, die Arbeitslosigkeit 3,2 % betragen. 

Besser sind die Entwicklung der Leistungsbilanz und die Inflationsentwicklung. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/12/23/19821223_A02.jpg 

 

AZ 08.02.1983 HANDELSBILANZ STARK VERBESSERT 

 und bei Industriewaren nahezu ausgeglichen. Leistungsbilanz mehr als 5 MdS Überschuss. Ist auf das 

drastische verminderte Defizit der Handelsbilanz sowie einen Überschuss aus dem Reiseverkehr 

zurückzuführen. 

 

AZ 15.02.1983 GERINGSTE TEUERUNG SEIT ÜBER 3 JAHREN.  

Im Jänner stieg der Verbraucherpreisindex nur um 4,1 %-. Der Wert ist besser als der der Schweiz. Das 

Rezept: Keine Inflationsbekämpfung durch Massenarbeitslosigkeit, dadurch kein Sinken der Kaufkraft. 

 

AZ 16.02.1983 GOLDENE WORTE ZUM GASTARBEITERPROBLEM. 

http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1982/12/23/19821223_A02.jpg
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Rechtsradikale verteilten beim Wiener Opernball Flugblätter in denen „Gastarbeiter raus“ gefordert.- Die 

SPÖ hat in ihrem Wahlprogramm festgelegt, dass sie gegen eine neue Welle der Ausländerfeindlichkeit 

ist, die Gastarbeiter zu Menschen einer minderwertigen Klasse macht. Der Export der Arbeitslosigkeit 

in die – meist ohnehin von schweren Krisen heimgesuchten – Heimatländer jener Arbeiter, die in der 

Hochkonjunktur mithalfen, unseren Wohlstand zu schaffen, ist nicht nur unmoralisch, sondern auch 

nutzlos.  

 

AZ 28.02.1983 KONFERENZZENTRUM: KREISKY SICHERT SUPERKREDIT. 

Auslandskredit aus dem arabischen Raum von 3 MdS mit 6 %  Verzinsung. 

(03.03.1983) Abkommen erspart uns eine Milliarde. 

 

 

AZ 15.03.1983 KREISKY: STARTSCHUSS FÜR 3. BESCHÄFTIGUNGSPROGRAMM 

Auf einer Großveranstaltung „Bürgermeister für Kreisky“ in der Kurhalle Oberlaa. Im Zuge des 

zehnjährigen Investitionsprogramms 330 MdS,zusätzlich 135 Md von Privaten, das bedeutet jährlich 

250.000 Arbeitsplätze gesichert oder neu errichtet. Das Geld wird in Bahn, Post, Autobahnnetz, 

Schulbauprogramm, Marchfeldkanal und Energieversorgung gesteckt. 

(16.03.1983) Beschäftigungsprogramme der Regierung zeigen Erfolge: Im März schon10.000 

Arbeitslose weniger. Arbeitslosenrate von 6 auf 5,9 % zurückgegangen. 

(AZ 22.03.1983) Lacina: „Jetzt Aufschwung stützen!“Gerade jetzt, wo sich ein leichter 

weltwirtschaftlicher Aufschwung abzeichnet, dürfen die öffentlichen Ausgaben nicht gekürzt werden. 

Die sinkende Nachfrage würde mehr Arbeitslose hervorrufen, dadurch würden die Steuereinnahmen 

sinken und das Budget ruinieren. 

(23.03.1983) Kreisky sieht Wirkungen des Beschäftigungsprogramms, im März habe es bislang um 

25.000 Arbeitslose weniger gegeben. 

(16.04.1983) Mitte April neuerlich 15.000 Arbeitslose weniger. Salcher: Trotz der Ankündigung der 

Zinsertragsteuer ist die Sparneigung weiterhin gut. (18.04,1983) Bei uns ist der Aufschwung stärker als 

im Ausland. Die Arbeitslosigkeit Mitte April betrug 4,8 %, vor sechs Wochen waren es noch 6,3 %- 

(18.04.1983) Neuer Rekord: Österreicher sparten schon eine Billion Schilling 700 Md davon liegen auf 

Sparguthaben, der Rest auf Wertpapieren mit fixen Zinsen während der ganzen Laufzeit.  

Über den Ausgang des TV-Duells gibt es, je nach Institut, geteilte Meinungen. Insgesamt kann man 

aber nicht sagen, Mock sei einsam untergegangen, 

Ein ständiges Wahlkampthema war Kreiskys Gesundheitszustand, ermittelt anhand der Frage, wie viele 

Tage der Bundeskanzler tatsächlich im Amt gewesen sei. (20.04.1983) nun beschäftigt sich die 

Wochenpresse mit Kreiskys Nierenleiden. (21.04.1983) Attest von Ärzten: Kreiskys 

Gesundheitszustand hat sich seit Sommer 1982 signifikant gebessert, seine physische und psychische 
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Leistungsfähigkeit sei in keiner Weise eingeschränkt. Kreisky wird nur noch wegen seiner chronischen 

Nierenerkrankung behandelt, die Dialyse verlaufe aber völlig problemlos. 

 

ZÖLLE 

15.10.1981  PRÄFERENZZOLLGESETZ BGBL  487/1981 

 

 

WAHLKAMPF 

AZ 16.09.1982 KREISKY: WAHLEN AM 24.04.1983 

Letztmöglicher Tag 15. Mai, zu spät wegen Urlaubsbeginn, 8. Mai Muttertag, 1..Mai Feiertag  

(08.10.1982) SP lehnt Neuwahlantrag der Opposition ab, 

 

AZ 04.03.1983 SPÖ-ANTRAG: KÜRZUNGEN BEI POLITIKEREINKOMMEN UND 

ABFERTIGUNGEN. 

Antrag theoretischer Art, weil Nationalrat schon aufgelöst. Einkommenskürzung, keine 

Doppelabfertigungen, keine Doppelbezüge für Beamte, die gleichzeitig NR sind, aber fiktive Pension. 

(07.04.1983) Doppelbezüge, Politiker-Abfertigungen. Staatliche Manager: So wird die SPÖ die 

Privilegien abbauen.  

(09.04.1983 ) Kreisky garantiert: Privilegienabbau ist nicht nur Wahlschlager. Privilegienabbau sofort 

nach der Wahl im Parlament. 

(AZ 13.04.1983) Eigener Fonds soll rascheres Durchgreifen möglich machen: Künftig mehr Mittel für 

den Umweltschutz. 

(AZ 14.04.1983) Salzburger Wohnbauskandal. Kreisky verspricht nun Hilfe. Die präsumtiven  

Wohnungseigentümer sollen weder ihre Wohnungen verlieren noch noch einmal zahlen müssen- 

 

AZ 21.03.1983 SCHEUCH, ZWISCHENLÖSUNG? 

Kreisky weigert sich, einer Koalitionsregierung vorzustehen. Ob es aber zu einer absoluten Mehrheit 

kommt, ist angesichts des möglichen Eintretens der Tollmann-Fux-Grünen in den Nationalrat 

zweifelhaft. Es wäre deshalb zu überlegen, wieder mit einer Minderheitsregierung zu operieren, die bis 

zur Erstellung eines neuen Budgets arbeitet.  

(AZ 26.03.1982) Kreisky für Wahl nun optimistisch, wohl weil  VGÖ Parteichef Tollmann seine Basis 

gegen sich aufgebracht hatte, und Herbert Fux durch einen Basta Artikel beschädigt wurde und es 

vorauszusehen war, dass er für diesmal nicht in den Nationalrat kommen würde. Mit der ÖVP könnte 

er schon deshalb nicht zusammengehen, weil die Kluft zwischen den beiden Parteien zu groß sei. Auch 

eine VP-FP-Koalition hält Kreisky für nachteilig. Da wäre eine Minderheitsregierung doch besser. 
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Kandidat Hanke, aus der VGÖ ausgeschlossen. 

PETER PELINKA, DON QUICHOTTE. 

Der Wirtschaftsjournalist Franz Hanke sei ein Narr im bürgerlichen Gewande. „Hanke war es nämlich, 

der schon vor Jahren mit der hirnrissigen These brach, wonach der jetzigen Weltwirtschaftskrise durch 

mehr arbeiten beizukommen wäre. Als handle es sich bei Österreichs Problem um Ergebnisse der 

Faulheit und Schlamperei, nicht um die Folgen einer Überproduktions- und Absatzkrise, die in 

Verbindung mit der neuen technischen Revolution der Mikroprozessoren zu wachsender 

Arbeitslosigkeit führt, wenn man nicht in internationalem Rahmen die Arbeitszeit senkt, um die 

vorhandene Arbeit besser aufzuteilen. Aber Hanke will Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich, was 

die Massenkaufkraft zu sehr senken würde. Er ist aber ein kleinbürgerlicher Wachstumsgegner, der 

etwa die obersteirischen Betriebe zusperren würde. 

WIRTSCHAFT 04.08.2013  DAMMANN, REINER AUGUST: DEUTSCHLAND STIRBT: FÜR DEN ENDSIEG DES 

KAPITALISMUS119  

Dabei gibt es ein einfaches Zauberwort, das erklärt, warum Deutschland zur Rettung das 

Kapitalismus sterben muss: NAIRU heist es. Der Begriff beschreibt nichts anderes als jenen 

Grad von Arbeitslosigkeit, der notwendig ist, Inflation zu stoppen. 

Hören wir dazu nochmal den Nobelpreisträger Joseph Stieglitz (a.a.O., Seite 193): 

In der Geldpolitik kommt es zu Zielkonflikten zwischen Inflation und 

Arbeitslosigkeit. Anleihegläubiger fürchten die Inflation. … Eine zu niedrigen 

Arbeitslosigkeit führe zu ständig steigender Inflation … 

Politiker wissen das. Wirtschaftler wissen das. Journalisten wissen das. Nur das Volk nicht, 

das für die Bekämpfung der Inflation in die Massenarmut getrieben wird. 

Die NAIRU ist somit diejenige Arbeitslosenquote, deren Disziplinierungswirkung 

stark genug ist, um die Lohn-Preis-Spirale zum Stillstand zu bringen. 

So wird der Begriff im Wirtschaftslexikon24 erläutert – eine der wenigen deutschsprachigen 

Quellen, die sich damit beschäftigen. Die Folgen für die Arbeitnehmer sind gewaltig: 

Die Höhe der NAIRU wird insb. durch den Monopolgrad und 

die Kapitalintensität sowie sog. Lohndruckvariable (z. 

B. Lohnnebenkosten, Arbeitslosengeld, Gewerkschaftsmacht, Kündigungsschutz) 

bestimmt 

So sehen wir, dass die deutsche Politik konsequent seit Jahrzehnten den Schutz des Kapitals 

von Inflation im Auge hat – auf Kosten der Arbeitnehmer. Widerstand fällt Säuberungen zum 

Opfer – auch in den Reihen von (ehemals) „linken“ Parteien. 

 

                                                      

119 Wikipedia Stand 01.04.2018. 

http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/nairu/nairu.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/monopolgrad/monopolgrad.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/kapitalintensit%C3%A4t/kapitalintensit%C3%A4t.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/lohnnebenkosten/lohnnebenkosten.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/arbeitslosengeld/arbeitslosengeld.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/k%C3%BCndigungsschutz/k%C3%BCndigungsschutz.htm
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AZ 25.04.1982 ÖVP NIMMT SPÖ 5 MANDATE AB, DIE FREIHEITLICHEN BLEIBEN BEI IHREN 

11 MANDATEN. ES STEHT NOCH IMMER BEI 90:82. NUR 3 MANDATE FEHLEN DEN 

SOZIALISTEN AUF DIE ABSOLUTE. 
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	AZ 05.11.1974 Dr. Heinz Kienzl, Generaldirektor der ÖNB. Vollbeschäftigung verlangt Inflationsbekämpfung. Ohne Einkommens- und Preispolitik geht es nicht – Gehaltserhöhungsstoppp für Spitzenverdiener
	AZ 22.11.1974  Immer höher auf der Wohlstandsleiter. Wirtschaftliche Erfolge Österreichs widerlegen „Konkurs“-Polemik der ÖVP


	Wahlkampf.
	(AZ 17.01.1975) Schleinzer will am 8. Juni wählen
	AZ 24.01.1975 VP dreht durch: Antrag auf Parlamentsauflösung.
	AZ 08.03.1975 60 Milliarden für sichere Arbeitsplätze- Kreisky vor Voith-Arbeitern.
	AZ 14.03.1975 Hans Dibold, Serum Defizit.
	AZ 06.05.1975 Für Sicherheit und eine gute Zukunft. SPÖ beschloss Wahlplattform: Arbeit, Gesundheit, Chancengleichheit.
	AZ 20.07.1975 ÖVP-Obmann Schleinzer starb bei einem Autounfall.
	AZ 30.07.1975 ÖVP mit Skandal-Werbung gegen SPÖ:
	AZ 01.08.1975 Zusammenarbeit „ohne Bankgarantie“.
	AZ 09.08.1975 Dibold: Die Taus-Dividende
	AZ 21.08.1975 Androsch: Taus unglaubwürdig. Auch ÖVP käme nicht ohne MwSt.-Erhöhung aus.
	AZ 02.09.1975 ÖVP-Affäre: Wer gab und wer nahm Geld?
	AZ 04.09.1975 Taus-Durchfaller beim TV-Dreikampf.
	AZ 06.09.1975 Bruno Kreisky: Große Koalition löst nichts.
	AZ 17.09.1975 VP-Kampagne als Ablenkungsmanöver
	AZ 20.09.1975 Benya skizziert künftige Politik des ÖGB. Augenmaß bei Löhnen, Druck auf Preise, Höherer Lebensstandard für alle durch bessere Gemeinschaftsleistungen.
	AZ 23.09.1975 Taus-Bank: Staatsschuld nicht zu hoch.


	Alleinregierung 1975-1979
	Allgemeines
	Zwentendorf
	AZ 18.01.1978 Keine Volksbefragung über Atomkraft
	AZ 23.06.1978 Österreicher werden im Herbst entscheiden. Volksabstimmung über Nutzung der Atomkraft.
	AZ 06.11.1978 Mit 50,47 zu 49,53 % gegen Betrieb Zwentendorfs

	Ergebnis Wiener Gemeinderatswahlen.
	AZ 09.10.1978 Trotz erheblichen Verlusten zweitbestes Ergebnis  seit 1945


	Unvereinbarkeit
	AZ 05.08.1978 Androsch: Der ÖVP geht es nur um persönliche Diffamierung
	(AZ 06.08.1978) ÖVP-Wirtschaftssprecher Keimel
	(AZ 07.08.1978) Finanzminister kündigt gesetzliche Initiative an.
	(AZ 08.08.1978) Gratz und Broda verteidigten Androsch.
	(AZ 09.08.1978) Die Wirtschaftstreuhänderkammer erklärt Androschs Vorgangsweise für korrekt,
	(AZ 10.08.1978) Gratz; Keine Immunität für diffamierende Angriffe.
	(AZ 11.08.1978) Retourkutschen für Angriffe auf Androsch,
	(AZ 13.08.1978) Kreisky bei einer Pressekonferenz in Salzburg:
	/AZ 15.08.1978) Kreisky sagt, jede vertretbare Verschärfung des Unvereinbarkeitsgesetzes habe seine Unterstützung.
	(25.08.1978) Einkommen: Leistung vor Status.
	(AZ 03.09.1978) VP-Filzokratie in der Steiermark untragbar.
	(AZ 11.09.1978) Für Kreisky ist der Verzicht auf alle Nebeneinkünfte vorstellbar.
	AZ 03.12.1978 Strenge Regeln für Minister: Verzicht auf Anteilsrechte.
	(AZ 07.12.1978) Androsch stoppt die Hetze: Firmenanteil an Treuhänder.
	AZ 16.01.1979 Amtsverlust als Sanktion. Neues Unvereinbarkeitsgesetz fertig: Wer dagegen verstößt, kann Amt verlieren.

	Programmatisches
	AZ 05.11.1975  Kreisky kündigt Fortsetzung der Reformen an. „SPÖ-Programm wird überprüft.“
	NR XIV (2) 05.11.1975
	AZ 06.11.1975  Regierungserklärung des Kabinetts Kreisky III – Österreich moderner und menschlicher. Volksanwaltschaft, Steuergerechtigkeit, Mietrecht, 4 Wochen Mindesturlaub
	NR XIV (3) 11.11.1975 Debatte über die Regierungserklärung.
	AZ 12.11.1975 SPÖ zieht Grenze für Zusammenarbeit. Taus-Start mit Roter Katze.
	AZ 17.12.1975 Test für Umweltbewusstsein. Was ist uns sauberes Wasser wert?
	Mietervereinigung fordert Steuer auf leerstehende Wohnungen.
	AZ 28.03.1976. Blecha, Der Sozialismus – zu teuer?
	AZ 11.12.1976 Neues SP-Programm bis 1978.
	AZ 14.01.1977 Kreisky-Vortrag: Investitionen kommen jetzt zum Tragen.
	AZ 21.04.1977 Sieben Jahre, die Österreich prägten. Interview mit dem Bundeskanzler.
	AZ 21.09.1977  Parteivorstand beschäftigte sich mit Entwurf für neues Parteiprogramm.
	AZ 29.01.1978) Kreisky bei Regierungsenquete in Wien: Die Armut bekämpfen heißt, das Recht auf Arbeit gewährleisten.
	AZ 13.05.1978 SP-Programm nach Debatte präziser.
	AZ 17.05.1978 Kreisky zu Anträgen im SP-Programm: Einkommen: Unterschiede prüfen, ohne zu nivellieren.
	AZ 18.05.1978 Kreisky in der Stadthalle zur Eröffnung des SP-Parteitages: Österreich früher europareif, als es vorausgesagt wurde.
	AZ 20.05.1978 Kreisky legt vor Parteitag Grundsätze der SPÖ dar: Soziale Demokratie ist die menschlichste Gesellschaft.
	.http://www.arbeiter-zeitung.at/archiv_bilder/1978/05/20/19780520_A02.jpg
	AZ 21.05.1978 Es war ein historischer Tag: Einstimmig für SP-Programm. Bruno Kreisky mit 454 von 457 Stimmen wieder SP-Vorsitzender.
	21.05.1978 Finanzpolitische Forderungen im Parteiprogramm für 1978.
	AZ 19.07.1978 Noch Gespräche über Steuerreform
	AZ 22.07.1978 Es gilt: Lieber Schulden als 200.000 Arbeitslose. Kreisky im AZ-Interview: „Für Arbeitsplätze muss Geld da sein.
	AZ-Interview mit Bundeskanzler:
	AZ 17.01.1979 Kreisky: Marktwirtschaft gilt der Mehrheit nicht als sozial.

	Zweite Erdölkrise.
	AZ 18.12.1978 Neuer Erdölschock: OPEC steigert Preis um 13,8 %.

	Bankengesetze
	Bundesgesetz vom 24. Jänner 1979 über das Kreditwesen (Kreditwesengesetz — KWG)
	Bundesgesetz vom 24. Jänner 1979 über die Ordnung des Sparkassenwesens (Sparkassengesetz — SpG)
	Bundesgesetz vom 24. Jänner 1979 über die Ausgabe von Schuldverschreibungen (Wertpapier-Emissionsgesetz)

	Wirtschaftsentwicklung
	Bartik „Kurswechsel“ 1977 und zweiter Ölpreisschock
	Budget- und Finanzpolitik 1977-1981/82

	1975
	AZ 16.01.1975 Index stieg 1974 um 9,5%.
	AZ 15.06.1975 Selbst schuld?
	AZ 24.06.1975 Bundeskanzler Kreisky in Bonn: Besorgt über Wirtschaft.
	AZ 25.06.1975 Kein Minuswachstum in Österreich.
	AZ 01.07.1975 Finanzspritze im Herbst: 4,4 MdS.
	AZ 02.07.1975 Wirtschaftsberichte ohne Illusionen.
	07.11.1975 Hans Reithofer: Öffentlicher Sektor ist kein Moloch. Bei Vollbeschäftigung benötigt öffentlicher Bereich immer mehr Menschen.
	AZ 11.11.1975 Die Flaute kam vorwiegend vom Export.
	AZ 13.12.1975 Wissenschaft bestätigt: Budgetpolitik bremste Arbeitslosigkeit.
	AZ 20.12.1975 Aufschwung 76: Wirtschaft wächst wieder. Prognose der Experten 1,5 %.

	1976
	AZ 03.01.1976 Arlbergtunnel früher fertig. Moser: Bauzeit unterschritten, Finanzierung gesichert.
	AZ 13.01.1976 Autobahnausbau, Nahverkehr: Ab 1. Oktober mehr Kfz-Steuer. Super 80 g bis 1 S teurer.
	AZ 16.01.1976 Regierung berät Konjunkturstoß.
	AZ 20.01.1976 Mehr Konsum soll Aufschwung stärken.
	AZ 05.02.1976 Es geht allen besser: Anteil der Ausgabe für Essen sank
	AZ 25.02.1976 Erste Konjunkturspritze für 1976 fixiert.
	AZ 07.04.1976 Schon 34.000 Beschäftigte mehr als 1975.
	AZ 01.09.1976 Konjunktur gefestigt: Um 37.000 Beschäftigte mehr als im Vorjahresmonat..
	AZ 04.09.1976 Österreich meisterte die Flaute. OECD-Lob für Wirtschaftspolitik.
	AZ 07.09.1976 Regierungsklausur auf der Schallaburg
	AZ 24.09.1976 3 % Arbeitslosigkeit wären zu hoch
	AZ 28.09.1976 Nächste Rezession kommt sicher. Forderung nach Steuersenkung unanständig.
	AZ 1.10.1976 Aufschwung hält an, Preise bröckeln ab.
	AZ 28.12.1976. Österreicher verdienen doppelt so viel wie 1970
	AZ 30.12.1976 Das bringt der 1. Jänner 1977: Neue Gebühren, Tarife, Sparförderung.

	1977
	AZ 01.01.1977 Benya Höhere Reallöhne um 1-2 % Vorsicht bei Spitalssteuer.
	AZ 08.01.1977 Beschäftigte: Rekordjahr 1974 übertroffen.
	AZ 09.01.1977 (Großes Androsch-Interview Strukturreformen ohne
	AZ 22.01.1977 Der solidarische Lohnverzicht.
	AZ 10.06.1976 Wirtschaftsbericht Androsch/Kreisky
	AZ 07.02.1977 „Jugendarbeitslosigkeit unbekannt“ FAZ zur wirtschaftlichen Lage in Ö.
	AZ 30.03.1977 Ungleiche Einkommen: 1 % verfügt über 7,3 %.
	AZ 05.04.1977 Nicht Wachstum, Arbeit sichern. Europas Sozialdemokraten berieten Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit.
	AZ 09.05.1977 Nun werden auch die großen Industrienationen aktiv. Einig bei Wirtschaftsgipfel: Hauptfeind Arbeitslosigkeit.
	AZ 03.09.1977 Romé: Konjunkturschatten.
	AZ 08.09.1977 In erster Linie die Leistungsbilanz.
	AZ 11.09.1977 Zahlungsbilanzproblem in nächster Zeit lösbar.
	(21.09.1977) Kreisky kündigt Kurzarbeit bei Voest an,
	AZ 24.09.1977 Index fällt weiter: 5,5 %.
	AZ 28.09.1977 Konjunkturprognose 1978 nur 2 %.
	AZ 22.10.1977 Investitionsprogramm noch heuer.
	ÖVP-Konzept zur Sicherung der Arbeitsplätze
	AZ 01.11.1977 Kreisky: Auch ÖVP anerkennt jetzt Beschäftigungspolitik.
	AZ 20.09.1977 Regierungsklausur am Kahlenberg Trendumkehr bei Defiziten, ohne Wohlstand anzutasten.
	AZ 03.10.1977 Maßnahmenkatalog zum 2. Abgabenänderungsgesetz
	AZ 08.10.1977 Folge der Panik-Käufe Händler streichen Rabatte
	04.11.1977 „Kahlenberg-Gesetze“ Wirtschaftspolitische Diskussion.
	AZ 11.11.1977 Investitionsprogramm Anfang Jänner
	AZ 16.11.1977 Benya: Lohn-Preis-Stopp ist ungerecht.
	AZ 20.11.1977 Investitionen: Auch Nutznießer von morgen sollen mitzahlen.
	AZ 23.11.1977  Österreichs Lage auch 1978 gut.
	AZ 13.12.1977 Androsch: Inflation sinkt im neuen Jahr unter 5 %
	AZ 22.12.1977 Wirtschaftsforscher: 1978 bringt schwächeres Wachstum.
	AZ 24.12.1977 Teuerung ging stark zurück! Index 4,8 %

	1978
	AZ 09.01.1978 Heute Weichenstellung für die nächsten zehn Jahre.
	AZ 21.03.1978 Preisindex ank auf 3,8 %.
	AZ 22.03.1978 Kienzl: Arbeitszeitverkürzung sichert Arbeitsplätze nicht.
	AZ 17.04.1978 Arbeitsplatzsicherung bleibt Hauptziel: Regierung mobilisiert für Investitionen 25 Md.
	AZ 24.05.1978 Parlament: Wirtschaftsberichte von Kreisky und Androsch: Recht auf Arbeit ist Leitziel: Augenmaß bei Steuerreform.
	AZ 14.06.1978 Zinsstützungsaktion: 280 Mill. Für Industrie freigegeben.
	AZ 16.06.1978 Preisindex blieb auch im Mai unter 4 %-
	AZ 21.06.1978 Androsch: Geld zu teuer, herunter mit den Zinsen.
	AZ 15.07.1978 Eine Milliarde für Grenzland in NÖ
	AZ 11.08.1978 Maßnahmenpaket beginnt zu greifen.
	AZ 29.08.1978 Androsch rechtfertigt höhere Staatsschulden. Wenn Ansprüche STEIGEN, STEIGEN auch die Ausgaben.
	AZ 31.08.1978 Vollbeschäftigungspolitik für Igler nur Protzerei. Industrie-Chef für massive Sozialkürzungen-VP, FP dafür?
	AZ 17.09.1978 Export verbessert Leistungsbilanz.
	AZ 22.09.1978 Androsch tritt Gerüchtemachern entgegen: Keine höheren Beiträge für Sozialversicherung.
	AZ 25.11.1978 Modell Aichfeld: 3000 neue Arbeitsplätze für die Region.

	1979
	AZ 11.01.1979 Regierung stellt Weichen für die Achtziger Jahre.
	AZ 23.01.1979Androsch: Wirtschaft wird um 5,5 MdS entlastet.


	Budgets
	Bundesfinanzgesetz 1976
	AZ 01.10.1975 Budget 1976. Personalaufwand 9 % mehr- Keine neuen Erhöhungen.
	AZ 31.10.1975 Androschs Kurs bis 1978: Sparen und investieren. Androsch-Plan gegen harte Jahre.
	AZ 28.10.1975 Androsch: Kredite für die Vollbeschäftigung. AZ 29.10.1975 Androsch: 1976 Preissteigerung geringer.
	NR 12.11.1975 XIV(4) Budgetrede des Finanzministers.
	AZ 13.11.1975  Budget: Rekord für Pensionisten.
	AZ 19.11.1975 Budget: Geplänkel vor der Schlacht,
	AZ 21.11.1975 Androsch: Beitrag zur Gesamtstabilität. Investitionsanleihe liegt zur Zeichnung auf.
	AZ 06.12.1975 VP-Sozialdemagogen waren müde. Sozialdebatte im NR – Panis: Opposition hat keine Alternativen.
	AZ 10.12.1975 VP-Rückzugsgefecht um Bauerngunst. Bauerneinkommen real gestiegen.
	AZ 11.12.1975 Weltbetrachtung ohne Illusionen
	AZ 12.12.1975 Wirtschaftsdebatte als VP-Trauerspiel.
	AZ 17.12.1975 Budgetdebatte über Verkehr.
	AZ 18.12.1975 Bautendebatte und Wissenschaftsdebatte im NR.
	AZ 19.12.1975 Kapitel Finanzen, Unterricht, Beschluss des Budgets.
	AZ 16.02.1977 Ergebnisse Budget 1976
	24.02.1978 Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses 1976, BGBl 111/1978
	AZ 16.03.1978 Zur VP-Zeit war Spesenaufwand höher. Fischer begrüßt Sonderprüfung.,

	BFG 1977
	AZ 29.05.1976 Androschs Budgetkonzept für 1977: Äußerte Sparsamkeit und Ausgabenkürzungen.
	AZ 16.06.1976 So spart die Regierung. 1 % weniger Dienstposten, Subventionen um 5 % gekürzt.
	AZ 29.09.1976 Beamtenposten: Schon halbe Milliarde gespart. Spesen: Alles auf den Groschen belegt.
	AZ 22.10.1976 Budgetrede für 1977.Androschs Zielsetzung: Wachstum und Stabilität. Budget: Kampf gegen Armut geht weiter-
	AZ 04.11.1976 Heißer Start der „Budgetschlacht“. Konfrontation Taus-Androsch.
	AZ 09.11.1976 Heute beginnen Budgetverhandlungen.
	AZ 02.12.1976 ÖVP setzt auf Doppelstrategie -will mehr Ausgaben und weniger Defizit.
	AZ 03.12.1976 Am schlimmsten ist Angst vor der Angst. 19 MdS für Sicherheit.
	AZ 04.12.1976. Budget Gesundheit und Soziales.
	AZ 15.12.1976 Budget Unterricht und Kunst, Wissenschaft und Forschung.
	AZ 16.12.1976 Budget: Schwung am Bau auch 1976.
	AZ 17.12.1976 Bundesfinanzgesetz für 1977 beschlossen.
	12.05.1977 1. Bundesfinanzgesetznovelle 1977 BGBl 295.
	17.11.1977 Budgetüberschreitungsgesetz 1977, BGBl 536.
	07.03.1979 NR XIV (121) Bericht des Rechnungshofausschusses über den vom Rechnungshof vorgelegten Bundesrechnungsabschluß (TII-130 der Beilagen) für das Jahr 1977 (1221 der Beilagen)

	BFG 1978
	AZ 02.04.1977 Künftig kein eigener ao. Haushalt mehr.
	AZ 08.06.1977 Androsch zum Budget 1978: Weniger Staatsinvestitionen. Steuerprivilegien fallen. Bremse für Subventionen .
	AZ 03.09.1977 Budgetvorschlag 1978 Start für Verhandlungen über. Montag (05.09.1977)
	AZ 21.09.1977 „Mehreinnahmen für Infrastruktur“ Kreisky: Maßnahmenpaket nötig, weil Wirtschaftsprognosen nicht eintraten.
	AZ 18.10.1977Androsch legt heute Parlament restriktives Budget 1978 vor.
	AZ 04.11.1977 Nationalrat debattiert Budget 1978
	AZ 22.11.1977Wissenschaftsbudget: Uni mit 10 % Erhöhung unzufrieden
	AZ 02.12.1977Budgetauftakt: ÖVP bot leere Bänke.
	AZ 03.12.1977Gesundheits- und Sozialdebatte. Kampf gegen die Armut gewonnen.
	AZ 07.12.1977Unterricht und Wissenschaft. Bildungsexplosion wurde bewältigt. Sozialisten bekräftigen: Gesamtschule bleibt Ziel.
	29.06.1978 (1. Budgetüberschreitungsgesetz 1978) BGBl 316/1978
	AZ 23.08.1978 Budget 1978 und 1979 im 50 MdS-Bereich
	08.11.1978  Bundesfinanzgesetznovelle 1978 BGBl. Nr. 538/1978
	08.11.1978  2. Budgetüberschreitungsgesetz 1978 BGBl. Nr. 539/1978

	BG v. 21.02.1980 über die Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses 1978 BGBl 98/1980
	BFG 1979
	AZ 05.09.1978 Klausur; Budget, Steuern, Privilegien.
	AZ 14.10.1978 Androschs Budget: Staat gibt mehr, als er nimmt.
	AZ 19.10.1978 Androsch legt Budget für 1979 vor: Arbeitsplätze, Stabilität und Abbau des Defizits.
	AZ 15.12.1978 Budget 1979 untere Dach und Fach. Vollbeschäftigung bleibt Schwerpunkt.
	23.02.1979 84. Bundesgesetz: Bundesfinanzgesetznovelle 1979

	25.02.1981 Bundesgesetz vom 25. Feber 1981 über die Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses für 1979, BGBl. Nr. 128/1981

	Finanzausgleich
	AZ 27.05.1977 Androsch-Vorschläge für Finanzausgleich
	30.06.1978 Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 1973 — FAG 1973  BGBl. Nr. 455/1978
	AZ 21.10.1978 Finanzausgleich ist nun perfekt. Die Landesumlage wurde gesenkt.
	15.12.1978 Finanzausgleichsgesetz 1979 FAG 1979 , BGBl 673/1978.
	Verstaatlichte/Bundesbetriebe
	NR XIV (2) 05.11.1975 Regierungserklärung Kreisky.
	AZ 30.07.1976 Kreisky: Konsequente Konzernpolitik. Regierung erwartet von ÖIAG: Ertragsdenken, Dividendenpolitik, Kapitallenkung
	AZ 15.09.1976 Kohlenbergbau in Fohnsdorf in der Krise.
	Wikipedia Stand 23.11.2017 12:59
	AZ 02.01.1977 Milliardeninvestitionen der Verstaatlichten Industrie sichern Vollbeschäftigung.
	AZ 19.07.1977 Sekanina kontert Geist: Lohnstopp strikt abgelehnt.
	AZ 15.12.1977 Taus: „Vermögensbildung“ für verstaatlichte Industrie.
	12.10.1978 NR XIV(103)10089ff
	24.01. 1979 45. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der Elin-Union Aktiengesellschaft für elektrische Industrie
	24.01.1979 59. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für die Konversion von Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten der österreichischen Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und der Sondergesellschaften
	22.02.1979 83. Bundesgesetz: Änderung des ÖIAG-Anleihegesetzes
	Bundesbetriebe
	AZ 23.08.1978 (Fortsetzung der Ausgliederung).


	Steuern, Beiträge, Gebühren .
	Steuern allgemein
	AZ 29.07.1976 Steuern sprudeln wieder kräftiger
	AZ 16.12.1976 Steuern „abstottern“ bald verboten?
	AZ 11.01.1977 Günter Traxler: Vor- und Zurückprescher.
	AZ 15.04.1977 Fischer zu VP-Steuerplänen: Wo bleibt die Bedeckung?
	AZ 27.08.1977 Steuerverweigerung: Unternehmer mimen entrüstung.
	(AZ 28.09.1977)  Auseinandersetzung Kreisky-Kienzl
	AZ 12.10.1977 Steuerschuldner sollen Zinsen zahlen.
	Bundesgesetz vom 13. 12 1977, mit dem das Einkommensteuergesetz 1972, das Körperschaftsteuergesetz 1966, das Gewerbesteuergesetz 1953, das Bewertungsgesetz 1955, das Vermögensteuergesetz 1954, das Umsatzsteuergesetz 1972, das Alkoholabgabegesetz 1973 ...
	AZ 29.07.1978 Fischer: Steuerreformen getrennt. SPÖ-Klubchef hält Verbindung von „kleiner“ und „großer“ Reform für unrealistisch.
	AZ 26.11.1978 Unser Steuersystem – einfacher und billiger.
	AZ 23.01.1979 Androsch: Wirtschaft wird um 5,5 MdS entlastet.
	AZ 20.02.1979 Androsch: 13. Und 14. nicht antasten. Auch „Sparbuchsteuer“ wird nicht eingeführt – Keine Erhöhung der Einheitswerte.
	Umsatzsteuer
	Ab 1. Jänner 18 % Mehrwertsteuer. Damit wird das alte Steueraufkommen wieder erreicht werden. Der Steuersatz von 8 % für Güter des täglichen Bedarfs bleibt erhalten.
	BG v. 30.11.1976, mit dem das Umsatzsteuergesetz 1972 geändert wird. BGBl 666.
	AZ 17.09.1977  Benya. Die Luxussteuer ist überlegenswert.
	AZ 16.09.1977 Androsch: Luxustarif ist denkbar.
	AZ 24.09.1977 Autos: Luxusmehrwertsteuer sollen nur Konsumenten zahlen.
	AZ 13.12.1977 2. Abgabenänderungsgesetz
	AZ 06.06.1978 Importbremse greift. 60 % weniger neue PKW.
	AZ 11.01.1979 Regierung stellt Weichen für die Achtziger Jahre.
	22.02.1979 NR XIV (119) Selbstverbrauchsteuer /Bundesgesetz vom 23. Feber 1979, mit dem das Umsatzsteuergesetz 1972 geändert wird, BGBl 101/1979

	Kfz-Steuern
	(12.02.1974) ÖVP wie Kommunisten im Kampf gegen die Kfz-Steuer-Erhöhung.
	AZ 07.03.1976 Mineralölsteuer spätestens ab mai
	AZ 06.12.1976 Lanc: LKW-Abgabe bringt keine Verschlechterung im Wettbewerb.
	AZ 29.12.1977 Lkw-Abgabe 1 S je Tonnenkilometer
	AZ 03.03.1978 Lkw-Steuer: Frächter kamen mit blauem Auge davon.
	29.06.1978 Straßenverkehrsbeitragsgesetz BGBl. Nr. 302/1978
	15.12.1978 Änderung des Bundesmineralölsteuergesetzes, BGBl. Nr. 631/1978

	Lohnsteuer 1976
	AZ 21.10.1976 Arbeitsplätze wichtiger als Steuersenkung. Benya: Termin für Reform 1979.
	AZ 26.11.1976 Bei gleichen Aufgaben keine neuen Steuern. Androsch: In nächsten Jahren Progressionsmilderung nötig.

	Lohnsteuer 1977
	AZ 26.02.1977 Androsch nennt Termin für Steuersenkung: 1. Jänner 79.
	AZ 20.04.1977 Kreisky gibt vorzeitiger Steuersenkung keine Chance.
	(AZ 24.06.1977) Dallinger, Benya  zu Steuerreform
	AZ 27.08.1977  Benya: Lohnsteuersenkung ab 1.1.1979.
	AZ 28.09.1977 ÖGB-Kommission Steuerreform 1.1.1979 – wenn Lage es erlaubt.

	Lohnsteuer 1978
	AZ 01.03.1978 Steueranpassung: Bald Kontakte ÖGB-Androsch.
	AZ 07.03.1978 Androsch: Lohnzulagen bleiben steuerbegünstigt.
	AZ 09.03.1978 Unseriöser ÖVP-Kurs.
	AZ 10.03.1978 ÖVP-Breitseite gegen Koren
	AZ 12.04.1978 „Steuerreform jetzt nicht zielführend.“ Kreisky: Hätte Gegeneffekt zu Maßnahmenpaket.
	AZ 21.04.1978 Steuerrunde startet am 8. Mai. Androsch nennt Termin für Gespräche mit dem ÖGB.
	AZ 09.05.1978 ÖGB bleibt dabei: Termin für Steuerreform 1. Jänner 1979. ÖGB-Vorschlag: Monatliche Steuerersparnis zwischen 258 und 308 S-
	AZ 25.05.1978 Androsch wiederholt: Steuer keine vorrangige Problematik.
	AZ 13.06.1978 Steuer: Ziel ist die große Lösung.
	AZ 05.07.1978 Einigung bei Gipfel, Terminprüfung im Herbst: Steuerreform ab 1. Jänner 1979 so gut wie sicher. Höhere Absetzbeträge für Arbeitnehmer.
	AZ 23.08.1978 Androsch rechnet nun mit einer Steuersenkung ab 1. Jänner.
	AZ 20.09.1978 Steuersenkung: Weitgehende Annäherung Androsch.ÖGB.
	07.11.1978 Einkommensteuergesetz-Novelle 1978, BGBl. Nr. 571/1978

	(Veranlagte) Einkommensteuer,Körperschaftssteuer
	BG 30.11.1976, mit dem Prämiensparförderungsgesetz und das Einkommensteuergesetz geändert werden. BGBl 664
	(AZ 05.04.1977) vz Afa
	AZ 24.03.1977 Firmenautos kosten den Staat 500 MioS jährlich: Fallen die Steuervorteile für Kombiwagen der Firmen?
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	AZ 18.02.1977 Benya für harten Schilling.
	AZ 30.03.1977 Helmut Romé: Harakiri mit der Währung.
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	AZ 26.03.1981 AKH-Bericht: Konsequenzen nach Prüfung durch 4 Spitzenjuristen:
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	AZ 16.10.1980 ÖGB setzt dem Finanzminister einen Termin – Steuerreform bis zum 1. Jänner 1982.
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